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ch kann immer noch nicht fassen, was in der Nacht vom 

23. November 1992 mit meiner Familie geschehen ist. Es 

ist so schrecklich und so grausam. Meine Frau Bahide, En- 
kelin Yeliz und Ayse Yilmaz sind tot. Meine Schwiegertöch- 
ter sind.durch die Folgen der Brandnacht behindert und ha- 
ben Schmerzen, die Familie ist überhaupt nicht mehr, was 
sie war. 

Meine Frau Bahide war der Mittelpunkt meiner Familie — 
meines Lebens. | 
Sie war für alle in 
der Familie im- 
mer da, bei ihr 
lief alles zusam- 
men. Wer 
Schwierigkeiten 
hatte, mußte zu Bahide gehen. Sie konnte lesen, schreiben 
und mit Geld umgehen. Sie kam ja auch als erste nach 
Deutschland. 

Wir sind, jungverheiratet, mit drei Kindern von Samsun 
nach Istanbul gegangen, weil wir dachten, in Istanbul könn- 
ten wir besser leben. Doch ich wurde sehr krank. Viele Wo- 
chen konnte ich nicht aufstehen, nicht gehen, habe Blut ge- 
spuckt, ich war wirklich todkrank. Bahide hat mich nicht 
verlassen, obwohl wir ganz arm wurden, weil ich nicht ar- 
beiten konnte in der Zeit. Sie hat mich zum Arzt und ins 
Krankenhaus gebracht. Manchmal hat sie mich sogar hinge- 
tragen. Sie hat all die Zeit gearbeitet, hat alles gemacht, und 
wenn sie konnte, hat sie bei mir am Bett gesessen. 

Als ich wieder einigermaßen gesund war, wurden Frauen 
gesucht, die in Deutschland arbeiten wollten. Meine Frau 
Bahide ging mit- und kam nach Mölln (in die Möllner Textil- 
Werke). 

Sie hat ganz hart gearbeitet und hat zuerst immer Geld in 
die Türkei geschickt und dann soviel Geld geschickt, daß die 
Kinder und ich 
nachkommen 
konnten, als ich 
wieder ganz ge- 
sund war. 

Man hat uns 
hergebeten, wir 
sind gekommen, 
weil in Deutsch- else ee 
land Arbeits- WERT 
kräfte gesucht N. 
wurden - und wir 
haben gearbeitet. 
Beide haben wir 
gearbeitet. Ba- 
hide hat von früh 
bis spät gearbei- 
tet, immer nur ge- 
arbeitet. Uber 
zwanzig Jahre 
lang. Und dann 
so eine Tat. 

Das Grauen 
und der Schrek- 
ken sind für mich noch immerzu da. Jedesmal wenn ich in 
die Mühlenstraße gehe und das ausgebrannte Haus sehe, 
denke ich an diese grausame Nacht. Wie der beißende 
Rauch in unser Schlafzimmer drang und uns die Flammen 
entgegenschlugen, als Bahide die Tür zum Flur öffnete. 

„Wir müssen die Kinder holen“, schrie meine Frau und 
rannte in den brennenden Flur. Durch die offene Tür schlu- 
gen die Flammen wie in einem Schornstein in das Schlafzim- 
mer hinein. Als ich durch die Tür wollte, waren die Flammen 
schon zu hoch. Ich konnte nicht mehr auf den Flur — und 
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Anstelle eines Vorwortes 


Die Erklärung des 6 1jährigen Nazim Arslan, 
Ehemann der in Mölln verbrannten Frau, im Prozeß vor dem Oberlandesgericht Schleswig 
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mußte schließlich aus dem Fenster springen, als das Schlaf- - 
zimmer brannte. a 

Meine Frau muß Ibrahim gefunden und in eine Decke ge- 
hüllt haben. Und dann muß sie ihn noch in die Küche ge- 
bracht haben. Dort hat er überlebt. Meine Frau ist auf dem 
Flur verbrannt. Ich glaube, als sie versucht hat, auch noch 
die Mädchen Yeliz und Ayse zu retten. 

Im Schlaf muß ich immer wieder davon träumen. Ich höre 
die Schreie, sehe 
das Flackern des 


Feuers und das 
blaue Licht der 
Feuerwehr, höre 


das laute Getöse 
des Feuers und 
sehe immer wieder das Bild, wie meine Frau im Rauch und 
Feuer verschwindet. Immer wieder wache ich auf oder kann 
gar nicht ersteinschlafen und hänge diesen Gedanken nach. 

Manchmal kommt mir alles vor wie ein böser Traum - ich 
fasse im Bett neben mich und denke, dort liegt meine Frau, 
oder ich schrecke hoch und rufe ihren Namen. 

Am Tag nach dem Brand hab’ ich im Krankenhaus aus 
dem Radio erfahren, daß meine Frau, meine Enkelin und 
Ayse verbrannt sind. Ich wollte es nicht glauben, aber zu- 
gleich habe ich auch gespürt, daß sie tot sind. 

Ich wollte weg aus dem Krankenhaus, hin zu unserem 
Haus, zu meiner Familie, zu meiner toten Frau. Ich hab’ völ- 
lig die Kontrolle über mich verloren und bin im Schlafanzug 
aus dem Krankenhaus raus. Freunde und mein Sohn haben 
mich aufgegriffen und nach Mölln gefahren. Aber als ich dort 
war, konnte ich gar nicht in die Mühlenstraße. Erst später bin 
ich dorthin gegangen und dann auch regelmäßig immer wie- 
der. Ich habe Sachen gefunden, die Bahide gehörten, und 
habe sie einfach mitgenommen, auch wenn sie verkohlt und 
schmutzig wa- 
ren. Es war doch 
das einzige, was 
mir geblieben 
war — von ihr — 
von unserem Le- 
ben. 

Das ist jetzt 
alles vorbei - ei- 
gentlich ist auch 
mein Leben vor- 
bei — ich habe 
doch nichts 
mehr, wofür ich 
lebe. 

Es ist mir auch 
so unverständ- 


lich, wofür, 
warum meine 
Frau und die 
zwei Mädchen 
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Weil sie Türkin- 
nen waren?! 
Weil diese Männer unmenschliche politische Ideen ausfüh- 
ren wollten?! 

Man hat uns doch hergebeten, wir kamen als Gastarbei- 
ter. Wir waren hier Gäste! Wissen Sie, was Gastfreundschaft 
in der Türkei bedeutet? 

Meine Frau und die Kinder haben doch nichts gegen 
Deutschland getan. Was wurde Unschuldigen angetan? 
Harmlose Kinder sind in’der Nacht verbrannt — statt schöne 
Träume haben sie einen Alptraum erlebt und sind jetzttot. 

So ein bösartiges Verbrechen kann ich nicht verstehen. 


Foto: Cordula Kropke/agenda 


Herr Asylant! 


Am 31.12.ist Abschiebetag? | 


AL WREFTE, 


u 


Das brennende Politik und täg- Rechte Szene — | 
Haus licher Rassismus Nazigruppen 


Bascha Mika: „In der vergangenen Nacht Jeanette Goddar: Eberhard Seidel-Pielen: „Die wollen | 
RT ET STE er 8 „Hey, wo ist das StuckiKohledi. 2... m 7 28 sich spüren“ (Interview) ......2222.... 40 
Woligang Richter/T. Nguyen Do: Christel Dormagen: Centa Hirsch: h 
„Innenminister Kupfer hat ganz eindeutig Frühstücksfernsehen nach Mollnn 2. 2 are 28 „Republikaner schüren Gewalt”... ...... 4] | 
gelogen (Interview) .........-...-.... 10 taz: Feuer und Flamme gegen das Alexander von Stahl: „Wer Beifall wa 
Jürgen Gottschlich: Asylrecht ...... „seen nee en 29 klatscht, macht sich strafbar“ (Interview) .. 7.5) 
Der Rechtsstaat macht Pause ...........- 11 Micha Brumlik: Rühe, der Jony Eisenberg: Gelegenheitsdemokraten. 
Claus Christian Malzahn: Schreibtischtäter parexcellence.......... 30 Repression gegen rechtsradikale 
Hansestadt Rostock, revisited..........--- 12 Claus Christian Malzahn: „Ihre Heimat ist Organisationen? .. 22202... 43 
Hesch DEr RAkE von;Rostoek: TR 14 Israel“. Ein Rostocker CDU-Politiker ; Helmuth Prieß: Braune Bürger in Uniform 
cki ter ae 0 (Interview) 222222222... 
Sannah Koch: „Es brennt! Heil Hitler!” ....- 17 brüskiert Bubis ® | en) u E, aa a 44 
{ Jürgen Gottschlich: Die SPD und ihr Bernd Siegler: „Radikahl” spielt nur noch 
Bascha Mika: Eine norddeutsche STEIN ae 322 sßj > | c 
e langer WegwegvomAsyl „2000. gemabigteslöner. -=..:.....,. 
Kleinstadt voller Gerüchte ...........--- 18 A u u SE Sp ER a EN HE 45 
Bascha Mi x n Klaus-Peter Klingelschmitt: Paul Harbrecht: Trotz Verbot nicht tot . 
| ascha Mika: Der Mölln-Prozeß beginnt .. .21 Babenhausens letzter Jude Geht, 44 our 33 BU EERDIE Gewialtkommn AG 
I“ BE BsEgler Die VerWischteiiee zenll Marcia Pally: Starring: Skins andKohl ..... 34 _ausder Mitte” (Interview) ......... 
ai deriNeonazis“ - .% „_: - orten ee 22 Helmut Kohl: „Die Dinge Kabenfeime Koller EinlEinzeltäter i4...48 
y Julia Albrecht: Solingen, Entwicklung genommen..." «....ru2220. 35 : kommtseltenallein ............ 
| Untere Werner Straße 81 .........-:.+.- 23 er Ingo Hasselbach: „Mölln warfürmich 49 
Michaela Schießl: a = ne Normalität besessen „2... ....: 36 _derKnackpunkt“ (Interview) ...... t 
Schweigemärsche hört man nicht ......-- 25 = “+51 
Elke Schmitter: 38 


Der prekäre Staatsakt Trauer ... er. 


—— {[ 


l 


Farbe 
bekennen 


Claus Christian Malzahn: „Was wissen die 
Linken schon von uns“. Die 

Demonstration in Rostock-Lichtenhagen .. .54 
Alisa Fuss: Aufruf zum. 

zehnminütigen Generalstreik ............ 54 


Mathias Bröckers: Ausländer streikt! ...... 55 


Micha Brumlik: Brände löschen mit den 
Biedermännern? 


‚Gegen die BerlinerDemo .............. 56 
Christian Semler: Brände löschen mit den 
Biedermännern? Für die Berliner Demo ....57 


Jürgen Gottschlich: Legenden, Mythen 
und Lügen. Was wirklich geschah auf der 


Berliner Abschlußkundgebung .......--- 58 
Klaus Bölling: Nachholbedart. 

Ein Plädoyer für die Lichterketten .......-- 58 
Thomas Groß: Antifaschismus mit der 

Kerze. Protestals Pop .........rrrerer: 59 


Anita Kugler: Ganz Berlin wareineKerze . .60 


Severin Weiland: B- 
Skinheads als Antifaschisten ..........-- 


Bascha Mika: Mölln: Autonome 
als Demohelfer .........----.rer rer: 


Die Bedrohten 
antworten 


Kemal Kurt: Der Riese ohne Stimme. Der 
politische Einfluß der Türken in 


Deutschland .. .% 27... 


Safter Cinar: Vor Entsolidarisierung 


Wird/gewarnt . 2. 20. 20 el REN 


Sinasi Dikmen: Seien wir Ausländer 
ehrlich. Eine Satire 


Bettina Markmeyer: „Wenn mich einer 
angreift: Ich drücke ab“. 
TürklInnen in Kreuzberg 


Bahman Nirumand: Wir müssen uns 
selbst organisieren 


Zafer Senocak: Kommunizierende 
Ohnmächte. Die Organisation der Türken 
in Deutschland 


Ralph Giordano: Selbstschutz, auch mit 
Waffen. Ein Brief an Kanzler Kohl 


“oe ea ar fa ee a ww ae 


Zafer Senocak, Bulent Tulay, Zafer Toker: 


Fünf nach zwölf - ein Aufruf 
nach Solingen 


Ralph Giordano: „Noch einmal: 
Ausländer - wehrt euch!“ 


Eberhard Seidel-Pielen: Die Angst vor 


- dem Spartakusaufstand. Junge 


Deutsch-Türken wehren sich schon lange 


Faruk Sen: Selbstverständlicher Umgang 
ist noch die Ausnahme. Türkische 
StudentInnen in Deutschland 


Yilmaz Karahasan: Für den Brückenschlag 
(Interview) 


Cem Dalaman: „Der Mundgeruch der 
Ungläubigen.” Das Deutschlandbild der 
türkischen Zeitungen 


Arzu Toker, Günter Wallraff: „Wir haben 
schon genug Türken hier“. Die 
Erfahrungen der TürkInnen von Solingen 
mit dem Rassismus 


eo“. een a nd Lee ‚Srcle To,.oflane Fey sliele !etnenle ie 


ER : 


Bürgerrechte - 
und wasnoch? 


Freimut Duve: Wider den 


apokalyptischen Reflex ................ 78 
Gerhard Zwerenz: Mit Nazisreden? ...... 79 
Dan Diner: Eine Geburtsurkunde für das 

neue'Deutschland! #8... ne, 2 25 ME 80 


Vera Gaserow: Die Integration ist 
steckengeblieben 


Claus Leggewie: Das „deutsche:Modell“ 
ISEDASSEHT nn. AR er 86 


Christian Semler: Es gibt ein Leben nach 
dem Tag X. Was kommt nach dem 


Asylkompromiß? 1... 2 Sr EB 
Werner Schiffauer: Rassistische Gewalt 
und ethnische Politik .. ....2.2.22.2...... 89 


Helmut Heitmann: „Wer machtes denn 
sonst?” Sozialarbeit mit rechten 
Jugendlichen (Interview) ....2222222.... 90 


 Zafer Senocak: Verlassen heit, die guttut. 


Deutschlands türkische Jugend will jetzt 
um ihre Rechte kämpfen ......2......--- 93 


Beate Scheffler: Das ist unsere Debatte! 
Für einen Bildungsratschlag 


aller Reformkratteu. nn Du. re 94 
Bodo Morshäuser, Werner Schiffauer, 

Zafer Senocak, Antje Vollmer: Deutsche 
Identität und Gewalt. Eine Diskussion ..... 95 
Micha Brumlik: Wanted: eine 
Bürgerrechtsbewegung! ......... 1 Meer? 98 


3 
P 


Narr. 
rd In 


ga F 
2.2 . 
ML \ en PS! 


Fan ia 


2, 


- H 
An zb 


„Betroffenheit“ (Seiters) und „Heimsuchung 


„Aus dem Alltag eines Einwanderungslandes“ hieß es auf dem 
Umschlag des taz-Journals, das wir im Frühjahr 1992 herausge- 
bracht haben. Hoyerswerda war ein halbes Jahr her, das Geleit- 
wort von Almuth Berger, Ausländerbeauftragte von Branden- 
burg, hatte einen verhalten optimistischen Schluß: „...damit 
immer weniger Menschen aus ihrer Heimat vertrieben werden 
und immer mehr Gleichberechtigung und Toleranz Deutsch- 
land zu einer Heimat macht für Menschen verschiedener 
Herkunft.“ 

Heute kann von solcher Hoffnung keine Rede mehr sein. An 


der Stelle eines Geleitwortes steht diesmal ein Dokument der 


Verzweiflung. Ein Text, den der 61-jährige Nazim Arslan 
geschrieben hat, dessen Frau und Enkelin in den Flammen von 
Solingen umgekommen sind. Und 
aus dem Titel „Die Deutschen und 
die Fremden“ sind jetzt „Nachbarn 
und Mörder” geworden. Der Alltag 
kann nicht mehr so beschrieben 
werden wie vor Rostock, Mölln 
und Solingen. Aber welche Be- . 
schreibung wäre adäquat? Nach den Texten zu urteilen, die in 
der taz (und in anderen Blättern) zu finden waren, sind sowohl 


.die Experten als auch die Vielzahl der für eine multikulturelle 


Gesellschaft Engagierten weit von einer vernünftigen Erklärung 
für die grassierende Mordbrennerei entfernt. Erst recht mangelt 
es an einer Therapie, an Ideen, wie Deutsche und 
ImmigrantiInnen künftig halbwegs menschlich miteinander le- 
ben sollen. 
Die Politik hat ohnehin keine Konzepte, sucht auch nach 
keinen. Sie schlingert, auf Wählerstimmen bedacht, zwischen 
“ (Kohl) oder gibt 
gar zu, wie Lothar Kupfer, daß die rechten Gewalttäter „bewirkt 
haben, die Politiker dafür zu sensibilisieren, daß das ADLES N! 
eingeschränkt wird und daß das Sicherheitsbedürfnis der Bevöl- 
kerung an erster Stelle steht” (Seite 37). 
Auch die von der Gewalt Betroffenen, deren Stimmen eın 
Kapitel dieses taz-Journals füllen, können nur vermuten, => = 
langgeht. Mit unterschiedlichem Ergebnis. Zafer Senoca rn 
tritt die These, daß der Schock der jüngsten An 
türkische Jugend aufwachen und ihre Interessen vertreten F n F 
nachdem bisher Zersplitterung und Gegeneinander das Bi 
bestimmten. Aber wird sich das auf die bewaffnete Se, 
teidigung gegen rechte Angriffe beschränken (Eberhard a 
Pielen zeigt , daß sie seit Jahren in einigen Großstädten Be 
ist)? Oder werden die Türken ihre Rechte aachen ei) 2 
dern: mit Streiks, Steuerboykotts und anderen zivilen Mitteln‘ 
Und wie können diese Rechte nicht nur kodifiziert, An 
auch umgesetzt werden? Vera Gaserow weist darauf hin, er 
die doppelte Staatsbürgerschaft das Hauptproblem nicht “ 
das der „steckengebliebenen Integration“. Die Ambivalenz er 
zweiten türkischen Generation in der Bundesrepublik gegen- 
über dem deutschen Paß ist auch ein Spiegel des ee 
Desinteresses für die größte Minderheit im Land - die sic 
selber bis heute nicht als Minderheit artikuliert. R 
Auch die Linke und ihre Intellektuellen haben keine Lösun- 
gen anzubieten. Vorerst erklären sie den deutschen Rassismus 
(Detlev Claussen beispielsweise als Bestandteil einer seit 1945 
ungebrochenen „Alltagsreligion Nationalismus“) und machen, 
wie Dan Diner in diesem Journal, darauf aufmerksam, daß 
Deutschland zwar Einwanderungsland ist, daß die Vorausset- 
zungen, sich auch als solches zu begreifen, jedoch noch nicht 
gegeben sind. Es sei denn, es gäbe gesellschaftliche Mehrheiten 
für eine Umverteilung — dafür, mehr als nur Einkommenzu- 
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wächse abzugeben. Eine solche Bereitschaft existiert aber nicht 
einmal in Richtung neue Bundesländer. Von Solidarität durch 
Abgeben will übrigens - wie in der SPD - auch die Klientel der 
Grünen wenig bis gar nichts wissen. 

„Farbe bekennen!” haben die Grünen in Nordrhein-Westfa- 
len ihre Antirassismuskampagne genannt (und wir haben den 
Titel für ein Kapitel dieses taz-Journals ausgeliehen). Sicherlich 
eine richtige Parole. Zunächst einmal muß jede/r helfen, den 
offenen Rassismus dadurch zurückzudrängen, daß er oder sie 
ihn nicht schweigend hinnimmt. Aber die Grenzen solcher 
Kampagnen sind eng gesteckt. Sie liegen da, wo die sich aus- 
breitende Gewalt „aus der Mitte der Gesellschaft kommt“, wie 
es der Chef des Hamburger Verfassungsschutzamtes, Ernst 

Uhrlau, im Interview ausdrückt. 


Kein Wunder, daß es die Ham- 
burger SPD einige Diskussionen 
und Überwindung kostete, Hakki 
Keskin, den Vorsitzenden des 
Bundes türkischer Einwanderer, 
auf ihre Landesliste für die Bürger- 
schaftswahlen zu setzen. Die Gelegenheit, eigene Positionen 
allmählich durchzusetzen, hat die SPD ja in den letzten Jahren 
verschenkt. Sie hat stattdessen jahrelang den Damm zu halten 
versucht, um sich schließlich von den Asylpolitikern an den. 
Stammtischen „überfluten” zu lassen. Petersberg war, gleich 
nach Rostock, ein Sieg dieser „Gewalt, die aus der Mitte 
kommt“. 

Die Häuser der Ausländer von der Polizei schützen zu las- 
sen, auf die abschreckende Wirkung von Gerichtsurteilen zu 
hoffen oder rechtsextreme Organisationen zu verbieten — a|| 
das wird wenig helfen. Rostock, Mölln und Solingen haben ie- 
weils Wellen von Nachahmertaten ausgelöst, und die Or En 
sationsverbote werden nur allzu leicht umgangen. Dieselben 
Nazis treffen sich in denselben Lokalen unter neuem Namen 

Der Kampf gegen den Rassismus wird langwierig. Gesell 
schaftliche Mehrheiten müßten gewonnen werden für e; 2 
neues Selbstverständnis der Bundesrepublik. Dieses tazjouenet 
versucht, Ansätze davon zu diskutieren: ein Staatsbürgerrecht 
das das jus soli mit einschließt, und ein Zuwanderungsgesg;.. 
(Dan Diner, Claus Leggewie); eine Gesellschaftspolitik, die FE 
soziale und berufliche Ausgrenzung der ImmigrantiInnen ne. 
hindert (Vera Gaserow); eine Schule, die wieder die Vision 
einer offenen und demokratischen Gesellschaft thematisie.. 
(Beate Scheffler); Streetworkerarbeit mit rechten Jugendlich & 
die die „Brücken nicht abbrechen läßt” (Helmut Heitmann): die 
Suche der zweiten ImmigrantInnengeneration RacN ihrem Pla 
in der Gesellschaft (Zafer Senocak); und die Verhinderun einer 
„symbolischen Politik“, die Ethnien voneinander trennt 
(Werner Schiffauer). 

Wichtig ist nicht nur das Was, sondern auch das Wie Bi; 
gerrechte müssen, wie Micha Brumlik im Schlußessay dies, ei 
Journals schreibt, erstritten werden, um eMANZiIpatorisch y 
wirken. Die „Gefahr“, daß die überfälligen Rechte für Im Fi 
grantiInnen von den Vätern des Grundgesetzartikels 16 4 
lig gewährt werden, ist allerdings gering - wie wir SPätest 
seit Helmut Kohls Regierungserklärung nach Solingen wiesen 
Brumliks Plädoyer für eine regelrechte Bürgerrechtsbewegun. 
analog dem amerikanischen Civil Rights Movement der sechzi. 
ger Jahre, will einen Anstoß geben - zu gemeinsamem Handalın 
all derer, die leichtere Einbürgerung und doppelte Staatsbürger- 
schaft fordern und die doch wissen, daß Unterschriften 
sammeln allein zu wenig ist. 
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8 Das brennende Hau 


„In der vergangenen Nacht war hier Krieg‘ 


Kurz bevor Montag nacht gegen 22 Uhr der erste Brandsatz auf das Flüchtlingsheim Rostock fliegt, zieht sich die 
Polizei zum Schichtwechsel zurück/ Fast zwei Stunden lang kann der rechte Mob ungehindert wüten 


mel, wirft ihr Licht auf verzerrte Gesichter. Ein Schrei löst die Lip- 

pen: „Aaaooo!“ Getroffen. Der Molotowcocktail ist durch die zer- 
borstene Scheibe ins Zimmer geflogen, das Feuer frißt an den Gardi- 
nen. Hunderte Männeraugen unter geschorenen Schädeln starren fas- 
ziniert auf ihr Werk. Wieder ein Raum auf dem Weg zu Schutt und 
Asche. Wer wirft den nächsten Leuchtkörper? Wer schmeißt den näch- 
sten Brandsatz? Das ist geil, das ist Krieg! — Mitten in der Stadt. 

Das Flüchtlingswohnheim in Rostock-Lichtenhagen brennt. Rauch 
quillt aus den Fensterlöchern des Erdgeschosses. Montag morgen 
wohnten noch 300 Menschen hier, hatten Aufnahme in der Zentralen 
Anlaufstelle für Asylbewerber (ZAST) in Mecklenburg-Vorpommern 
gefunden. Sie wurden im Laufe des Tages evakuiert. Doch andere sind 
in dem Hochhauskomplex geblieben. 150 VietnamesInnen, ehema- 
lige DDR-VertragsarbeiterInnen. Sie haben hier ihren festen Wohnsitz. 
Und jetzt sind sie eingeschlossen. 

Holz splittert. Flammen schlagen an einer Hauswand hoch. 


F- Schlag, ein Knall, eine Stichflamme schießt in den Nachthim- 


. Schwarzgekleidete Arme mit Nazi-Emblemen strecken sich in die Luft. 


„Sieg Heil! Sieg Heil! Sieg Heil!” brüllt es aus weitoffenen Kehlen. 
Keine Polizei, keine Feuerwehr. Weit und breit nichts als Rechte, mal 
mit Glatze, mal mit Scheitel. 

Rund 1.000 müssen es sein. Wer nicht vor dem Heim tobt, steht in 
kleinen Gruppen auf dem Gelände herum, schwatzt, säuft, freut sich. 
Fast nur Jugendliche. Fast alle lassen durch eindeutige Zeichen ihre 
saubere nationale Gesinnung erkennen. Ungeniert. Die Anwohner 


von Lichtenhagen sind heute seltener zu erblicken. „Warum haben die 
heute überhaupt aufräumen und die Glaser kommen lassen?“ schimpft 
eine dunkelhaarige Frau im leichten Sommermantel. „Die konnten 
sich doch denken, daß es heute nacht weiter geht.” „Aber ich finde,” 
sagt der halbwüchsige Sohn, „daß es jetzt langsam übertrieben wird. 
Die Ausländer sind doch schon weg.” 

Rostock hat seine dritte Randalenacht. So schön hatte es angefan- 
gen, am Samstag. 150 Ausländerhasser waren angerückt um das 
Flüchtlingsheim leerzuprügeln. Das fanden die Anwohner toll. Das 
waren ihre Jungs, die wollten genau wie die Leute der Siedlung ein aus- 
länderfreies Lichtenhagen. In der zweiten Nacht lieferten sich 500 Ver- 
mummte eine Straßenschlacht mit der Polizei. Als sie vertrieben wa- 
ren, war die Betonwüste zwischen den Plattenbauten endgültig zu 
Stein geworden: Zahllose granitene Brocken, von den S-Bahngleisen 
abgegriffen und als Wurfgeschosse verwendet, bedeckten den Asphalt. 
Jetzt wird den Anwohnern mulmig. Sind es diese Geister, die sie geru- 
fen haben? Die, die jetzt die Häuser abfackeln? „Heute ist es zum Kot- 
zen,“ murrt ein älterer Mann. Seine Gattin ergänzt: „Samstag und 
Sonntag hab ich’s verstanden. Das war Protest. Wir gucken es uns ja 
schon seit nem Jahr an, das mit den Asylanten. Wie sie im Müllcontai- 
ner wühlen, Dreck machen, überall hinscheißen.” „Ja,“ sagt er, „aber 
das ist jetzt Vandalismus.” 

Kurz vor 22 Uhr erwischen die ersten Brandsätze das Wohnheim. 
Es kokelt. Da macht der Wasserwerfer kehrt. Mit ihm zusammen räu- 
men die Polizisten den Platz. Auf die Melodie von „Yellow Submarine“ 


- Foto: Peter Himsel 


Rechter sei er, 


gröhlen ihnen die Rechten hinterher: „Haut den Bullen die Schädel- 
decken ein, Schädeldecken ein...!“ 


Jetzt liegt noch ein Polizeikordon in mehr als einem Kilometer Ent- 
fernung vor dem Gelände. Die Polizisten warten auf Parkplätzen, sper- 
ren die umliegenden Straßen ab. Das Terrain vor der ZAST ist polizei- 
frei — und fast ausländerrein. Die Brutalos haben freie Hand. Jetzt istes 
ihr Deutschland. Jetzt können sie machen, was sie wollen. Niemand 
wird sie daran hindern. In einer Seitenstraße marschiert der letzte Poli- 
zeitrupp Richtung Baracke, in der die Einsatzleitung untergebracht ist. 
„Macht ihr Pause?“ ruft ihnen ein Passant zu. Die Uniformierten knei- 
fen die Lippen aufeinander, rennen wortlos an dem Mann vorbei. 


Die Feuerwehr sucht das Weite 


Es ist 23.00 Uhr. Blaues Licht in der Luft. Ein Signalhorn. Ein Feuer- 
wehrauto fährt über den Rasen auf das brennende Haus zu. Stoppt 
abrupt auf dem weichen Wiesenboden. Glatzen umringen den 
Wagen. Schlagstöcke zischen durch die Luft. Kein Tropfen Wasser 
verläßt die Spritzrohre. Stattdessen klettern die Feuerwehrmänner 
wieder aus ihrem Führerhaus, suchen das Weite. Die Jungmänner 
iohlen. 

ne Flammen in den Zimmern nagen sich weiter voran. Die 
vietnamesischen Familien sind aufs Dach geflüchtet. Seit über ei- 
ner Stunde hat die Polizei den Rechten das Feld überlassen. Ab 18 
Uhr hatten sich einige Hundertschaften mit den Jugendlichen 
Scharmützel geliefert. Die Beamten waren taktisch klüger vorge- 
gangen als an den vergangen Tagen: hatten die Fußgängerbrücke 
über die S-Bahn — einen strategisch wichtigen Punkt — von bei- 
den Seiten in die Zange genommen. Einige Stunden flogen Steine 
und Mollis, dann hatte die Polizei die Brücke erobert. Die Jugendli- 
chen verdrückten sich über die Gleise. 

Doch sie kamen wieder und es wurden immer mehr. Einen Ring 
um das Flüchtlingsheim wie am Vortag konnten die Polizisten 
nicht legen. Sie waren zu wenig, die Gegner gut ausgerüstet. Die 
schlugen mit Stöcken, warfen mit Granitsteinen, beschossen die 
Beamten mit Leuchtspurmunition. Ohne Rücksicht, einfach drauf. 
In kürzester Zeit hatten die Faschos das Asylheim erreicht. Der 
Wasserwerfer konnte nicht viel ausrichten. Wirdernicht richtig ge- 
schützt, setzt ihn der erstbeste Molli in Brand. Für alles zu wenig 


Beamte. 
Niemand stört das 
Vergnügen der Glatzen 


arkt links vom Flüchtlingsheim steht ein junger Dicker. 
Elke etzt 23:30: Seit mehr als anderthalb Stunden ist kein Ord- 
nungshüter in Sicht. „Das ist ja hier wie ein Volksfest,” meinter.Ein 
aber nicht radikal. Das hier findet er trotzdem gut. 
Alles ist locker, fast entspannt. Das Haus brennt lustig weiter, als 
hätte es nie eine Feuerwehr in Deutschland gegeben. Niemand, 
der das Vergnügen der Glatzen stört. Die üben sich weiter im Mol- 
li-Weitwurf. Ihre Kumpane auf der Wiese finden das inzwischen 
fast langweilig. Plötzlich entdecken sie einige Weißhelme auf der 
S-Bahnbrücke. Gekreische, Gerenne auf die Brücke zu. Zack, kein 
Polizist mehr zu sehen. Ein paar Minuten spater zuckt Blaulicht acıf 
dem Parkplatz vor dem Gelände. Mehrere Polizeiwagen haben 
sich angepirscht. Die Bande tobt darauf zu.:Die Wagen drehen, er- 

i ie Flucht... | 

En Die Zuschauer, die auf der Zufahrtsstraße herum- 
lungern, stieben auseinander. Eine Hundertschaft marschiert 
heran, Stock in der Hand, Schilde erhoben. Ein Aufschrei geht 
durch die Menge. Hunderte Steine hageln durch die Luft, knallen 
auf die Körper der Beamten, auf den matten Plastikschutz. Die 
Männer drücken sich aneinander. Sie tragen normale Uniformho- 
sen. Nicht gepolstert, nicht wattiert. Ein Geschoß und die Knie- 
scheibe ist hin. Mit ihren Schilden bauen sie eine Schildkröte — 
wie die Römer bei Asterix. Nur ist das hier weniger witzig. Zwi- 
schen den Brocken weichen sie nach hinten aus, bis sie das Feuer- 
wehrauto erreicht haben. Kurze Zeit später spritzt ein müder Was- 
serstrahl aus einem Rohr. 


| genseitig auf die Schulter klopfen: Die Trümmer waren noch nicht von der 


Foto: Nordlicht 


24.00 Uhr. Auf dem Hof der Einsatzzentrale der Polizei hocken 
Uniformierte auf den Trittbrettern ihrer Wagen, kauen Butterbrote, 
trinken Cola. Mindestens zehn Autos stehen hier, mindestens hun- 
dert Beamte daneben. „Kommen. Wir brauchen dringend Verstär- 
kung. Bitte kommen,” tönt es aus einem Sprechfunkgerät. Die Kol- 
legen auf dem Kampfplatz vor dem Flüchtlingsheim rufen um 


Hilfe, Niemand reagiert, niemand rührt sich. Es wird noch ein 


halbe Stunde dauern bis Bundesgrenzschutzeinheiten in Lichten- 
hagen erscheinen. Erst dann wird auch den Vietnamesinnen gehol- 
fen werden. erg 
„Die Leute waren 20 Stunden im Dienst,“ erklärt Siegfried Kor- 
dus, Leiter der Polizeidirektion Rostock. Sie hätten dringend abge- 
zogen und durch neue Kräfte ersetzt werden müssen. „In der ver- 
gangenen Nacht war hier Krieg, Darauf sind wir nicht vorbereitet.” 
Daß zwischen dem Abzug der einen und der Ankunft der anderen 
Beamten knapp zwei Stunden lagen, will Kordus kaum glauben. 
Daß er den Rechtsradikalen bewiesen hat, was man erreichen kann 
in diesem Land, ebenso wenig. Warum hat er nicht früher Verstär- 
kung kommen lassen? „In diesem Land gibt es fast keine Verstär- 
kung mehr,” sagt Kordus, resigniert, übermüdet. So ist das. Jede 
Menge Randale, und Deutschland wird polizei- und ausländerfrei. 
- | Bascha Mika (taz v. 26.8.92) 


Nach Rostock soll rasch der Artikel 16 geändert werden 


Die rechtsradikalen Randalierer aus Röstock konnten sich gestern morgen ge- 


Straße geräumt, als sich Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth in einer Stel- 
lungnahme zu den Krawallen für eine rasche Änderung der Asylpolitik aus- 
sprach. Die parlamentarischen Beratungen über eine „Neugestaltung“ des 
Asylrechts und die Aufnahmepraxis von Flüchtlingen sollten „unverzüglich“ 
beginnen, drängeltesie. | | | a 
Der Innenminister von Mecklenburg-Vorpommern, Lothar Kupfer (CDU), 
forderte schlicht, „dem unkontrollierten Zustrom von Ausländern nach Meck- 
lenburg-Vorpommern“ einen Riegel vorzuschieben. 


10 Das brennende Haus 


„Innenminister Kupfer hat ganz eindeutig gelogen“ 


Wolfgang Richter, Ausländerbeauftragter Rostocks, und der Vietnamese Thinh Nguyen Do im Interview 


taz: Herr Richter, haben Sie seit Beginn der Krawalle schon mal ans 
Aufhören gedacht? 

Wolfgang Richter: Nein, zu keiner Minute. Es gibt viele Leute, die 
mir ihre Sympathie und ihre Unterstützung bekunden. Daß seitens 
der Behörden wenig Unterstützung kommt, ist eine andere Ge- 
schichte. Aber das Entscheidende ist: Wenn ich bei den Vietname- 
sen bin, spüre ich Vertrauen. 

Wo sind die Vietnamesen jetzt? 

‚ InSicherheit. Da die Radikalen offenbar schon mal geschaut ha- 
ben, wo die Vietnamesen jetzt sind, sagen wir nicht, wo sie sich 
aufhalten. 

Was denken und fühlen die 
Vietnamesen? . 

Einen Moment mal (er hält die 
Hand auf den Hörer)... Neben mir 
sitzt einer der Vietnamesen, Thinh 
Nguyen Do. Der kann auf Ihre 
letzte Frage sicher besser antwor- 
ten als ich. 

Thinh Nguyen Do, können Sie 
Ihren vietnamesischen Freunden 
erklären, warum es diese rassisti- 
schen Krawalle gibt? 

Thinh Nguyen Do: Das versuche 
ich. Aber man kann immer nur 
Vermutungen anstellen. 

Was haben Sie gefühlt, als Sie 
in dem brennenden Haus einge- 
schlossen waren? 

Das liegt mir heute noch im 
Magen. Angst war das nicht rich- 
tig, und verlassen haben wir uns er ie 
auch nicht gefühlt, denn Herr W. Richter (links) mit L. Kupfer 
Richter und das Fernsehteam wa- 
ren ja ständig bei uns. Ich wei 


Dr 


ß nicht genau, wie ich das beschrei- 
ben soll. Das sind Massen, und die Massen sind ja die Jugendli- 
chen, die man „unsere Zukunft“ nennt. Die wurden in so eine 
blöde Handlung getrieben und wissen gar nicht, wozu. 

Was sollte man mit den Jugendlichen machen? 


A Politiker sollten mehr Geldin Jugend- und Sozialarbeit stek- 


Die meisten Politiker 
dern... 


Ich glaube nicht, daß man Arti R 
E - rtikel 16 änd Ilte. M Ilt 
höchstens die Durchführungsmethode en sollte. Man sollte 


Wie lange leben Sie schon ; 
Seit zehn Jahren. on In Deutschland? 


Haben Sie seit den Krawallen 
Deutschland zu verlassen? 
Ichbin miteiner Deutsc 
in meine Heimat zu fahren 
Denken Ihre Freunde genauso? 


PN: 1 haben sie das noch nicht gesagt. Eigentlich hoffen 
h 8 Ab wir wieder, wie früher zu DDR-Zeiten, mit der deut- 

sc = evölkerung zusammenleben können. 

Br Be ne vieinamesischen Freunde bleiben wollen: Wollen 
ostock bleiben oder lieber nach Westdeutschland 

ziehen? 

IR. wel lieber nach Westdeutschland. Als Vietnamese wird 

ve mBurg zum Beispiel nicht so schief angeguckt, nicht an- 
gepöbelt. Man fühlt sich da Sicherer, freier. 


te: Richter, haben Sie Verständnis für die Rostocker Jugend- 


wollen aber das Grundrecht auf Asyl än- 


schon mal daran gedacht, 


hen verheiratet, und wir überlegen jetzt, 
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Wolfgang Richter: Diejenigen, die in das Haus eingedrungen sind 
und uns zweifellos erschlagen hätten, wenn sie uns erwischt hät- 
ten, waren nicht die Jugendlichen aus Rostock. Das waren welche, 
die Gewalt aus Prinzip verüben. 

Was sollte man mit den Jugendlichen machen? 0 

Auf jeden Fall nicht Gewalt wieder mit Gewalt... Ich weiß nicht, 
was man mit denen machen kann. Eigentlich habe ich über diese 
Frage noch nicht nachgedacht. 

Hatten die Jugendlichen vielleicht Lust darauf, daß endlich mal 
etwas passiert in Lichtenhagen? 

Die Krawalle haben verschie- 
dene Ursachen. Arbeitslosigkeit 
etwa spielt in diesen Trabanten- 
städten eine große Rolle. Schon 
zu DDR-Zeiten war dort für Ju- 
gendliche nicht viel los. Was aber 
noch kein Grund für diese Gewalt 
sein kann. Nur der Unmut der An- 
wohner war für mich verständ- 
lich. Sie hatten das Gefühl, allein- 
gelassen zu sein. Die Flüchtlinge 
haben zum Schluß unter den Bal- 
kons und in den Hauseingangen 
schlafen müssen. Außerdem war 
es ein ausgesprochen unglückli- 
cher Standort für eine Zentrale 
Anlaufstelle; ich kenne kein Bun- 
desland, wo in einem Neubauge- 
biet eine solche Anlaufstelle un- 
tergebracht ist. Wenn man all das 
zusammentut, kommt man viel- 
leicht ein Stückchen an die Ursa- 

Foto: F. Hormann/Nordlicht chen heran. 
SPD-Vizechef 
Thierse ist der Meinung, die Ostdeutschen müßten er 
nen, mit Ausländern umzugehen. Er plädiert dafür, 
nächsten zwei, drei Jahren weniger Flüchtlinge nach O 
land kommen... 

In Rostock sind zur Zeit weniger Ausländer als früh 
Teil der Angolaner, Vietnamesen, Kubaner, Mosambi d 
gerier, die über Regierungsabkommen hierher gekommen un, 
sind wieder nach Hause gegangen. In Rostock leben heute = 
2.000 ausländische Bürger, das ist weniger als ein BEN = 
Wohnbevölkerung. Zu sagen, die Ostdeutschen seien NOC as t 
reif genug, zu denen könne man keinen Ausländer hinsehe au 
weil wir die erst noch ein bißchen erziehen müssen — das trilit €S 
einfach nicht. 

Innenminister Lothar Kupfer (CDU) hat am Freitag behauptet, 
es sei der Polizei zu verdanken, daß keinem Asylbewerber ein 
Haar gekrümmt worden sei. Die in dem brennenden Wohnhaus 
SB ngssenen Vietnamesen hat er dabei überhaupt nicht, er- 
wähnt... 

Am Mittwoch abend gab es eine Live-Sendung des ZDF, in der 
Kupfer seine Sprüche abgelassen hat. Nach dieser Sendung habe 
ich ihn gefragt, wie er so reden könne. Wie er behaupten könne, 
die Polizei habe ihre Aufgabe, Leben zu schützen, erfüllt; jeder 
habe doch gewußt, daß im Nebenhaus die Vietnamesen wohnen. 
Daraufhin haben wir anderthalb Stunden geredet. Er sagte danach, 
er sei dankbar für unser Gespräch, weil er Dinge erfahren habe, die 
er so vorher gar nicht gewußt habe. Und dieser Mensch hat dann 
am Freitag im Landtag nicht ein einziges Wort über die Vietname- 
sen verloren! Er hat also ganz eindeutig gelogen. 

Interview: Thorsten Schmitz (taz vom 31.8.92) 


Wolfgang 
st noch ler- 
daß in den 
stdeutsch- 


er. Ein großer 
kaner und Al- 


1] 


Der Rechtsstaat macht Pause 


Das brennende Haus als Zäsur der Nachkriegsgeschichte 


Es ist rund zehn Jahre her, daß sich in Bonn fast eine halbe Million 
Menschen versammelten, um gegen eine Aufrüstungspolitik zu 
protestieren, die von der Mehrheit der Bevölkerung als Bedrohung 
empfunden wurde. Diese Demonstration verlief friedlich, es wurde 
viel argumentiert, und einen Tag später beschloß das Kabinett un- 
ter Helmut Kohl, die sogenannte Nachrüstung mit Pershing-Il-Ra- 
keten und Cruise Missiles umzusetzen. Keinesfalls, so Kohls Credo, 
werde man sich dem Druck der Straße beugen, der Sinn einer par- 
lamentarischen Demokratie sei ja gerade, Entscheidungen unab- 
hängig von Stimmungslagen treffen zu können. 

Wer sich an den Herbst 1977, in dem die Selbstmorde in 
Stammheim und die Großdemonstration gegen das AKW in Kalkar 
zeitlich fast zusammenfielen, noch erinnert, weiß, mit welchen 
Mitteln-der Staat gegen seine Kritiker vorzugehen in der Lage ist. 
Damals wurde der Angriff auf den Rechtsstaat beschworen, tat- 
sächlich aber schon die Kritik als Angriff auf den Staat gewertet. 

Seit zwei Jahren geht es nun nicht mehr — wie am Rande der 
Demonstrationen gegen Nachrüstung und Atomkraftwerke — um 
Gewalt nur gegen Sachen. In Dresden wurde ein Schwarzer aus der 
Straßenbahn geworfen, in Berlin ein Vietnamese erstochen. „Fid- 
schis klatschen“ hieß das, und der Rechtsstaat sah sich keineswegs 
gefährdet. Die Täter wurden ja verfolgt, manchmal auch erwischt. 
Da esihr speziell in den neuen Ländern aber oft an personeller Aus- 
stattung mangelte, sahen sich die Mörder von Vietnamesen und 
Schwarzen nicht zu besonderer Vorsicht genötigt. Eine vorüberge- 
hende Schwäche des Rechtsstaates eben. 

Dann kam Hoyerswerda. Zum ersten Mal wurde die Überforde- 
rung des deutschen Rechtsstaates weltweit manifest. Wo der Staat 
wenige Jahre zuvor noch innerhalb von Stunden mühelos in der 
Lage gewesen war, sich mit Tausenden von Polizisten am Bauzaun 
eines AKWs zu schützen, war nun der Schutz von Leib und Leben 
einer Gruppe von Menschen, die sich diesem Rechtsstaat immer- 
hin anvertraut hatten, auch nach einer Woche noch nicht zu ge- 
währleisten. Polizeitaktische Schwierigkeiten? Pannen, die halt 
manchmal vorkommen? In der Nacht von Montag auf Dienstag es- 
kalierten diese taktischen Schwierigkeiten und Pannen zum einsa- 
men Höhepunkt in der deutschen Nachkriegsgeschichte. Einem 


von Neofaschisten inspirierten Mob wird erlaubt, ein Wohn- und 
Flüchtlingsheim mit der Absicht in Brand zu stecken, die darin be- 
findlichen Menschen zu ermorden. Der Rechtsstaat macht gerade 
Pause, weil ja auch Polizisten irgendwann mal eine Currywurst es- 
sen gehen müssen. Wäre es den Eingeschlossenen nicht in Selbst- 
hilfe gelungen, sich zu retten, hätten wir jetzt wahrscheinlich Dut- 
zende von Toten zu beklagen — Menschen, denen die Verfassung 
ihre körperliche Unversehrtheit garantiert. Alles Pannen? Angeb- 

‚lich funktionierte das Telefon nicht, der Wachwechsel klappte 
nicht und anderes mehr. Man muß diesen Fragen nachgehen, doch 
der eigentliche Grund für diese finale Abwesenheit liegt ganz wo- 
anders. Wenn Bundesinnenminister Seiters, der ja in Rostock war, 
gewollt hätte, wären spätestens am Sonntag so viel BGS-Truppen in 
Lichtenhagen angerückt, daß sich kein Rechtsradikaler oder Neo- 
faschist mehr hätte blicken lassen. Warum ist das nicht passiert? Es 
gibt darauf eine ganz klare Antwort. In Rostock wurde zwar der 
Rechtsstaat suspendiert, aber der Staat war im Verständnis der 
Mächtigen nicht in Gefahr. Ganz im Gegenteil, nach den Vorgän- 
gen in Hoyerswerda und jetzt in Rostock ist der Verdacht nicht 
mehr von der Hand zu weisen, daß mindestens ein Teil der politi- 
schen Elite dieses Landes die Bedrohung für den Staat vielmehr von 
den Flüchtlingen ausgehen sieht und die Neofaschisten als Ord- 
nungsfaktor stillschweigend akzeptiert. 

Wem das zu weit gehen sollte, muß sich vergegenwärtigen, wie 
die Politik ganz überwiegend auf Rostock reagiert. Da ist nicht von 
Kriminellen und Terroristen die Rede, und wenn Heiner Geißler 
fordert, die Täter wegen versuchten Mordes zu verfolgen, wirkt er 
bereits wie ein Außenseiter, der noch nicht verstanden hat, worauf 
es jetzt ankommt. Von Stoiber über Süssmuth bis Engholm ist viel- 
mehr klar, was nun zu passieren hat: statt „keinen Zentimeter ge- 
genüber dem Mob auf der Straße“ schnellstmögliche Veränderung 
des Grundgesetzes. Rostock markiert eine Zäsur in der deutschen 
Nachkriegsgeschichte. Seit dieser Nacht steht nicht nur das Grund- 
recht auf Asyl zur Disposition, sondern für bestimmte Leute auch 
das Recht auf körperliche Unversehrtheit. Ein Bruch, der wohl erst 
im Rückblick in seiner ganzen Dimension erkannt werden dürfte. 

Jürgen Gottschlich (taz v. 26.8.92) 
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12 Das brennende Haus 


Hansestadt Rostock, revisited 


ah DT DE a TE en, a a u" 7 Se ze 


Ein Spaziergang durch Deutschlands berühmt-berüchtigste Stadt/ Viele Vietnamesen kehren nach Lichtenhagen 
zurück/ In den Vororten werden noch immer Jugendzentren geschlossen/ Angestrengte Schritte zur Normalität 


Betonblumenkübel fehlen noch, dann dürfen die Stadtplaner aus- 


N): Rostocker Fußgängerzone hat was von Castrop-Rauxel. Nur die 
rufen: Es ist geklont. 


Der morbide Charme, den die Kapitäns- und Patrizierhäuser vor 
zwei Jahren noch ausstrahlten, wich aggressiver Leuchtreklame. 
Längst haben westdeutsche Handelsketten die City der Hafenstadt ge- 
kapert. Rostock ist auf den ersten Blick eine langweilige Kleinstadt wie 
andere auch. So ist es den Bürgerinnen und Bürgern auch am liebsten; 
doch die Flucht der Bewohner hinter postmoderne Fassaden will nicht 
gelingen. Die Hanseaten wissen genau: in der Welt hat der Name ihrer 
Heimatstadt einen ganz besonderen Klang. 


Rostock — diese sieben Buchstaben sind im Herbst 1992 ein in 
aller Welt verstandenes Synonym für das Böse in Deutschland. Als 
der Rostocker Druckerlehrling Steffen Hahn im Oktober in Brüssel 
gegen Rassismus demonstrierte, skandierten Zehntausende No 
more Fascism, no more Rostock. Der 23jährige fühlte sich „so be- 
schissen wie noch nie“. Zurück in seiner Heimatstadt, malte er mit 
Freunden ein Transparent und mischte eine Sitzung der Bürger- 
schaft auf. „Schreibtischtäter machen weiter!“ war auf dem Leinen- 
tuch zu lesen. In einem Flugblatt stellte Steffen die Frage: „Warum 
ist das Bekenntnis zur Mitschuld ausgeblieben?“ 


Zeigefinger sind schwer zu ertragen 


Die Schuld für das katastrophale Image suchen selbst Spitzenpoliti- 
ker zuallererst bei denen, die die schlechten Nachrichten aus Ro- 
stock in aller Welt verbreiteten. Christoph Kleemann, Präsident der 
Bürgerschaft, ist davon überzeugt, daß die „einseitige Berichter- 
stattung“ über den Bubis-Besuch das Bild der Stadt verzerrt hat. 
„Emotional belastet mich das ungeheuer, was hier passiert ist!” — 
ein Bekenntnis, das man dem Mann, der die Revolte im Herbst 89 
in. der Hafenstadt anführte, durchaus glauben kann. 

Kleemann, 48, gelernter Theologe, kann nur schwer ertragen, 
„daß nun alle mit dem Finger nach Rostock zeigen und wir die 
braune Stadt sein sollen“. Die 250.000 Einwohner große Kom- 
mune wird von einer ganz großen Koalition SPD, CDU, FDP und 
Bündnis 90 — regiert. Nur die PDS und Die Grünen/UFV proben die 
Opposition. Eine rechtsradikale Partei ist in der Bürgerschaft nicht 
vertreten, „aber das kann sich natürlich ändern”, so Kleemann. 
Was tun? „Wir müssen uns große Mühe geben und den Neubeginn 
mit Ernst betreiben!” erklärt er mit fester Stimme. Und er fügt, ein 
bißchen stolz, hinzu, daß „viele Vietnamesen wieder nach Lich- 
tenhagen gezogen sind“. 

Tatsächlich kehrten eine ganze Reihe derer, die nach dem 
Brandanschlag In Panischer Angst aus der Stadt geflohen sind, in- 
zwischen wieder zurück. Über 1.400 Ausländer leben in der Han- 
sestadt — EINIGE wenige trifft man auf dem” Marktplatz, der sich 
gleich gegenüber von Kleemanns Amtssitz im: Rethaus befindet. 
Der Job, dem die meisten vietnamesischen Männer und Frauen 
hier nachgehen, erfordert Geschicklichkeit und Konzentration. Sie 
verkaufen Zigaretten — zu Schwarzmarktpreisen. 

„Jeden Tag kommen die Männer von der Steuerfahndung, dann 
mussen wir schnell sein!” berichtet ein etwa 40jähriger ehemaliger 
DDR-Vertragsarbeiter, der seinen Namen lieber nicht gedruckt se- 
hen möchte. jeder Fußgänger weiß, was der Vietnamese unter der 
ausgebeulten Windjacke trägt, die Stange“Märlboro kostet 30 
Mark. Er ist nicht allein: In Abständen von jeweils zehn Metern hat 
sich ein halbes Dutzend seiner Landsleute über den Wochenmarkt 
verteilt; nach einem verabredeten Zeichen verschwinden zunächst 
die Zigaretten unter der Jacke, danach blitzschnell die Verkäufer 
im Getümmel. Wird einer erwischt, werden die Kippen konfisziert. 
Das passiert selten: „Die Männer von der Steuerfahndung kennen 


a 
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Das Tor zur großen weiten Welt? 


uns Zwar, aber wir kennen die auch“, berichtet er grinsend. Bis zur 
Wende arbeitete er als Schweißer in Hennigsdorf bei Berlin - als 
Ausländer gehörte er zu den ersten, die gefeuert wurden. Arbeitslo- 
sengeld stand ihm von Rechts wegen nicht zu, eine Arbeitserlaub- 
nis hat er auch nicht. Seit ein paar Monaten ist er schon da, „Pro- 
bleme mit Skinheads oder Rechten hatte ich noch nie“. Nun hateer 
in Rostock Asyl beantragt, „weil ich Geld brauche zum Leben”, 
wohnt bei Freunden und bessert die spärliche Sozialhilfe durch il- 
legales Handeln auf. Wo er die Zigaretten herhat? „Auf Wiederse- 
hen, mach’s gut!” 

Der Überseehafen von Rostock liegt etwa zehn Kilometer von 
der Innenstadt entfernt, Er ist nicht nur deshalb eine Reise wert, 
weil dort einer der letzten Intershops aus DDR-Zeiten - nunmehr in 
Duty-Free-Shop umgetauft - zu bewundern ist. Der Überseehafen 
ist das Rostocker Tor in die große weite Welt, „nur weiß das kei- 
ner!” meint Folkert Janssen - und der muß es wissen. 


Janssen, 38, gelernter Matrose, kennt den Rostocker Hafen 


schon seit 15 Jahren. Von 1979 bis 1982 fuhr er selbst zur See; dann 
machte der aus Elsfleth in der Wesermarsch stammende Norddeut- 


- sche Zivildienst in der Seemannsmission in Brake. Seit einem Jahr 


managt er deren Zweigstelle in Rostock. Die etwa 30 Quadratme- 
ter kleine, spärlich eingerichtete Teestube wurde allein im Oktober 
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von über 400 Matrosen besucht. Die Umgangssprache ist Englisch, 
und wenn Folkert Janssen seine Gäste mit den Worten How are 
you? Everything okay? begrüßt, lautet die Antwort meist No. 

Neun von zehn Matrosen, die in Rostock an Land gehen, kom- 
men aus sogenannten Billiglohnländern, die mit der miesesten 
Heuer stammen aus der ehemaligen Supermacht Sowjetunion. 
Folkert Janssen warnt die Seeleute davor, in die Stadt zu fahren. Erst 
vor einer Woche seien drei „GUS-Seeleute” in Warnemünde — 
etwa drei Kilometer von Rostock-Lichtenhagen entfernt von zehn 
jungen Männern mit Baseballschlägern krankenhausreif geschla- 
gen worden. Im Oktober 1991 brachen Skinheads in der Altstadt 
einem Ecuadorianer den Fuß, wenige Tage später wurde ein Ma- 
trose aus Uruguay verprügelt und beraubt. Wenn Sie die Rostocker 
Innenstadt besuchen wollen - vor allem nachts -, bleiben Sie in Ih- 
rer Gruppe, meiden Sie dunkle Ecken, halten Sie sich von Skin- 
heads fern! heißt es auf einem Schild, das in der Teestube hängt. 

Der Ruf der Stadt ist ruiniert - wo man auch hinschaut, es wird 
sich geniert. Der Schuldkomplex, der auf der Stadt lastet, führt zu 
ungewöhnlichen Aktivitäten. 5o plädiert beispielsweise der Wirt- 
schaftssenator der Hansestadt, der Christdemokrat Professor Dr. 
Dieter Neßelmann, lautstark für die Beibehaltung des Grundrechts 
auf Asyl. Und nicht nur das. Gemeinsam mit seiner Kollegin Ulrike 
Oschwald, der von der FDP gestellten Kultursenatorin, unter- 
schrieb er den Rostocker Appell Il, ein Aufruf, der neben einem Ein- 
wanderungsgesetz auch die rechtliche Gleichstellung von Auslän- 
dern fordert, die in der Bundesrepublik ihren Lebensmittelpunkt 
haben. Dieser Appell, zu dessen Erstunterzeichnern auch die Jour- 
nalistin Lea Rosh und Wolfgang Ullmann vom Bündnis 90 gehö- 
ren, wird inhaltlich auch von der Ostsee-Zeitung mitgetragen, die 
den Aufruf vollständig abdruckte. „Wir wollen damit zur Diskus- 
sion anregen!“ erklärt Thomas Hoppe, stellvertretender Chefredak- 
teur, dieses in Deutschland wohl einmalige Engagement einer Re- 
gionalzeitung. „Außerdem versuchen wir den Ruf unserer Stadt zu 
retten!” wirft ein Kollege lakonisch ein. 


Leere Stadtkassen 
und angespannte Ruhe 


Während Rostocker Journalisten, Politiker, Künstler, Unternehmer 
und Rechtsanwälte sich den Kopf darüber zerbrechen, wie man 
den Ruf der Stadt verbessern und damit Unternehmer zu Investitio- 
nen überreden kann, bleibt in den Betonburgen der Stadt alles 
beim alten. Die Mehrheit der Einwohner, 150.000 von 250.000 
Menschen, lebt in Plattenbauvierteln wie Lichtenhagen. An der Tri- 
stesse, mit der die Jugendlichen in diesen Gegenden täglich kon- 
frontiert sind, hat sich nichts verändert. Im Gegenteil: In der ver- 
gangenen Woche hat die Arbeiterwohlfahrt angedroht, den letzten 
Jugendclub des Lichtenhagener Nachbarviertels Groß Klein abzu- 
wickeln. Man könne sich die Finanzierung des Clubs nicht mehr 
leisten, erklärt eine Mitarbeiterin, allein die Miete kostet monatlich 
über tausend Mark. Bis zum Jahresende werden die Schulden des 
Clubs auf über 70.000 Mark anwachsen, die AWO hofft nun auf 
Rettung des Projekts durch den Senat. Doch die Hansestadt drückt 
selbst ein gewaltiger Schuldenberg- das Haushaltsdefizit für dieses 
Jahr, so schätzen Senatsmitarbeiter, wird 87 Millionen Mark betra- 
gen. Schon im Juli machte die AWO das Jugendamt auf die dro- 
hende Pleite aufmerksam. Der Brief blieb bis heute unbeantwortet 
— statt dessen schickte die Behörde einen potentiellen Nachmieter 
in die gutbesuchte Begegnungsstätte, „eine haarsträubende Ver- 
fahrensweise”, so eine AWO-Angestellte. 

In der Oberstadt herrscht angespannte Ruhe, in den Vororten 
brodelt es, im Überseehafen entsteht inmitten von Bauschutt und 
Trümmern ein neues Handelszentrum. Als es noch keine Zeitun- 
gen und Telefonverbindungen gab, brachten Seeleute Neuigkeiten 
von einem Ort zum anderen. Folkert Janssen glaubt, daß diese alt- 
hergebrachte Form der Nachrichtenübermittlung die einzige 
Chance ist, die Rostock hat, um sich zu rehabilitieren. Die Matro- 
sen aber haben Angst vor dem Landgang. Die Rostocker müssen 
wohl oder übel an Bord. 

Claus Christian Mahlzahn (taz v. 9.11.92) 


'Der aktuelle Wochenplan 


...tür die deutsche Kotztüte 


Samstag, 22.8.92: In Deutschland finden in der Nacht Mordan- 
schläge auf AsylbewerberInnen statt— angekündigt, wohlorganisiert 
undvonbegeisterten Schaulustigen begleitet. 

Sonntag: DiePolizeireagiertweiterhinnicht:dieMordanschläge wer- 
den fortgesetzt. 

Montag:DiePolitikerInnennutzendieGunstder Tage,dasGrundrecht 
aufAsylinFragezustellen, denndasWahlvolkistausländerüberlastet. 
Dienstag: Politisch und personell findet eine Reaktion auf die An- 
schlägenichtstatt.InnenministerundPolizeichefbleibengernim Amt. 


Mittwoch: Die Repräsentantinnen der Öffentlichkeit verzichten wei- 
terhin aufeine GestederScham undderpolitischen Zurechtweisung. 


Donnerstag: Nach kleineren Kundgebungen gegen die Gewaltgegen 
Ausländer in einigen deutschen Städten rufen verschiedene Gruppen 
zu einer Großdemonstration in Rostock auf. Die Regierungsparteien 
halten esnichtfürerforderlich, dieDemonstration zu unterstützen. 


Freitag: Die Marginalisierung der Anti-Rassismus-Demonstration 
zeigtdieerstenFolgen:DiePolizeisprichtvongeplantenKrawallender 
linken autonomen Szene. Die Stadt Rostock begrüßt die Kundgebung 
nicht, sondern zeigtsichbesorgt.DiePresseschließtsichder Besorgnis 
an.DieUnentschiedenenfahrennicht.InderNachtaufSamstagfolgen 
weitere Anschläge (Brandlegungen, Steinwürfe auf die Insassen) auf 
AsylbewerberInnenheimein Stendal, Oschersleben, Lübbenau, Pots- 
dam-Babelsberg. 


Samstag: Die im Vorfeld durch das Zusammenspiel von Parteipolitik, 
Polizei und Presse zur Radikalenversammlunggemachte Demonstra- 
tion verläuft „wider Erwartenfriedlich”.IhreTeilnehmerInnen werden 
durch diePolizei schikaniert. Rassistische Attacken auf Asylbewerbe- 
rInnen finden unterdessen in Eisenhüttenstadt, Dessau, Wittenberge, _ 
Cottbus, Greifswald, Schwerin, Wismar, Zielitz, StendalundBadLau- 

terberg statt. In Leipzig wird das Zeltlager für AsylbewerberInnen nie- 

dergebrannt, inAugsburgwirdaufein Asylbewerberheimgeschossen. 

Sonntag: Die Presse zeigt Erleichterung über den friedlichen Verlauf 
der Radikalendemonstration. „Ein Hoffnungszeichen“ istfür die FAZ 
die „parlamentarische Normalität” in Mecklenburg-Vorpommern. 

Ein Journalist der Süddeutschen Zeitung bestreitet im „Presseclub“ 

Rassismus als Motiv der „Ausschreitungen“: Hier machten sich ledig- 

lichdiesozialDeklassiertenLuft.DieGroßeKoalitionfürdieÄnderung 

von Artikel 16des Grundgesetzes istkomplett. EineaktuelleInfas-Um- 

frage meldet: Die Bereitschaft, „eine Partei rechts von CDU/CSU zu 

wählen“, istindenneuenBundesländernseitMärzvon8auf12 Prozent 

gestiegen, in den alten Ländern im selben Zeitraum von 12 auf 19 Pro- 

zent. 

Gebrauchsanweisung: Zur Verhinderung demokratischer, antirassi- 

stischer und rechtsstaatlicher Öffentlichkeit vertraue man getrost auf 
dasZusammenwirkenvonPolizei, PolitikundPresse. Esgelingtder P-3 
garantiert. ElkeSchmitter (tazv.31.8.92) 
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Rostock am 23.8.92 


Der Pakt von Rostock 
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Obwohl sie Schwerins Innenministerium seit September vorlagen, wurden dem Rostock-Untersuchungsausschuß 
jene Polizeiprotokolle vorenthalten, die „eine Art Waffenstillstand” mit den Gewalttätern belegen 


1992 lassen sich die Ereignisse in den entscheidenden Stunden erst- 

mals schlüssig nachvollziehen. Zwischen acht Uhr abends und 
Mitternacht hatte sich die Polizei anderthalb Stunden lang von der 
Zentralen Anlaufstelle für Asylbewerber (ZASt) zurückgezogen. Die 
Gewalttäter steckten daraufhin die ZASt sowie die nebenan gelegenen 
Wohnungen der Vietnamesinnen in Brand. 


Einsatzleiter Jürgen Deckert hatte einem Schweriner Hundert- 
schaftsführer den Befehl gegeben, sich von der ZASt zurückzuziehen, 
obwohl die rechten Randalierer die Überhand hatten. Einem weiteren 
Hundertschaftsführer an der umkämpften S-Bahn-Brücke verweigerte 
Deckert wenig später Reserve-Einsatzkräfte mit der Begründung, die 


Polizei könne sich vor Ort „nicht sehen lassen“, da „ein Abkommen 
mit den Störern” existiere. 


Selbst der Rostock-U ntersuchungsausschuß des Schweriner Land- 
tags lernt diese Version des Geschehens erst jetzt kennen: Jene Polizei- 
protokolle, die über den Kontakt der Randalierer mit der Polizei und 
über die „Waffenstillstands“-Anweisungen Auskunft geben, wurden 
den Abgeordneten bisher vorenthalten, obwohl sie der Rostocker Poli- 
zeidirektion und damit auch dem Schweriner Innenministerium seit 
September letzten Jahres vorlagen. Am letzten Donnerstag erhielt der 
Ausschuß eines der wichtigsten Dokumente - die beiden entscheiden- 


den Seiten allerdings fehlten und mußten wiederum nachgeliefert wer- 
den (siehe Faksimile auf dieser Seite). 


Der Verlauf des Abends 


An jenem Montag, dem 24.8.92, bekommt der Einsatzleiter der Ro- 
stocker Polizei, Jürgen Deckert, von seinem Chef Siegfried Kordus, 
dem damaligen Rostocker Polizeidirektor, die Weisung, zwei Hun- 
dertschaften Bereitschaftspolizei aus Hamburg, die bereits über 20 
Stunden auf den Beinen sind, aus dem Einsatz an der ZAST „her- 
auszulösen”. „VVenn die Lage es erlaubt“, fügt Kordus hinzu, der 
sich wiederum einer Forderung von Mecklenburg-Vorpommerns 
höchstem Ordnungshüter, Landespolizeidirektor Hans-Heinrich 
Heinsen, fügt. Dieser hat für Montag nacht als Ersatz für die Ham- 


Fi ein halbes Jahr nach der Rostocker Brandnacht vom 24. August 


burger landeseigene Kräfte zugesichert. Zwei Stunden später geht 
Polizeioberrat Deckert daran, die Anweisung umzusetzen. 

Der Ersatz für die Hamburger, der Schweriner Hundertschafts- 
führer Joachim Wenn-Karamnow, kommt mit seinen Zugführern 
gegen 20 Uhr an den Einsatzort, um die Lage zu erkunden. Es ist re- 
lativ ruhig. Kurz nach 20 Uhr sagt Deckert dem Schweriner, er solle 
seine Leute nun doch nicht mehr nachholen. „Die polizeilichen 
Maßnahmen sind beendet”, erfährt Wenn-Karamnow von „Robbe 
101”, Deckerts Funkkennung. Doch in den Beginn des Rückzugs 
fällt ein plötzlicher Angriff von rund 500 rechten Gewalttätern. Die 
Hamburger geraten in die Bredouille. Wenn-Karamnow holt also 
doch seine Leute nach und ersetzt die Hamburger, die nur ein kur- 
zes Stück weiter, in Groß Klein, in neue Auseinandersetzungen 


el werden. In kurzer Zeit melden die Hamburger 34 Ver- 
etzte. 


Rückzugsbefehl über „Robbe 50“ 


Wenn-Karamnow hält mit seinen Leuten die Stellung, nur einer SeI- 
ner beiden Wasserwerfer funktioniert noch. Die Angreifer befinden 
sich zwischen der Polizei und der ZASt. Wenn-Karamnow: „Wenn 
die zu diesem Zeitpunkt gewollt hätten, hätten sie nur hinzugehen 
brauchen und einen Molli reinschmeißen können. Niemand hätte 
sie daran hindern können.” Die Hundertschaft der Schweriner Be- 
reitschaftspolizei kann sich rund eine Stunde halten. Fünf Verletzte 
zählt die Einheit. Wenn-Karamnow funkt an Deckert: „So ist der 
Einsatz wenig sinnvoll.” Er will mehr Kräfte, um die „Störer” (Poli- 
zeijargon) zurückzudrängen. Statt dessen erhält er um kurz nach 
21 Uhr über „Robbe 50%, Funkkennung des Funkers in der Polizei- 
Einsatzzentrale Lütten Klein, den Befehl, sich zurückzuziehen. 
Wenn-Karamnow versteht die Welt nicht mehr. Mehrfach funkt er 
zurück, ober sich tatsächlich zurückziehen soll. Er soll und soll in 
die anderthalb Kilometer entfernte Einsatzzentrale Lütten Klein 
kommen. Dort angelangt, staunt er nicht schlecht: Auf dem Hof ste- 
hen rund 250 Mann - die Kräfte, die er vor Ort gebraucht hätte. Er 
fragt Deckert, warum er zurückziehen sollte. Und traut seinen Oh- 
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ren kaum: Deckert antwortet, es gäbe eine Art Waffenstillstand mit 
den Störern. 

Was war geschehen? Um kurz nach 21 Uhr kommt es durch Po- 
lizisten der Einheit des Hundertschaftsführer Bleeck zu einem Kon- 
takt zwischen Gewalttätern und Einsatzleitung. Der Polizeifunker 
Krancke („Robbe 50”) nimmt das Angebot der Rechten entgegen. 
Nach seiner Darstellung bieten sie einen Waffenstillstand an, wenn 
die Polizei sich zurückziehe. Dann wollten sie mit eigenen Augen 
sehen, daß die ZASt tatsächlich leer sei - sie ihr Ziel also erreicht 
hätten. Sie verlangen außerdem ein Treffen mit den Polizeiführern 
„an einem dunklen Ort”. Das Protokoll dieses Vorgangs lag dem 
Untersuchungsausschuß bis vor kurzem nicht vor. Deckert gab 
aber inzwischen zu, er sei bereit gewesen, dieses Angebot anzu- 
nehmen - und selbst Innenminister Kupfer mußte vor dem Aus- 
schuß zugeben, er habe später „Kenntnis von dem Kontakt” be- 
kommen. Deckert weiter: Der anonyme Anrufer habe sich aber 
dann nicht noch einmal gemeldet, und so sei nichts aus dem „Ab- 
kommen“ geworden. 

Wie kam es dann aber zu dem Rückzugsbefehl an Wenn-Ka- 
ramnow? Kurz nach dem Angebot war über Funk die Meldung „Be- 


“ ruhigung der Lage in Groß Klein“, einem Nebenschauplatz, ge- 


kommen. War das für Deckert der Hinweis, „die meinen es ernst”? 
War das Angebot eine Chance, den nächtelangen Kampf zu been- 
den? Die Vietnamesen im Nachbarhaus hatte er offenbar nicht auf 
der Rechnung. Obwohl er von ihrer Gefährdung wußte — ebenso 
wie Innenminister Kupfer, Heinsen und Kordus. 

Gegen 21.45 Uhr erreicht die erste Meldung über den Brand in 
der ZASt die Polizeiinspektion Lütten Klein. Wenn-Karamnow will 
beobachtet haben, wie Deckert zum Funkgerät greift, kurz ver- 
sucht, einen Kontakt herzustellen, aber sofort wieder aufgibt und, 
ohne eine Entscheidung zu treffen, weggeht. Unter anderem zieht 
er sich zu diesem Zeitpunkt - die Flammen beginnen aus den Fen- 
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‚stern der ZASt herauszuschlagen - für rund 20 Minuten mt dem an- 


wesenden leitenden Oberstaatsanwalt Neumann in sein Zimmer 
zurück, um, nach eigenen Worten, über das „Angebot“ der Ge- 
walttäter zu beraten. Weitere Brandmeldungen treffen ein — keine 
Reaktion. 


Kurz vor halb elf schreien über Funk „Repin 30 und 40”, zwei 


Polizeizüge, um Hilfe, die in einiger Entfernung der ZASt auf der S- 
Bahn-Brücke sich schwerer Attacken erwehren müssen. Ihr zustän- 
diger Hundertschaftsführer, Waldemar Skrocki, ist mit seinen an- 
deren beiden Zügen unter den knapp 400 Mann, die sich inzwi- 
schen vor der Einsatzzentrale in Lütten Klein aufhalten. Er hört den 
Funker fragen: „Was soll ich denen sagen?“ Einsatzleiter Deckert: 
„Wir haben ein Abkommen mit den Störern und dürfen uns dort 
nicht sehen lassen.” 

Kein Einsatzbefehl also. Zum zweiten Mal begründet Deckert 
einen Befehl mit einem ausdrücklichen Hinweis auf den Pakt. 
Skrocki rennt zu seinen beiden Zugführern und zu einem Kollegen 
aus Güstrow, Zugführer Reinhard Glinka, denn er braucht Leute. 
Gegen den Willen von Deckert brechen die vier mit Verstärkung 
auf, um „Repin 30 und 40” zu Hilfe zu eilen. Skrocki hat diesen Ab- 
lauf nicht nur nach seinem „Merkbuch” einen Tag nach den Ereig- 
nissen zu Papier gebracht, sondern ihn auch persönlich gegenüber 
der taz bestätigt. Unabhängig von ihm bestätigt auch einer der Zug- 
führer, Jürgen Fisch, Skrockis Schilderung. Von der taz mit diesen 
Aussagen konfrontiert, konnte sich Deckert „nicht erinnern“. Viel- 
leicht habe er gesagt, „wartet mal 'ne Sekunde, wir haben da was in 
der Prüfung”. Deckert hält weiter daran fest, der Kontakt mit den 
„Störern” habe den Einsatzverlauf nicht beeinflußt. 

Um 22.28 Uhr wendet sich, nachdem über Funk die Meldung 


*" von über hundert in dem brennenden Gebäude neben der eben- 


falls brennenden ZAST eingeschlossenen Menschen gekommen 
ist, Wenn-Karamnow erneut an Deckert. Diesmal gibt der Einsatz- 
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leiter sein Okay. Der Schweriner rückt mit seiner Hundertschaft 
aus und erreicht gegen 22.40 Uhr die ZASt. Langsam bekommt die 
Polizei die Lage wieder unter Kontrolle- mit über einstündiger Ver- 
spätung beginnt die Feuerwehr zu löschen. Bei ihrem ersten Ver- 
such war sie von den Randalierern vertrieben worden, weil die Po- 
lizei versuchte, mit Gewalttätern zu paktieren, die bereit waren, 
über Leichen zu gehen. Mit Sprechchören wie „Lyncht sie!”, 
„Hängt sie!”, „Räuchert sie aus!“ hatten die Rechten das Vietname- 
sen-Wohnheim gestürmt. 

Doch die Verantwortung für den katastrophalen Polizeieinsatz 
liegt nicht nur bei dem übermüdeten, überforderten Deckert, der 
Montag abend bereits 60 Stunden im Dienst war. Kordus, sein Vor- 
gesetzter, hatte den Mann aus Bremen vor Ablauf von dessen Pro- 
bezeit zurückschicken wollen, weil er ihn als „Leiter Führungs- 
stab“ nicht für geeignet hielt. Warum dann war Kordus selbst zum 
fraglichen Zeitpunkt zu Hause im Bett? — wie er jetzt erstmals ge- 
genüber der taz zugab, nachdem er zuvor stets behauptet hatte, er 
sei nur „ein Hemd wechseln“ gewesen. (Anmerkung der Redak- 
tion: Einen Tag nach der Veröffentlichung bestritt Kordus diese 


Schwerin stellt sich schlafend 


Keinerlei politische Reaktion auf das Schweriner 
Untersuchungsergebnis zur Tunix-Strategie in Rostock 


anhaltend totgeschwiegen. Obwohl seit Freitagbekannt ist, daß die 

Rostocker Polizeiführung in der Brandnacht am 24.August 1992 ein 
Stillhalteabkommen mitden rechtsradikalen Randalierern getroffen hatte 
und dem Schweriner Untersuchungsausschuß detaillierte Berichte dar- 
über vorliegen, bleibteine politische Reaktion in Bonn wie Mecklenburg- 
Vorpommern aus. 

Nicht eineFraktion im Schweriner Schloß, wederdie Oppositionspar- 
teienSPDundPDS, nochdieRegierendenausFDPundCDUwarengestern 
bereit, dieneue Entwicklungbeider AufklärungderVorgängeinderBrand- 
nachtvonRostock-Lichtenhagen zu kommentieren. 

 KeineAuskunftauchbeiderRostocker Staatsanwaltschaft,beidernach 
wievorErmittlungsverfahrenwegenunterlassenerHilfeleistunggegenden 
SchwerinerInnenministerLothar Kupfer(CDU), dendamaligen Rostocker 
vonzeiche! Siegfried Kordus und den Einsatzleiter Jürgen Deckert anhän- 
gigsind. 

Daß ausgerechnetjene drei Dokumente, indenen von dem ominösen 
„Abkommen“ zwischen Polizei und rechten Randalierern die Rede ist, 
dem AusschußbisJanuar nichtvorlagen, istfürdas Schweriner Innenmini- 
sterium überhaupt kein Problem. Man arbeite auf Anforderung, und der 
Ausschußhabediese Unterlageneben nichtangefordert, erklärteeinSpre- 
cher. Demgegenüber hatte der stellvertretende Ausschußvorsitzende 
Manfred Rißmann (SPD) dem Ministerium vorgeworfen, dem Ausschuß 
warentrotz entsprechender Anforderungen schon mehrfachnichtalleAk- 
tenvorgelegtworden. Auchnachdenneuesten Ungereimtheitenbleibtder 
Innenministerdabei, sich „stetsgenauandie Anforderungder Akten durch 
den Untersuchungsausschuß gehalten“ zuhaben. 

 Daßbeidem erstam Donnerstagendgültigzugestellten Berichtdes Po- 
lizeihauptkommissars Skrocki die beiden entscheidenden Seiten fehlten 
und erst auf Nachfrage der FDP nachgeliefert wurden, erklärte Kupfers 
Sprecher miteinem „Bürofehler“. | 
= Ausden Dokumenten gehthervor, daßder Hundertschaftenführerder 
olizei, derdringend um Unterstützungbat, beiseinem Vorgesetzten Dek- 
kertaufl ief: „WirhabeneinAbkommen mitdenStörern unddürfen unsdort 
nicht sehen lassen.” Waldemar Skrocki war daraufhin mit drei weiteren 
Kollegen aufeigene Faustden bedrängten Polizeizügen Reppin 30 und 40 
ander umkämpften 5-Bahn-Brücke zu Hilfe geeilt. Währenddessen stan- 
den rund250 Polizisten anderthalbKKilometerweiterander Polizeiinspek- 
tion Lütten Klein und warteten auf Godot. Diese Tunix- Strategie nützte 
nichtnur den rechten Gewalttätern, sondern forderte auch viele Verletzte 
unterden eingesetzten Beamten. 

aan! Kupfers Rückzugslinie bleibt, daß erfür Polizeistrategien keine 
„Politische Verantwortung“ übernehmen könne; die SPD, die den Innen- 
senat von Rostock stellt, hält sich zurück. Bisher spricht alles dafür, daß 
auch dieSpitzen des Staates, mitkleinen Affairen beschäftigt, Rostock aus- 
sitzen wollen. Sitzfleisch istjagenügend vorhanden. tazv. 2.2.92 


) er größte innenpolitische Skandal seit der Wiedervereinigung wird 


Aussage wieder mittels einer Gegendarstellung.) Warum war Lan- 
despolizeidirektor Hans-Heinrich Heinsen im heimatlichen Lü- 
beck? Heinsen wußte nicht nur von den schweren Ausrüstungs- 
mängeln der Rostocker Polizei. Er wußte auch, daß Kordus und 
Deckert seit Sonnabend ununterbrochen im Einsatz waren. 

Und wo war, als es brannte, Mecklenburg-Vorpommerns In- 
nenminister Lothar Kupfer? Zu Hause in Ahrenshagen. Und eben- 
falls nicht zum Wäschewechsel, wie auch er immer behauptet hat. 
Letzten Freitag erzählte er vor dem Untersuchungsausschuß, er 
habe Fahrer und Leibwächter gegen 22 Uhr zum Übernachten in 
ein weit entferntes Hotel geschickt - und mußte sie erst herbeitele- 
fonieren, um nach Rostock zurückzukehren. Da war es zu spät. 
(Anm.d.Red: Das gesagt zu haben, bestreitet Kupfer mittlerweile 
wieder.) 

Die Entscheidung, die ZASt zu räumen, habe „keine politische 
Bedeutung“, behauptet Kupfer noch heute. Vielleicht wäre ihm die 
politische Bedeutung bewußt geworden, hätte er in jener Nacht 
selbst mit den Gewalttätern über deren angebliches „Waffenstill- 
stands“-Angebot verhandelt. Jan Lerch (taz v. 1.2.93) 


Lichtenhagen, 24.8.92 


Es brennt! Heil Hitler! 


Zwei Frauen und ein Mädchen verbrannten in ihrem Möllner Haus, sieben Menschen liegen noch verletzt in der 
Klinik/ Weil sie türkische Staatsangehörige sind, zündeten deutsche Täter ihre Wohnungen an | 


stand. Die roten Klinkerhäuschen stehen für Idylle, ebenso der 

örtliche See mit der obligatorischen Pension Seeblick und dem 
Bootsverleih. Dennoch ist die gewohnte Ruhe augenscheinlich ge- 
stört. Noch um zwei Uhr nachmittags rast die Feuerwehr über die für 
den Durchgangsverkehr gesperrte Hauptstraße. Sie löscht eins der 
noch immer brennenden Häuser. Menschengruppen stehen in den 
Straßen zusammen und diskutieren. 

In der Nacht zum Montag wurde der 18.000 Einwohner zählende 
Ort zum Schauplatz eines grausamen Fanals: zwei türkische Frauen 
und ein zehnjähriges Mädchen starben in den Flammen ihrer Häuser. 
Angezündet, darüber läßt auch in diesem Fall die Staatsanwaltschaft 
keinen Zweifel, von rechtsradikalen Brandstiftern. Nachts um ein Uhr 
waren innerhalb einer Stunde zwei Mehrfamilienhäuser in fünfhundert 
Meter Entfernung voneinander durch Brandsätze in Flammen aufge- 
gangen. 

Die türkischen Anwohner des Hauses in der Mühlenstraße, in der 
die Frauen und das Mädchen starben, sind fassungslos. Eine Frau er- 
zählt: „Wir wurden nachts von Hilferufen geweckt, da brannte das 
Haus schon.” Die neunköpfige Nachbarsfamilie hatte sich durch 
Sprünge aus dem zweiten Stock zu retten versucht. „Sie warfen ihre Ba- 
bys aus dem Fenster und sprangen selber hinterher. Eine 51 jährige und 
eine 28jährige Frau überlebten diesen verzweifelten Rettungsversuch 
nicht. Auch die zehnjährige Enkelin starb. Die übrigen Familienange- 
hörigen liegen mit Bein- und Hüftbrüchen im Krankenhaus. 


„Unter dem Deckel“ 
gärt es bräunlich 


Mer ein schleswig-holsteinisches Städtchen im Ausnahmezu- 


„In Mölln leben alle wie eine große Familie“, sagen am Nachmittag 
viele der deutschen wie ausländischen Einwohner, die sich am nie- 
dergebrannten Haus versammeln. Wie ein Magnet zieht das völlig 
verkohlte Häuschen die Möllner an. Die Kommentare sind einhel- 
lig ablehnend. „Pfui Teufel, wer kann so etwas tun“, erregen sich 
zwei ältere Damen. Keiner der befragten Möllner will zuvor be- 
drohliche Warnzeichen für eine solche Gewalttat in dem Städt- 
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Auf den Straßen tobt der 
rechtsradikale Mob, in den 
Parlamenten sitzen national- 
populistische Parteien. Claus 
Leggewie zieht hier eine 
Bilanz der rechten Offensive 
seit Mitte der 80er Jahre. 
1993. 168 S., 7 Abb.,2 Tab., Pb. 
DM 16,80 (BsR 1017) 


Die jüngsten Gewalttaten von 
Rechtsextremisten und Neona- 
zis zeigen: Es ist höchste Zeit, 
auch die rechtsextremePresse, 
ihre Zeitungen und Zeitschriften 
genauer Zu untersuchen und 
Roß und Reiter zu nennen. 
1993.177 S. Pb. DM 19,80 

(BsR 1014) 


chen wahrgenommen haben. Rechte Umtriebe, so die Auskünfte, 
habe es selbst vor dem örtlichen Asylbewerberheim nicht gegeben. 

Doch einige der ausländischen Jugendlichen kennen auch die 
ortsansässigen Neonazis. Etwa zehn seien es, „allerdings eher Mit- 
läufer”. Doch auch die Jugendlichen glauben, daß kein Möllner zu 
einer solchen Tat fähig sei. Aber sie wissen von einem Zusammen- 
stoß zwischen Skins und linken Antifaschisten zu berichten, der 
sich am 30. Oktober beim jährlichen Jahrmarkt im Anschluß an 
eine Demonstration gegen Rassismus entwickelt hatte. 

Daß Mölln nicht mehr so idyllisch ist, wie viele AnwohnerInnen 
noch glauben wollen, bestätigt auch eine andere junge Frau. Ihr 
Mann, ein Möllner Polizist, habe ihr erzählt, daß hier in Sachen 
Rechtsradikalismus „einiges los sei”, was die Polizei unter dem 
Deckel halten würde. Mehr will sie allerdings nicht sagen. 

Warum es gerade diese zwei türkischen Familien getroffen hat, 
weiß sich niemand zu erklären. Die Menschen in der Mühlen- 
straße lebten bereits über 20 Jahre in diesem Häuschen. Die Frauen 
arbeiteten in der Textilfabrik in Ratzeburg. „Wir haben uns hier hei- 
misch gefühlt”, schildert eine türkische Nachbarin. Im nahegelege- 
nen türkischen Kaffeetreffpunkt haben sich am Nachmittag die tür- 
kischen Männer des Ortes versammelt. Ernst und schweigsam lau- 
schen sie der Rede, die der eilig herbeigereiste Hamburger Bundes- 
tagsabgeordnete Freimut Duve improvisiert. Wenig tröstend klin- 
gen seine Ausführungen über diese „dramatische Kriegserklärung 
gegen unsere Demokratie“. Sein Appell: „Lassen Sie sich jetzt nicht 
durch solche Vorfälle in Ihrer Seele vertreiben, wir müssen jetzt zu- 
sammenhalten“, wird jedoch mit verhaltenem Beifall der Kaffee- 
hausbesucher bedacht. 

Schon am Mittag waren 500 Schüler in einer Spontandemon- 
stration durch die Stadt gezogen. Am Abend sollte ein größerer 
Umzug stattfinden. Dazu wurden auch Hamburger Demonstran- 
ten erwartet. „Dann gibt's hier Randale“, freute sich gestern nach- 
mittag einer der Möllner Jugendlichen. „Was sollen wir tun“, wehrt 
jedoch einer der türkischen Jugendlichen ab. Wir könnten jetzt 
zwar einige weghauen, aber das bringt uns die Toten nicht zu- 
rück.” Sannah Koch (taz v. 24.11.92) 
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Das Buch informiert über den 
aktuellen Rechtsradikalismus 
in Deutschland und über seine 
Vorgeschichte. »Die gelungene 
Arbeit macht deutlich, daß der 
Rechtsradikalismus nach wie vor 
ein aktuelles Problem ist«. DAS 
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Die Autoren schildern die Ent- 
wicklung der Skinhead-Bewegung 
von ihren Anfängen bis heute. 
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18 Das brennende Haus 
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Eine norddeutsche Kleinstadt voller Gerüchte 


Jeder im beschaulichen schleswig-holsteinischen Mölln kannte die Familie der ermordeten türkischen 
Immigrantinnen/ Jetzt fürchten viele Bewohner, daß Touristen die Eulenspiegelstadt meiden 


sion. Gefühle für ein halbes Leben, die sich seit wenigen Tagen 

austoben, die Leute schütteln und nicht zur Ruhe kommen lassen. 
In Mölln, der aufgeputzten nordischen Kleinstadt, brannten Sonntag 
nacht Menschen und Häuser. Jetzt bröckeln die Fassaden. - 

„Es kotzt mich an, wenn ich höre, daß die Möllner immer gut mit 
den Türken ausgekommen sind. Das ist absolut verniedlichend!“ Britta 
steht mit ihren Freundinnen von der Berufsschule vor der Post. Es nie- 
selt. Kein Wetter, um draußen rumzulungern. Doch das spielt im Mo- 
ment keine Rolle. Eine türkische Frau und zwei Kinder sind ermordet 
worden. Jeder kannte die Familie, sie lebte mitten in der Stadt. Die 
Schülerinnen pfeifen auf die Schule und den klammen Wind. „Die 
Stadt will bloß nicht zugeben, wieviel Rechte es hier gibt“, regtsich die 
18jährige Karin auf, „dabei weiß doch jeder, daß es hier sogar schon 
Messerstechereien gab.“ „Sogar in meinem Dorf mit seinen 104 Ein- 
wohnern“, unterbricht eine andere, „gibt es welche.” 

Seit Sonntag nacht ist Mölln die Stadt der Gerüchte. Sie schwirren 
zwischen den Backsteinmauern, brodeln überall dort, wo sich die 
Menschen begegnen, setzen sich in den Köpfen fest. „Wer war es? 
Neonazis oder andere Kriminelle?” Die Nachrichtensperre, die die 
Bundesanwaltschaft verhängt hat, heizt die Spekulationen noch an. 
Die vorsichtigen Hinweise an die Medien, daß „in allen Richtungen“ 
ermittelt werde, bringt die Phantasie der Möllner auf Touren. 

Die durch den Brand am schlimmsten betroffene Familie Arslan ge- 
hört nicht zu den braven Ausländern, die sich voll ins Möllner Klein- 
bürgertum integriert haben. Einer der Brüder, Faruk, hatte nicht nur 
einmal Probleme mit Polizei und Justiz, gilt als gewalttätig, soll in der 
Hamburger Zuhälter- und kriminellen Szene wichtige Verbindungen 
haben. Das wissen alle in Mölln. Deutsche und Türken. Und alle ha- 
ben Angst, es laut zu sagen. Doch hinter vorgehaltener Hand wird es 
weitergegeben. Ist es nicht doch ein Racheakt speziell gegen die Ars- 
lans? Wurde die zweite Brandstiftung, die Nazi-Bekenneranrufe nicht 
nur als Verschleierung benutzt, auch um Einsatzkräfte zu binden? 


„Unsere Türken 
waren voll integriert“ 


E:: Stadt im Ausnahmezustand. Wut, Angst, Entsetzen, Depres- 


Die meisten Türken wollen von dieser Vermutung nichts wissen. 
„Ich glaube es nicht”, sagt einer der Verletzten aus der Ratzeburger 
Straße. „Wenn es wirklich persönliche Gründe hätte, warum soll- 
ten die Täter dann auch unser Haus anzünden?“ Am Montag war 
der junge Mann mit der zerschundenen Hand noch wütend. Jetzt 
sitzt er wie viele seiner männlichen Landsleute in der türkischen 
Teestube, starrt vor sich hin, beäugt mißtrauisch die Kamerateams 
und Radioreporter. Auch der parteilose Bürgermeister Joachim Do- 
erfler ist dort: „Es gibt für mich keinen Sinn, als daß hier Extremisten 
am Werk waren.“ 

‚650 Ausländer gibt es in diesem südlichen Zipfel von Schles- 
wig-Holstein; davon 70 Asylbewerber, die dezentral untergebracht 
sind. Die meisten TürkInnen, etwa 90 Familien, leben seit Jahr- 
zehnten unter den rund 17.000 Deutschen. Sie betreiben einige 
kleine Geschäfte, Döner-Restaurants und Imbißbuden, der Rest ar- 
beitet in den Fabriken der Umgebung. Mölln war ihr Zuhause. Jetzt 
schauen sie sich um und müssen sich fragen, was das eigentlich für 
eine Stadt ist, die sie für ausländerfreundlich hielten. 

„Unsere Ausländer waren voll integriert“, beeilten sich alle 
Deutschen nach der Brandnacht zu versichern. Um das zu bewei- 
sen, 81ng am Montag abend halb Mölln auf die Straße. Vier De- 
monstrationszüge hat der kleine Ort in drei Tagen auf die Beine ge- 
bracht. Daß Mölln nicht Rostock ist, ist nicht zu übersehen. 

Das Image der Kleinstadt, in der pro Jahr 50.000 Touristen 
280.000mal übernachten, steht auf dem Spiel. Die Zukunft des Or- 


tes, mit seinen 6,8 Prozent Arbeitslosen und Tausenden von Pend- 
lern, liegt im „sanften Tourismus”, versprach jüngst eine Studie. 
Und jetzt droht das alles kaputtzugehen, die hauptsächlich älteren 
Urlauber aus Angst fernzubleiben. „Was wir für einen Rückgang 
haben werden!“ befürchtet der Bürgermeister. Diese Aussicht trieb 
selbst den Chef der Raiffeisenbank am Montag zur Demonstration. 
Oder sollte es doch das Mitgefühl mit der Familie Arslan, die drei 
Menschen verlor, gewesen sein? 

Die Arslans lebten seit 1974 in dem weißverputzten Haus in der 
Mühlenstraße. Das Haus war alt und sanierungsbedürftig wie die 


Mölln, Mühlenstr. 9 


Foto: Cordula Kropke/agenda 


gesamte Altstadt bis Mitte der 80er Jahre. Doch dann kam der Se- 
gen in Form des Städtebauförderungsgesetzes. Rund 200 Häuser 
sollten mit Unterstützung durch öffentliche Gelder instand gesetzt 
werden. 

Das wollte die Familie Arslan auch mit ihrem denkmalge- 
schützten Haus machen. Seit 1988 bemühte sie sich, das Haus in 
der Mühlenstraße 9 von der Stadt zu kaufen. Doch weder die 
Schleswig-Holsteinische Sanierungs- und Entwicklungsgesell- 
schaft (SEG), die zunächst das Haus treuhänderisch verwaltete, 
noch die „WOBAU Schleswig-Holstein“, die später als Sanierungs- 
träger auftrat, reagierten auf die diversen Anfragen der Arslans. 


19 


Als die türkische Familie schließlich die schriftliche Antwort der 
WOBAU in Händen hielt, wurde ihr darin zwar dezidiert vorge- 


rechnet, daß Kaufpreis und Sanierungskosten sich insgesamt auf 


eine runde Million belaufen würden. Doch mit keinem einzigen 


Wort wies man die ausländischen Mitbürger darauf hin, daß min- 


destens zwei Drittel der Instandsetzungskosten durch den Bund 
und das Land übernommen würden. 

Statt dessen stellte die WOBAU in einem Schreiben von Ende 
Oktober 1991 lapidar fest: „... möchten wir auch weiterhin die Fi- 
nanzierbarkeit der Gesamtmaßnahme Mühlenstraße 9 ... in Frage 
stellen“. War es eine Finanzierungsfrage oder paßte die Familie 
Arslan nicht in die im Zuckerbäckerstil sanierte Backsteinidylle? 

Die Stadt, der das Haus noch immer gehört, will dazu nichts sa- 
gen und verweist auf die WOBAU. Deren Sprecher Jörn Stübinger 
wehrt ab: „Für Ausländer setzten wir uns noch stärker ein als für un- 
sere deutschen Bürger. Aber aus verschiedenen Gründen sind wir 
mit der Familie Arslan nicht zu einer Einigung gekommen.” Das 
hätte mit ihrem Ausländerstatus nicht das geringste zu tun. Über 
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Solingen, Untere Werner Str.81 Foto: Herby Sachs /Transparent 


‚die Möglichkeit, Sanierungsgelder zu beantragen, will die WO- 


BAU die Arslans in mündlichen Gesprächen unterrichtet haben. 
Am 30.10.1991 bekommt die Familie Arslan wieder ein Schrei- 
ben von der WOBAU. Darin wird das „... zwischen Ihnen und uns 
bestehende Mietverhältnis ... fristgemäß zum 31. Oktober 1992 ge- 
kündigt“. Denn: „Das Objekt Mühlenstraße 9 soll im Wege der 
städtebaulichen Gesamtmaßnahmen veräußert und saniert wer- 
den.” Kein Wort mehr davon, daß die Arslans selbst als Kaufinteres- 
senten aufgetreten waren, statt dessen der Rausschmiß. Als die 
Mühlenstraße 9 brannte, hätten die Arslans das Haus eigentlich 
schon geräumt haben müssen. Doch die Kündigung hatte einen 


Formfehler, die Arslans blieben drin. Jetzt hat die Stadt andere Pro- 
bleme - mit der Ruine. | 

„Nein, die Täter waren keine Möllner“, sagt der junge Ahmet 
wie fast alle seine Landsleute. „Das kann ich mir einfach nicht vor- 
stellen. Ich hatte bisher als Türke nie Schwierigkeiten.” Sicher hätte 
er sich mal mit Deutschen geprügelt, sicher wären das Skinheads 
gewesen. Aber das wäre doch normal, oder? Würde doch überall 
vorkommen. „Ich hab’ ja gar nichts dagegen, wenn einer sagt: ‚Ich 
bin stolz, ein Deutscher zu sein!’ Das ist doch Nationalstolz und 
nichts Schlechtes. Zündet man deswegen Kinder an?“ 


30 Skins und Anzeigen 
für eine Wehrsportgruppe 


Rund 30 Skins soll es in der Stadt geben. Sie treffen sich im Billard- 
salon und im Jugendzentrum am Schulberg. Doch weder die Tür- 
ken noch die Deutschen trauen ihnen dieses Verbrechen zu. „Ich 
und andere halten die Möllner Skins dazu nicht für fähig“, meint 
Ulrich Nehls, Sozialarbeiter und SPD-Politiker. Wie der Leiter vom 
Jugendzentrum, Klaus Wenderholm, sieht er eine „diffuse Forma- 
tion“, doch keine „Kommandostruktur“. Auch dem einen stadtbe- 
kannten Neonazi trauen sie das Verbrechen nicht zu. 

Die Polizei, die von sich behauptet, die Szene absolut im Griff 
zu haben, sieht es ähnlich. Auch wenn Reps und DVU bei der letz- 
ten Landtagswahl zusammen auf 10 Prozent gekommen sind. 
Auch wenn vor 8 Wochen eine Scheune abgefackelt wurde, von 
der das Gerücht ging, sie solle als Flüchtlingsheim eingerichtet 
werden. Auch wenn sich beim Stadtfest Skins und die rund 150 im 
Kreis organisierten Antifaschisten eine Straßenschlacht lieferten. 
Möglicherweise haben die Ordnungshüter auch eine Anzeige 
nicht wahrgenommen, die am 28.10.92 im Möllner Markt, der An- 
zeigenzeitung, erschien. „Kameradschaft, Disziplin, Ehre, Heimat- 
liebe“, hieß es darin, „Runenkreis sucht sportliche Leute.“ Deutli- 
cher kann eine Wehrsportgruppe wohl kaum nach neuen Kandida- 
ten Ausschau halten. Die Polizei: „In Mölln gibtes keinen richtigen 
Treff der Rechtsradikalen.“ | 

Kaum daß die Häuser in der Ratzeburger- und der Mühlenstraße 
brannten, hatte es Bekenneranrufe bei Polizei und Feuerwehr ge- 
geben. Beide endeten mit einem Nazi-Gruß, keiner der Anrufe 
wurde - wie normalerweise üblich -— auf Tonband mitgeschnitten. 
Das hätte die Fahndung nach den Tätern erleichtert. Doch auch da 
hat der Bürgermeister eine Antwort: „Nur wenn man den Notruf 
110 oder 112 anwählt läuft ein Tonband mit. Die Bekenner aber 
riefen über den normalen Hauptanschluß an.” 


„Sind unsere Gardinen lang genug?” 


Saida, Rowena und Denis sitzen in Saidas Zimmer in der Mühlen- 
straße. 100 Meter entfernt ist die Nummer 9. Rußige Mauern, aus- 
gekohlte Fensterhöhlen, vor der Eingangstür Blumen, Kränze, Ker- 
zen. Leute bleiben stehen, ihre Augen tasten die Fassade des entbe- 
inten Hauses ab, sie unterhalten sich flüsternd. Hier lebte die Fami- 
lie Arslan. Urgroßmutter, Großmutter und -vater, zwei Söhne mit 
ihren Frauen und vier Kindern. Ayshe Yilmaz, eine Nichte der 
Oma, war zu Besuch. Heute sollte sie in die Türkei zurückkehren. 
Das wird sie an diesem Freitag auch nach wie vor. Als verkohltes 
Bündel in einer Holzkiste. Wie die 51jährige Bahide Arslan und die 
10jährige Yeliz kam Ayshe in den Flammen um. Sie war 14. Ge- 
nauso wie Saida aus Serbien, Rowena aus Albanien und Denis aus 
der Türkei. „Yeliz war so klein“, murmelt Saida, „sie sollte nicht da- 
für bezahlen müssen.“ „Zu Hause haben wir überlegt”, erzählt Ro- 
wena, die als Flüchtling nach Deutschland gekommen ist, „ob un- 
sere Gardinen lang genug sind, um sich auf die Straße herunterzu- 
lassen. Und ich will jetzt immer im Schlafanzug schlafen, um sofort 
rausrennen zu können.“ Denis’ Eltern sind mit den Arslans befreun- 
det. Seit Tagen zerbrechen sie sich den Kopf darüber, warum die 


deutschen Nachbarn so spät reagiert haben. „Die Kinder haben. 


doch geschrien, aber die meisten Deutschen sind erst gekommen, 
als schon die Feuerwehr da war.” 
Bascha Mika (taz vom 27.11.92) 
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Grabstätten. Solingen (oben) und Mölln (unten) 
Fotos: Andreas Bastian und Cordula Kropke/ agenda 


Halb Mölln gegen das Pogrom 


Tausende EinwohnerInnen gingen auf die Straße 


„Mord an türkischen Mitbürgern! Die Polizei bittet um Ihre Mithilfe!“ In 
der Innenstadt von Mölln sieht man am Dienstag morgen Beamte eines 
Sondereinsatzkommandos bei ungewöhnlicher Arbeit: Sie verteilen 
Flugblätter. Darin werden die BewohnerInnen aufgefordert, die Kripobei 
der Fahndung nach den Brandstiftern von Mölln zu unterstützen. Sonntag 
nacht verbrannten in der Kleinstadt eine Frau und zwei Kinder. Türkin- 
nen. Wer denkt seit dem noch an Eulenspiegel, der seinen Schabernack 
zwischen diesen Backsteinfassaden getrieben haben soll? 

Auf dem Platz bei der Post stehen SchülerInnen der Berufsschulen zu- 
sammen. Sie weigern sich, zum Alltag überzugehen, lassen den Unter- 
richt ausfallen, organisieren einen Schweigemarsch. Es ist die dritte De- 
monstration seit der Brandnacht. Auch am Montag waren es SchülerlIn- 
nen, die zuerst auf den Mordanschlag reagierten und nachmittags durch 
die Stadt zogen. Für den Abend hatten Parteien und Gewerkschaften die 
MöllnerInnen aufgerufen, ihren Protest auf die Straße zu tragen. 

Tausende der rund 17.000 Einwohner kamen. Halb Mölln schien auf 
den Beinen: Kinder, Jugendliche, Erwachsene jeden Alters. Das Döner- 
Restaurant „Pamukkale” am Bahnhof schloß für zwei Stunden. Die Fami- 
lie G. wollte mitdemonstrieren. „Bisher hab ich es hier nie schwer ge- 
habt“, erzählt SafiG. Wiediemeisten seinertürkischen Landsleute wohnt 
er seitJahren in Mölln. „Ob ich jetzt Angst habe? Nur wenn ich schlafe.” 

Die Menschen sammeln sich am „Bauhof“ -und warten verwirrt. Statt 
einer Demonstration gibtes plötzlich zwei, und jede zieht in eine andere 
Richtung davon. An der Spitze dereinen tragen Vertreter türkischer Orga- 
nisationen Spruchbänder und Bilder des ermordeten zehnjährigen Mäd- 
chens. „Nazis vertreiben“ und „Hoch die internationale Solidarität” 
schalltesdurch dietrübe Luft. Doch die Möllner TürkInnen, die in langen 
Reihen nebeneinander laufen, schweigen. Der andere Zug - 8anz vorne 
Günther Grass - geht ruhig Richtung Kirche. Fackeln brennen. Es ist den 
MöllnerInnen anzusehen, was sie an diesem trübkalten Novemberabend 
auf die Straße trieb: Mit den Bewohnern von Rostock-Lichtenhagen, die 
beim Angriff auf ein Flüchtlingswohnheim Beifall klatschten, wollen 
diese hiernichtverwechselt werden. „Die lebten doch schon seit zigJah- 
ren hier”, regt sich ein Mittfünfziger auf, „und nie gab’s Probleme. Ein 
grauhaariger Mann, fürden dies dieersteDemo seines Lebens ist, pflichtet 
ihm bei. Als leitender Angestellter einer großen Firma will er aus Solidari- 
tät mit den ausländischen Kollegen mitdemonstrieren. „Das Rechtsbe- 
wußtsein ist erodiert”, sinniert er und stopft die Hände in die Taschen. 
„Doch mitsowaskonnteniemandrechnen. Ich hab immer gedacht, diese 


Rechten — da ist doch nicht mehr dahinter als normale jugendliche Ag- 
gression.” Bascha Mika (taz v. 25.11.92) 


Spontane Demonstrationen 
auch anderswo 


In mehreren deutschen Städten haben am Montag Tausende von Men- 
schen gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit demonstriert. Mitei- 
nem Schweigemarsch protestierten rund 5.000 Menschen in Berlin gegen 
die Tätervon Mölln. AnderfriedlichenDemonstration aufdem Kurfürsten- 
damm beteiligten sich zahlreicheausländische Immigrantinnen. Die Aus- 
länderbeauftragte des Landes Berlin, Barbara John, rief bei der abschlie- 
enden Kundgebung dazu auf, „enger zusammenzurücken, um die Täter 
zu isolieren”. Von einem Teil der Demonstranten wurden die Worte der 
CDU-Politikerin mit Buh- und „Heuchler“-Rufen sowie Pfiffen bedacht. 
Großen Beifall fanden dagegen die Äußerungen einer Freundin des in der 
Nachtzum Samstagin Berlinermordeten SilvioMeier. SiemachtediePoli- 
tikderBundesregierungfürdiezunehmenden Gewalttaten verantwortlich 
undwarfderPolizeivor, rechtsextreme Gewalt zu verschleiern. 
InBerlin-Kreuzbergnahmenrund1.500Menschenaneinerspontanen 
Demonstrationteil.BeiAuseinandersetzu ngenwurdennachPolizeianga- 
ben 37 Polizisten verletzt. Über verletzte DemonstrantiInnen gab es zu- 
nächst keine Angaben. Die Polizei löste die Demonstration nach zwei 
Stunden unter Wasserwerfer- und Schlagstockeinsatz auf. An einer De- 
monstrationin Hamburgbeteiligtensichknapp3.000 Menschen.Miteiner 
Mahnwache wurde in Frankfurt am Main der Toten von Mölln gedacht. 
Schon am Mittag hatte es in Frankfurt eine Demonstration von rund 700 
SchülerInnen gegeben. Etwa 650 Menschen demonstrierten in Göttingen 
gegen dieMordanschläge in Mölln. AP/dpa (tazvom 25.11.92) 


ZT un HE N 


Der Mölln-Prozeß beginnt 


Die Anklageschrift rekonstruiert den Ablauf / In Schleswig stehen die mutmaßlichen Brandstifter von Mölln vor 
Gericht / Einer hat schon vorher Flüchtlingswohnheime überfallen/ Hätte Mölln verhindert werden können? 


um Mitternacht, Videothek No. 1, Mölln. Nach diesem Treffen 
sind drei Menschen tot. 

Vorher macht Michael Peters sich einen netten Tag. Trinkt einen zu 
Hause in Gudow, ein bißchen Whisky, ein bißchen Bier. Dann geht's 
ab in die „Alte Kate”. Wirt, einen Kümmerling! Er trifft einen Kumpel, 
zieht mit ihm in den „Gudower Hof“, pichelt weiter. Hunger hat er 
jetzt. Die Wirtin packt ihm eine Portion Schweinebraten ein. Mit dem 
Braten macht er sich auf zu Muttern, er ißt, kippt mehrere Schnäp- 
schen. Jetzt noch ’ne Runde Schach. Er spielt eine Partie mit ihr, dann 
macht er sich auf den Weg. Daumen raus und nach Mölln getrampt. 

Lars Christiansen hockt allein in seiner Wohnung in Mölln. Die 
Glotze läuft. Paar Dosen Bier, ’nen Joint. Vor ihm stehteine Riege leerer 
Flaschen; er kippt Sprit rein, verstopft sie oben mit einem gedrehten 
Lappen. Dann packt er die sechs Mollis in eine rote Bierkiste und war- 
tet. Kurz vor Mitternacht schnappt er sich seine Sturmhaube und die Ki- 
ste, bringt sie runter zu seinem Wagen. Pitti wartetschon an der Video- 
thek. In schwarzen Jeans und Tarnjacke klemmt er sich auf den Beifah- 
rersitz des VW-Polo. Siebrettern durch Mölln. Wo wohnen die Asylan- 
ten, das Pack, das hier nichts zu suchen hat? Sie kommen zu einem 
Haus, das sie für das Flüchtlingsheim halten. Zu viele Leute. Pitti hatei- 
gentlich keine Lust mehr, aber Lars gibt nicht nach: Komm, wir suchen 
was anderes. In der Ratzeburger Straße, da leben doch Türken! 

In dem Haus ist alles dunkel. Sie ziehen die Haßkappen über, jeder 
krallt sich zwei Mollis, wirft sie durchs Fenster ins Haus. Das Haus 
brennt sofort lichterloh. Nicht’s wie ab. Sie finden eine Telefonzelle. 
Um 0.31 Uhr klingelt es bei der Möllner Polizei: „In der Ratzeburger 
Straße brennt es. Heil Hitler!” 

Zurück ins Auto. Lars hat noch eine Idee. Die Mühlenstraße! Auch 
da wohnen Türken. Sie fahren bei der Feuerwehr vorbei, sehen sie aus- 
rücken, stoppen vor dem weißen Haus, Mühlenstraße 9. Raus aus dem 
Wagen. Die Haustür ist offen, das Erdgeschoß unbewohnt. Lars gielst 
den Sprit aus seinem Molli in den Treppenflur. Anzünden. Weg! Pitti 
läuft ums Haus herum, schmeißt seinen Brandsatz gegen die Rück- 
seite. Losfahren, Telefonzelle suchen. Bei der freiwilligen Feuerwehr 
klingelt es um 1.05 Uhr: „In der Mühlenstraße brennt es. Heil Hitler!“ 
Siettoben zurück zum VW. Lars nimmt Pitti noch ein Stück mit, dann 
fährt er nach Hause und legt sich schlafen. | 

Die BewohnerInnen der Ratzeburger Straße werden durch einen 
lauten Knall aufgeschreckt. 32 Menschen im Haus. Es brennt! Die Er- 
wachsenen springen auf, reißen die Kinder aus den Betten, klettern 
und springen aus den Fenstern. Viele verletzen sich, aber alle kommen 
lebend heraus. 


Widerrufene Geständnisse 


Im Obergeschoß der Mühlenstraße 9 ist Nazim Arslan beim 
Abendgebet. Plötzlich klingelt es an der Wohnungstür. Er macht 
auf, im Treppenhaus schlagen ihm Rauch und Flammen entgegen. 
Das Feuer hatte die Klingelleitung erfaßt und den Kontakt ausge- 
löst. Nazim rennt zu seiner Frau Bahide. Bahide fängt an zu 
schreien, weckt dadurch die Schwiegertöchter Hava und Aytan im 
Dachgeschoß und dem hinteren Teil des Gebäudes. 

Hava rennt zum Fenster, Nachbarn sind schon da, um zu helfen 
- alles TürkInnen. Sie haben eine Decke aufgespannt. Hava wirft 
ihr Baby Namik hinunter, stürzt sich hinterher, verletzt sich 
schwer. Aytan wickelt den sechsjährigen Emrah in eine Decke und 
springt mit ihm aus dem Fenster, bricht sich das Becken und meh- 
rere Knochen. Nazim kann sich mit einem Sprung aus dem Fen-ster 
in Sicherheit bringen. 

Erst um 1.30 Uhr kommt die Feuerwehr. Den kleinen Ibrahim 
und die Urgroßmutter Emine Kartal kann sie noch retten. Im Kin- 


San 22. November 1992. Sie telefonieren. Verabreden: Treffen 


derzimmer liegt die 10jährige Yeliz hinter ihrem Bett auf dem Bo- 
den. Sie hatte noch eine Decke über sich gezogen. Sie ist tot. Ver- 
brannt und vergiftet durch Kohlenmonoxid. Die 14jährige Ayse 
liegt vor ihrem Bett. Tot. Vergiftung, Verbrennungen 2. und 3. 
Grades. Die 51jährige Großmutter Bahide findet die Feuerwehr vor 
der Wohnzimmertür, halb verschüttet von der heruntergebroche- 
nen Decke. Vergiftung und Verbrennungsschock. Tot. Die Brand- 
nacht von Mölln - so ungefähr soll sich das Verbrechen nach den 
Erkenntnissen von Polizei und Bundesanwaltschaft zugetragen ha- 
ben. 

Am 24.11.1992 nimmt die Polizei den 25jährigen Hilfsarbeiter 
Michael Peters fest. Seit dem 25.11. ist er in Untersuchungshaft. 
Am.28.11.1992 wird der 19jährige Auszubildende Lars Christian- 
sen festgenommen. Seit29.11.sitzter in Untersuchungshaft. Peters 
und Christiansen wird vorgeworfen, am 23.11.1992 heimtückisch 
und aus niederen Beweggründen zwei Brandanschläge in Mölln 
verübt zu haben, drei Menschen getötet und weitere zu töten ver- 
sucht zu haben. 

Ab Montag wird den beiden Angeklagten vor dem Schleswig- 
Holsteinischen Oberlandesgericht in Schleswig der Prozeß ge- 
macht. Sollten die beiden Männer der Verbrechen für schuldig be- 
funden werden, muß Peters mit einer lebenslangen Freiheitsstrafe 
rechnen, Christiansen als Heranwachsender mit 10 Jahren Haft. 

Peters hat die Tat mehrfach zugegeben und Christiansen als sei- 
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nen Mittäter bezeichnet. Christiansen hat sich zunächst zudem vonder geplanten Attacke erfahren, hatte das Heim räumen lassen 
Verbrechen bekannt, später jedoch sein Geständnis zurückgezo- und einen Schutzkordon um das Haus gelegt. Rechte Parolen brül- 
gen. Er wird von dem Münchner Anwalt Bossi verteidigt, der sich lend und bewaffnet mit Molotowcocktails, Rohren, Ketten, Schlag- 
mit Vorliebe in spektakuläre Prozesse einschaltet, beidenenesum stöcken und Leuchtmunition, rückten die jungen Männer gegen 
die strafrechtliche Verantwortung der Beschuldigten geht. _ das Haus vor. Sie konnten nicht viel ausrichten und zogen wieder 

. Hätte Mölln verhindert werden können? Dieser Frage und der ab. Trotz reichlich vorhandener Straftatbestände nahm die Polizei 
nach den rassistischen Motiven und dem rechtsradikalen Hinter-- keinen der Angreifer fest- weder vor dem Heim noch später, als sie 


Bundeskriminalamt bezweifelt sogar seine eigenen Angaben zur Zahl rechtsradikaler Gewalttaten 


a a m SE er Fr 


m 31.Januar 1992 brach in einem Flüchtlingswohnheim im hessi- Bundeskriminalamt in Wiesbaden bereits Ende November 4.900 Straf- 
schen Lampertheim ein Feuer aus. Drei Menschen aus SriLanka taten mit vermuteter fremdenfeindlicher Motivation. Offiziell wird als 


) grund der Angeklagten müsse im Zuge des Verfahrens nachgegan- durchs Dorf marschierten. Unbehelligt machte sich die Truppe so- 
IM: ° gen werden, erläutert Rechtsanwalt Ströbele aus Berlin. Christian fort anschließend auf nach Gudow und griff das dortige Flücht- | 
An. Ströbele ist Nebenklägervertreter von Faruk Arslan, Sohn der er- lingsheim an. Eine Woche später überfiel sie das Heim in Kollow. 
N mordeten Bahide Arslan, Vater der ermordeten Yeliz Arslan. Strö- Lange vor der Brandnacht in Mölln hatte die Polizei den begrün- | 
Ih beles Ansatzpunkt sind die weiteren Straftaten, die Michael Peters deten Verdacht, daß Peters an diesen Überfällen beteiligt gewesen | 
I vorgeworfen werden. | war. Die Staatsanwaltschaft Lübeck beantragte Haftbefehl, dem 
| hr. Peters hat bereits im September 1992 zusammen mit anderen der zuständige Richter nicht stattgab. Er ließ Peters auf freiem Fuß. 
2 mehrmals versucht, Flüchtlingswohnheime anzugreifen. In Pri- Inzwischen hater auch diese Überfälle gestanden. 
IN zier, Gudow und Kollow. In Pritzier hatte die Polizei im Vorfeld Bascha Mika (taz vom 15.5.93) 
| Ni o n o 
| |e verwischie lodesspur der Neonazis 
I} 
In der Aufstellung des Bundesamts für Verfassungsschutz für 1992 fehlen mehrere Opfer / Das | 
| 
| kamen dabei ums Leben, das Haus brannte bis auf die Grundmau- Grund für diese erhebliche Differenz angegeben, daß man in Köln nur 
ie - ern ab. Schon kurz nachdem die Flammen gelöscht waren, glaubtedie ausgesprochene Gewalttaten wie Körperverletzung, Totschlag oder | 
lt ermittelnde Kriminalpolizei in Heppenheim, einen Anschlag aus- Brandstiftung registriere, in Wiesbaden aber zusätzlich Delikte wie | 
Hi schließen zu können. Man gehe von „einem technischen Defekt“ aus, Volksverhetzung und stieche Beleidigungen. Die Grauzone ist da- | 
Ih hieß es. Damit war das öffentliche Interesse an dem Brandmitdendrei bei aber erheblich - ein Manko aufgrund des Fehlens eines einheitli- 
iR Todesopfern erloschen. Kaum jemand registrierte dann im Herbst chen bundesweiten Meldedienstes ea damit einheitlicher Kriterien. 
\ 1992 das Ermittlungsergebnis der Staatsanwaltschaft Darmstadt. We- Den hatte schon kurz nach Hoyerswerda im September 1991 der da- 
| gen fahrlässiger Brandstiftung hatte man drei deutsche Heranwach- malige Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble und kurz nach Ro- 
I sende verhaftet. | n stock erneut sein Nachfolger Rudolf Seiters gefordert. Geschehen ist 
ih „Siebzehn Tote aufgrund von Übergriffen mit rechtsextremistischer bislang nichts. ö 
f Er die Jahresbilanz 1992 des Bundesamtes für Verfas- So ist das Bundeskriminalamt weiterhin angewiesen auf das, was 
j gsschutz. Die drei Toten aus Lampertheim tauchen in dieser Stati- von den einzelnen Landeskriminalämtern für wichtig genug für eine 


t j stik nicht auf. Dabei hatten die drei kurzzeitig Festgenommenen be- Weitergabe erachtet wird d das ist von Bundesland zu Bundesland 
reits ein Qeständhis abgelegt, den Brand verursacht zu haben. Sie 8°- unterschiedlich. Ein Sch] Are f die Meldepraxis der Landeskrimi- 
ben an, siehätten dem Heim am frühen Morgen einen „Besuch“ abstat- _nalämter wirft die Aussa Sr. | isteriums vom 10.No- 
ten wollen. Dann hätten die drei, so schildert ein Sprecher der Darm- vember 1992 wonach Fi aim Monat August „Todesfälle im Zu- 
M städter Staatsanwaltschaft das Geständnis, „herumgeblödelt”. Einer sammenhang mit fremd ne) lä derfeindlich motivierten Straftaten 
habe gefragt, „wie es denn wäre, jetzteinen Brand zulegen”, unddann nicht gemeldet” worden En 2 Hr Monat hatten Skinheads vier 
einen Putzlappen angezündet. Nachdem die beiden anderen mitdem Menschenleben auf ne AL a SR hielt es das LKA Rheinland- 
Vorhaben nicht einverstanden gewesen seien, habe man den Putzlap- Pfalz nicht für nöti den T 1 Eincer am 1.August in Bad 
pen wieder ausgetreten und in einen Papierkorb im Treppenhaus ge- Breisig und am FL, Ken res der Zentrale in Wiesbaden wei- 
ee Papierkorb entzündete sich, das Feuer breitete sich rasend terzuleiten. Der Tod a Bin ischen Saisonarbeiters in Stotternheim 
= n * Treppenhaus aus. oe a. ni am 3.August erschien dem thüringischen LKA ebenso zur Weitergabe 
Ie !oten von Lampertheim sind jedoch nicht die einzigen, diein zu belanglos wie der obersten Berliner Polizeibehörde der Tod eines 

| der Opferliste des Bundesamts für Verfassungsschutz fehlen. Ein _Stadtstreichersam nee P 


18jähriger, der im brandenburgischen Gransee in der Nacht zum 5.Ja Angesi lizei 
# Ja- gesichts des unterschiedlichen Meldeverhaltens der Polizei- 

Var ee nach einem Discobesuch von etwa 15 Skinheadstotgeprü- _dienststellen hat ee udwig Zachert erhebliche 

get worden war, hat darin ebenso keinen Platz wie der KoblenzerOb- Zweifel daran, daß „dem BKA als Zentralstelle alle fremdenfeindlichen 


dachlose Frank Bönisch, der am 24,August 1992 von einem Skinhead Straftaten bekannt geworden“ seien. Zumal diese Taten „offensichtlich 

erschossen worden war. Auch den stark sehbehinderten Mann, deram _nichteinheitlich als politisch SuVIEHe.Aten bewertet“ würden. Für 

Li ei 1992 in Siegen von zwei Skinheads brutal zusammen- Zachert gibt es „Hinweise darauf, daß nicht alle Geschädigten die 

Besc agen worden war und drei Wochen später an seinen schweren Straftaten zur Anzeige brachten“ „Dafür seien ‚sprachliche Gründe 
er'etzungen starb, sucht man in der Opferstatistik der KölnerBehörde oder schlichte Angst“ verantwortlich “X 


er ne führt die PDS-Bundestagsabge- Im Bundesinnenministerium fühlt man sich „mangels ausreichen- 
Inden an ed weitere drei ausländische Todesopfer in Rei- der Erkenntnisse” außerstande, diese Dunkelziffer für ausländerfeind- 
Alien i e und Berlin an und will wissen, warum sie inder liche und rechtsextremistische Straftaten zu quantifizieren. Wenn es 
m. ung der Todesopfer aufgrund rassistischer Gewalt nicht auftau- um Flüchtlinge geht, hat man da weit weniger Probleme, mit entspre- 
Nidktunürbeira N chenden hochgerechneten Zahlen an die Öffentlichkeit zu gehen. So 

ei der Anzahl der Todesopfer erscheint die Statistik des operiert das Bundesinnenministerium bei den illegalen Grenzübertrit- 

Bundesamtes für Verfassungsschutz als geschönte Aufstellung. Wäh-  tenan der deutsch-polnischen und deutsch-tschechischen Grenze mit 


rend man:in Köln für das Jahr 1992 2.285 Gewalttaten miterwiesener bis zu fünffachen Hochrechnungen der ermittelten Übertritte. 
oder vermuteter rechtsextremer Motivation gezählt hat, registrierte das | Bernd Siegler (taz v. 10.2.93) 


| 


Solingen, Untere Werner Straße 8] 


Eine normale deutsche Stadt, eine normale deutsche Straße, ein normales Fachwerkhaus: Saime Genc, Hülya Genc, 
Gülüstan Oztürk, Hatice Genc und Gürsun Ince sind tot/ Im Gedächtnis bleibt nur der Name der Stadt 


ketten die Menschen auf die Straße trieben, um neue Gewaltta- 

ten zu verhindern, wenn ungezählte Diskussionen geführt wur- 
den und Zynismus am falschen Ort ist, dann kann man eigentlich nur 
noch schweigen. Auch in Solingen herrschte an dem Vormittag nach 
dem Brandanschlag dieses Schweigen. Nicht, daß es keine Laute gäbe, 
daß nicht sogar gebrüllt wurde. Es wurde laut, als der Innenminister 
Rudolf Seiters am Samstag mittag zum Tatort kam. Die Menschen hin- 
ter den rot-weißen Absperrbändern der Polizei, in sicherer Entfernung 
zum vollkommen ausgebrannten Haus, entluden ihre wilde Empörung 
über den Anschlag mit lautem, ununterbrochenem Gepfeife. Später, 
gegen Abend, gab es auch Megaphone. Zumeist in türkischer Sprache 
wurden Reden gehalten, wieder und wieder unterbrochen von refrain- 
artigen Sätzen, die dem Faschismus in Deutschland ein Ende und der 
internationalen Solidarität einen Anfang wünschten. Und dennoch. In 
Solingen herrschte Schweigen. Tiefes Schweigen, das nichts mehr zu 
sagen weiß zu dem Unsäglichen. 

Die Stadt, in der in der Nacht vier Menschen verbrannten und eine 
Frau bei ihrem Sprung aus dem Fenster ums Leben kam, ist in Bewe- 
gung. Aus allen Richtungen ziehen Gruppen entweder zur Hauptkreu- 
zung der Stadt, um an dem Demonstrationszug teilzunehmen oder in 
die Untere Werner Straße, wo sie jenseits der polizeilichen Absperrun- 
gen auf die verkohlten Reste des Hauses blicken. Auch wenn die Poli- 
zei keinerlei Auskünfte erteilt, auch wenn man noch nichts weiß über 
den Tathergang - man sieht mit eigenen Augen, daß die Opfer des An- 
schlags in dem Haus ohne die Spur einer Chance verbrannten. Eine 
kleine Gruppe türkischer Jugendlicher streitet am Rande der Absper- 
rung laut und erbost auf türkisch. Es geht um die Gewaltfrage. Wie be- 
reits nach Mölln, als auch Ralph Giordano für die Selbstbewaffnung 
und -verteidigung sprach, überlegt man auchhhier, die körperliche Un- 
versehrtheit nicht länger dem Staat anzuvertrauen, sondern sie selber 
und mit eigenen Mitteln zu schützen, zu verteidigen und zu rächen. 

An diesem Vormittag wird auch der Kanzler in Solingen erwartet. 
Im Unterschied zu Mölln wolle er selbst herkommen, heißt es, und er 
wird sehnlichst erwartet. Man will, daß das Schweigen gebrochen 
wird. „Es muß jemand herkommen und mit den Leuten sprechen, Ver- 
treter der deutschen und der türkischen Regierung, hohe Vertreter”, 
sagt Takgoz Sabahattin, der seit 29 Jahren in Köln wohnt. Statt des 
Kanzlers kommt - wie auch in Mölln - Innenminister Rudolf Seiters. Er 
trägt Trauerkleidung: „Ich kann nur meine tiefe Bestürzung und Fas- 
sungslosigkeit zum Ausdruck bringen. ES handelt sich um einen An- 
schlag, um eine Brandstiftung, um ein Verbrechen. Dies ist eine 
Schande, weil es hier gleichsam um einen Anschlag geht auf wehrlose 
Menschen, wehrlose friedliche Mitbürger, und einen allgemeinen An- 
schlag auf die innere Sicherheit unseres Landes. Wir werden alles tun, 
damit die Täter gefaßt werden. Ich bringe meine ganz tiefe und die tiefe 
Anteilnahme der Bundesregierung zum Ausdruck.“ 


\N die Empörung schon so oft formuliert wurde, wenn Lichter- 


Einmachgläser mit nichts 
als schwarzem Ruß 


Das ausgebrannte Haus liegt in der Unteren Werner Straße 81 in 
Solingen, einer 165.000-Einwohner-Stadt, mit über 20.000 Aus- 
ländern, wovon rund 6.000 Türken sind. Auch die, die nicht da wa- 
ren, haben das Haus im Fernsehen gesehen, wissen, wie es liegt, 
ahnen, wie es einmal ausgesehen haben mag. Spitzdach und nach 
vorne zweigeschossig, Fachwerk im obersten Geschoß, Holzkon- 
struktion also. Das Ganze an einem Hügel gelegen, weswegen 
man die weiteren zwei Geschosse in die Tiefe nach hinten nicht 
sieht. Alles, auch der Anbau, ist vollständig ausgebrannt. Einzige 
Überreste: ein paar Wäschestücke auf der Leine in der Tiefe. Ne- 
ben dem Eingang an der Straße auf einem kleinen Betonsockel ste- 


hen Einmachgläser mit nichts als schwarzem Ruß. Darauf Beschrif- 


. tungen wie: „Teppichprobe Eingangsbereich“. In den Fenstern drei 


Blumensträuße und türkische Fahnen. Durch den Freiraum zum 
benachbarten Haus der Blick ins „Bärenloch“. So der Name der 
großen Wiese mit den angrenzenden Wäldern direkt hinter dem 
Haus, wo der Hubschrauber mit Seiters gelandet ist, wo, nach Aus- 
kunft von Anwohnern — deutschen und türkischen —, des öfteren 
rechtsradikale Jugendliche gesehen wurden, sogar paramilitäri- 
sche Übungen abgehalten wurden. _ 

Aber an diesem Samstag sagt der Inhaber des türkischen Restau- 
rants „Effendi”, daß es nach seinem Wissen in Solingen keine 
rechtsradikale Szene im eigentlichen Sinne gegeben habe. „Natür- 
lich” gab es auch hier einige Jugendliche, die mit kurzen Haaren, 
Springerstiefeln und rechten Sprüchen durch die Straßen zogen, 
aber niemanden, dem man diesen Mordbrand zugetraut habe. „Es 
hat in Solingen so gut wie keine Probleme gegeben in den letzten 
zwei Jahren. In Solingen war es ausgesprochen ruhig, wir waren 
darüber sehr glücklich“, meint Oberstadtdirektor Ingolf Doibel. 
Auch die stellvertretende Bürgermeisterin Erika, Rotstein (SPD) be- 
tont, daß es bisher keine Anschläge gegeben habe und man sich 
darüber glücklich geschätzt habe. 

In dem Haus in der Unteren Werner Straße 81 in Solingen ver- 
brannten drei Mädchen und zwei Frauen. Die älteste war 27 Jahre 
alt. Gürsun Ince starb, als sie mit ihrem Kind im Arm, dem vierjähri- 
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24 Das brennende Haus. 


gen Jungen Saime Genc, aus dem Fenster sprang. Die anderen ver- 
brannten im Haus: Hülya Genc, Schwester von Saime, neun Jahre 
alt; Gülüstan Oztürk, der aus der Türkei zu Besuch gekommen war, 
zwölf Jahre alt, und die 18jährige Schwiegertochter der Familie, 
Hatice Genc. Weil die Bundesanwaltschaft und das Bundeskrimi- 
nalamt die Ermittlungen an sich gezogenm haben und ihre bisheri- 
gen Erkenntnisse nicht kundtun, vorgeblich, um dem Ermittlungs- 
zweck nicht zu schaden, kann nicht berichtet werden von be- 
stimmten Personen, von ihrer sozialen Herkunft - wir wissen nur, 
daß die Familie seit über zwanzig Jahren in Deutschland lebte, daß 
das Haus ihnen gehörte und daß das Familienoberhaupt in der 
Brandnacht nicht zu Hause war, weil er in der Fabrik arbeitet. Von 
der Bürgermeisterin ist zu erfahren, daß eines der Mädchen, eine 
16jährige Gymnasiastin, die mit schwerem Schock im Kranken- 
haus liegt, Besuch von einer deutschen Schulfreundin und ihrer 
Mutter erhalten hat. Der Umstand, daß es eine deutsche Freundin 
ist, findet Betonung. 


„UN-Truppen nach Solingen!“ 


Die Namen der in Mölln ums Leben Gekommenen haben wir wie- 
der vergessen. Statt dessen haben wir uns den Namen einer Stadt 
eingeprägt, der nun steht für ein Verbrechen und für eine be- 
stimmte Stimmung in Deutschland. So wie vorher schon Hoyers- 
werda, Rostock-Lichtenhagen und Hünxe merken wir uns Städte 
und nicht Menschen. Jetzt werden wir uns wieder den Namen ei- 
ner Stadt einprägen. Solingen wird sich eingliedern in die Reihe 


Auf der Solinger Demonstration am 5.Juni 


von Ortsnamen, an denen Verbrechen gegen Ausländer verübt 
wurden. 

Zwei Tage später, am Montag, hat sich Solingen verändert. Das 
Haus ist zur Grabstätte geworden. In dicken Büscheln liegen Blu- 
men und Sträucher auf dem Bürgersteig. Die Fenster im Erdge- 
schoß sind mit Pappe zugestellt. Auf eine Fensterbank sind kleine 
Babyschuhe gestellt worden. Kinderteddys sitzen auf einem Stra- 
Benschild vor dem Haus. Überall stehen Kerzen, rote und weiße 
Teelichter. Die Transparente, die neulich noch auf der Demonstra- 
tion getragen wurden, sind nun vor die Fenster gehängt worden, 
viele mit türkischen Aufschriften, einige deutsch: „Ist das die Be- 
lohnung für die 30 Jahre?“, „UN-Truppen nicht nach Kuweit, son- 


dern nach Bosnien und Solingen“. Auch die Stimmung in Solingen 
ist umgeschlagen. Die Spuren der Nacht sind weithin sichtbar. Zer- 
brochene Scheiben überall, ausgespart die türkischen Läden, Im- 
bisse und Restaurants. Vor der Ruine erregt diskutierende Türken. 
Es geht um die Gewaltfrage: „Diesmal gab es nur Sachschäden” 
wiederhohlt ein Mann ein ums andere Mal, und das ist eine Dro- 
hung. Ein anderer: „Die deutschen Behörden bieten 100.000 Mark 
Belohnung für die Ergreifung — wir zahlen eine Million Mark pro 
Kopf.” 

Bei der türkisch-islamischen Moschee in der Innenstadt sind die 
Ansichten ganz anders. „Wir haben die Leute in der Moschee auf- 
gefordert, keine Gewalt auszuüben. Wir sind bis tief in der Nacht 
auf der Straße gewesen und haben mit den Jugendlichen gespro- 
chen, nichts zu machen. Sie sollen in die Moschee kommen. Wenn 
jemand gestorben ist, dann soll man sitzen und trauern und nicht 
Randale machen“, sagt ein Mitglied der Gemeinde, Josef Gazaleh. 

An diesem Tag, zwei Tage nach den Morden, bleibt auch von 
dem Eindruck, daß es keine Vorzeichen gegeben habe, daß Solin- 
gen eine bis dato friedliche Stadt gewesen sei, nichts mehr übrig. 
Gazaleh berichtet, daß am 8. April 1993 ein Feuer ın der arabi- 
schen Moschee gegeben habe. Dabei wurde die Moschee weitge- 
hend zerstört. Kurz darauf erfolgte die Kündigung. „Jetzt will uns 
niemand neue Räume zur Verfügung stellen. Wenn sie hören: Mos- 
lems- dann wollen sie davon nichts wissen.” Vor einer Woche soll 
ein türkisches Geschäft gebrannt haben, und am Samstag, dem 
Morgen nach den Morden, fand der ehemalige Vorsitzende der 
arabischen Gemeinde sein Auto als einziges von vielen auf einem 
großen Parkplatz mit einge- 
schlagenen Fenstern. Aber 
man ist vorsichtig mit allzu 
schnellen Schuldzuweisun- 
gen. Man weiß noch nicht, 
wer die Täter waren. So auch 
im Fall des zehnjährigen pol- 
nischen Mädchens, die in So- 
lingen vor rund zwei Wo- 
chen ermordet wurde. Man 
weiß nicht, ob die Täter aus 
der rechten Szene kamen. 

Und dann, immer wieder, 
an jedem Ort der Stadt, wo 
Menschen miteinander dis- 
kutieren, der Verdacht, daß 
die Feuerwehr nicht rechtzei- 
tig kam. Nach einigen Aussa- 
gen kam sie erst nach einer 
halben Stunde, nach anderen 
kam sie zwar unverzüglich, 
hatte aber keine Sprungtü- 
cher oder keine Leiter dabei. 
Die offizielle Version sieht 
anders aus. Danach war die 
Feuerwehr vier Minuten 
nachdem der Alarm ausge- 
löst wurde vor Ort, mit allem 
drum und dran. Welche Ver- 

Foto: Edda Treuberg sion richtig ist, wird sich her- 

ausstellen müssen, das Miß- 

trauen der türkischen Bevölkerung allerdings ist groß. Sie miß- 
trauen den deutschen Institutionen. Sie haben den Eindruck, daß 
man Türken wie die Tiere — nein schlimmer als die Tiere — In 
Deutschland absichtlich verbrennen läßt. Beispiele werden er- 
zählt. Von einer deutschen Katze, die sich auf einem Haus verklet- 
tert hatte und die Feuerwehr unverzüglich in Aktion trat. Von ei- 
nem Brand eines deutschen Familienhauses in Essen, wo ein türki- 
scher Vater und sein Sohn unverzüglich in das Haus liefen, um zu 
retten. Der Verdacht geht um, man habe die Menschen in der Unte- 
ren Werner Straße absichtlich verbrennen lassen. Man versteht 
nicht, weshalb sie unbemerkt und ohne Hilfe verbrennen konnten. 
Julia Albrecht (taz vom 1.6.93) 
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„Schweigemüärsche hört man nicht” 


Solingens Stadtverwaltung flüchtet sich in rege Organisationstätigkeit — um den Wahnsinn nicht denken zu 
müssen, der sich abgespielt hat / Verständnis für den Zorn türkischer Demonstranten — aber nicht für Scherben 


ie Familie Genc hat die 
Dre in Solingen 

ohne Begründung abge- 
sagt. Noch in der Nacht zuvor 
hatten Vertreter der Stadt zu- 
sammen mit dem Familien- 
oberhaupt die makabren Ein- 
zelheiten des Zeremoniells ab- 
gesprochen — von der Podest- 
höhe über die Reihenfolge der 
Prominenten Redner, den Blu- 
menschmuck bis zu dem ge- 
nauen Platz, wo die Särge ste- 
hen sollten. Fünf Mitglieder der 
türkischen Familie werden 
darin liegen. Sie sind die jüng- 
sten Opfer eines Brandanschla- 
ges Rechtsradikaler auf ein tür- 
kisches Wohnhaus. Wie in 
Mölln wurden die Türken mit- 
ten in der Nacht angezündet, 
schlafend, in ihrem eigenen 
Haus. 1962 waren die ersten 
Familienmitglieder zum Arbei- 
ten nach Deutschland gekom- 
men. Nun leben noch 16 von 
21. Ein Säugling und ein 15jäh- 
en schweben in Lebensge- 
ahr. 


Gleich nach dem Anschlag 
wurde der Rest der türkischen 
Familie in ein Hotel im Stadtteil 
Solingen-Burg gebracht. Eine 
deutsche Lösung, die wenig ge- 
eignet war für türkische Trauer. 
Nach einem Tag bat die Fami- 
lie um einen Raum, wo sie Tag 
und Nacht zusammenbleiben 
können. Die Stadt gab den 
Gencs zwei nebeneinanderlie- 
gende Wohnungen in einem 
stadteigenen Neubau. Sie sind 
die einzigen Bewohner. In das 
Haus sollte ursprünglich ein 
Asylbewerberheim. „Vielleicht 
kommen jetzt Obdachlose 
rein“, sagt die Pressereferentin 
der Stadt, Frau Wenning. 


Fieberhaft ist sie damit be- 
schäftigt, die Bonner Politpro- 
minenz umzuleiten nach Köln, wo die große Trauerfeier stattfinden 
soll. Offenbar war dies der Wunsch der türkischen Regierung. Köln ist 
Sitz einer großen islamischen Gemeinschaft, dort gibt es eine für derar- 
tige Anlässe angemessene Moschee. 


Eine rot-grün-gelbe Stadtregierung 


Die Trauerfeier soll am Donnerstag stattfinden, wahrscheinlich 
nach dem offiziellen Trauerakt der Stadt Solingen. „Bei uns werden 
weder die Familie noch die Särge da sein“, sagt Frau Wenning. Da- 
für wird um 11 Uhr der sozialdemokratische Oberbürgermeister 
Kaimer vor dem Rathaus sprechen und der Iman der türkischen Ge- 


Solingen, 5.Juni 


meinde, der die Familie Genc 
angehört. 

Die Stadtverwaltung der 
170.000-Einwohner-Stadt 
flüchtet sich in rege Organisa- 
tionstätigkeit, um nicht denken 
zu müssen an den Wahnsinn, 
der sich abgespielt hat vor ihrer 
Haustür. „Es kommt mir so irr- 
sinnig zufällig vor“, sagt Frau 
Wenning. Tatsächlich ist Solin- 
gen mit seiner rot-gelb-grünen 
Regierung kein idealer Nähr- 
boden für Rechtsradikalismus. 
Nicht mehr als 25 bis 30 na- 
mentlich bekannte Leute zäh- 
len zur rechten Skinszene. 

Die war immerhin so profi- 
liert, daß sich eine Frau ihrer 
annahm. Erika Konrad, eine 
Pfarrersfrau, arbeitet seit drei 
Jahren mit rechtsradikalen Ju- 
gendlichen. Der Name ihres Pi- - 
lotprojekts: „Sozialarbeit mit 
Jugendlichen aus der rechtsra- 
dikalen Szene“. Begonnen hat 
sie das Unternehmen Skin-Be- 
kehren, als 1989 eine Disko- 
thek in einem evangelischen 
Jugendhaus überfallen wurde. 
Doch vor einem Jahr erst hat 
Erika Konrad das örtliche Ju- 
gendamt von ihrer Arbeit in 
Kenntnis gesetzt: „Ich habe das 
lange verschwiegen, damit es 
nicht heißt, die Kirchen klün- 
geln mit den Rechten. Und weil 
die meisten Leute nicht verste- 
hen können, warum man mit 
denen überhaupt redet. Für die 
normale Bevölkerung sind das 
Schweine. Für mich sind das 
immer noch Menschen.“ Nie 
hätte sie geglaubt, daß einer ih- 
rer großmäuligen Menschen 
tatsächlich gewalttätig werden 
könnte. 

Solange nicht, bis das Ge- 
richt einen von ihnen über- 
führte. Er hatte einen tamili- 
schen Asylbewerber angegriffen. Nun fürchtet die 57jährige, daß 
ihre Schützlinge auch mit dem fünffachen Mord in Solingen in Zu- 
sammenhang stehen könnten. Doch wer der Sechzehnjährige ist, 
den der Generalbundesanwalt Alexander von Stahl unter dringen- 
dem Tatverdacht hat festnehmen lassen, weiß bislang noch nie- 
mand. 

Immerhin sollen die Skins aus Solingen gute Beziehungen nach 
Wuppertal haben, wo die rechtsradikale Szene als äußerst stark 
und gut organisiert gilt. Doch echte Sorgen hat dieser Tatbestand 
der Solinger Polizei nicht bereitet. Die Aktivitäten der Neonazis 
gingen schließlich kaum über das mittlerweile übliche Maß hin- 
aus. Mehrfach wurde die Polizei alarmiert, als Neonazis hinter 
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Gencs Haus Wehrsport trieben, im „Beerenloch“, einer zum Nah- 
erholungsgebiet aufgeforsteten Kippe. Über und über sind die dor- 
tigen Spielplätze mit Nazisymbolen bemalt. Wenn die Polizei kam, 
saßen die Skinheads friedlich herum. Wer die Symbole und Paro- 
len angeschrieben hatte, war nicht nachzuvollziehen. 

Die Polizei zog ab, die Schmiererei ging weiter. Vor zwei Mo- 
naten verschärfte sich die Lage: zwei Moscheen brannten, ein tür- 
kischer Lebensmittelladen wurde abgefackelt. Doch die Polizei 
wiegelte ab. „Die unterstellten uns, daß verfeindete Türkengrup- 
pen die Moschee angezündet haben“, berichtet Haya Usak, Mit- 
glied der türkischen Wohlstandspartei, deren Moschee angezün- 
det wurde. Dem Besitzer des Lebensmittelgeschäftes wurde gesagt: 
„Das waren bestimmt die Penner.“ Die Polizei, sie wollte die Vor- 
zeichen nicht sehen. 

Deshalb, so Usak, kann er auch die unbändige Wut verstehen, 
die die Stadt nun erschüttert. Auch in der zweiten Nacht nach dem 
Anschlag zogen etwa 2.000 Menschen, vorwiegend junge Türken, 
durch die Straßen Solingens, warfen die paar Scheiben, die von der 
Vornacht übriggeblieben waren, ein. In türkische Fahnen gehüllt, 
skandierten sie „Nazis raus, es lebe die Türkei, Türkei, Türkei.“ Au- 
tokorsos rasten die Konrad-Adenauer-Straße rauf. und runter, die 
rote Fahne der Türken flatterte aus den Fenstern. Sobald Scheiben 
klirrten, griff die Polizei ein, auch der Autokorso wurde bald ge- 
stoppt. Bereitschaftspolizisten aus dem gesamten Ruhrgebiet trie- 
ben den harten Kern der Demonstranten gegen 23 Uhr auf der 
Hauptkreuzung zusammen. Nach einer Stunde zogen sich die Po- 
lizisten zurück, die Lage entspannte sich. Tatsächlich war es nur 
selten zu Schlägereien gekommen. Die Demonstration lebte von 
der Bewegung. 

Von den einheimischen Türken waren an diesem Abend nur 
noch wenige beteiligt. „Das wollten wir nicht, diese Zerstörung 
und Randale“, sagt Usak. Türken aus dem gesamten Umkreis wa- 
ren gekommen, manche von weit her. Stärke wollen sie demon- 
strieren, damit sich ab sofort jeder Skinhead genau überlegt, ob er 
noch mal Türken verbrennen will. „Wenn die Politik nicht ein- 
greift, greifen wir ein“, lautet das Credo der Demonstranten. 


Randale machen, 
damit die Welt aufhorcht 


Unterstützt werden sie von anderen Ausländern in Solingen und 
Umgebung, Spaniern, Griechen, Portugiesen, Italienern. „Hier 
geht es nicht um die Türken. Diese Attentate richten sich gegen alle 
Ausländer”, sagt ein portugiesischer Jugendlicher, geboren in So- 
lingen. „Erst die Türken, und dann kommen wir. Das lassen wir uns 
nicht gefallen.” 

Selbst die Solinger Bevölkerung hat, trotz der Zerstörung ihrer 
Konsumtempel in der Innenstadt, Verständnis für die Aktionen der 
Ausländer. „Wir sind zutiefst schockiert, was hier vorgefallen ist, 
und können die Wutund Trauer verstehen. Aber warum müssensie 
unsere Scheiben einschlagen?“ sagt die Besitzerin eines Spielzeug- 
geschäftes. Diejenigen, deren Scheiben es nicht getroffen hat, hal- 
ten ohnehin zu den Türken. „Höchste Zeit, daß sich jemand 
wehrt.“ 

Selbst die Polizei findet zu fortgeschrittener Stunde verständnis- 
volle Worte für die türkischen Jugendlichen. „Ihr habt Recht, euch 
zu wehren, ihr habt Recht, Druck auszuüben. Ihr habt Recht, daß 
die Politiker schuld sind. Aber warum mit Gewalt?“ _ 

Der 24jährige Mehmet A., Student der Elektrotechnik, weiß 
warum. „Schweigemärsche hört man nicht. Wir müssen Randale 
machen, damit die Welt reagiert. Kein Politiker, kein Kamerateam, 
kein ausländischer Journalist würde kommen, wenn wir nicht an- 
fangen zu schreien, zu randalieren und zu toben.” 

Tatsächlich packen die Türken dort zu, wo es den Deutschen 
am meisten schmerzt: am Eigentum, am Auto. Auch gestern wieder 
sperrten sie für mehrere Stunden die Autobahn ab, unterstützt von 
der Polizei, die ihrerseits dicht machte, damit keine weiteren Un- 
terstützer in die Stadt gelangen konnten. 

„Die Menschen müssen merken, daß wir nicht wehrlos blei- 
ben”, sagt Dangir. Nach Mölln haben die Türken in Deutschland 


ohnehin den Glauben an den Rechtsstaat verloren. „Die Politiker 
treiben das Volk dazu, uns anzugreifen, und bestrafen die Täter 
dementsprechend milde. Da bekommen Mordbrenner einen Star- 
anwalt gestellt, widerrufen kurzerhand ihr Geständnis und waren 
auf einmal nicht mehr zurechnungsfähig. Ein paar Jahre Knast, 
dann sind die wieder draußen“, klagt Mehmet die Politiker an. Und 
immer wieder wird eine Drohung offen ausgesprochen: „Wenn 
sich eine solche Gerichtsbarkeit in Solingen wiederholt, werden 
wir selber handeln.” Fi; 

„Aber seid ihr besser?” fragt ein Grieche. Ihm ist die nationalisti- 
sche Tendenz der Demonstrationen zuwider, die vielen türkischen 
Fahnen und das „Türkei-Türkei-”Geschrei. „Was soll euer eigener 
Nationalismus?“ Das, findet Mehmet, sei etwas völliganderes. „Für 
uns bedeutet die Fahne das Zuhause, ein gemeinsames Dach über 
dem Kopf, Heimat, Zusammengehörigkeit. Das hat nichts mit Men- 
schen verbrennen zu tun. Unser Nationalismus ist nicht zu verglei- 
chen mit dem Nationalismus der Neonazis, wir ehren Ausländer, 
andere Sitten und Gebräuche.“ Deshalb sei es auch unmöglich, 
daß sich die Türken gegenseitig die Moscheen anzünden. 

Doch ganz so friedlich, tolerant und homogen ist die türkische 
Realität in Deutschland nicht. Am nachmittag kam es vor der abge- 
brannten Ruine in der Unteren Werner Straße zu tätlichen Ausein- 
andersetzungen zwischen den kurdischen Kommunisten der PKK 
und den rechtsextremistischen „Grauen Wölfen“. 


Polizisten spendieren türkischen 
Demonstranten Sprite 


Allein in Solingen gibt es fünf verschiedene Moscheen, wo sich je- 
weils Anhänger bestimmter Glaubensrichtungen zum Gebet tref- 
fen. Von dem staatsnahem islamisch-türkischen Kulturverein über 
die ebenfalls demokratischen, aber doch erheblich stärker auf den 
Islam ausgerichtete Wohlstandpartei bis hin zu Fundamental-Isla- 
misten iranischer Prägung und den kommunistischen PKK-Aktivi- 
sten. 

Graue Wölfe jedoch sind in Solingen nicht organisiert, sIe ha- 
ben, ebenso wie die Skinheads, eine starke Vertretung in Wupper- 
tal. Die türkischen Gruppen in Solingen leben nach Mehmets Aus- 
sage weitgehend friedlich nebeneinander her. Selbst zwischen 
Kurden und Türken bestehen enge Freundschaften, solange die 
Kurden nicht der gehaßten PKK angehören. A 

‚Eine Unverschämtheit sondergleichen, eine Geschmacklosig- 
keit und Ungeheuerlichkeit ist für Mehmet, daß die Kommunisten 
den fünffachen Mord in Solingen zum Anlaß nehmen, sich in der 
Öffentlichkeit zu profilieren. „Kein Wunder, da müssen Ja die 
Grauen Wölfe kommen, schon als Gegengewicht.” Haya Usak 
sieht das anders: „Die sollen draußen bleiben, die Kommunisten 
und Faschisten. Wirtrauern hier um unsere Toten. Und wir trauern, 
was aus Solingen geworden ist.“ 

Bis um zwei Uhr nachts dauert diese zweite Randale-Nacht von 
Solingen. Zum Zapfenstreich spendieren die Polizisten den türki- 
schen Jugendlichen noch eine Sprite, nicht ohne ihnen zu Sagen, 
daß sie sich nun endlich beruhigen sollen. Schließlich, aber das 
soll keine Entschuldigung sein, metzeln sie dort unten in der Türkei 
ja auch die Kurden nieder. „Das ist nicht zu vergleichen”, antwor- 
tet ein Türke. „Fest steht, wir morden keine Kinder.” h 

Am nächsten Morgen ist der Alltag nach Solingen zurückge- 
kehrt. Die öffentlichen Verkehrsmittel fahren wieder, die Straßen 
sind wieder freigegeben, die Bürgersteige voller Menschen. Die 
Fappen, die die Fenster ersetzen, sind beschriftet: „Glasschaden“, 
steht auf einem, und „Der Verkauf geht weiter, jetzt viele Ange- 
bote”. Das wirkliche Leben hat die Solinger wieder. Vor der Dresd- 
ner Bank saugt ein riesiger Staubsauger die letzten Glasscherben 
auf, überall werden neue Scheiben eingesetzt. Die Stimmung in 
der Stadt ist nicht gedrückt. „Doch, das ist ein Wahnsinn, der hier 
abgeht”, sagt eine Seniorin. „Doch die Türken haben nicht damit 
angefangen. Wir sind es, die sich schämen müssen.“ Forsch dreht 
sie sich um zu dem Handwerker, der hinter ihr eine Glasscheibe 
einsetzt. „Machen Sie bloß noch kein Glas rein, guter Mann. Das 
geht heute abend wieder los.“ Michaela Schießl (taz vom 2.6.93) 
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„Hey, wo ist das Stück Kohle?" 


Drei Wochen vor Rostock: Eine Berlinerin mußte mit einem 
13jährigen schwarzen Jungen von einem Campingplatz an 
der mecklenburgischen Ostseeküste flüchten 


Fröhliche Ferien an der Ostseeküste! Somanchefr BerlinerIn, derdoch zu- 
mindest an eine mittelmäßige Weltoffenheit in dieser Stadt gewöhnt ist, 
erlebt dort in diesen Wochen sein oder ihr blaues respektive schwarzes 
Wunder. Ingrid N. zum Beispiel hat das dort anscheinend Unmögliche 
gewagt, miteinem 13jährigen Kind schwarzer Hautfarbe auf einen Cam- 
pingplatz zwischen Wismar und Boltenhagen zu ziehen. Nicht genug, 
daß gegenüber ihrem Zelt ein sächsisches Ehepaar allmorgendlich wie 
selbstverständlich zum Frühstück die Reichskriegsflagge hißte und Soh- 
nemann die Eltern bei Brötchen und Kaffee mit „Heil“ begrüßte. Auch 
nicht genug, daß glatzköpfige Jugendliche gemeinsam mit „ganz norma- 
len Kids“ dieganze Nacht Deutschlandlieder grölten, mitwachsenderBe- 
geisterung „Ausländer raus!“ skandierten und den kleinen Charles als 
„Schornsteinfeger“ titulierten”. Eines Nachts — IngridN., ihrebeiden mit- 
gereisten Freundinnen sowie insgesamt sechs Kinder lagen in den Zelten 
— seien 20 Leute mit quietschenden Reifen vorgefahren und aus sechs 
Autos gesprungen, erzählt Ingrid N. „Hey, wo ist das Stück Kohle?“ habe 
einer gegrölt, während andere mit Tennisschlägern um die Zelte geschli- 
chen seien. „Mir ist himmelangst geworden. Irgendwann sind sie dann 
wieder abgezogen.” Abwechselnd hätten sie daraufhin die ganze Nacht 
vor ihren Zelten Wache gehalten, um den 13-jährigen Jungen schwarzer 
Hautfarbe in seinen Sommerferien zu schützen. 

Die ansässige Polizei, mehrfach herbeigerufen und immer erst nach 
Stunden sporadisch erschienen, hätteihnen schließlich mitgeteilt, daß sie 
„Jetztsowieso nurnochkommen, wenn wirklich was passiertist”. Und, an 
die Mütter gerichtet: „Warum machen sie auch ohne Männer Urlaub?” 
Die Besitzer anliegender Pensionen und Jugendherbergen hätten leider 
auch keinen Platz gehabt, um ihnen das Leben aufdem Zeltplatz zuerspa- 
ren. „Wenn Sie hier wohnen, ziehen Sie die Skins doch nur hinterher, 
dann haben wir sie auf dem Hals“, habees geheißen, als die Gruppe spät- 
abends völlig verzweifelt vor der Tür stand. Anscheinend wisse jeder weit 
und breit Bescheid über den offenen Rassismus von Jugendlichen an dem 
Küstenstück zwischen Wismar und Boltenhagen, erzählt Ingrid N. Küm- 
mern würde sich darum allerdings niemand. „Die Skins fühlen sich dort 
sauwohl undssicher. Aberesgehtdoch nichtan, daß Ausländer kein Recht 
haben, an der Östsee Urlaub zu machen.“ Anscheinend doch. Ingrid N. 
und ihre Freunde haben jedenfalls mitsamt dem völlig verunsicherten 
Charles den Campingplatz panikartig vorzeitig verlassen und sind nach 
Berlin zurückgekehrt. „Und wir fahren da bestimmt nichtwieder hin.“ 
Jeanette Goddar (taz-Berlin vom 5.8.92) 


Feuer macht frei 


Frühstücksfernsehen am Morgen nach Mölln, ein 
guigelauntes Pärchen präsentiert sich auf dem Studiosofa 


Seit mindestens 30 Jahren streiten nicht nur Experten darüber, ob die Me- 
dien schuld sind an der Verrohung der Gesellschaft. Spätestens gestern 
nun haben die Angeklagten selber den Beweis des Gegenteils geliefert. 
Zugegeben, noch etwas ungelenk, aber durchaus schon als Schritt in die 
richtige Richtung. Da hört man Montagfrüh im Radio die Meldung, in 
Mölln seien beieinem nächtlichen Brandanschlag drei Ausländer umsLe- 
ben gekommen. 

Man ist entsetzt, knipst kurz vor halb neun den Fernseher an, um Ge- 
naueres zu erfahren. Da sitzt einem ein gutgelauntes Pärchen auf dem 
Berliner Studiosofa gegenüber, frotzelt aufsallervergnüglichste miteinan- 
der und kündigt ebenso fröhlich die Nachrichtensprecherinan. 

Dann geht's los. Möllemann verspricht, anstandsvoll verschlüsselt, 
Autobahnen statt Sozialhilfe als Aufschwung Ost. Nachricht Nummer 
zwei ist Mölln. Es habe sich nicht um Bewohner eines Heims für Asylbe- 
werber gehandelt, sondern um seitJahren in Deutschland ansässige türki- 
sche Familien. Zwei Frauen und ein Kind seien verbrannt. Weiter geht's 
mit Naturkatastrophen, und zwar nach dem Prinzip der Steigerung: elf 
Tote bei Wirbelsturm in Texas. Dann noch einbißchen Menschliches: die 
dicke Sophia Loren betastet dünne Somalis im Flüchtlingslager und so 
weiter bis zum Wetter. Nun wieder die etwas gedämpftere Studiobesat- 
zung mit den Kurzberichten. Der erste aus Mölln. Feuerwehrmanner, 
Se eanwalt Verdacht auf rechte Täter, betroffene Nachbarn. Flammen. 

chnitt. 

Und nun sitzt unser Moderator nicht mehr auf dem Sofa, sondern hat 
sich launig-locker auf eine Treppenstufe plaziert, denn es gilt, Bericht 
Nummer zwei einzuleiten. Das heißt, braucht er gar nicht mehr, einge- 
stimmt sind wir ja schon. Es geht nämlich über die Feuertherapie in Bay- 
ern: Wenn Sie Krach zu Hause oder Ärger mit dem Chef haben, plaudert 
er, dann hilft Feuer. Und man sieht gesetzte Herrschaften in mittleren Jah- 
ei die unter therapeutischer Anleitung barfüßig-gesittet durch die Glut 

aufen. 

Was lernen wir daraus? Richtig, Feuer macht frei! Wenn wir etwas äl- 
ter sind und nicht mehr so viel Aufregung vertragen, fahren wir für 375 
Mark nach Bayern und lassen zündeln. Wenn wir jung sind, schaffen wir 
uns das Flammenspektakel selbst. Es kostet nichts und ist auch spannen- 
der. Allerdings sollten wir dabei in Zukunft doch ein wenig umsichtiger 
bei der Auswahl der mitspielenden Statisten sein. Frauen und Kinder sind 
schon okay. Aber doch nicht langjährige Bewohner unseres Landes! Die 
sind jaschon so gut wie deutsch. Und noch nicht mal aus dem Osten. 

Christel Dormagen (taz vom 24.11.92) 
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Feuer und Flamme gegen das Asylrecht 


Nach der Brandstiftung in Rostock nutzten Politiker die Gelegenheit zur Offensive gegen Artikel 16 Grundgesetz 


hat Verständnis für seine Wähler. Er sei zwar „betroffen“ über 
die „Krawalle“ in der Rostocker Plattensiedlung Lichtenhagen, 
gleichwohl könne er den Unmut der Anwohner am Flüchtlingsheim 
verstehen. Das Gebot der Stunde sei, dem „unkontrollierten Zustrom 
von Ausländern endlich einen Riegel vozuschieben“. In dieselbe 


ee Innenminister Lothar Kupfer (CDU) 


Kerbe hieb Rostocks Bürgermeister Wolfgang Zöllick (ebnenfalls 


CDU). Gegenüber der taz erklärte er, der „Zustrom in Rostock hat 
überdimensinale Ausmaße angenommen“. Nicht nur Landes- und 
Kommunalpolitiker versuchten in den letzten Tagen, die Angriffe 
Rechtsradikaler und die Anfeuerungsrufe der Rostocker Anwohner zu 
entschuldigen. Auch Bundesprominenz wie SPD-Chef Engholm und 
Bundestagspräsidentin Sußmuth machten direkt oder indirekt die Op- 
fer zu Tätern. Engholm bekundete Verständnis für „manches Ärgernis 
über das Verhalten von Asylbewerbern“, und Rita Süßmuth hatte 
nichts Dringlicheres zu tun, als „endlich eine rasche Änderung der 
Asylpolitik“ zu fordern. 
Bayerns Innenminister Edmund Stoiber kommentierte: „Man darf 
nicht auf Dauer treiben lassen, was auf den erbitterten Widerstand der 
Menschen stößt.” Von Stoiber über CSU-Landesgruppenchef Bötsch 
bis hin zu Innenminister Rudolf Seiters und Brandenburgs Ministerprä- 


sident Manfred Stolpe kamen alle zum selben Ergebnis: dringender 


Handlungsbedarf bei der Einschränkung des Grundrechts auf Asyl. 

In Bonn begann umgehend der Parteienstreit über die politische 
Verantwortung an den rechtsradikalen Ausschreitungen. Die SPD 
machte Bundesinnenminister Rudolf Seiters (CDU) dafür mitverant- 
wortlich, daß das Asylbewerberheim in Rostock nicht bereits vor Mo- 
naten geschlossen worden ist. Daraufhin erklärte Seiters, dies sei der 
„dreiste und untaugliche Versuch“, davon abzulenken, daß die SPD 
die dringend notwendige Grundgesetzergänzung im Asylrecht blok- 
kiert habe. Im Namen der drei Koalitionspartner verurteilte CDU/CSU- 
Fraktionschef Wolfgang Schäuble den Rostocker Gewaltausbruch als 
„eine Schande für unser Land“. Auch wenn in vielen Unterbringung- 
seinrichtungen die Zustände offensichtlich unhaltbar seien, dürfe „das 
für niemand Anlaß zu Gewalttaten sein, und es darf auch für niemand 
Anlaß sein, Gewalttaten anderer schweigend oder zustimmend zu bil- 
ligen”. Die Gewalttäter müßten unverzüglich ins Gefängnis kommen. 


Trotz der Krawalle müßten aber weiterhin Asylbewerber in den neuen 
Ländern untergebracht werden. 

Der innenpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Gerd Wartenberg, 
erklärte, bereits im Mai sei im Innenausschuß darauf hingewiesen wor- 
den, daß die Aufnahmestelle Rostock nicht bestehen bleiben könne, 
weil die Zustände unhaltbar seien. Daraufhin hätte die Aufnahmestelle 
unverzüglich verlagert werden müssen. Seiters habe dies aber über 
Monate hinweg versäumt. 

Der stellvertretende CDU-Fraktionschef Heiner Geißler warnte vor 
der konkreten Gefahr einer politisch organisierten Kriminalität rechts- 
radikaler Kräfte und forderte eine angemessene Bestrafung der Täter. 
Wer Brandsätze schleudere und Häuser anzünde, mache sich des ver- 
suchten Mordes schuldig und müsse wie ein Verbrecher behandelt 
werden. Geißler bewertete die Änderung der SPD-Position zur Asyl- 
frage als Chance für eine gemeinsame Politik. Dadurch sei es möglich, 
dem Rechtsradikalismus den Wind aus den Segeln zu nehmen. 

(taz vom 25. und 26.8.92) 
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Rühe, der Schreibtischtüter par excellence 


Aber auch Politiker anderer Parteien, die die Asyldebatte führen, sind für die drei Toten von Mölln verantwortlich 


In Mölln wurde ein Brandanschlag verübt. In Mölln starb angeblich 
im Jahr 1350 der Schalk Till Eulenspiegel an der Pest. In seiner Ge- 
stalt verbinden sich ungebremster Hohn, antibürgerliches Ressen- 
timent und die eigentümliche Lust an der Erniedrigung anderer zu 
einem brisanten Gemisch. Diesem Geist, wahrscheinlich von ei- 
nem Trupp Neonazis exekutiert, sind drei Menschen zum Opfer 
gefallen. Wer vor solchen Ereignissen gewarnt hat, wurde bisher 
belächelt oder der Hysterie geziehen. Dennoch sind der hilflosen 
Sehnsucht nach der Mitte und einem nur noch als kontraphobisch 
einzustufenden „Antialarmismus” zum Trotz — schon der histori- 
schen Redlichkeit wegen - einige Klarstellungen unerläßlich. Das 
Gedenken, das zumal im November oft genug zur rituellen Hülle 
verkommen ist, fordert heute und im Blick auf die Zukunft Genau- 
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igkeit. Daher: Erstens sind heute Politiker aller Parteien, die die 
Asyldebatte führten und führen, in genau dem Sinne, in dem einst 
die Hetzjournalisten der Bild-Zeitung am Attentat auf Rudi 
Dutschke schuld waren, für die Toten von Mölln verantwortlich. 
Zweitens: Wenn jemals der Begriff „Schreibtischtäter” in der Ge- 
schichte Westdeutschlands auf eine Person zutrifft, dann auf den 
heutigen Verteidigungsminister Volker Rühe, der im September 
1991 als CDU-Generalsekretär mit einem Asyldebattenerlaß die 
Lawine der Gewalt losgetreten hat. Drittens: Daß Helmut Kohl und 
Björn Engholm die Trauerfeier in der türkischen Moschee zu Ham- 
burg mieden, ist ein Skandal eigenen Ranges. Politik besteht auch 
in symbolischen Handlungen - die Solidarität der Menschen unter- 
einander angesichts des Todes muß, wenn sie denn ernst gemeint 
ist, auch öffentlich und feierlich gezeigt werden. 
Genau genommen hätte es der Bundesregierung, 
wenn sie das, wofür sie in Berlin vergeblich de- 
monstriert hat, ernst meinte, angestanden, Ba- 
hide Arslan sowie den beiden Mädchen Ayshe 
und Yeliz einen Staatsakt auszurichten. 

So bleibt schließlich festzustellen, daß die 
„Herstellung der inneren Souveränität” — wie 
etwa Udo Knapp die Asyldebatte zu nennen be- 
liebt - in diesem Jahr bisher sechzehn Menschen- 
leben gefordert hat und daß die Urkunde der gro- 
ßen Koalition, die jetzt geschrieben wird, mit der 
Asche dreier toter Türkinnen besiegelt ist. „Und 
wenn ein Fremdling/Als Gast im Haus einkehrt/ 
Grüße man ihn mit Ehrfurcht...”“, heißt es in der 
Tragödie „Die Eumeniden” — des Dichters Ais- 
chylos Beitrag zur Gründungsproblematik von 
Staatswesen. Anders aber als das Athen der Tra- 
gödie ist der neue deutsche Staat zu einem Akt 
der Versöhnung nicht in der Lage. 

Micha Brumlik (taz vom 30.11.92) 


Rostocker CDU-Politiker brüskiert Bubis /Versuch gescheitert, das schlechte Image der Stadt wieder zu bessern 


Die politische Klasse in Rostock läßt keine Gelegenheit aus, den interna- 
tionalen Ruf ihrer Heimatstadt als Hort des Rassismus und Antisemitis- 
mus zu untermauern. Mit einem Eklat endete der eintägige Besuch von 
Ignatz Bubis, Vorsitzender des Zentralrats der Juden in Deutschland, in 
der Hansestadt. Während einer Pressekonferenz im Rathaus entblödete 
sich der Vorsitzende des Rostocker Innenausschusses, Karl-Heinz Schmit 
(CDU), nicht, folgende Worte an Bubis zu richten: „Herr Bubis, Sie sind 
deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens. Ihre Heimat ist Israel. Ist das 
richtig so? Wie beurteilen Sie die täglichen Gewalttaten zwischen Palä- 
stinensern und Israelis?” 


Bubis fragte daraufhin nach: „Sie wollen mit anderen Worten wissen, 
was ich hier eigentlich zu suchen habe?“ Die Äußerungen Schmidts 
bezeichnete er als typisch für die „Dummheit und Unwissenheit vieler 
Menschen“. Alsdann klärte er den Kommunalpolitiker auf: Jude zu sein, 
sei kein nationaler Prägestempel, sondern eine Glaubensfrage. 


. Noch am gleichen Abend strat Schmidt nach einer Fraktionssitzung 
seiner partei von seinem Amt zurück und legte auch sein Mandat als Ab- 
geordneter der Bürgerschaft nieder. Bereits am Nachmittag hatten sich 
die führender Rostocker CDU-Politiker getroffen, um darüber zu beraten, 
wie man den entstandenen Schaden begrenzen könne. Fraktionschef 


Martin Schmidt trat dann am Abend vor die Presse, um den Rücktritt sei- 
nes Parteikollegen bekanntzugeben. Er teilte mit, Karlheinz Schmidt be- 
dauere seine „mißverständliche Frage“. Dasich Worte aber nicht zurück- 
holen ließen, ziehe er die Konsequenzen. Gleichzeitigentschuldigte sich 
Karlheinz Schmidt in einer schriftlichen Erklärung bei Bubis. Die Frage 
sei „nicht so gemeint gewesen, wie sie gestellt und verstanden worden 
war”. 

Mit der Einladung an Bubis hatten die Oberen der Stadt den Eindruck 
entkräften wollen, Rostock sei eine antisemitische Stadt. Zwei Wochen 
zuvor war es zu einem Eklat während einer Aktion von Serge und Beate 
Klarsfeld gekommen. Damals waren drei französische Juden festgenom- 
men worden. 

„ Bürgerschaftspräsident Kleemann äußerte die Hoffnung, daß mit dem 
Rücktritt Schmidts dessen „Fehlleistung geahndet sei. Er glaube dem Ab- 
geordneten, daß dieser seine Äußerung „tief bedauert“ und selbst für „un- 
bedacht“ hält. Zugleich übte sich Kleemann in Presseschelte: die Be- 
richte über den Besuch von Bubis seien einseitig gewesen. Es könne nicht 
hingenommen werden, daß Rostock durch „verzerrte Darstellungen der 
Medien” zum „Sündenbock der Nation“ gestempelt werde. 

Claus Christian Malzahn 
(taz vom 3. und 4.11.92) 
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DIE ENGELMACHER VON BONN 


Wir Politiker wollen Frieden schaffen - mit ganz vielen 
Waffen. Wir nennen es neue weltweite Verantwortung. 
Verantwortung gegenüber uns. Und wir sind flexibel, bie- 
ten ein spannendes Programm: Statt Artikel 16 Grundge- 
setz liefern wir Ihnen einen verschärften Paragraphen 218 
Strafgesetzbuch. Und warum Asylsuchende erst zu uns 
kommen lassen? Wir beseitigen Fluchtursachen jetzt "out- 
of-area" - ein für allemal! Unser Ziel ist klar: Mit "out-of- 
Grundgesetz" ins Wahlkampfjahr 1994! Statt komplizıer- 
ter Sachverhalte, gar Sozial- und Bildungspolitik, bieten 
wir schmackhafte Salamihäppchen für die deutsch-natio- 
nale Stammtischrunde. 

Wohl bekomm’s .... 


Damit es Ihnen nicht wieder hochkommt: 


Bitte einmischen 


Gegen Brandstifter, Berufszyniker, Verfassungsdemontierer, Rüstungsexporteure, 
Umfaller, Aussitzer und Verharmloser... das "Büro für notwendige Ein- 
mischungen'' ... "macht Druck" - sagt die TAZ. Vor dem Werkstor von Heckler 


& Koch, an der Bannmeile in Bonn (z.B. mit einer "Infrarotanlage zur Abwehr von 
Politikern aus sicheren Drittbüros und von sicherern Landeslistenplätzen"), auf 
dem-Rirchentag (mit dem ersten deutschen Kriegsheimkehrer aus Somalia auf der 
Suche nach seiner Trauerfeier), mit Fallschirmspringern für das Asylrecht (nicht 
nur) in der Lüneburger Heide... 


Wir brauchen Ihre/Eure Hilfe ... Bitte einmischen 
OÖ Ich/wir wollen uns einmischen! Durch eine Fördermitgliedschaft (DM 50, im Jahr/ermässigt DM 25,--) 
OÖ Ich/wir wollen uns aktiv einmischen! 
O Ich/wir wollen durch eine Spende in Höhe von ..........rzseeussnnesessnennen 
O Mein/unser Vorschlag für eine notwendige Einmischung: 


Bitte mit frankiertem Rückumschlag (Adresse mit neuer Postleitzahl) an: 
Büro für notwendige Einmischungen - Pulverteich 18 - 20099 Hamburg - Tel: 040/241 688 - Fax: 040/280 36 01 
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Die SPD und ihr langer Weg weg vom Asyl 


Viele SPD-Politiker, die bei der Abstimmung über die Neufassung des Asylgesetzes mit der Union paktieren, tun 
dies mit Bauchschmerzen. Aber schon in den achtziger Jahren agierte die SPD stets aus der Defensive heraus. 


schlechtes Gesetz. Aber ich werde trotzdem dafür stimmen.” Gün- 

ter Verheugen, obwohl erst seit der Wende der FDP 1982 Mitglied 
der sozialdemokratischen Traditionspartei, präsentierte sich den Fern- 
sehzuschauern am Montag abend wie die Verkörperung des statisti- 
schen Mittels der Partei: die ganze Misere in einer Person gebündelt. Er 
werde zustimmen, erläuterte er mit traurigem Augenaufschlag. Damit 
das Thema endlich vom Tisch komme und nicht mehr als Knüppel in 
der öffentlichen Debatte verwendet werden könne. Damit Raum 
werde, wieder über sachliche Lösungen zu diskutieren. 

Damit griff Verheugen noch einmal die Stichworte auf, die die De- 
batte innerhalb der SPD seit Jahren beherrschen. Der eigentliche Be- 
ginn der Auseinandersetzung, die heute mit der Revision des Grundge- 
setzes endet, begann 1978. In jenem Jahr, daran erinnerte einer der 
übelsten Hetzer innerhalb der CDU/CSU während der ersten Lesung 
zur Änderung des Artikel 16 im Januar, Edmund Stoiber, kamen erst- 
mals mehr als 100.000 Menschen in die BRD, die sich auf das indivi- 
duelle Grundrecht auf Asyl beriefen. Seitdem hatten Stoiber & Co. ein 
Thema, das sich wachsender Popularität erfreute und in bis dato ein- 
maliger Weise über einen so langen Zeitraum instrumentalisiert wur- 
de. 

Mit der Variation des immer gleichen — die Welle, die uns über- 
schwemmt, das Boot, das bereits bis an den Rand gefüllt sei, die Bedro- 
hung deutscher Identität durch die Armutswanderung aus dem Süden 
und zuletzt, immer stärker, der offene Hinweis auf die Bedrohung des 
eigenen Wohlstands durch die Fremden - entfachte die CDU im 
Schlepptau von Reps und anderen Rechtsradikalen eine Kampagne, 
der die SPD schon bald nichts mehr entgegenzusetzen hatte. 

Die Vorgeschichte zu dem heutigen Einbruch der sozialdemokrati- 
schen Asylpolitik ist lang, die Diskussion bewegte sich um etliche Ek- 
ken und hatte doch einen deutlich erkennbaren roten Faden: Die SPD 
war immer in der Defensive, sie hat nie eine offensive Position für ei- 
nen neuen Umgang mit dem Problem zunehmender Immigration ent- 
wickelt, sondern die Einschränkung des Asylrechts auf Raten bis zum 
bitteren Ende mitgetragen. O-Ton Georg Kronawitter, SPD-Oberbür- 
germeister von München: „Wir können uns das nicht mehr leisten. Wir 
schaffen es nicht, das Auffangbecken für alle Armen in der Dritten Welt 
zu sein. Das sind eine Milliarde Menschen und mehr.“ Eine Milliarde 
im Ansturm auf die Bundesrepublik? Kronawitter besteht nicht auf der 
Milliarde, aber, ohne eine Änderung des Grundgesetzes „wären bald 
zehn Millionen Leute bei uns. Wir würden einen Volksaufstand krie- 
gen.” 

Über die 80er Jahre beteiligte sich die SPD deshalb regelmäßig an 


% Gesetz istschlecht, ja kein Zweifel, es handelt sich um ein ganz 


„Die Flut steigt“ 


Zehn „Bild“-Schlagzeilen zum „Asylproblem“ 


1. DerSchreckensasylant (9. Januar 1992) 

2. Miet-Hai ekelt Deutsche raus — Für Asylanten? (4. Februar 1992) 

3. Die Flutsteigt-wann sinktdas Boot? Fast jede Minuteein neuer Asylant 
(2. April 1992) 

4. „Deutsches Essen schlecht“ - Asylanten im Hungerstreik (3. Juni 1992) 
5. Asylanten-Streik: „Wir wollen eine Putzfrau!” (4. Juli 1992) 

6. Asylanten jetzt auf Schulhöfe - Neue Welle! Und bis Weihnachten 
kommen noch 400.000 (1. September 1992) 

7. Asylanten - So schleusen Deutsche sie ein (6. September 1992) 

8. Asylanten jetzt auch in Büros (9. September 1992) 

9. Kinder schleusen Asylanten ein (20. September 1992) 

10. Neue Asylanten-Schwemme: Kommen 2 Millionen Russen? (1. Okto- 
ber 1992) Dokumentation aus Tempo, Januar 1993 (tazvom2.1.93) 


sogenannten Novellierungen des Asylverfahrensrechts, die allesamt 
das Ziel hatten, die tatsächliche und rechtliche Situation von Asylbe- 
werbern zu verschlechtern, um potentielle Flüchtlinge vom Zielort 
BRD abzuschrecken und die Verfahren derjenigen, die trotzdem ka- 
men, weiter zu beschleunigen. 

Der eigentliche Dammbruch aber kam 1990. Im ersten Bundestags- 
wahlkampf nach der Vereinigung dachte der damalige SPD-Kanzler- 
kandidat Oskar Lafontaine laut darüber nach, der CDU bei einer 
Grundgesetzänderung entgegenzukommen. Hatte er bis dahin vor al- 
lem den ungebremsten Zuzug Deutschstämmiger aus der Sowjetunion 
als Volkstümelei gegeißelt, ließ er jetzt durchblicken, daß er sich auch 
einen Handel: Asylbewerber gegen Volksdeutsche vorstellen könnte. 
Die Partei schien geschockt, beteuerte ihre unverbrüchliche Treue 
zum Grundgesetz und ließ ansonsten den von Lafontaine einmal be- 
gangenen Tabubruch weiter wirken. Nach dem saarländischen Lan- 
deschef kam innerhalb der SPD die Stunde der Kommunalpolitiker, al- 
len voran der bereits zitierte OB Kronawitter. Aber auch der Bremer 
Bürgermeister Wedemeier und die Betonriege der Ruhrgebietspatriar- 
chen waren mit von der Partie. Einhelliger Tenor: Die Kommunen kön- 
nen nicht, aber vor allem wollen nicht mehr mit Flüchtlingen belastet 
werden. 

Der vorläufige Höhepunkt kam dann im Herbst 91 mit Hoyers- 
werda. Frustrierte Jugendliche, angeleitet von Rechtsradikalen und un- 
terstutztvom Mob von nebenan gingen solange mit Steinen und Brand- 
satzen gegen eine Flüchtlingsunterkunft vor, bis diese geräumt wurde. 
Nahezu zeitgleich verschickte der damalige Generalsekretär der CDU, 
Volker Rühe, ein Strategiepapier an alle Parteigliederungen, in dem 
diese aufgefordert wurden, das Thema Asyl weiter hochzuspielen, um 
die SPD in die Ecke zu drängen. Rühe erfand die „SPD-Asylanten”, die 
kämen, weil die Sozialdemokraten sich einer Grundgesetzänderung 
widersetzten. Diese Anleitung zur Volksverhetzung zeigte prompt 
Wirkung, Unter Federführung der Rechtspolitikerin Hertha Däubler- 
Gmelin entwickelte die SPD das ultimative Beschleunigungsgesetz, 
auf dessen Grundlage jedes Asylverfahren in vier Wochen abgewick- 
lelt werden soll. Die CDU bedankte sich, griff zu und verkündete 
gleichzeitig, dies würde aber nicht reichen. Während sich nach Hoy- 
erswerda Angriffe auf Fremde häuften, verstand es die CDU überaus 
geschickt, den Grundgesetzartikel als Ursache des Rassismus in 
Deutschland zu verunglimpfen. 

seit Björn Engholm den Parteivorsitz der SPD übernommen hatte, 


war von ihm lange Zeit in der gesamten Diskussion wenig zu hören. _ 


Schon deshalb erlebte die Öffentlichkeit die sogenannten Petersberger 
Beschlüsse vom September 92 dann als einen Paukenschlag. Ein- 
drucksvoll demonstrierte Engholm, was er unter Opposition versteht. 
Im Paket bot er der CDU eine Änderung des Artikel 16 und den out of 
area-Einsatz der Bundeswehr an; die daran geknüften Bedingungen 
waren so wachsweich, daß den Profis in der Union natürlich nicht 
entging, daß Engholms Ziel nicht etwa die Durchsetzung eines Ein- 
wanderungsgesetzes, die Änderung des Staatsbürgerrechts oder 
die Einführung einer doppelten Staatsbürgerschaft war. Engholm 
wollte den Befreiungsschlag, die Themen sollten vom Tisch. 


seit Petersberg wußten Kohl und Schäuble, daß sie im Kampf. 


gegen dieSPD mit Engholm und Klose zwei prominente Partner ge- 
wonnen hatten. Der Rest war ein Trauerspiel - mit dem bekannten 
Ausgang. Da der Geniestreich vom Petersberg am selben Wochen- 
ende verkündet wurde, an dem das Pogrom in Rostock begann, 
bäumte die Partei sich noch einmal auf. Doch alle Versuche, Klose 
als Unterhändler der Partei an die Leine von Parteitagsbeschlüssen 
zu legen, scheiterten. Klose und die SPD bekamen einen dekorati- 
ven Artikel 16a, der nichts mehr nützt, da die Regierung Kohl die 
Republik mit „sicheren Drittstaaten“ umstellt hat. 

Jürgen Gottschlich (taz vom 26.5.93) 


Babenhausens letzter Jude geht 


Tony Abraham Merin kehrt wegen des politischen Klimas nach 46 Jahren Hessen und Deutschland den Rücken / 
Antisemitische Gesänge vor dem Haus und Schikanen der Stadtverwaltung haben ihm den Rest gegeben 


ony Abraham Merin (46), der von sich selbst sagt, daß er ein Jude in 


Deutschland geblieben und kein deutscher Jude geworden sei, will 

auswandern. Der elegant gekleidete Mann mit den Lachfältchen 
um die Augen und dem graumelierten Bart, der seit 1956 in der südhes- 
sischen Kleinstadt Babenhausen lebt, sich dort ein Haus gebaut hat 
und das von US-Soldaten frequentierte Restaurant „Los Alamos” und 
eine Tankstelle sein eigen nennt, hat die „Schnauze gestrichen voll“: 
von Deutschland und von Babenhausen, von all den „kleinen und gro- 
ßen Gemeinheiten“, mit denen er seit der deutschen Vereinigung kon- 
frontiert wurde. 

„Es reicht!” sagt der gebürtige 
Hamburger, der einzige Bürger 
jüdischen Glaubens in der mit 
CDU-Mehrheit regierten 
15.000-Seelen-Kommune im 
Landkreis Darmstadt-Dieburg. 
Wohin er mit seiner Lebensge- 
fährtin, einer Ärztin, auszuwan- 
dern gedenkt, mag er nicht sagen: 
„Das geht niemanden etwas an. 
Aber nach Israel werde ich nicht 
gehen. Schließlich leben auch 
nicht alle Katholiken im Vatikan- 
Staat.” 

Daß es „Zeit ist, dieses Land 
zu verlassen”, wurde Merin am 
sogenannten Vatertag des Jahres 
1992 klar. Da waren die alkoholi- 
Siertten deutschen Jungmänner 
auf den festlich geschmückten 
Anhängern, die von zwei Trakto- 
ren gezogen wurden, vor seinem 
Haus aufgetaucht und hatten im 
schrägen Chorgesang „Jude, 
Jude, Jude!” skandiert. „Da hab’ 
ich gedacht, das kann doch nicht 
wahr sein — knapp fünfzig Jahre 
nach dem Holocaust”, sagt Merin 
rückblickend im „Los Alamos“, 
wo ein Schwarzer den Kaffee 
bringt und eine blonde US-Lady 
das Bier zapft. 

In einem Leserbrief an die Lo- 
kalzeitung hatte Merin damals 
seinem „Herzen Luft gemacht”. 
Die Folge: Drohanrufe, anonyme | 
Beschimpfungen — „und ein spürbarer Klimaumschwung selbst im 
Freundes- und Bekanntenkreis”. Vielleicht sei er „hypersensibel” ge- 
worden, sinniert er. Doch nach dem Fall der Mauer - „nach diesen 
Nächten im nationalen Rausch” - habe er dieses „Wir-sind-wieder- 
wer-Gefühl” der anderen geradezu mit Händen greifen können und es 
als Bedrohung empfunden. 


Eine unheilvolle Mixtur aus der vom Kanzler „geadelten” Berufung . 


vieler Deutscher auf die „Gnade der späten Geburt“, aus tatsächlicher 
antisemitischer und rechtsradikaler Gesinnung und aus „geschichtsbe- 
wußtloser Gedankenlosigkeit“ mache ihm das Leben in Babenhausen 
und in Deutschland unerträglich: „Es gibt kein Schamgefühl mehr und 
keine Menschlichkeit.“ 

Das Verwaltungsgebaren der Stadtväter von Babenhausen passe 
sich nahtlos dem „neuen alten Zeitgeist” an. Als Merin der Stadt Ba- 
benhausen 1.000 Mark für die Wiederinstandsetzung des verwahrlo- 
sten jüdischen Friedhofs spendete, bekam er sein Geld postwendend 


Toni Abraham Merin mit der deutschen Fahne Foto: Harald Schäfer 


zurück. „Vom Juden nehmen die nix“, sagt Merin. „Aber heute, wo sie 
wissen, daß ich auswandern will, versuchen sie meine Grundstücke so 
billig wie nur möglich in die Hand zu bekommen - zu Kristallnacht- 
preisen.” | | 
Einen privaten Interessenten aus Frankfurt habe die Verwaltung mit 
der Behauptung, daß es für die Grundstücke im Bereich der US-Ka- 
serne Babenhausen keinen rechtsgültigen Bebauungsplan gebe, be- 
reits vergrault: „Alles Lüge.” Und ohne ihn auch nur zu informieren, 
habe die Stadt auf einem seiner unbebauten Grundstücke einen Kanal 
gelegt. Erst nachdem er Protest einlegte, habe Bürgermeister Kurt Lam- 
bert (CDU) ein Rechtsgutachten 
beantragt - nach dem Bau des 
Kanals. Bürgermeister Lambert 
wollte zu den Vorwürfen auf 
Nachfrage der taz offenbar kei- 
nen Kommentar abgeben: Zwei 
Tage lang ließ er sich verleugnen 
- und auf seinen Rückruf wartet 
die Redaktion bis heute vergeb- m" 
lich. ei 
Tony Abraham Merin jeden- B 
falls hat in diesen Tagen bundes- = 
weit für Aufsehen gesorgt, als er 
über seinen Rechtsanwalt ver- 
künden ließ, daß er keine Steu- 
ern mehr zu zahlen gedenke: 
„Ich finanziere doch nicht indi- 
rekt über die Wahlkampfkosten- 
erstattung, die an rechtsradikale 
Parteien ausgeschüttet wird, | 
meine potentiellen Mörder mit.“ vi 
Die Stadt Babenhausen mit , 
ihrer historischen Altstadt und h 
dem Middlewest-Village-Falir 
an der Peripherie — Autohöfe, ) 
Fast-Food-Restaurants und | 
Tankstellen - ist in diesen Tagen 
aus anderen Gründen hessen- 
weit im Gespräch. 
Bürgermeister Lambert und 
seine CDU/FDP-Mehrheit im 
Stadtparlament haben die Verga- 
berichtlinien für die Grund- 
stücke in einem Neubaugebiet | 
so konzipiert, daß es den türki- i 
schen Bürgern von Babenhausen | 
verunmöglicht wurde, dort Grundstücke zu kaufen. Nachdem die 
Stadtväter zunächst allen Ausländern den Grundstückskauf untersagen 
wollten, kam es nach: Intervention von Rechtsanwälten und einem 
Sturmlauf der Entrüstung zu einer Korrektur: Jetzt dürfen auch EG-Bür- 
ger in Babenhausen Grundstücke erwerben - aber nicht die Türken. 
Klaus-Peter Klingelschmitt (taz vom 15.2.93) 
.S. In wenigen Wochen wird Tony A. Merin die Bundesrepublik 
endgültig verlassen. Die Enttäuschung darüber, daß sich trotz des 
breiten Medienechos im Gefolge der taz-Berichterstattung „kein 
Ministerpräsident, kein Bundespräsident und auch kein Zeniral- 
ratsvorsitzender“ für seine Probleme interessiert hat, ist bei Merin 
„riesengroß“. Lediglich die Grünen im hessischen Landtag wollen 
mit einer Kleinen Anfrage an die Landesregierung den „Fall Merin“ 
und den „Fall Babenhausen“ in der Debatte halten. Sein Anwesen 
hat Merin noch immer nicht verkaufen können, aber —sosagter- | 
„ich gehe, bevor die mit dem Benzinkanister kommen“. ; 
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Starring: Skins and Kohl 


Wer braucht den Faschismus, wenn er eine solche Demokratie hat? / Einen Oscar für die Leistung der Nazis in der 
Hauptrolle — sie dominierne die Exekutive - und noch einen der Regierung Kohl für ihre Nebenrolle 


ben: in lächerlichen zwei Jahren voll rassistischer Angriffe, 270 

im Jahre 1990, in diesem Jahr 2.000, und die Skins können sich 
nicht nur größter Publikumsresonanz rühmen, sondern sie haben 
auch das letzte Wort. Sie dominieren die Exekutive. (Und die Legis- 
lative anscheinend auch.) Einen Oscar für diese Leistung, und noch 
einen der Regierung Kohl für ihre Nebenrolle. 

Mit meinem Lob für Kohl meine ich nicht seine Unterstützung 
für die Skinheads, als er sich während der Tage von Leipzig, Ro- 
stock, Stralsund, Wetzlar, Mölln und Wuppertal im Hintergrund 
hielt. (In den meisten Fällen brachte die seriöse US-Presse Kritiken 
auf der Titelseite.) Und Kohl stand einfach auf der Bühne herum. 
Ich meine auch nicht seine Zurückhaltung in den dramatischsten 
Fällen von Brandstiftung, Angriffen, Anschlägen, Besitz gefährli- 
cher Waffen, Anstachelung zu Gewalttaten, Schlägerei, Ein- 
schüchterung, Erpressung, Sachbeschädigung und Mord. Ich 
meine noch nicht einmal seine an Selbstverleugnung grenzende 
Unauffälligkeit, wenn betrunkene, bewaffnete Skins durch die Stra- 
ßen toben oder nach „oi”-Konzerten Opfer suchen. Kohls schau- 
spielerische Leistung ist die der Charge, die bescheiden aus dem 
Licht geht, wenn der Star seine Nahaufnahme kriegt. Das kann jede 
professionelle Regierung. Aber Kohl kann mehr. Er schlüpfte in die 
Garderobe des Stars und baute die Rolle weiter aus. 


N): Nazis haben es also geschafft. Und wie sie es geschafft ha- 


„Offenes und gastfreies Land“ 


O-Ton Kohl in der „Tagesschau“ vom 2.Juni 93 


„Nun haben wir in den letzten Tagen wieder eine schreckliche 
Heimsuchung erlebt, wie Sie wissen: in der Mordtat in Solingen. 
Das istein Vorgang, der uns zutiefstbedrückt und erschüttert und 
für den wir uns auch schämen, obwohl wir in der Zwischenzeit 
wissen, daß nach allem, was zur Stunde feststeht, die Täterschaft 
im Bereich einer gewalttätig-asozialen Gewalttätigkeit zu sehen 
ist, ein Vorgang, den es leider überall gibt, aber das ändert nichts 
ander Tatsache, daß dieseinegrauenvolle Tatwar, diewir zutiefst 
bedauern, aber das ändert auch nichts an der Tatsache, daß die 
Position Deutschlands die eines offenen, eines gastfreien und vor 
allem eines fremdenfreundlichen Landes bleibt.“ 

Glossar: 
Heimsuchung: Gott stellt den Gerechten (hier H.K.) auf eine 
schwere Probe 
Vorgang: einEreignis, behördlich erfaßt 
Bedrückung: ursprünglich Topos der Heilsgeschichte, bezogen 
auf das Exil in Ägypten, das dem Volk Israel (hier H.K.) auferlegt 
wurde 
Scham:gehtder Bußevorausundziehtdiesenachsich.Entfällthier, 
weiles den die Scham verursachenden „Vorgang“ nach H.K. „lei- 
derüberall gibt“, 
asoziale Gewalttätigkeit. Gegenbegriff zur sozialen Gewalttätig- 
keit, die entweder a) juristisch gerechtfertigt ist oder b) in gesell- 
schaftlich akzeptablem Milieusspielt 
gastfrei: hier als gastlich zu verstehen, nichtetwa als gast-frei, d.h. 
ohne Gäste! 
fremdenfreundlich: vergl.Exodus22,21: „EinenFremdensollstDu 
nichtbedrücken undbedrängen, IhrseidjaauchFremdlingegewe- 
sen in Agypten“”, und Exodus 12,49: „Ein und dasselbe Gesetz soll 
gelten für den Einheimischen und den Fremden, der unter Euch 
wohnt“; nach H.K. durch die Neufassung des Art.16 GG voll be- 
rücksichtigt. C.S. (taz vom 4.6.93) 


Die oben aufgezählten Handlungen sind in jeder zivilisierten 
Gesellschaft illegal; gegen sie geht jede gewählte Regierung vor. 
Hätte Kohl sich darauf beschränkt, so hätte man das als Alltag einer 
Demokratie bezeichnen können, fern der ungewöhnlichen Unter- 
stützung, die er den Skins zukommen ließ. Tatsächlich spielte die 
Regierung in diesem Jahr auf so hohem Niveau, daß mancher sich 
fragt, warum sie in den siebziger Jahren so durchschnittlich war, als 
die Linke im Rampenlicht stand. Vielleicht hat es was mit der Gei- 
stesverwandtschaft der Darsteller zu tun. (Auf der Bühne spielt die 
Chemie immer eine große Rolle.) Ich glaube, Kohl mag einfach den 
neuen Hauptdarsteller. 

Zumindest hat er sich nach Kräften bemüht, alle Welt davon zu 
überzeugen. Am 15. November zum Beispiel ließ er eine Nazi- 
Versammlung auf einem Friedhof in Halbe verbieten, wo viele An- 
gehörige der Waffen-SS begraben sind. Laut The New York Times 
verbarrikadierten lokale Polizei und Bundesgrenzschutz die Stra- 
sen ins Dorf, durchsuchten ankommende Autos und blockierten 
den Bahnhof, um Ortsfremde am Aussteigen zu hindern. (Die 
Times und andere Zeitungen versagten sich nicht die Anspielung, 
daß die Akteure braune Hemden trugen, als das zum letzten Mal in 
Deutschland passierte.) Dazu sagt man doch wohl: Wer braucht 
schon Feinde, wenn er solche Freunde hat. Oder anders ausge- 


drückt: Wer braucht den Faschismus, wenn er eine solche Demo- 
kratie hat. 


‚Hatte die Regierung Polizei am Friedhofstor postiert (wie es bei 
jeder größeren Versammlung üblich wäre), alle Waffen beschlag- 
nahmt und ihre Besitzer verhaftet, so wäre das eine ganz gewöhnli- 
che demokratische Vorgehensweise gewesen - freie Gesellschaf- 
ten haben etwas gegen Aufruhr und machen deutlich, daß sie das 
nicht dulden wollen. Aber Kohl tat etwas anderes. Er ließ die Bewe- 
gungs- und Versammlungsfreiheit aller Bürger einschränken, ihre 
Freiheit vor willkürlichen Polizeidurchsuchungen. Im Namen des 
Kampfes gegen den Faschismus ließ er faschistische Maßnahmen 
zu. Goebbels hat das nicht geschafft. Ein Hoch auf Kohl. Die Fans 
der Kristallnacht können anstoßen. | 


Am 27. November ließ Kohl die neonazistische Gruppe Natio- 
nale Front verbieten und verschiedene andere Gruppen unter 
Überwachung stellen. „Die Regierung“, so berichtete The New 
York Times, „konnte die Gruppe nicht mit spezifischen Gewaltta- 
ten ın Verbindung bringen“, fand jedoch Waffen und Munition in 
den Wohnungen von Mitgliedern. Hätte die Polizei die Waffen be- 
schlagnahmt und ihre Besitzer verhaftet, hätte sie getan, was in De- 
mokratien üblich ist: Bestraft werden Handlungen, nicht Gedan- 
ken. Aber Kohl verbot eine politische Organisation wegen ihrer 
Ideologie. Im Namen der Demokratie zerstört er ihre Basis. 

Hätte Störkraft mehr verlangen können? 

Am 28. November gab die Regierung die Bildung einer neuen 
Polizeieinheit für den Kampf gegen den Rechtsextremismus be- 
kannt. Ebenfalls am 28, sagte Innenminister Rudolf Seiters zu Bild, 
er erwäge die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte — des 
Rechts auf öffentliche Rede, Wahl oder Kandidatur für alle, die als 
gewalttätige Feinde der Gesellschaft eingestuft würden. Das nenne 
ich in den Wind pissen. Im Namen der Bewahrung der Freiheit be- 
schneidet die Regierung die Freiheit in einer Weise, die die Nazis 
zu ihren Zwecken sehr wohl zu nutzen verstehen werden. Sobald 
sie die Regie übernommen haben, werden sie noch nicht einmal 
ein neues Drehbuch brauchen - das hat Kohl schon für sie geleistet. 
Und mit dem Segen der Antifaschisten überall. 


Ein letztes Wort: Die Titelmusik zu diesem Stück ist der alte 
Schmachtfetzen von Irving Berlin, „You forgot to remember“. 
Marcia Pally (taz vom 29.12.92) 


„Die Dinge haben eine Entwicklung genommen...“ 


Kohls Regierungserklärung nach Solingen: Von den extremistischen Vereinigungen der Türken kommt er auf die Steuern 
der Türken, die Asylgesetze, die mit Brandanschlägen nichts zu tun haben, und auf den deutschen Patriotismus 


Der mörderische Brandanschlag von Solingen erfüllt uns alle- Deut- 
sche wie Türken - auch heute noch mit Trauer und Entsetzen. (...) In 
diesem Verbrechen, aber auch in den zahlreichen Brandanschlägen 
der Folgezeit auf Wohnungen und Geschäftslokale türkischer Mit- 
bürger, kommt ein unfaßbares Maß an sittlicher Verrohung zum Vor- 
schein. (...) Im Kampf gegen Extremismus und Gewalt sind an erster 
Stelle die Länder gefordert.(...)Auch beim Verfassungsschutz sind die 
Arbeitseinheiten für die Beobachtung des Rechtsextremismus und 
terroristiischer Tendenzen ausgebaut worden. Der Umfang dieser 
personellen Maßnahmen stellt außer Zweifel, daß wir den Rechtsex- 
tremismus mindestens genauso ernst nehmen wie den Linksextremis- 
mus. (...) Solange keine Straftat geschehen ist, sind der Polizei die 
Hände gebunden mit dem absurden Ergebnis: Sie muß warten, bis es 
brennt. Die Dinge haben jedoch eine Entwicklung genommen, die 
ein solches Abwarten nicht mehr erlaubt. Wir sollten fähig sein, in al- 
ler Ruhe und ohne gegenseitige Vorwürfe jetzt auch über neue Wege 
nachzudenken. (...) Wir gehen davon aus, daß sich von den gut 1,8 
Millionen Türken in Deutschland annähernd 30.000 in extremisti- 
schen Vereinigungen organisiert haben. (...) Wir erwarten von jedem 
Ausländer, daß er sich an die demokratischen Spielregeln friedlichen 
menschlichen zusammenlebens hält. Der Verfassungsauftrag und 
unsere Geschichte zeigen: Wer dies nicht tut, muß sich darauf ein- 
stellen, aus Deutschland abgeschoben zu werden. (...) 


Die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge der Ausländer wer- 
denür 1992 auf etwa 90 Milliarden D-Mark geschätzt. Sie sind ent- 
schieden höher als die Aufwendungen des Staates, die der ausländi- 
schen Bevölkerung zugute kommen. (...) Es ist deshalb einfach ein tö- 
richtes Gerede, die ausländischen Mitbürger fielen uns zur Last. (...) 
Es ist für mich unerträglich und völig unhaltbar, wenn jetzt einige 
eine Verbindungslinie zwischen den Asylgesetzen und den Brandan- 
schlägen in Solingen und anderswo ziehen. (...) Von den bisherigen 
Erleichterungen bei der Einbürgerung ist nur wenig Gebrauch ge- 
macht worden. (...) Ich halte es weiterhin für richtig, Mehrstaatlich- 
keit grundsätzlich zu vermeiden. Allerdings müssen wir unser Staats- 
angehörigkeitsrecht so ändern, daß die bestehenden Einbürgerungs- 
möglichkeiten wesentlich besser genutzt werden als bisher. 


Politisches Handeln kann den ethischen Grundkonsens in einem 
Volk niemals ersetzen. Zu diesem Grundkonsens gehören auch Tu- 
genden wie Rücksichtnahme und Hilfsbereichtschaft, Dankbarkeit 
und Höflichkeit, Anstand und Würde. Sie sind allzu lange als altmo- 
disch verschrien und als minderwertige Sekundärtugenden verspot- 
tet worden. Diese Irrtümer rächen sich jetzt. (...) Wer Haß gegen Aus- 
länder schürt, kann nicht für sich in Anspruch nehmen, ein deutscher 
Patriot zu sein. (...) Patriotismus, richtig verstanden, bedeutet immer 
auch Achtung vor der Vaterlandsliebe des Nachbarn und damit die 
strikte Ablehnung jeder Form nationaler Überheblichkeit. 
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Wir sind helle und Dunkle! 


Weitere Informationen erhalten Sie bei der Senatsverwaltung 
für Soziales - Ausländerbeauftragte — 
Potsdamer Straße 65 - 1000 Berlin 30 - Tel.: 2654-2357/81 
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Konl — von Normalität besessen 


Die Idee ist wie der Mann: vernünftig, aber kleinbürgerlich 


Man glaubt hier, daß Kohl ein ausgezeichneter Politiker ist. Kein 
Genie, schwerlich der verführerische Typus, machte er Karriere, 
eben weil er seine WählerInnen verstand. 1983 gewann er die 
Wahlen zum Bundeskanzler eben nicht dadurch, daß er die Per- 
shing und Cruise Missiles, die er aufzufahren schwor, auf seine 
Fahnen schrieb, sondern indem er auf der Welle eines lokalen öko- 
nomischen Boomsritt, den der Rest der Welt ignorierte. 

1989, nach dem Fall der Berliner Mauer, war er der erste, der ei- 
nen Riecher für die kommende deutsche Vereinigung hatte. Ent- 
sprechend hielt er eine Grundsatzrede, ohne auch nur die Alliier- 
ten zuvor informiert zu haben. Und wandte sich gen Osten, um die 
frohe Kunde zu bringen und die Massen in Dresden und Leipzig zu 
umarmen — während Gorbatschow immer noch von einem verein- 
ten Deutschland vielleicht einmal im nächsten Jahrhundert sprach. 

Manchmal jedoch laviert Helmut Kohl. Als für das neue 
Deutschland die Zeit kam, endgültig und mit einer versichernden 
Erklärung die Grenze zu Polen zu markieren, da bummelte er, 
wollte mit seinem rechten Flügel handelseinig werden, verärgerte 
die Amerikaner, die Franzosen und die Polen, um den Vertrag dann 
doch noch unter Dach und Fach zu bringen. 

Und manchmal greift Helmut Kohl zum Symbolismus. Dann, 
wenn er die Bühnenausstattung mag und weiß, daß sein Publikum 
dies auch gern so hätte, dann drückt er auch mal ganz fest eine 
Hand. An einem traurigen Tag, der des 1.Weltkriegs gedenken 
sollte, danahm er Francois Mitterrands Hand in die seine, drückte 
sie lange genug, damit die Geste filmisch im Kasten war und er- 
reichte somit eine bahnbrechende Referenz - Ihr Kind könnte es 
dereinst in einem Schulbuch entdecken - an die deutsch-französi- 
sche Versöhnung. 

Was man aber nicht im Schulbuch sieht, in keiner Zeitung oder 
im Fernsehen, sind Bilder von einem Helmut Kohl, der ein türki- 
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Mölln: am Sarg der ermordeten Frauen 


sches Kind oder eine Mutter in die Arme nimmt, während er ein 
ausgebranntes Haus besichtigt. Oder daß er sogar die Hand eines 
Mannes drückte, dessen Frau und Kinder gerade von deutschen Ex- 
tremisten ermordet wurden. Genau so wie er jede dramatische per- 
sönliche Geste des Mitleids und der Annäherung seit den Angriffen 
auf Ausländer zu verhindern wußte, so ließ er am Montag eine 
Chance verstreichen, im Fernsehen über die fünf neuen Morde an 
den Türkinnen in Solingen zu sprechen. 

Die Prämisse dieses Artikels ist ja, Helmut Kohl sei ein ausge- 
zeichneter Politiker. Es gibt gute Gründe anzunehmen, daß selbst 
unter den jetzigen Bedingungen (Zwanzig Tote und Tausende von 
Übergriffen in den letzten zwei Jahren) Helmut Kohl zu glauben 
scheint, seine WählerInnen wollten ihn nicht als einen Kanzler se- 
hen, der ein türkisches Opfer umarmt, oder, schlimmer noch, in ei- 
ner Art symbolischer Entsprechung zu einem Willy Brandt, der vor 
einem Warschauer Ghetto-Denkmal niederkniet. Sicherlich, es 
gab schriftliche zerknirschte Stellungnahmen der Regierung. Aber 
Regierungssprecher Dieter Vogel sprach mit bemerkenswerter Ver- 
achtung von „Beleidstourismus“. 

Worum geht es hier eigentlich? Helmut Kohl ist nicht bigott, und 
er kungelt nicht mit einem Wählerpotential, das Mord und Rassis- 
mus unterstützt. Eher verteidigt er eine der ihn antreibenden Ideen 
seines Lebens - die, daß das moderne Deutschland ein normales 
Land geworden sei, daß seine Geschichte nicht reflexartig mit der 
Nazi-Zeit verknüpft werden dürfe, und daß die zu verachtenden 
Übergriffe gegen Ausländer nicht Signal für eine übertriebene neue 
Buße oder Warnungen vor einer rassistischen Katastrophe sein sol- 
le. 

Die Idee ist wie der Mann. Sie ist vernünftig, aber kleinbürger- 
lich. Sie besteht auf Normalität, weil Normalität in Deutschland ein 
Wert an sich ist. Wenn der Kanzler zum Teilnehmer einer nationa- 
len Selbst-Suche würde, einer 
emotionalen und psychischen 
Autopsie, wäre es mit der bisher 
vorausgesetzten Vorstellung von 
„Normalität“ vorbei. Sollte 
Deutschland doch nicht auf die 
Weise normal sein, auf der Hel- 
mut Kohl insistiert, so würde die 
Tür für eine Reihe den Kanzler 
ängstigender Fragen aufgestoßen 
werden: Warum sollte Deutsch- 
land einen Sitz im Weltsicher- 
heitsrat erhalten? Warum sollte 
die zukünftige Europäische Zen- 
tralbank ihren Sitz in Frankfurt ha- 
ben? Warum sollte jedermann 
den Direktiven der Bundesbank 
folgen, die heute praktisch die eu- 
ropäische Wirtschaftspolitik be- 
stimmt? 

Überall geht es um eine neue 
Definition von Normalität. Alte 
moralische Gewißheiten schwin- 
den und die Menschen werden 
durch den Wandel buchstäblich 
vor den Kopf gestoßen. Helmut 
Kohl aber verbindet sich mit jenen 
Symbolen der Realität, für die die 
Rückkehr der Asche Friedrichs 
des Großen aus Süddeutschland 
nach Potsdam steht, einer Kranz- 


Foto: Jürgen Siegmann /Signum niederlegung auf einem Friedhof, 


Ahmet Inci. Seine Frau und Tochter wurden in Solingen ermordet. 


wo Soldaten der Waffen-SS liegen und einem Besuch bei Kurt 
Waldheim, damals noch Bundespräsident Österreichs.In einem 
Land mit einer langen Tradition für zweierlei Botschaften, einer für 
den ausländischen Gebrauch und einer fürs Inland, kann ein Skin- 
head mit Hakenkreuztätowierung leicht für eine Nachrichtenstö- 
rung sorgen. 


Tatsache ist: Wenn nicht etwas Starkes, Massives, emotional 
Bedeutsames gegenüber dem Terrorismus gegen Ausländer in 
Deutschland passiert, wird der relativ bedeutungslose Haufen von 
Neonazis wie ein Unstern über allen deutschen Aktionen leuchten, 
ein Makel, von dem Kohl sich so gerne hätte befreien wollen. 


Ein solcher Unstern ist nicht gerade das, was die deutsche Na- 
tion angesichts einer verheerenden ökonomischen Entwicklung, 
angesichts politischer Skandale, weitverbreiteter Unzufriedenheit 
und eines wachsenden Antagonismus’ zwischen den Deutschen in 
Ost und West braucht. Normalität nach der gegenwärtigen Defini- 
tion Helmut Kohls erweist sich als unzureichende Botschaft für ein 
Land wie Deutschland, das inmitten seiner Enttäuschungen, seiner 
Energien, seiner Obsessionen nach einer Neubestimmung seiner 
Identität und seiner Rolle suchen muß. 


Übertreibung und erhobene Zeigefinger wirken im Deutschen 
genauso verdächtig wie in allen anderen Sprachen, aber genau sie 
sind es, mit deren Hilfe Helmut Kohl in der heutigen Situation wirk- 
lich Politik machen könnte. Er sollte die Führung bei dem notwen- 
digen Schritt übernehmen, das allein geltende ethnische Kriterium 
für die Bestimmung des „Deutschseins” im Staatsbürgerrecht zu 
beseitigen. Er sollte vorangehen bei der Ausarbeitung eines neuen 
Einwanderungsgesetzes, das das Land bereichern würde, er sollte 
den Weg für eine doppelte Staatsangehörigkeit ebnen. Und er 


Foto: Jürgen Eis 


sollte der Vorstellung den Boden entziehen, daß Überlegungen der 
„Rassenreinheit” das Verfassungsverständnis und das Regierungs- 
handeln in Deutschland bestimmen. Handelte Kohl so, so wäre 
dies ein Zeichen dafür, daß Deutschland gemäß einer neuen Nor- 
malität agiert, einer Realität des Wandels, in der Deutschsein eins 
wäre mit Mut, Einbildungskraft und Vernunft. Bisher wurde voraus- 
gesetzt, daß Helmut Kohl ein exzellenter Politiker ist. Nun kann er 
es, ohne zu lavieren, auf einem schwieriger gewordenen Gelände 
beweisen. John Vinocur (taz vom 3.6.93) 
Der Autor ist leitender Redakteur der Europa-Ausgabe der „International Herald Tribune“ 


„Die Rechten haben die 
Politiker sensibilisiert" 


Lothar Kupfer in einem Interview mit dem WDR 


Frage: Sie waren doch sehr erfolgreich. Die Asylanten sind weg, und das 
Grundgesetz wird sogar geändert. 
Kupfer: Ja, das könnte man so sehen. Wir haben aber aus Überzeugung 
schon vor diesen Ereignissen in Rostock immer gesagt, wirmüssen Lösun- 
gen finden, um den unkontrollierten Zustrom von Ausländern nach Ost- 
deutschland zu stoppen. 

Jetzthabenanderefür Siedie Lösunggefunden. 

Die Rechten haben bewirkt, die Politiker dafür zu sensibilisieren, daß 
dasAsylrechteingeschränktwirdunddaßdasSicherheitsbedürfnisderBe- 
völkerunganerster Stellesteht-nichtnurin Ostdeutschland. 
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Tröstende Hände. Mölln Foto: Jürgen Siegmann/ Signum 


Anzeige 


SPLITTER: 


Infos e Berichte e Erfahrungen 


unabhängiger antirassistischer Gruppen aus Berlin 
7 und Brandenburg seit 1991 
Hrsg.: Asyl e.V. & ARZ Berlin 
Verkaufspreis: 6,- Handelspreis: 4,- 


< Bezugsadresse: Asyl e.V., Wilhelmstraße 9 


10963 Berlin (1/61) 


Tel.: 030-251 22 77 
Mo & Do 16.00 - 20.00, Mi 10.00 - 13.00 
Kontonr.: T. Lehmann, Stichwort “Splitter”, 198-100 PGA Berlin, BLZ 100 100 I0 


Der prekäre 
Stoatsakt Trauer 


Eine Trauergeste hat Repräsentation und Authentizität 
vereinigt: der Kniefall von Warschau 


Von dem US-amerikanischen Soziologen Richard Sennett stammt 
die Unterscheidung zwischen presentation und representation im 
privaten und im öffentlichen Leben: wer repräsentiert, soll Wichti- 
ges angemessen zum Ausdruck bringen; wer sich präsentiert, vor 
allem im Ausdruck authentisch sein. Den Verfall des öffentlichen 
Lebens macht er unter anderem an einer Diffusion dieser Erwartun- 
gen fest, an der Tyrannei der Intimität. Von PolitikerInnen, so Sen- 
nett, erwarten wir unberechtigterweise nicht mehr kluge Po- 
gramme, kalkuliertes Handeln, Realismus und weitere Tugenden 
der Vernunft: nein, ehrlich sollen sie sein, glaubwürdig, authen- 
tisch- eloquente Gäste jener unaufhörlichen Talk-Show, die auch 
in der Bundesrepublik Politik beinahe ersetzt. Repräsentanten wer- 
den so zu Personen, mit denen wir ansprüchlich familiär umgehen, 
was der Politik mit Sicherheit schadet, der tatsächlichen Intimität 
aber nicht nutzt. Eine Trauerfeier, ein Staatsakt zumal, ist genau die 
Situation, an der sich die Richtigkeit dieser Unterscheidung be- 
weist. Die Rede von Weizsäckers in der Kölner Moschee ist nicht 
deshalb wichtig, weil wirihm glauben, daß er meint, was er sagt: Es 
genügt ja schon, daß er nicht unglaubwürdig ist, wenn er sein Bei- 
leid ausspricht. Die Abwesenheit von Kohl wiederum ist ein Fi- 
asko, weil ausgerechnet er, der Politiker schlechthin, seine Rolle 
verkennt: Niemand erwartet mehr von ihm - der seine ausdrucks- 
lose Unerschütterlichkeit hinlänglich unter Beweis gestellt hat - 
daß ihm der fünffache politische Mord in Solingen persönlich nahe 
geht. Es wäre nur angemessen gewesen, er hätte zwischen von 
Weizsäcker und Süßmuth gestanden und das übliche Gesicht ge- 
macht. Es gibt eine Trauergeste in der Geschichte der Bundesrepu- 
blik, in der Repräsentation und Authentizität sich trafen: der Knie- 
fall Brandts in Warschau. Bei allen anderen Anlässen dieser Art 
kann man nur froh sein, wenn es ohne Peinlichkeit abgeht. Daß es 
vom Erhabenen zum Entsetzlichen nur ein kleiner Schritt ist, hat 
Phillipp Jenninger im Deutschen Bundestag bewiesen; in Situatio- 
nen wie dieser findet sich sogar die dem Staate fernste Linke plötz- 
lich in Einer merkwürdigen Loyalität mit den Repräsentanten wie- 
der und bittet inständig und stumm, daß es noch einmal gutgehen 
moge. Es ist der nichtstalinistischen Linken bisher nicht gelungen, 
ihre Kritik an den bürgerlichen Formen von Festlichkeit und Trauer 
durch alternative Repräsentation zu ersetzen. Nach Sennetts Theo- 
rie überrascht das nicht: hat doch gerade die Linke den Anspruch 
auf Authentizität seit den sechziger Jahren wieder stark gemacht 
und auf szenische, undogmatische, dramatische Formen politi- 
scher Aktion gesetzt, um den Panzer bürgerlicher Politik zu zer- 
schlagen (oder als hohl kenntlich zu machen). Repräsentation mit 
Authentizität ist aber kontingent, ein Glücksfall, sie läßt sich nicht 
fordern und planen, sie geschieht: wie beim Einzug der Grünen in 
den Bundestag, wie bei manchen Reden von Petra Kelly. Das Ab- 
stoßende und Überraschende an der vom Regierungssprecher 
übermittelten Formulierung seines Herrn (zu Mölln) vom „Beileids- 
tourismus“ lag gerade darin, daß Kohl sich mit der Weigerung, sei- 
ner Rolle gemäß zu handeln, indirekt auf die Forderung nach Au- 
thentizität bezieht: Nur ist diese Referenz nicht (selbst-) kritisch, 
sondern obszön, ein dünnes rhetorisches Furnier auf stupider Emp- 
findungslosigkeit. Es gibt ein Unglück, das für Trostganz unerreich- 
bar macht. Die Angehörigen und Freunde der Opfer von Solingen 
sind vermutlich derart unglücklich. Aber die Kölner Zeremonie 
war ja auch weniger ein (vermessener) Versuch der Tröstung alsein 
politischer Akt: eine Re-präsentation. 

Elke Schmitter (taz vom 4.6.93) 


Rechte Szene — 
Nazigruppen 
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AO Rechte Szene — Nazigruppen 


„Die wollen sich spüren“ 


Gangs sind eine Sozialisationsinstanz — erst danach kommt der Einfluß von organisierten Rechtsradikalen auf eine 
diffus rechts denkende Szene hinzu / Die verzweifelte Ostiugend ist radikalisierter als die des Westens 


Der Publizist Eberhard Seidel-Pie- 
len beschäftigt sich seit Jahren mit 
kulturellen Wertemustern und 
politischen Orientierungen rand- 
ständiger Jugendlicher. Zusam- 
men mit Klaus Farin veröffent- 
lichte er „Krieg in den Städten. Ju- 
gendgangs in Deutschland“, 
„Rechtsruck. Rassismus im neuen 
Deutschland” und schließlich das 
Buch „Skinheads“. 

taz: Jugendliche sind zunehmend 
zu Gewalt bereit, unter ihnen 
wächst die Tendenz, sich rechts- 
extrem zu orientieren. 

Eberhard Seidel-Pielen: Bei die- 
ser Diskussion wird sehr viel 
vermischt. Ich würde unter- 
scheiden zwischen organisier- 
ten rechtsradikalen Gruppen 
und Jugendganss, die eine rela- 
tiv unpolitische Weltanschau- 
ung haben. Solche Gangs sind 
eine Sozialisationsinstanz. Vor 
allem Jungs suchen sich eine 
Clique als Heimat- und Famili- 
enersatz. Erst in zweiter Instanz 
kommt eine ideologische Kom- 
ponente hinzu. Das hat aber 
nichts mit Rechtsextremismus 
zu tun. 

Auch dann nicht, wenn 
diese Jungs rechte Sprüche 
klopfen? 

Auch dann nicht. Solche 
Jungs brüllen schon mal „Sieg 
Heil!”, doch ihr Weltbild ist sehr 
brüchig. Hauptsächlich männli- 
che Jugendliche versuchen, ihre 
Umgangsformen dominant zu 
gestalten. Diese Dominanzkul- 
tur geht quer durch ethnische 
Gruppen. Man findet ähnliche 
Ausdrucksweisen bei türki- 
schen, arabischen und deut- 
schen Jugendlichen. 

Ab wann bezeichnen Sie sol- 
che Jugendliche als rechtsex- 
trem? 

In Ostdeutschland ist der 
Einfluß von organisierten 
Rechtsradikalen auf eine diffus 
rechts, deutsch-national und 
völkisch denkende Jugendsze- 
nerie zu beobachten. Diese 
Gruppen bringen den Jugendli- 
chen dann auch Ideen der „Frei- 
zeitgestaltung” nahe: wie Asyl- 
bewerber oder vietnamesische 
Zigareftenhändler zusammen- 
zuschlagen. Vermittelt natür- 


lich. 
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Wunsiedel, am Todestag von Rudof Heß 
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Sie verbreiten eine Theorie 
der Ungleichheit, die latent in 
den Köpfen der Jugendlichen 
bereits existiert, aber auch bei 
rund einem Drittel der restli- 
chen Bundesbürger vorhanden 
ist. Die verzweifelte Wendeju- 
gend ist radikalisierter als die im 
Westen. Wenn dann noch Ideo- 
logen kommen, die das Ganze 
unterfüttern, Kameradschafts- 
bünde, Parteistrukturen und 
Konspiration anbieten, wird es 
brisant. 

Aber viele Jugendliche wol- 
len doch gerade heraus aus sol- 
chen festgefügten Strukturen, 
wollen ihr anarchisches Poten- 
tial ausleben, Freiräume haben. 

Deshalb ist es auch keine 
Massenerscheinung, daß diese 
Jugendlichen in organisierten 
Gruppen landen. 

Überfälle von rechten Skin- 
heads laufen extrem brutal ab. 
Wo sehen Sie Ursachen für 
diese Gewaltbereitschaft? 

Früher liefen Auseinander- 
setzungen — zum Beispiel unter 
verfeindeten Hooligans — nach 
bestimmten Regeln ab. Es gab 
ein Agreement, keine Waffen 
einzusetzen. Das hat sich in den 
letzten Jahren geändert. Daran 
hat auch die Polizei schuld. Sie 
hat angefangen, sich zwischen 
die gegnerischen Gruppen zu 
stellen und den Charakter dieser 
sehr rüden Spiele zu verändern. 
Dadurch konnten sie ihre Prü- 
geleien nur noch mit Distan- 
zwaffen austragen, zum Bei- 
spiel mit Leuchtspurmunition 
zu schießen. Zusätzlich hat der 
Hooliganismus einen regen Zu- 
lauf von Leuten bekommen, die 
die direkte Konfrontation — wie 
den Boxkampf — scheuen und 
deshalb Waffen ins Spiel brin- 
gen. 

Wollen Sie damit sagen: Da 
Aggressionen vorhanden sind, 
müssen sie sich auf jeden Fall 
austoben? 

Es ist so. Natürlich verurteile 
ich Gewalt. Aber ich muß auch 
zur Kenntnis nehmen, daß es 
Leute gibt, die sich die Nase blu- 
tig schlagen wollen. Machismo 
spielt dabei eine große Rolle. 
Soll man nun alles an Polizei 
einsetzen, um das zu verhin- 


dern, oder muß man nicht Ebenen finden, wo diese Fans aufeinan- 
dertreffen können? Aber in ritualisierter Form. 

Das ist die Kapitulation demokratischer Spielregeln. Dann gilt 
doch das Faustrecht. 

Dann ist Rugby oder Football auch eine Kapitulation. Auch da 
geht es um Gewalt, aber in sehr ritualisierter Form. Dieses mittel- 
schichtsspezifische Herangehen — Argumente statt Prügel — geht 
völlig an diesen Jugendlichen vorbei. Körperlichkeit ist für sie ein 
wesentlicher Punkt, Bestätigung zu erfahren. Ich kann sie doch kei- 
ner Gehirnwäsche unterziehen. Die wollen sich spüren in solchen 
Auseinandersetzungen. 

Damit haben Sie noch nicht erklärt, warum die Gewalt zu- 
nimmt. 

Auffallend ist, daß gerade Jüngere es immer selbstverständlicher 
finden, sich zu bewaffnen. Sie haben nicht mehr nur einen Knüppel 
dabei, wenn sie losziehen, um andere gezielt aufzumischen, son- 
dern Gaspistolen und Messer. Plakativ würde ich behaupten: Die 
Aufrüstung in diesen Gangs hält Schritt mit der Verrohung in der 
Gesellschaft. 

Und wie erklären Sie die? 

Ich sehe den Anfang dieser Entwicklungen in den 80er Jahren: 
Auflösung solidarischer Strukturen, eines solidarischen Grundkon- 
senses hin zur Zweidrittelgesellschaft. Die Möglichkeit, Visionen 
zu entwickeln, gestalterisch einzugreifen, hat sich entscheidend 
verändert. In den westlichen Industriegesellschaften hat eine Um- 
verteilung von gesellschaftlichem Reichtum, von Chancen und 
Partizipation stattgefunden. Das haben Jugendliche sehr schnell zu 
spüren bekommen. Es gibt immer mehr, die nicht teilhaben können 
und deshalb zivile Verhaltensweisen nicht entwickeln können. 

Die Jugendlichen als Seismographen dieser Gesellschaft? 

Jugendliche reagieren viel sensibler auf Ungerechtigkeiten und 
Ausgrenzung als Erwachsene, die über eine lange Sozialisation der 
Bedürfnisverdrängung verfügen. Über die Jugendlichen, bei denen 
der Frust in Autoaggression umschlägt, wie bei vielen Mädchen, 
spricht man nicht. Die Jugendlichen, die auffällig werden, sind 


nicht bereit, ihren Frust in sich hineinzufressen, sondern tragen ihn 
nach außen. So übel das dann oft abläuft — diese Reaktion ist erst 
einmal gesund. 

Reizende Form der Gefühlsabfuhr ist das, jemandem eine rein- 
zuhauen. 

Das zeigt eben auch die Erbärmlichkeit. Aber man muß natür- 
lich auch fragen: Was wurde versäumt, um die Interessenlage der 
Jugendlichen zu erkennen? Und davon ausgehend: Wie werden sie 
befähigt, ihr Leben zu gestalten? Da könnten Schule und Sozialar- 
beit viel leisten. 

Auch gegen den Rassismus? 

Mich ärgert es, wenn Rassismus als Jugendphänomen hinge- 
stellt wird. Viele Täter, die etwa Wohnheime angreifen, sind schon 
erwachsen, oder die Erwachsenen stehen applaudierend daneben. 
Und wenn Familienministerin Merkel meint, es handele sich bloß 
um ein Jugendproblem, dem man mit Straßensozialarbeit beikom- 
men könne, bleibt außer acht, daß die Triebfedern des Rassismus in 
der gesamten Gesellschaft vorhanden sind. Mit Jugendsozialarbeit 
werden der Rassismus, die Übergriffe, die Entwicklung nach rechts 
nicht aufgehalten. 

Aber soll man mit rassistisch motivierten jugendlichen Gewalt- 
tätern denn machen? | 

Es muß eine konsequente Strafverfolgung stattfinden. Egal ob es 
der Handtaschenraub bei der Omi ist oder die rassistisch motivierte 
Straftat. Ich glaube aber nicht, daß man dafür Sondergesetze 
braucht. 

Sollen die Delinquenten möglichst hart bestraft werden? 

Nein, es muß nur klargemacht werden, daß die Gesellschaft 
diese Gewalt nicht augenzwinkernd toleriert. Gerade als Linker 
muß man sich davor hüten, Prinzipien des liberalen Strafrechts 
über Bord zu werfen, nur weil die Akteure jetzt vornehmlich aus ei- 
nem anderen ideologischen Lager kommen. Auch wenn es einem 
unter Umständen weh tut, wenn dann nicht die harte Strafe heraus- 
kommt, die man sich für eine widerlich rassistische Tat wünscht. 

Interview: Bascha Mika (taz vom 19.8.92) 


„Republikaner schüren Gewalt” 


Interview mit Centa Hirsch, ausgestiegene Bundesgeschäftsführerin der „Republikaner“ 


Centa Hirsch (54) war drei Jahre lang Bundesgeschäftsführerin der 
„Republikaner“ und Vertraute des Parteivorsitzenden Franz Schön- 
huber. Nach achtjähriger Parteizugehörigkeit verließ sie die Parteı 
und will als parteilose Stadträtin in Kempten arbeiten. 

taz: Sie haben nach langjähriger Mitgliedschaft mit den 
„Republikanern“ gebrochen. Was gab dazu den Ausschlag? 

Centa Hirsch: Den Ausschlag hat die Presseerklärung von Franz 
Schönhuber zu den Ereignissen in Rostock gegeben. Dort schreibt 
er, „die verheerende Konsequenz des Sturms auf das Asylbewer- 
berheim”“ bestehe darin, „daß in der Bevölkerung der Glaube 
wächst, die unhaltbaren Zustände seien nur noch mit Einsatz von 
Gewalt zu ändern“. Das finde ich verheerend. Dann weiter: „Die 
meist jugendlichen Gewalttäter jetzt mit Strafandrohung und 
Schuldzuweisungen zu überziehen, hieße Ursache und Wirkung 
zu verwechseln.” Wenn der Bundesvorsitzende einer rechtsgerich- 
teten Partei so etwas von sich gibt, dann weiß ich nicht, ob er sich 
der Tragweite dieses Ausspruchs bewußt war. Man kann doch Poli- 
tik nicht mit Gewalt betreiben. Ich hatte die Vorstellung einer mo- 
dernen, rechtskonservativen Partei als Alternative zur CSU, aber 
davon sieht man bei den Republikanern wenig. 

Sie haben in Ihrer Austrittserklärung den Reps dümmliche 
„Ausländer raus“-Parolen vorgeworfen. Glauben Sie, daß solche 
Parolen den Boden für Rostock bereitet haben? 

Mit Sicherheit ist da eine geistige Verwandtschaft vorhanden. 


Aber die Skinheads, das sind nicht die Republikaner, und die Repu- ° 


blikaner werden auch keine Skinheads aufnehmen. Aber bei uns in 


Kempten haben wir einen neuen Kreisvorstand aus zwei jungen 
Leuten, die von Politik keine Ahnung haben und die sich mit einer 
anonymen Bürgerinitiative gegen ein Asylantenheim zusammen- 
tun. Da muß ich mich doch fragen, wo soll das hinführen? 

Wenn es, wie Sie gesagt haben, Schönhuber nicht um die 
Schaffung einer modernen rechtskonservativen Partei geht, um 
was geht es ihm dann? 

So habe ich das nicht gesagt. 
Es geht um die Art und Weise, 
wie sich die Partei in der Offent- 
lichkeit darstellt. In der 
Oktober-Ausgabe des bayeri- 
schen Landesverbandsblatts 
wurde beispielsweise ein 
Sozialhilfebescheid abge- 
druckt, aus dem zu erkennen 
war, daß es sich um eine Aus- 
länderfamilie handelt. Mit Si- 
cherheit gibt es in diesem Be- 
reich Mängel, aber mit so einem 
Abdruck schüre ich doch die 
Aggression, anstatt die Gewalt 
zu unterbinden. 


Interview: Bernd Siegler Centa Hirsch 
(taz vom 14.10.92) Foto: Frank Darchinger 


AD Rechte Szene — Nazigruppen 
„Wer Beifall klatscht, macht sich strafbar“ 


Generalbundesanwalt von Stahl wollte nach Rostock aber nicht eingreifen — das ünderte sich erst nach Mölln 


taz: Die Gewalt von Rechtsextremisten ist in den letzten Wochen und 
Monaten regelrecht explodiert. Allein in diesem Jahr sind bisher zehn 
Menschen durch derartige Übergriffe ums Leben gekommen. Ist es 
nicht an der Zeit, daß der Generalbundesanwalt da auch selber ein- 
greift? 5 | 

Alexander von Stahl: Ich kann nur eingreifen, wenn die gesetz- 
lich geregelte Strafverfolgungskompetenz der Bundesanwaltschaft 
gegeben ist. Man darf in diesem Zusammenhang Terrorismus und 
Extremismus, so gefährlich letzter ist, nicht verwechseln. Meine 
Zuständigkeit ist geknüpft an das Organisations- und Terrordelikt 
des Paragraphen 129a. Dieser Straftatbestand ist erfüllt bei einer 
Vereinigung, deren Zweck und Zielsetzung auf die Begehung be- 
stimmter schwerer Straftaten gerichtet ist. Und die Anforderungen 
an das Kriterium „Vereinigung“ hat die Rechtsprechung genau um- 
rissen. Es muß sich um den auf gewisse Dauer angelegten organisa- 
torischen Zusammenhang von mindestens drei Personen handeln, 
die bei Unterordnung unter einen Gesamtwillen gemeinsame 
Zwecke verfolgen. 

Der Ruf nach Gesetzesverschärfungen wird laut. Reichen die 
bisherigen Gesetze noch aus? 

Ich gehöre nicht zu denen, die immer gleich, wenn etwas pas- 
siert ist, nach einer Änderung des materiellen Rechts rufen. Das 
bringt auch vergleichsweise weniger als die schnelle und konse- 
quente Anwendung des geltenden Rechts. Und nachdrückliche 
und vor allem schnelle Strafverfolgung ist aus meiner Sicht noch 
immer die beste Prävention. Die Täter sind, wie schon gesagt, zum 
großen Teil Jugendliche und Heranwachsende. Doch ihre Taten 
haben eine ganz und gar andere Qualität als „Dummejungenstrei- 
che“. Unser Jugendstrafrecht stellt den Erziehungsgedanken — zu 
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Recht — in den Vordergrund. Ich meine aber, daß man bei der 
Strafverfolgung dieser Täter den Erziehungsgedanken nicht ver- 
nachlässigen muß, wenn man die Taten gleichwohl nachdrücklich 
ahndet. 

Wie soll das funktionieren, wenn Anwohner und Nachbarn bei 
Ausschreitungen Beifall klatschen? 

Wer Beifall klatscht, wenn Molotowcocktails und Steine in Asy- 
lantenheime geworfen werden, macht sich selbst strafbar. Das ist 
strafbare psychische Beihilfe im Sinne der Bestärkung im Tatent- 
schluß beziehungsweise Beseitigung letzter Hemmungen beim un- 
mittelbaren Täter. Das würde ich gerne vor Ort einmal durch die 
Strafverfolgungsbehörden verdeutlicht sehen. 

Interview: Wolfgang Gast und Bernd Siegler (taz vom 15.10.92) 


P.S.: Nach Mölln vollzog der Generalbundesanwalt eine Kehrt- 
wende und ermittelte gegen die Attentäer wegen Bildung und Un- 
terstützung einer terroristischen Vereinigung nach $129a StGB. Ex- 
perten, die es wissen müssen, führen den Gesinnungswandel aller- 
dings nicht auf neue Erkenntnise der Karlsruher Behörde zurück. 
Von Stahl, nach dem Brandanschlag von Mölln ins Bonner Justiz- 
ministerium einbestellt, soll von Ministerin Leutheusser-Schnar- 
renberger ultimativ aufgefordert worden sein, endlich von seinen 
Kompetenzen Gebrauch zu machen. Andernfalls, so sei gedroht 
worden, könnten personelle Konsequenzen gezogen werden. In 
der Öffentlichkeit wurde das vorherige lange Zögern der Bundes- 
anwälte mit einem zu geringen Kompetenzrahmen der Karlsruher 
erklärt. Sie prüfe, ließ die Ministerin verbreiten, „ob die Zuständig- 
keiten des Generalbundesanwaltes auf Dauer ausreichen, um den 
rechten Terror wirkungsvoll zu bekämpfen“. 


Foto: Andreas Herzau/ Signum 


Gelegenheitsdemokraten 


Repression gegen rechtsradikale Organisationen? Das Mittel 
kann auch bald wieder gegen Linke gewandt werden 


Vereinigungsverbot für Nazi-Organisationen, Verwirkung von 
Grundrechten für Führer dieser Gruppen, vorbeugenderpolizeilicher 
Staatsschutz zur Verbrechensverhinderung, Verschärfung des politi- 
schen und Versammlungsstrafrechts: Der Rechtsstaat räumt auf mit 
der braunen Brut! Sagt er wenigstens, und weiß sich der allgemeinen 
Zustimmung der herrschenden politischen Parteien, der parlamenta- 
rischen Opposition und vermutlich auch vieler Linker und der Antifa- 
Gruppen sicher. Organisationsverbote, so argumentierten die Kriti- 
ker, drängen in den Untergrund, fördern die Kriminalisierung und be- 
rauben doch die gefährlichen Strömungen hin zu den politischen Ex- 
tremen nicht ihrer Anziehungskraft auf die jungen Verführten: 
Schließlich werden diese nicht begeistert Parteigänger der Faschi- 
sten, weil deren Organisationen erlaubt sind. Und vorbeugender po- 
lizeilicher Staatsschutz - zum Beispiel ein weiter Zugriff der Polizei 
auf alle möglichen Daten, das Recht zur Führung von Datensamm- 
lungen, die Durchdringung und Ausspähung politischer Szenen 
durch die Polizei - folgt der Logik, die letztlich Sicherheitsbehörden 
wie die Gestapo und die Stasi geboren hat: Sicherheitsorgane, die 
uferlos - lediglich politischen Zweckmäßigkeitserwägungen der 
herrschenden politischen Kreise verpflichtet - Oppositionelle aus- 
spähen können, unter Anwendung geheimdienstlicher Aufklärungs- 
techniken. 

Dabei dürfen sich die Linken in SPD und AL oder gar die Antifas 
aus Kreuzberg nichtwundern, wenn sich alsbald herausstellen sollte, 
daß die neu erworbene Macht und das heftig gewachsene Selbstbe- 
wußtsein der Sicherheitsbehörden mit Wucht auch gegen Linke ein- 
gesetzt werden. Ja es könnte sogar sein, daß sie vor allem gegen Linke 
eingesetzt werden! Uns sind noch die maßlosen Forderungen rechter 
Law-and-order-Experten im Ohr, die nach der großen antirassisti- 
schen Demonstration vom 8. November in Berlin forderten, gegen die 
Eierwerfer auf den Präsidenten mit der ganzen Härte des Gesetzes 
vorzugehen, weil sie nicht nur die Weste des Präsidenten, sondern 
das Deutschland-Bild der Herrschenden besudelt hätten. 

Dabei isteseinebare Selbstverständlichkeit, daß Mord, Brandstif- 
tung und Terror der Rechtenmitallen strafrechtlichen Mitteln zu ver- 
folgen sind. Das Schlimme ist jedoch, daß dies bislang nicht gesche- 
hen ist, sondern daß vielmehr die Führer der jetzt verbotenen Organi- 
Sation ungestraft zum Rassenhaß aufrufen durften, obwohl das auch 
vor den Morden in Mölln und anderswo schon verboten und strafwür- 
digwar. Für diese sträflichen Versäumnissetragen ebenjene Gelegen- 
heitsdemokraten und ihre Beamten die Verantwortung, die jetztmehr 
Machtverlangen. Ihr hektischer Aktionismus, der an die Stellerechts- 
staatlich bedenkenfreier Strafverfahren zu treten scheint, dient als 
Plazebo für die internationale Öffentlichkeit und der Vorbereitung 
der Unterdrückung sich abzeichnender härterer gesellschaftlicher 
Auseinandersetzungen angesichts der augenfällig gewordenen Kri- 
sen in Deutschland. Kriminalpolitisch undpolitisch ister jedoch kon- 
traproduktiv: Kriminalpolitisch, weil er Märtyrer produziert und die 
rechte Szene kriminalisiert und dadurch zusammenschweißt - erin- 
nern wirunsan die Dialektik von Repression durch die Haftbedingun- 
gen und Rekrutierung neuer Kämpfer in der Geschichte der RAF. Poli- 
tisch ist der Aktionismus kontraproduktiv, weil als Folge der Krimina- 
lisierung offene Debatten mit den Faschisten, und vor allem mitihren 
jugendlichen Anhängern, nicht mehr möglich sein werden. | 

Die Überlegungen, demokratische Grundrechte als unteilbar an- 
zusehen und neue repressive Machtmittel des Staates zu verhindern, 
habensich auch angesichts der rechten Gefahr nicht als falsch erwie- 
sen. Solangenämlich, wieder Staatdievorhandenen Mittel nichtkon- 
sequenteinsetzt, läßtsich nichtbehaupten, daß sienicht ausreichen. 
Esistnun Aufgabebreiter politischer Auseinandersetzung und.offener 
Diskurse, die Geister, welche die Mitte-Rechts-Parteien gerufen ha- 
ben, wieder loszuwerden. Mitrepressiven Mitteln wird dies nicht ge- 
lingen. Beschädigt aber wird dadurch in jedem Fall die demokrati- 
sche Rechtskultur. Jony Eisenberg (taz vom 30.11.92) 
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Öffentlicher Schutz 
Für über 1900 Flüchtlinge in 
den letzten acht Jahren er- 
kämpfte die Kirche ein Bleibe- 
recht. Das Buch gibt prakti- 
sche Tips für Gemeinden und 
andere Gruppen, wie man 
Abschiebung verhindern kann. 
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Braune Bürger in Uniform 


Mojor Helmuth Prieß (53), Sprecher des Soldatenarbeitskreises „Darmstädter Signal”: „Die Bundeswehr hat 
schon immer Rechtsextreme angezogen” / Vermutlich nur Spitze des Eisbergs bekannt 


taz: Herr Prieß, Sie arbeiten 
im Bundesheeresamt in 
Köln. Wie ist die Nachricht 
über die Beteiligung von Sol- 
daten an rechtsextremisti- 
schen Gewalttaten von Ihren 


Kollegen aufgenommen 
worden? 
Prieß: Seit der Regierung 


Kohl ist diese Armee einsei- 
tig informiert und entpoliti- 
siert worden. Nach meinem 
Eindruck spielt dieses 
Thema keine große Rolle. 
Ich befürchte, daß man 
schnell wieder zur Tages- 
ordnung übergeht. 

Hat der Schatten von 
Weimar jetzt auch die Bun- 
deswehr erfaßt? 

Diesen Vergleich würde 
ich nicht ziehen. Es ist aber 
leider so, daß die Bundes- 
wehr schon immer auf Grund ihrer an Law und Order orientierten 
Denkweise reaktionäre und rechtsextreme Randgruppen angezo- 
gen hat. Die Sensibilität gegenüber den Verbrechen des Dritten 
Reichs ist in der Bundeswehr nicht ausreichend entwickelt wor- 
den. Es darfnicht vorkommen, daß ein Oberst anläßlich einer Ver- 
abschiedung höherer Stabsoffiziere einem General ein Bild 
schenkt, auf dem der Spruch steht: Die deutsche Rasse muß wie- 
‚dervereinigt werden. | | 

Wo und wann ist das passiert? 

Vor kurzem in Düsseldorf in einem Offizierskasino. Es gibt in 
der Bundeswehr eine antidemokratische Traditionspflege. Nach 
den Hitler-Generälen Eduard Wohlrat Christian Diet! und Werner 
Mölders sind Kasernen benannt. Da kann man kaum erwarten, das 
junge Soldaten Distanz zum Rechtsradikalismus entwickeln. 

Sind Angehörige der Bundeswehr anfälliger für rechtsextremi- 
stische Ideologien? 

Das ist schwer zu sagen. Ich gehe aber davon aus, daß diese 24 
bekanntgewordenen Fälle nur die gravierendsten waren. Die muß- 
ten vermutlich gemeldet werden, weil sie regional schon bekannt- 
geworden waren. Ich nehme an, daß noch mehr, wenn auch nicht 
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ganz so Schlimmes, passiert ist. Es gibt ja auch sprachliche Entglei- 
sungen — wenn mir beispielsweise ein Vorgesetzter sagt: „Beeilen 
Sie sich mit der Arbeit, Herr Prieß, denn Arbeit macht frei.” 

Zu Beginn der 70er Jahre riefen K-Gruppen dazu auf, die Bun- 
deswehr zu unterwandern. Erleben wir jetzt einen Marsch durch 
die Institution Armee von rechts? 

Ich kann mir vorstellen, das rechte Gruppen so etwas propagie- 
ren. Deshalb ist es wichtig, daß die politische und militärische Lei- 
tung der Bundeswehr konsequent reagieren. Die Berufsoldaten, 
die an Übergriffen beteiligt waren, müssen so schnell wie möglich 
an die frische Luft gesetzt, andere disziplinarrechtlich verfolgt wer- 
den. Die freiwilligen Annahmestellen und die Offiziersprüfstellen 
müssen in verstärktem Maße den politischen Hintergrund der Be- 
werber prüfen. Außerdem muß die politische Bildung innerhalb 
der Bundeswehr ausgebaut werden. Ich würde mir wünschen, daß 
Bundeswehreinheiten Patenschaften für Asylbewerberheime über- 
nehmen. Soldaten sind zum aktiven Eintreten für die demokrati- 
sche Grundordnung verpflichtet. Hier könnte die Armee beispiel- 
gebend sein. Interview: CC Malzahn 


Nach dem Zapfenstreich 
Asylanten klatschen 


Rechtsradikale Umtriebe bei der Bundeswehr 


In der Bundeswehr sind in jüngster Zeit 24 Fälle rechtsradikaler 
Umtriebe und Straftaten gemeldetworden. Dasteilte das Verteidi- 
gungsministerium mit. In zwei Fällen säßen Wehrdienstleistende 
wegen versuchten Totschlags und wegen rechtsradikaler Parolen 
in Untersuchungshaft, Die beiden Fälle in Flensburg und Magde- 
burg stünden auch in Zusammenhang mit Überfällen auf Asylbe- 
werberheime. In 22 Fällen seien Wehrpflichtige außerhalb der 
Dienstzeit in Zivil meist durch rechtsextremistische Schmiere- 
reien oder Äußerungen aufgefallen. Nach Angaben des Deutsch- 
landfunks handle es sich bei den fraglichen Tatbeständen auch 
um das Abbrennen von Strohpuppen, Schändungen von Grab- 
steinen oder Prügeleien. | 
DerWehrbeauftragteBiehleteilte ergänzend undteilweise wi- 
dersprechend mit, bei Auseinandersetzungen mit rechtsextremi- 
stischem Hintergrund bei Flensburg, Magdeburg und Hannover 
seien dieses Jahr wahrscheinlich drei Menschen durch Soldaten 
im Grundwehrdienst getötet worden. Einer der Soldaten sei be- 
reits zu 5 Jahren Jugendhaft verurteilt. Beiden Opfern habees sich 


Inzwischen hat Heeresinspekteur Helge Hansen einen Briefan 
alle Vorgesetzten der Bundeswehr geschrieben. Es sei nicht ver- 
wunderlich, „daßesauchbei uns, wiedie Statistik der besonderen 
Vorkommnisse und die Disziplinarstatistik ausweisen, Vor- 
kommnisse und Fehlverhalten im Zusammenhangmitrechtsradi- 
kalem Gedankengut und Ausländerfeindlichkeit gegeben hat.” 
Die Offiziere wurden aufgerufen, radikale Tendenzen zu beob- 
achten und bei Fehlverhalten einzuschreiten. 

DieBilanzdes Wehrbeauftragtenfür1992 ergab, daß an insge- 
samt 59 bekannten rechtsradikalen Aktionen in Bundeswehrka- 
sernen Im vergangenen Jahr 80 Soldaten beteiligt waren. Mittler- 
weile seien elf Fälle abgeschlossen. An den Aktionen seien vor- 
wiegend Mannschaftsdienstgrade und insgesamt vier Offiziere 
beteiligt gewesen. AFP, AP, dpa (taz vom 12.11.92 und 6.2.93) 
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„Radikahl“ spielt nur noch gemüßigte Töne 


Musiker der Skinhead-Band mit rassistischem Demotape nur wegen „verfassungswidriger Popaganda” 
verurteilt / Staatsanwalt beklagt Gesetzeslücke: öffentliches Absingen des „Hakenkreuzsongs” nicht strafbar 


„Radikahl — Retter Deutschlands aus Nürnberg!” Im Januar 1992 
feierte das Skinzine Oi — Deutsches Echo die Liederkassette der 
Nürnberger Skinband als „Demo-Tape des Jahres“. Die Band galt 
in den einschlägigen Magazinen als „eine der besten Bands in 
Deutschland”. Sie spielte Seite an Seite mit der offen rassistischen 
englischen Kultband „Skrewdriver“ und der schwedischen Skin- 
band „Dirlewanger”. Insbesondere wenn „Radikahl-Sänger“ Man- 
fred (Mandi) W. den „Hakenkreuz“-Song ins Mikrofon gröhlte, ju- 
belten die jeweils über tausend Skins. „Hängt dem Adolf Hitler den 
Nobelpreis um - Hißt die rote Fahne mit dem Hakenkreuz — Für 
mich gilt es auch noch heut’: Rasse, Stolz und Hakenkreuz!”. 

Heute sitzen die vier „Radikahl“-Musiker auf der Anklagebank 
des Nürnberger Landgerichts. Der Filialleiter Peter U. (22), der In- 
stallateur Manfred W. (22), der Werkzeugmacher Thomas S. (25) 
und Marco K. (23) müssen sich wegen der Verbreitung von Propa- 
Sandamitteln verfassungswidriger Organisationen verantworten; 
sie hatten das Demotape mit dem Song in einer Auflage von über 
500 Stück in Umlauf gebracht. Das Strafmaß hierfür reicht bis zu 
drei Jahren Freiheitsentzug. Alle vier wollen heute mit dem Liedgut 
von einst nichts mehr zu tun haben. „Ich war nie Skinhead, nur 
Schlagzeuger”, erklärt Marco K. zu seiner Verteidigung. „Mich in- 
teressierten nur die Griffe an der Gitarre“, betont der bereits mehr- 
fach wegen Körperverletzung vorbestrafte Gitarrist Thomas 5. Für 
Sänger Mandi W., einst begeisterter Zeitsoldat bei der Bundes- 
wehr, kommt es darauf an, wie man einen Text versteht. „Andere 
machen einfach einen Aufruf zur Gewalt daraus.“ Und Gitarrist Pe- 
ter Ü. macht das Publikum dafür verantwortlich, daß man immer 
wieder den „Hakenkreuz”-Song gespielt habe. „Wenn man da 
oben auf der Bühne steht und die Menge fordert das Lied, dann 
rauscht einem das Blut durch die Adern.“ Mandi W. will das Lied 
gar nur zum eigenen Schutz gespielt haben: „Nur auf extremes 
Drängen des Mobs haben wir den Song gespielt, sonst wäre es 
noch zu Ausschreitungen gekommen.“ 

Im Januar 1991 hatte „Radikahl“ das Band aufgenommen, Ende 
März folgte der erste öffentliche Auftritt in Nürnberg. Die Kassetten 
hätten anschließend „reißenden Absatz“ gefunden, erzählen die 
vier übereinstimmend, aber keiner will sich genau darum geküm- 
mert haben. Dann kamen Auftritte, ein Plattenvertrag, und schließ- 
lich, im November 1991, die Polizei. Obwohl bereits ein Verfah- 
ren gegen die Band lief, spielte sie bei ihren Auftritten immer wie- 
der das inkriminierte Lied, mit dem die vier jetzt nichts mehr zutun 
haben wollen. „Plumper 08/15-Text”, „ganz großer Mist” oder „JU- 
gendlicher Leichtsinn“, so der Kommentar der Band-Mitglieder 
heute. Alle distanzieren sich von Gewalt, wollten schon immer mit 
den „hirnlosen Idioten, die Steine auf Asylantenheime werfen“, 
nichts zu tun haben. „Wir wollten einfach eine Band sein“, betont 
Peter Ü., ihm sei es um „Zusammenhalt und Gemeinschaft” gegan- 
gen. Er sei Deutscher, habe aber „keinen Bezug zum Dritten 
Reich“, versucht er sich von dem den Nationalsozialismus verherr- 
lichenden Liedinhalt zu distanzieren. 


Angeklagte erleichtert: 
es bleibt bei Geldstrafen 


Am 30. März wurden die vier zu Geldstrafen zwischen 10.800 und 
7.200 DM wegen Verbreitens von Propagandamitteln verfassungs- 
widriger Organisationen verurteilt. Die Kammer des Nürnberger 
Landgerichts blieb damit weit unter den Anträgen des Staatsan- 
walts, der aus generalpräventiven Gründen Freiheitsstrafen zwi- 
schen zehn und acht Monaten verbunden mit Geldauflagen gefor- 
dert hatte. 

Staatsanwalt Höfler beklagte in seinem Plädoyer die „Gesetzes- 


lücke”, daß das öffentliche Absingen des Hakenkreuz-Songs nicht 
strafrechtlich geahndet werden könne. Der Straftatbestand der 
Volksverhetzung sei nicht erfüllt, dain dem Lied nicht gegen „Teile 
der Bevölkerung aufgestachelt“” werde. So bleibe nur der Tatbe- 
stand des Verbreitens von Propagandamitteln, der sich aber ledig- 
lich auf „Schriften, Ton- oder Bildträger, Abbildungen oder Dar- 
stellungen“ bezieht. Der öffentliche Auftritt als solcher könne da- 
mit aber nicht geahndet werden. Aufgrund der „verheerenden Wir- 
kung“ des Demo-Tapes, das die Gruppe „Radikahl“ in der Szene 


bekannt gemacht habe, forderte der Anklagevertreter wegen der 


„völlig unmißverständlichen Darstellung zur Verherrlichung der 
NS-Zeit” Freiheitsstrafen auf Bewährung. „Radikahl“ habe den 
„geistigen Nährboden“ für die Stimmung in Deutschland bereitet. 

Die Verteidiger bemühten sich, das Verhalten der Band-Mitglie- 
der als „jugendtümliche Verhaltensweise“ hinzustellen. Sie kriti- 
sierten, daß die Strafverfolgungsbehörden lange dem Treiben der 
Skinhead-Bands zugeschaut hätten. „Man kann jetzt dieses Verfah- 


Drzekig , kahl a Immdsgemein 


Auf dem Index: Cover der rechtsradikalen Gruppe „Störkraft“ 
Foto: Boris Geilert/ G.A.F.F. 


ren nicht als Alibi für Dinge nehmen, die in der Vergangenheit zu 
lax gehandhabt wurden.” Außerdem habe sich das Demo-Tape 
und auch die Konzerte ausschließlich an Gleichgesinnte gerichtet. 
„Hier wurde keiner verführt.“ Bei zwei Angeklagten forderten sie 
die Anwendung des Jugendstrafrechts, da schon allein deren Zuge- 
hörigkeit zur Skinheadszene „auf Reiferückstände schließen“ lie- 
ße. 

Mit ihrem Urteil schloß sich Richterin Sorg weitgehend den An- 
trägen der Verteidigung an. Für sie war klar, daß die „Radikahl*- 
Musiker sehr genau von der Wirkung des Hakenkreuz-Songs wuß- 
ten und diese auch bewußt eingesetzt haben. Es sei „aber nichts zu 
Tage getreten, was auf eine unmittelbare Verbindung der Ange- 
klagten zur gewaltbereiten Szene schließen“ lasse. Deshalb hielt 
sie eine „fühlbare Geldstrafe” für angebracht und sorgte damit für 
Erleichterung auf der Anklagebank. | 

Bernd Siegler (taz vom 30. und 31.3.93) 


Februar 93, Groß-Gaglow: Die „Deutsche Alternative“ trifft sich trotz Verbot weiter im „Wassermann“ 


Trotz Verbot nicht tot 


Foto: Klaus Mehner 


Verbote haben die neonazistischen Gruppen kaum beeindruckt Y% Versammlungen, Bundestreffen und modernste 
technische Ausrüstung / An die Hamburger „Nationale Liste” wagte sich Minister Seiters gar nicht erst ran 


„Seit Ende November ist ein deutlicher Rückgang von ausländerfeind- 
lichen Angriffen zu verzeichnen”, vermeldete Bundesinnenminister 
Rudolf Seiters Anfang dieses Monats. Er sagt das nicht ohne Stolz, zählt 
er doch zu den Ursachen dieses „Rückgangs” die von ihm ausgespro- 
chenen Verbote von drei rechtsextremen Organisationen. Über 2.200 
ausländerfeindlich motivierte Straftaten seit dem 22. November spre- 
chen eine andere Sprache. Die vielzitierte Wende seit Mölln ist ausge- 
blieben, noch immer sind Übergriffe auf AusländerInnen und Brand- 
anschläge auf Flüchtlingswohnheime an der Tagesordnung. 

Am 27. November wurde die militante „Nationalistische Front“ 
(NF), am 10. Dezember die „Deutsche Alternative” (DA) und schließ- 
lich kurz vor Weihnachten die „Nationale Offensive“ verboten. Doch 
die Verbote wurden, wie Axel Lüdders, Chef des brandenburgischen 
Landeskriminalamtes, kritisiert, vor allem im Westen „ziemlich lax” 
durchgeführt. Die Organisationen waren in der Regel vorgewarnt, 
schafften belastendes Material beiseite, räumten die Konten leer, 
schon kurz darauf meldeten sich Nachfolgeorganisationen zu Wort. 

„So kündigte kurz nach dem Verbot NF-Chef Meinolf Schönborn in 
einem Rundschreiben an seine „Kameradinnen und Kameraden“ an, 
daß der „Kampf weitergeführt” werde. Adresse, Telefon- und Faxnum- 
mer dieses Schreibens waren mit denen der verbotenen NF identisch. 
Vier Wochen später gab er die Losung aus: „Bis jetzt war alles nur 
Übung, jetzt beginnt der Ernst!“ Da man für den „Ernstfall“ Geld 
braucht, versucht Schönborn derzeit durch den Verkauf von Propagan- 
damaterialien wie Plakate, Flugblätter und T-Shirts die Kasse zu füllen. 
Versandanschrift und Telefonnummer, wie gehabt, die Quellenstraße 
in Detmold-Pivitsheide. 

Wie kurzsichtig die Verbote betrieben wurden, beweist, daß weder 
die NF-Vorfeldtruppe „Förderkreis Junges Deutschland“ noch die von 
Schönborns Konkurrent in der NF-Führung, Andreas Pohl, gegründete 
Nachfolgegruppierung „Förderwerk Mitteldeutsche Jugend” (FM)) 


oder der „Förderkreis Freies Deutschland“ (FFD) im rheinischen Schla- 
dern vom Verbot betroffen waren. Wie eng die NF mit dem FFD ver- 
knüpft ist, zeigt, daß FFD-Chef Rene Mauritz in einem internen Rund- 
brief als „Rheinland-Beauftragter der NF“ bezeichnet wurde. 


Wie wenig beeindruckt die ehemaligen NF-Kader vom Verbot ihrer 
Organisation Sind, bewies eine großangelegte Razzia der Polizei An- 
fang März. Über sechzig Wohnungen in Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Sachsen-Anhalt wurden durchsucht. Umfangreiche 
Waffenfunde und Propagandamaterialien deuteten auf eine kontinu- 


ierliche Arbeit nach dem Verbot hin. 


Wöchentliche Treffs im Stammlokal 


In der am 10. Dezember verbotenen „Deutschen Alternative”, der 
mitetwa 1.200 Mitstreitern wohl größten Neonazi-Organisation In 
den neuen Ländern, istman eifrig dabei, den Organisationszusam- 
menhang aufrechtzuerhalten. Das Stammlokal „Zum Wasser- 
mann“ im Cottbusser Vorort Groß-Gaglow ist weiterhin nahezu 
wöchentlicher Treffpunkt von Parteichef Frank Hübner (27) und 
seinen Gesinnungsfreunden. Die Treffen im „Wassermann“ stehen 
mal unter der Schirmherrschaft des Münchner Neonazis Ewald Alt- 
hans, mal werden sie von der örtlichen NPD organisiert. Selbst 
NPD-Chef Günter Deckert machte sich auf den Weg nach Cottbus. 

Gerade mit dem Verbot der DA wollte Innenminister Seiters den 
Kühnen-Flügel der rechten Szene treffen. Kühnen hatte in seinem 
„Arbeitsplan-Ost” die Rolle der DA als „Massenpartei” festge- 
schrieben. Hinter allen öffentlichen und legalen Aktivitäten sollte 
jedoch eine „stahlharte, weltanschaulich gefestigte Kadertruppe“ 
stehen, die von Kühnen 1977 gegründete „Gesinnungsgemein- 
schaft der Neuen Front” (GdNF). Die hat es sich zum Ziel gesetzt, 
die NSDAP wiederzugründen. An dieses Netzwerk aus vielen re- 


[ce 


gional begrenzten Neonazi-Gruppierungen, das eng mit der aus 
den USA heraus operierenden NSDAP-AO zusammenarbeitet, 
traute sich Seiters jedoch nicht heran. Ungestört gründen sich neue 
Gruppierungen, ungestört verläuft die Zusammenarbeit zwischen 
den einzelnen Organisationen. 

Ganz nach dem Motto „Trotz Verbot nichttot”, das der NSDAP- 
AO-Chef Gerhard Lauck in der Januar/Februar-Ausgabe des NS- 
Kampfruf ausgegeben hatte, konstituierte sich in Thüringen ein 
„Nationaler Aktivistenbund“. Kroatien-Söldner und „GdNF-Gau- 
leiter” Thomas Hainke aus Bielefeld löste zwar seine „Westfalen- 
Front” offiziell auf, doch seine Mitstreiter fanden in der neu for- 
mierten „Vereinigten Rechten“ Unterschlupf. In aller Ruhe führt 
der „Nationale Block“, eine bayerische Abspaltung der DA, seine 
Aktivitäten fort. Die offen rassistische Gruppierung hat sich jüngst 
als „Partei des modernen Nationalismus” konstituiert. Einen 
Schritt, den die im Raum Heidelberg agierende GdNF-Gruppie- 
rung „Aktionsfront Nationaler Kameraden“ (ANK) ebenfalls vollzo- 
gen hat. Die Gruppe um den 29jährigen Neonazi Manfred Huck 
firmiert jetzt als „Aktionspartei Nationalrevolutionärer Kamera- 
den” und propagiert einen „Sozialismus nationaler Prägung“. Der 
ANK arbeitet eng mit der DA-Rheinland-Pfalz um Michael Petri 
und dem Mainzer Ehepaar Curt und Ursula Müller zusammen, in 
deren Garten sich am 16. April etwa 350 Neonazis zu einer „priva- 
ten Hitler-Geburtstagsfeier” getroffen haben. Unter den Gästen alte 
Bekannte: Frank Hübner und der Berliner DA-Chef Arnulf Priem, 
Ewald Althans aus München, Christian Worch aus Hamburg und 
ANK-Chef Huck. 


Drahtzieher Worch 
bleibt unbehelligt 


Organisationen wie das „Deutsche Hessen“, die „Deutsch Natio- 
nale Partei” in Thüringen oder die „Nationale Alternative“ in Berlin 
blieben von den Verboten gänzlich unbehelligt. Auch die „Hilfsor- 
ganisation für nationale politische Gefangene und deren Angehö- 
rige“ (HNG), die die „Kampfmoral inhaftierter Kameraden erhalten 
und stärken“ will, oder Christian Worch mit seiner Hamburger 
„Nationalen Liste” (NL) hatten von Innenminister Seiters nichts zu 
befürchten. NL-Chef Worch gilt aufgrund seiner guten internatio- 
nalen Kontakte und seiner langjährigen Zeit an der Seite von Mi- 
chael Kühnen als Drahtzieher hinter den Kulissen vieler neonaz!- 
Stischer Aktivitäten. 

Die ebenfalls von staatlichen Repressionen verschonte NPDhat 
alle Hemmschwellen gegenüber der militanten Rechten überwun- 
den. Die Partei versucht, ihre Wahlniederlagen mit radikalen Sprü- 
chen und Taten zu kompensieren. Im November 1992 wurde der 
NPD-Bundesvorsitzende Günter Deckert aus Weinheim wegen 
Propagierung der Auschwitz-Lüge zu einer Bewährungsstrafe ver- 
urteilt. Dann traf sich Deckert in Groß-Gaglow mit DA-Chef Frank 
Hübner. Im Dezember 1992 würdigte dann der bayerische NPD- 
Landesvorsitzende Udo Voigt auf dem Friedhof von Wunsiedel 
den Hitler-Stellvertreter Rudolf Heß. Derzeit steht der ehemalige 
Chef des Hagenower NPD-Kreisverbands, Rüdiger Klasen, wegen 
versuchten Mordes vor Gericht. Er soll Jugendliche zu einem Über- 
fall auf ein Flüchtlingswohnheim in Bahlen/Boizenburg angestiftet 
haben. 

Viele Neonazi-Gruppen haben auf das Verbot mit der Verlage- 
rung ihrer Versandadressen ins Ausland reagiert. So wird die Deut- 
sche Rundschau im „befreundeten Ausland”, die GdNF-Postille 
Die neue Front von den Niederlanden aus vertrieben. Die österrei- 
chische Hetzschrift Siegkommt aus Barcelona, perspektivisch will 
man eine „Deutsche Druckerei” in Kaliningrad aufbauen. Die 
NPD-Parteizeitung Deutsche Stimme wird von einer PAB-GmbH 
im litauischen Kaunas aus versandt. Die gleiche Postanschrift be- 
sitzt auch die offen rassistische Nation. Die vom Kölner DL- 
Ratsmitglied Manfred Rouhs gegründete Zeitschrift Europa vom 
wurde eine Zeitlang in der Ukraine gedruckt. Sie hat sich die „Be- 
seitigung des liberalistischen Systems der BRD” zum Ziel gesetzi. 
Zu Rostock titelte man „Brave Bürger brennen Asylantenheim nie- 
der”. Paul Harbrecht (taz vom 27.4.93) 


Von »Mordskerlen« und 


Biedermännern 


Ein »who is whoc der 
Nazi-Szene. Welche 
Gruppen, Grüppchen 
oder Personen sind 
aktiv. Wie, wo, mit wel- 
chen Methoden und 
mit welcher Zielrich- 


tung. Heyne 4025 
DM 9,90 


Manfred Henle/ " 
Moby Dick-Arbeitsgruppe 
Städtjugendring Augsburg 
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Rec hscrtremhumug und 
Faschistische Ideolo- 
gie will: starken Staat, 
starke Männer, starkes 
Militär. Nur eines will 
sie nicht: das Glück 
der Menschen. 

Eine Arbeitsgruppe 
Jugendlicher dokumen- 
tiert und analysiert, 
was rechte Sprüche 
bedeuten. 

Papyrossa DM 14,50 


Kiepert. Taschenbuchladen. 


Hardenbergstraße 4-5 
10623 Berlin 

Eingang Schillerstraße 
U-Bahn E.-Reuter Platz 
Telefon 31 10 09-67 


Bisher: eine Bilanz 
der rechten Offensive 
seit Mitte der 80er. 
Zusammenhänge, 
Spuren, Auswirkun- 
gen sprechen eine 
erschreckend 
deutliche Sprache. 
BsR 1017 DM 16,80 


Astrid Lange 


50 von über 130 rechts- 
gerichteten Presseer- 
zeugnissen werden 
unter die Lupe genom- 
men. Ihre Sprache, ihre 
Absicht, ihre verdum- 
mend-braune »Welt 
sichte. Versteckte und 
offen-rassistische 
Sumpfblüten im deut- 
schen Blätterwald. 
BsR 1014 DM 19,80 


Barbarische Zeiten 
sind angebrochen, wo 
Gewalt von und unter 
Jugendlichen auf eine 
weitgehende Hilflosig- 
keit sozialer Grund- 
pfeiler wie Familie, 
Schule und Berufswelt 
trifft. rororo Aktuell | 
13352 DM 12,90 


Liegt Rassismus im 
Trend? Ist »Rechts- 
sein« salonfähig nach 
40jähriger Ächtung? 
Oder gerade deshalb? 
Hier geht es um die 
Vorgeschichte des 
Rechtsrucks, um den 
Nährboden der 
schwarz-braunen 
Szene in Ost und West. 
Rotbuch 55 DM 15,90 
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48 Rechte Szene — Nazigruppen | 


„Die Gewalt kommt aus der Mitte” 


Das läßt das Instrumentarium des Verfassungsschutzes ins Leere gehen, sagt dessen Hamburgs Chef Ernst Uhrlau. 
Dennoch: Verbindungen zu rechtsextremen Gruppen sollen konsequent verfolgt werden 


taz: Herr Uhrlau, nach dem mörderischen Anschlag von Solingen hat 
die Anzahl fremdenfeindlicher Straftaten nicht ab-, sondern im Ge- 
genteil zugenommen. Rechnen Sie mit einer Welle von Nachahmern? 
Ernst Uhrlau: Wir hatten in den letzten zwei Jahren bei den Großer- 
eignissen Rostock und Hoyerswerda jeweils eine Welle von Tritt- 
brettfahrern sowohl in den neuen als auch den alten Bundeslän- 
dern gehabt. Die Auswertung der Zahlen von 1991 und 1992 ergab 
eine starke Beteiligung vor allem in den neuen Bundesländern. So- 
lingen istein vergleichbares Großereignis. Es hat jetzt Gewalttätig- 
keiten in stärkerem Maße in den alten Bundesländern nach sich ge- 
zogen; Gewalttaten, die sich vornehmlich gegen Türken richten. 
Das heißt, die Ausländerfeindlichkeit im Zusammenhang mit der 
jüngsten Anschlagswelle ist in starkem Maße eine Türkenfeindlich- 
keit. i 

Von einigen türkischen Intellektuellen sind die Anschläge da- 
hingehend interpretiert worden, daß mit ihnen eine Vertreibung 
der in Deutschland lebenden Türken beabsichtigt wird. Haben Sie 
solche Erkenntnisse? 


November 1992: Die „Deutsche Liga“ gründet eine Bürgerwehr 


ei in den Köpfen der jeweiligen Tatbeteiligten abläuft, ver- 
mag ic a einzelnen nicht zu beurteilen. Wir müssen aber bei die- 
He en gegen Ausländer und insbesondere gegen 
Türken, avon ausgehen, daß sie aus der Mitte der Gesellschaft 
mn N o der Ne organisierten Form vorgetra- 
gen werden. Es dürfte auch keine einheitli | 
en inheitliche Zielsetzung unter 

er nachts die Häuser unbescholtener Menschen anzündet, 
hande t auch besonders feige. Was läßt sich - jenseits von Vor- 
sichtsmaßnahmen in den einzelnen Wohungen und Häusern - 
konkret dagegen unternehmen? 

Vordringlich ist es, das ganze Instrumentarium der Strafverfol- 
gung auszuschöpfen. Für die Verfassungsschutzbehörden gilt, daß 
wir dort, wo wir Hinweise auf Querverbindungen zu rechtsextre- 


mistischen Gruppen oder Zusammenhängen finden, diese weiter- 
hin konsequent verfolgen. 

Ist die Tatsache, daß bei einem der mutmaßlichen Täter von 
Solingen ein Mitgliedsausweis der Deutschen Volksunion (DVU) 
gefunden wurde, ein Indiz dafür, daß organisierte rechtsextreme 
Gruppen verwickelt sind? x 

Soweit der Ablauf des Anschlages in Solingen bisher in der Öf- 
fentlichkeit geschildert wurde, handelt es sich bei den vier Tätern 
um eine Zufallsgemeinschaft. Daß einer von ihnen Mitglied einer 
rechtsextremistischen Partei wie der DVU ist — die von sich be- 
hauptet, gegen Militanz zu sein —, beschreibt nur, wie sich der sehr 
Junge Personenkreis auch in diesen sogenannten nicht-militanten, 
rechtsextremistischen Parteien zusammensetzt, und wie niedrig 
die Barriere ist, zur Gewaltanwendung zu schreiten. 

Nach einer Studie des Landeskriminalamtes in Dresden sind al- 
lein in Sachsen in 46 Fällen Diskotheken Ausgangspunkt für spon- 
tane Anschläge gewesen. Muß in diesem Bereich nicht das klassi- 
sche Mittel Ihrer Behörde, die Vorfeldbeobachtung, versagen, 

wenn es dieses Vorfeld so nicht 

gibt? 

Unsere Zuständigkeit als 
Verfassungsschutz kann sich 
nur auf extremistische Organi- 
sationen und die unorganisier- 
ten, aber vernetzten Rechtsex- 
tremisten beziehen. In dem Au- 
genblick, in dem die Gewalt aus 
der Mitte der Gesellschaft 
kommt, geht unser Instrumenta- 
rium alleine schon vom gesetz- 
lichen Auftrag her ins Leere. Wir 
haben im letzten Jahr nach der 
Auswertung der Tatverdächti- 
gen einen Personenkreis festge- 
stellt, der zu rund achtzig Pro- 
zent weder in rechtsextremisti- 
schen Organisationen tätig war, 
Kontakte zu diesen hatte noch 
zu den Skinheads zuzurechnen 

. war. 
Vor einem halben Jahr ha- 
ben Sie gewarnt, es könnte sich 
eine Art „rechte RAF” entwik- 
keln. Haben Sie Anhaltspunkte 
dafür? 
Eotoaldert Ein Terrorismus von rechts 

070: Martin Storz/ Graffiti wird sich immer in Struktur und 
f Vorgehensweise von einem Ter- 
rorismus von links unterscheiden. Eine klassische Verfestigung mi- 
litanter und terroristischer Strukturen von rechts ist zur Zeit nicht 
erkennbar. Bekannt gewordenen Ansätzen ist bislang auch mit der 
Einleitung von $129- und $129a-Verfahren konsequent begegnet 
worden. 

Rechnen Sie damit, daß die Anschläge zurückgehen werden? 

Wenn Sie bedenken, was in den letzten drei Jahren an Nachah- 
Det “Aktivitäten ausgelöst worden ist, dann sind Prognosen für die 
weitere Entwicklung immer nur unter Berücksichtigung denkbarer 
Fanaltaten möglich. Wir haben es mit einem höher gewordenen 
Sockel von ausländerfeindlicher, zum Teil rassistisch motivierter 
Gewalt zu tun. Allein der Sockel ist hoch genug. Da kann ein Rück- 
gang der Spitzen nicht beruhigen. 

Interview; Wolfgang Gast (taz vom 11.6.93) 


ENT 


Ein Einzeltäter kommt selten allein 


Ob Rostock, Mölln oder Solingen — die mutmaßlichen Tüter haben einen organisatorischen Hintergrund / Symbiose 
aus legalen und illegalen Gruppen / Mit kleinen, autonomen Gruppen will man Verbote unterlaufen 


ostock, 27. August 1992. In Lichtenhagen posieren für ein Grup- 
Rocco der Bonner Neonazi Stefan Niemann, der Bonner Chef 

der „Freiheitlichen Arbeiterpartei Deutschlands“ (FAP), Norbert 
Weidner, der mittlerweile aus der Szene ausgestiegene Berliner Neo- 
nazi Ingo Hasselbach sowie der Münchner Yuppie-Nazi und Chef des 
„Deutschen Jugendbildungswerks” (DJBW), Ewald Althans. Am 25. 
August hatte Weidner schon Postkartengrüße an die Bonner Polizei 
„aus der nun fast ausländerfreien Stadt Rostock” geschickt: „Die Stim- 
mung ist geil, und wir lernen viel, z.B. was man mit Kanaken und Zek- 
ken so alles machen kann.“ Vor dem Pogrom sondierte die „Deutsche 
Volksunion” (DVU) die Lage, die Hamburger „Liste für Ausländer- 
stopp“ verteilte Flugblätter für ihre Aktion „Rostock bleibt deutsch“. 

Und in Solingen? Während die Bundesanwaltschaft mitteilte, daß 
sich die vier mutmaßlichen Täter nur lose kannten und bislang „in der 
rechtsextremen Szene nicht aufgefallen“ wären, kamen andere Tatsa- 
chen ans Licht. Im Mittelpunkt steht der „Deutsche Hochleistungs- 
Kampfkunstverband“ (DHKKV), der „gerade uns Deutschen die unter- 
schiedlichsten Kampfkünste aus aller Welt näherbringen“ will. Hinter 
dem DHKKV und dessen Abteilung „Deutsche Kampfsportinitiative” 
(DKI) verbirgt sich die Solinger Thai-Box-Schule „Hak Pao“ unter der 
Leitung von Bernd Schmitt. Jeden Freitag trainierte dort die DKI, die 
sich als „Zusammenschluß patriotisch denkender Kampfsportler ver- 
steht“, den Nahkampf. Drei der vier mutmaßlichen Täter von Solingen 
waren mit von der Partie. „Es gibt keine einzige Spur, die vom Solinger 
Mord zu einer rechten Partei oder einer rechten Organisation führt”, 
behauptet davon unbeirrt die neurechte Kölner Postille Europa vorn. 
Daran ändere auch der Umstand nichts, „daß der tatverdächtige 
Christian R. bei der Solinger Kampfsportschule von Bernd Koch 
asiatische Kampfsportarten gelernt hat und Koch u.a. bei rechten 
Veranstaltungen Saalschutzaufgaben übernommen hat”. 

In der Schule von Schmitt trainierten auch Bernd Koch und 
Wolfgang Schlösser, zwei organisierte Neonazis, die schon seit 
Jahren in und um Solingen einschlägig aktiv sind. So wechselten 
sich Koch und Schlösser im Vorsitz des Solinger FAP-Kreisver- 
bands ab. Schlösser gründete 1989 die „Bergische Front”, die 
hauptsächlich aus Skinheads bestand. Dann fand er zusammen mit 
Koch in der DL, vormals „Deutschen Allianz”, seine neue Heimat. 
Im Juli 1991 riefen sie zum monatlichen „Stammtisch“ der „Deut- 
schen Allianz“ in einer Solinger Kneipe auf. 


„Deutsche Patriotin gesucht: 
Heirat nicht ausgeschlossen“ 


Ein Jahr später inserierte Schlösser in der Parteizeitung Deutsche 
Rundschau für die Deutsche Kampfsportinitiative” (DKI). Bernd 
Koch suchte per Inserat nicht nur weitere Mitarbeiter für seinen 
„Arbeitskreis Drogen und Kriminalität” im Solinger DL-Kreisver- 
band, sondern auch eine „deutsche Patriotin, bis 36 Jahre alt, die 
mit ihm durch dick und dünn geht. Bei Zuneigung Heirat nicht aus- 


geschlossen.” f 
Die Aktivitäten von Koch und Schlösser in der DKI waren nicht 


die einzigen Kontaktpunkte der mutmaßlichen Täter zum organi- 
sierten Rechtsextremismus. Die Mutter des 1 6jährigen Christian R. 
und ihr Lebensgefährte haben intensive Kontakte zu Christian Eitel 
und Torsten Lemmer. Eitel war zeitweise Leibwächter von DL-Chef 
Harald Neubauer, Lemmer war Manager der faschistischen Skin- 
head-Band_„Störkraft” und zeitweilig Fraktionschef der „Freien 
Wählergemeinschaft” im Stadtparlament von Düsseldorf. Beide 
tauchen, welch ein Zufall, als Mitherausgeber im Impressum von 
Europa vorn auf. 
Zusammen mit Manfred Rouhs gründeten sie Ende März dieses 


- Jahres die „LER & Partner GmbH“ (Lemmer-Eitel-Rouhs) sowie das 


Skinzine (Fanmagazin) und Plattenlabel „Dorfmusik“, jetzt umbe- 
nannt in „Moderne Zeiten“. Als besonderen Service kann man über 
den Europa vorn-Telefonanschluß auch erfahren, wo als jugendge- 
fährdend indizierte CDs erworben werden können. 

Bernd Schmitt ist nach dem Solinger Attentat untergetaucht, die 
Kampfsportschule ist geschlossen. Ungestört aber wird die Post mit 
einem auf den DHKKV zugelassenen Wagen abgeholt, der schon 
mehrfach im NF-Hauptquartier in Detmold-Pivitsheide gesehen 
worden war.Schließlich fanden die Ermittler bei dem 23jährigen 
inhaftierten Markus G. aus Solingen einen vom 22. April 1992 da- 
tierten Mitgliedsausweis der DVU. Auch als in Norderstedt im Fe- 
bruar und April letzten Jahres Molotowcocktails auf das Flücht- 
lingsheim flogen, wurde die Polizei bei ihrer Suche nach den Tä- 
tern in den Reihen der DVU fündig. Sie verhaftete drei Personen 
zwischen 17 und 19 Jahren, bei denen DVU-Mitgliedsausweise ge- 
funden wurden. 


Neue Strategie: „Kameraden 
in autonomen Gruppen“ 


Schließlich Mölln. Nicht nur, daß der mutmaßliche Täter Michael 
Peters für die NPD Plakate klebte. Militante Rechtsextremisten 
kümmern sich zur Zeit um die beiden vor Gericht stehenden mut- 
maßlichen Brandstifter. „Wir haben eine Solidaritätsgruppe einge- 
richtet, die versucht, die beiden zu unterstützen. Heil Deutsch- 
land“, heißt es auf der Ansage des „Nationalen Info-Telefons” (NIT) 
in Wiesbaden Ende Mai. Das vom Mitglied der inzwischen verbo- 
tenen „Deutschen Alternative“, Stefan Cumic, eingerichtete Info- 
Telefon versteht sich als Kommunikationszentrale des „nationalen 
Lagers“. Dort kann jeder Adressen, Termine und Ratschläge wie 
„Laßt Eure Waffen zu Hause“ erfahren. 

Angesichts der Verbote von bislang fünf rechtsextremistischen 
Gruppen und Parteien hält es das NIT für angebracht, dem rechten 
Lager eine neue Strategie zu empfehlen. „In den kommenden Jah- 
ren sollte nicht ausschließlich auf den Aufbau irgendwelcher 
Gruppen oder Parteien gesetzt werden, die im Endeffekt verboten 
werden“, heißt es dort. Statt dessen sollten „die Kameraden in auto- 
nomen Gruppen im ganzen Land aktive politische Arbeit leisten 
und Kontakte intensivieren“. 

Das gilt auch für die scheinbar unabhängig voneinander operie- 
renden Skinhead-Gruppen, wo angeblich nur „aus Spaß, Frust und 
Langeweile“ (Spiegel) Gewalttaten begangen werden. Bislang wa- 
ren Skins direktes Zielobjekt für die militanten Organisationen. 
Dort versuchten sie mit wechselndem Erfolg ihren Nachwuchs zu 
rekrutieren. So hat sich die NF Ende der 80er Jahre an eine in Voh- 
burg in Bayern existierende Skingruppe herangemacht und diese 
nach und nach organisiert. Als „Autonome Nationalisten Vohburg“ 
wurden sie schließlich in die Parteiarbeit integriert. Andreas Gän- 
gel, Mitglied der NF und wegen Volksverhetzung verurteilt, be- 
treibt im badischen Bruchsal seinen „Endsieg Versand“ (ESV). 

Von dort aus werden die indizierten Tonträger der Mannheimer 
Skinband „Tonstörung“ oder der „Sperrzone“ vertrieben. Auch die 
FAP agitierte die Skinheads. FAP-Mitglieder spielten in Skinbands, 
der Erkenschwicker FAP-Mann Dieter Riefling (Szene-Jargon Mies- 
ling) ist verantwortlich für das Zine „Der Aktivist”, aus dem Essener 
FAP-Mitteilungsblatt wurde das Skinzine „Querschläger” und 
schließlich 1991 das „Ketzerblatt FRONTAL“, 

In der Februar-Ausgabe dieses Jahres von FRONTAL rufen die 
Macher um Andreas Zehnsdorf dazu auf, eine rechte Gegenkultur 
zu verankern und miteinander zu vernetzen. „Laßt uns nicht satt 
werden, laßt uns 1993 neue Meilensteine setzen. Wagen wir Ge- 


genkultur, zwischen Aufbruch und neuen Ufern liegt das freie 


Meer mit Sturm und Drang.“ Sturm und Drang, das heißt Rostock, 
und dazu fällt den „Sperrzone“-Musikern im FRONTAL-Interview 
nur eines ein. „Lustig war's auf alle Fälle.” 

„Eine nationale Gegenkultur von rechts”, die überregional ver- 
netzt ist, will Andreas Zehnsdorf jetzt mit dem professionell ge- 
machten Zine „Moderne Zeiten“ bundesweit schaffen. Program- 
matisch zeigt er gleich in der ersten Nummer mit dem Interview mit 
lan Stuart, dem Kopf der englischen Kultband „Skrewdriver”, wo es 
langgehen soll. Diese Band hat das internationale „Blood & Hono- 
ur“-Netzwerk mit dem Ziel gegründet, „mehr Leute dazu zu bewe- 
gen, an den weißen Gedanken zu glauben”. 


„Nationale Gegenkultur 
von rechts“ 


Zu „Blood & Honour” gehören „No Remorse“ aus England und 
„Dirlewanger”“ aus Schweden sowie deutsche Bands und Zines wie 
der „Schlachtruf” aus Freiburg oder die „Volkstreue” aus Reck- 
lingshausen. In ihrem Zine sprechen die „Blood & Honour”-Ma- 
cher von der wachsenden „White Power Skinhead”-Bewegung, 
die derzeit „mehr informiert und organisiert“ sei „als je zuvor”. Sie 
rühmen sich, die einzige Jugendkultur zu sein, die „nonkonformi- 
stisch und unberührt von der Drogenszene” geblieben sei. Für 
Deutschland ist die „Nationale Liste” in Hamburg die Kontaktad- 
resse. Dahinter steckt Christian Worch, der langjährige Kühnen- 
Vertraute, der als Drahtzieher der meisten rechtsextremen Organi- 
sationen in Deutschland gilt. | 

Worch sitzt an der Schaltstelle eines anderen Netzes neonazisti- 
scher Gruppen. Seine Strategie ist es ebenfalls, mit vielen kleinen 
Gruppierungen ein uneinheitliches Bild zu liefern und es den staat- 
lichen Organen zu erschweren, mit Verboten die gesamte Struktur 
zu treffen. So steht hinter den Organisationen wie „Deutsche Alter- 
native”, „Nationaler Block“, „Nationale Offensive“ oder „Natio- 
nale Liste“ die von Michael Kühnen gegründete, aus den Nieder- 
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landen heraus operierende „Gesinnungsgemeinschaft der Neuen 
Front” (GdNF). 

Aus den dem Berliner Antifaschistischen Infoblatt vorliegenden 
internen Schulungsmaterialien der GdNF geht diese Strategie ein- 
deutig hervor. Ziel der Bewegung ist die Neugründung der NSDAP 
und die „erneute Machtergreifung“. Das Bekenntnis zum National- 
sozialismus solle das „Tabu des Antinazismus, der seit 1945 vor- 
herrschende Form des Systems ist, knacken“. Die Kader sollen 
überall dort sein, „wo Unzufriedenheit und Kritik existieren“. 


Mehrfachmitgliedschaften — 
kein Problem 


Rechtsextreme Organisationen arbeiten lokal und regional in vie- 
lerlei Zusamenschlüssen zusammen, ohne jedoch dadurch ihre Ei- 
genständigkeit zu verlieren. Mehrfachmitgliedschaften sind kein 
Problem. DA-Chef Frank Hübner ist beispielsweise auch NPD- 
Mitglied. Hand in Hand arbeiten in Berlin ehemalige DA-Füh- 
rungskader mit der DL der NPD, der DSU unter dem Dach der 
Wählervereinigung „Die Nationalen“ zusammen. Im Köln-Bonner 
Raum kooperieren die verschiedensten rechten Gruppierungen 
wie DL, Freundeskreis Ernst Zündel, FAP und NF, Wiking Jugend, 
Burschenschaften, DVU und NPD unter dem Dach der „Initiative 
Gesamtdeutschland”. 

Verbote bewirken bei solchen Strukturen wenig. Die den ‚Jun- 
gen Nationaldemokraten“ nahestehende Erlanger Postille Die Say,- 
feder hat für die Zukunft bereits neue Partner für ihren rassistischen 
Kampf ausgespäht. Sie plädiert dafür, „langfristig mit Ausländern 
welche ihre nationale Identität bewahrt haben, das Gespräch auf- 
zunehmen“, um ihnen aufzuzeigen, daß die „Multikulturelle 
Gleichmacherei schließlich auch nicht in ihrem Interesse“ liege 


„Europäische Nationalisten wollen keiner türkischen Frau das 
Kopftuch wegnehmen. Ansprechbare Organisationen von Auslän- 
dern existieren.“ 


Thomas Köller (taz vom 23.6.93) 
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„Mölln war für mich 
der Knackpunkt“ 


Ingo Hasselbach, Mitbegründer der „Nationalen 
Alternative”, hat vergeblich versucht, Skinheads zu 
organisieren. Im Interview begründet er seinen 
Ausstieg aus der Szene und warnt vor möglichen 
rechts-terroristischen Gruppen: „Waffen und 
Sprengstoff waren 1990 leicht zu bekommen — da hat 
der eine oder andere schon was gebunkert.” 


taz: Herr Hasselbach, Sie sa- 
gen, Sie sind aus der rechten 
Szene ausgestiegen. Es gibt 
Antifa-Gruppen, die Ihnen 
nicht glauben. 

Ingo Hasselbach: Ich kann 
es denen nicht übelnehmen, 
wenn sie zweifeln. Mein 
Ausstieg ist schließlich nicht 
von heute auf morgen ge- 
schehen, der Prozeß hat über 
ein Jahr gedauert. 

Sie galten früher als füh- 
rendes Mitglied der „Natio- 


nalen Alternative” (NA). 
Heute heißt es plötzlich, sie 
wären Mitglied der 
NSDAP/AO gewesen. 


Ich war Mitbegründer 
und eine zeitlang Vorsitzen- 
der der „Nationalen Alterna- 
tive”. Später habe ich eine 
Zelle der NSDAP/AO ge- 
führt, weil ich von Parteien 
die Nase voll hatte. 

In welchem Verhältnis 
steht die NSDAP/AO zur 
NA? 

Es gibt im Prinzip keinen 
so großen Unterschied. Das Programm der NA war auch sehr an 
das der NSDAP/AO angelehnt. Das gilt, mit Ausnahme der Natio- 
nalistischen Front, für alle ultrarechten Parteien. Gary Lauck, der 
Chef der NSDAP/AO in den USA, ist in der rechten Szene wichtig, 
weil er das ganze verbotene Propagandamaterial nach Deutsch- 
land bringt. Bei der NA war es etwa so, daß, wenn wir neue Mitglie- 
der geworben haben, dann deren Namen und Adressen zu Lauck 
nach Lincoln/ Nebraska schickten. So wird es auch jede andere 
rechte Partei gemacht haben. Lauck hat sich über jedes neue Mit- 
glied gefreut. 

Und wie sah die Zusammenarbeit mit Gary Lauck aus? 

Wir haben Schulungen nach dem NSDAP/AO-Material ge- 
macht. Bei der legalen NA konnte man das nicht machen, weil da- 
durch ein Verbot der Partei gedroht hätte. In der illegalen Zelle ha- 
ben wir auch ganz andere Schulungsthemen genommen, wie die 
„Judenfrage“. Wir haben auch den „NS-Kampfruf“ benutzt. 

Und was ist in der NA geschult worden? 

Themen wie die „Ausländerrückführung“, das, was auch an- 
dere legale Parteien wie die „Nationale Liste“ gemacht haben. Wir 
haben auch Schulungsmaterialien der Republikaner verwendet. 

Wie groß war denn die NA? 
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7.7.1990, Kiekebusch bei Cottbus, Gründungspartei- 
tag der „Deutschen Alternative“ im Osten: Michael 
Kühnen (vorn) und Ingo Hasselbach (hinten Mitte) mit 
einem SEK-Polizisten. Kleines Foto: Hasselbach nach 
seinem Ausstieg Fotos: Dietmar Gust/ Zenit 


Es gab an die 300 Mitglieder. Es gab einen Kern, der streng na- 
tionalsozialistisch ausgerichtet war. Das Gros der Leute hat sich 
damit nicht identifiziert, die waren nur stolz darauf, Mitglied der 
NA zu sein. Die waren um die 18 Jahre alt, für sie war das etwas 
völlig Neues. 

Spielten Skinheads eine Rolle? 

Wir haben in der NA versucht, Skinheads zu organisieren. Da- 
mit sind wir kläglich gescheitert. Das ist eine Gruppe, die nicht or- 
ganisiert ist, die sich nur lose von Konzerten her kennt und die mit 
Parteien wenig zu tun.haben will. 

Woher kamen die einzelnen in der Zelle? 

Die meisten waren Leute, die wir aus der Weitlingstraße in Ber- 
lin (von Rechtsradikalen besetztes Haus, d. Red.) kannten und von 
denen wir wußten, daß sie zuverlässig sind. Wenn einer dazuge- 
kam, mußte sich einer aus der Gruppe für ihn verbürgen. Am 
Schluß waren wir um die zwanzig Mann. 

Hatten die anderen eine ähnliche Geschichte wie Sie, kamen 
sie auch aus der DDR? 

Sie kamen alle aus Ost-Berlin. Den einzigen West-Berliner ha- 
ben wir bald abgekanzelt. - 

Schulung ist das eine, Wehr- und Kampfsport das andere. Wie- 


weit ging Ihre Gruppe? 

Wehrsport gab es im Sommer, wo wir jedes zweite Wochen- 
ende ins Wehrsportlager gefahren sind. Richtung Rügen und so 
weiter. 

Wer hat das organisiert? 

Wir haben Leute genommen, die eine gewisse Vorerfahrung 
hatten, die bei der Bundeswehr oder der NVA waren. Am Schluß 
haben wir mit einer Greifswalder Gruppe zusammengearbeitet, 
von denen viele in der Bundeswehr waren. 

Welche Rolle spielten die führenden der Köpfe der neonazisti- 
schen Szene, etwa FAP-Chef Friedhelm Busse, Christian Worch 
oder Arnulf Pfriem? 

Im großen und ganzen haben wir mit deren Planungen nicht 
viel zu tun gehabt, außer bei größeren Veranstaltungen. Siemüssen 
sich unsere Kameradschaft als autonome Gruppe in der rechten 
Szenen vorstellen. 

Was heißt hier „autonom“? 

Eigenständig, unabhängig von anderen Leuten. Wir hatten kei- 
nen Bock mehr, uns von anderen Leuten reinreden zu lassen. Wir 
hatten ja anderthalb Jahre mit Michael Kühnen hinter uns. 

Was uns immer noch nicht klar ist: Was zeichnet 1993 einen 
überzeugten Nationalsozialisten aus? | 

Zum Beispiel der Gehorsam, das Akzeptieren von Befehlen in- 
nerhalb der Gruppe, die Treue zum Kameradschaftsführer und eine 
gewisse politische Weltanschauung, die sich in der Tradition der 


> SA versteht. 


Ist in Ihrer Kameradschaft etwa über die Rassentheorie oder 
die Bodenerwerbstheorie der Nazis diskutiert worden? 

Das gab es, als Michael Kühnen noch gelebt hat. Es gab dann 
aber einen Zeitpunkt, wo wir im Berliner Raum keine Leute mehr 
hatten, die über dieses Wissen verfügten. Richtig kompaktes Wis- 
sen hatten die wenigsten. Wir hatten auch Kontakt zu einer Bur- 
schenschaft, der Arminia in Marburg. Von dort kam das Angebot, 
daß sie für uns für die Sachen, für die man studieren muß, Schulun- 
gen durchführen könnten. 

Wie sind in Ihrer Gruppe die ausländerfeindlichen Ausschrei- 
tungen in Hoyerswerda oder in Rostock diskutiert worden? 

Hoyerswerda ist eine Signaltat gewesen, für viele war das ein 
Aufschwung. Sie freuten sich, daß wieder Dampf in die rechte 
Szene kam. Die dort Festgenommenen hatten im Gegensatz zu uns 
etwas gemacht. Das waren fast schon Märtyrer. Ich kenne aber kei- 
nen aus der Gruppe, der in Hoyerswerda dabei war. 

Und Rostock? | 

Wir waren nur am letzten Tag dort, um zu sehen, was von der 
Berichtserstattung stimmt oder nicht. Da war eigentlich schon alles 
vorbei. Auch Rostock wurde als eine symbolische Tat angesehen. 

Selber haben Sie keine „symbolischen“ Taten verübt? 

Zumindest nicht gegen Ausländerwohnheime. Wir haben nur 
das berühmte Katz-und-Maus-Spiel mit der Antifa und den Autono- 
men gemacht, das hat uns völlig gereicht. Sicherlich gab es Diskus- 
sionen, daß sO eiwas wie Rostock gemacht werden müßte. Es ha- 
perte aber wie bei vielen Sachen an der Ausführung. Und wir wa- 
ren eben keine Reisekader, die schnell überall sein konnten. 

Das klingt alles ziemlich harmlos. In Hoyerswerda nicht dabei, 


in Rostock nicht, eine bißchen Katz-und-Maus mit den Autono- 
men... 


„san Ausschreitungen gegen Ausländer waren wir nun einmal 


nicht dabei, in Berlin fanden nun einmal keine statt. In der rechten 
Szene hat uns auch keiner darum beneidet, in Berlin zu leben. Ber- 
lin istschon Immer als rotes, als heißes Pflaster angesehen worden. 

In den Auseinandersetzungen mit Autonomen hat es aber auch 
Verletzte gegeben. Das war wohl vergleichsweise in Ordnung? 

Schwerverletzte hat es auf beiden Seite genug gegeben. Wir 
wurden angegriffen, weil wir als der politische Feind angesehen 
wurden. Wir haben das andersherum genauso gesehen. 

Und die Reaktionen in Ihrer Gruppe nach Mölln? 

Für mich war Mölln ein Knackpunkt. In der Szene ist das aber 
begrüßt worden. Als ich gesagt habe, ich habe keinen Bock darauf, 
daß der Tod von Frauen und Kindern in Kauf genommen wird, ha- 
ben die meisten gesagt, das sind wenigstens Leute, die mal was un- 


ternehmen, während wir bloß quatschen. Zu dem Zeitpunkt gab es 
auch in der rechten Szene Diskussionen, was rechter Terrorismus 
sein könnte. Da waren Leute dafür, Ausländerheime anzugreifen. 

Gibt es denn einzelne, die willens und in der Lage sind, rechten 
Terrorismus zu verüben? 

Es gibt einige, die das drauf hätten. In meiner Kameradschaft 
gab es fünf bis sechs Personen, die dafür fit genug waren. In Greifs- 
wald gab es auch ein paar Leute. Von ungefähr 15 Personen weiß 
ich, daß sie dazu in der Lage wären. 

Dazu bräuchte man auch die nötige Logistik. 

1990 konnte man leicht an Waffen und Sprengstoff rankom- 
men. Da hat der eine oder andere schon etwas gebunkert. 

Nach den Morden in Mölln gab es in der breiten Bevölkerung 
ein großes Engagement gegen Ausländerfeindlichkeit. Ist das in Ih- 
rem Umfeld wahrgenommen worden? 

Man hat sich lustig gemacht über die Lichterketten. Geschluck!t 
haben die Leute erst, als Parteiverbote folgten. Eine Reaktion au! 
die Bevölkerung gab es so nicht. Es ist immer gesagt worden, so- 
undsoviele waren bei den Lichterketten ja gar nicht dabei. Wie 
man die Tatsache der Judenermordung negiert hat, so hat man 
auch die Reaktion in der Bevölkerung negiert. 

Wo kommen die Leute aus Ihrer Berliner Gruppe denn her, aus 
welchen Milieus? 

Teilweise waren die Eltern hohe Tiere bei der Stasi, teilweise 
aber auch ganz normale Arbeiterkinder. Für viele war es die Kna- 
sterfahrung, die prägte. Und die meisten waren dann ja auch von 
der sofortigen Wiedervereinigung gar nicht so begeistert. 

Wie sind Sie zum ersten Mal mit dem Staat kollidiert? 

1987, auf einem deutsch-sowjetischen Freundschaftsfest habe 
ich „Die Mauer muß weg” gerufen. Das war mein Einstand. Dafür 
bekam ich ein Jahr. 

Wie war das nun mit Mölln? Sie sagten, danach wollten Sie aus 
der Szene raus? 

Offiziell bin ich seit Februar raus. Danach bin ich mit alten 
Freunden weggefahren, Punks, für die Freundschaft wichtiger war 
als politische Meinungsverschiedenheiten. Zu der Zeit überlegte 
ich, wie ich mein Abwenden auch für die anderen glaubwürdig 
machen könnte und dachte, es muß öffentlich gemacht werden. 

Wie sieht ein solcher Ablösungsprozeß aus? 

Ich bin über das ganze Jahr 1992 noch mit den ganzen Leuten 
konfrontiert worden, Otto Ries, Reisz, Worch. Es war mir irgend- 
wann zuwider, was Ries und der Reisz von sich gaben. Diese Sprü- 
che. Ich bekam auch raus, daß der Ries nicht einmal ein Ritter- 
kreuzträger ist, wie er immer erzählte. Ich habe mich immer mehr 
abgekapselt und Abstand gewonnen. 

Wie hat Ihre Gruppe auf Ihr Aussteigen reagiert? 

Ich hatte es mehrmals angekündigt, aber keiner hat es ernst ge- 
nommen. Ich sagte nur nicht, daß ich meinen Ausstieg öffentlich 
machen würde. Daß die nicht begeistert sein würden, wußte ich 
schon. Ich konnte mir ganz gut vorstellen was passieren würde, 
wenn ich mich öffentlich von den Leuten distanzieren würde. Die 
letzten drei Wochen tyrannisieren sie meine Mutter, meine Schwe- 
ster wurde verprügelt. 

Hatten Sie von Anfang an vor, Ihren Ausstieg öffentlich zu do- 
kumentieren? 

Ich wußte einfach, daß ich einen Bruch brauchte. Das ist wie 
eine Droge, du kannst nicht einfach so rausgehen. Du mußt prak- 
tisch deinen gesamten Freundeskreis fallenlassen. 

Würden Sie mittlerweile allen empfehlen, die in solchen Grup- 
pen sind, schnell auszusteigen? 

Als normales Gruppenmitglied ist das sowieso kein Problem. 
Wenn du aber in der Hierarchie hochgestiegen bist, wird es proble- 
matisch. Bevor es soweit kommt, würde ich jedem raten, genau zu 
überlegen, was er macht. 

Zurück zu Ihnen. Was wird die nächste Zeit bringen? Familie, 
Rückzug ins Private?. 

Vielleicht auch das. Aber auf keinen Fall zurück in eine neue 
politische Gruppierung. Alles ist noch offen. | 
Das Gespräch führten Wolfgang Gast und Andrea Seibel (taz vom 

18.6.93) 
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‚Was wissen die Linken von uns Rostockern“ 


„Heute keine Gewalt” lautete der Konsens am Samstag in Lichtenhagen — und 15.000 Demonstranten, die trotz 


schwerer Behinderungen der Polizei gekommen waren, hielten sich beim Protest gegen Ausländerhaß daran 
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29.8.92, Rostock-Lichtenhagen. Iranerinnen diskutieren mit ei- 


nem Anwohner Foto: David Baltzer/ Sequenz 


In Schweden hat es dieses Frühjahr wegen des Mordes an einem 
Ausländer einen landesweiten Generalstreik gegeben. Wir rufen 
zu einer Arbeitsniederlegung von zehn Minuten Anfang nächster 
Woche auf, um deutlich zu machen, daß es trotz allem einen 
zahlenmäßig relevanten und entschiedenen Widerspruch und 
Widerstand gibt. 

Wir protestieren gegen die Vorgänge in Rostock und ihre Be- 
handlung durch die zuständigen Politiker: Den zögerlichen, in 
den Worten des zuständigen Innenministers lobenswert „reser- 
vierten” Polizeieinsatz gegen den vorhersehbaren, seit Wochen 
geplanten, organisierten dreitägigen Angriff auf die Zentrale Auf- 
nahmestelle; gegen die Stellungnahme des zuständigen Innenmi- 
nisters und von Teilen der Presse, deren erstes Anliegen es war, 
das „eigentliche Problem” bei den Ausländerinnen, den Ange- 
griffenen zu suchen. | 

Über das Problem der zunehmenden direkten Gewalttaten 
selbst hinaus (... )halten wir dieses Lavieren für das eigentlich Ge- 
fährliche. Die Rechtsunsicherheit wirkt sich nicht zuletzt auch 
auf die Polizei aus: Was nutzen Festnahmen, wenn die Festge- 
nommenen, jenseits der Frage von Schuld oder Unschuld auf hö- 


Aufruf zum zehnminütigen Generalstreik 


Alissa Fuss, Präsidentin der Internationalen Liga für Menschenrechte, fordert Arbeitsniederlegungen aus Protest gegen den Rassismus 


lich nach Hause kommen. Bis elf Uhr abends erlauben die EI- 

tern den Ausgang ihrer 16jährigen Tochter; vor ein Uhr nachts 
lag die Auszubildende — Inga möchte Zahnarzthelferin werden — 
aber nie im Bett. Den ganzen Nachmittag über hat sich Inga die 
„Linken“ angeguckt, die durch die Lichtenhagener Straßen zogen. 
Um 21 Uhr verschwindet der letzte Bus vom Lichtenhagener Groß- 
parkplatz. 

Inga möchte, daß jetzt endlich alles vorbei ist, daß wieder Ruhe 
einkehrt im Neubauviertel, in dem sie aufwuchs. Gott sei Dank gab 
es heute keine Keilerei, „doof“ fand sie die Demo trotzdem. 
„schämt euch!“ haben die Antifas immer wieder skandiert. Wer 
sich auf dem Balkon zeigte, mußte mitunter Leuchtspurmunition 
ausweichen. „Die kennen die doch gar nicht!” schimpft Inga, „was 
wissen die Linken schon von uns.” „Mit den Ausländern“, erklärt 
die Norddeutsche, hätten die Krawalle in der vergangenen Woche 
doch „gar nix mehr zu tun“ gehabt, „das ging doch nur noch gegen 
die Bullen“. 

Um 13 Uhr sollte die Demo beginnen, erst vier Stunden später 
setzten sich die über 15.000 Menschen in Bewegung. Viele Busse 
und PKWs wurden auf dem Weg nach Rostock festgehalten, die In- 
sassen gefilzt, die Konvois eingekesselt. Erst als alle da sind, geht es 
los. Es sei heute kein Tag, „Emotionen auszutragen“, wird immer 
wieder von den Veranstaltern über Lautsprecher bekanntgegeben. 
Manchmal wird die Megaphonstimme sehr deutlich: „Wer Alkohol 
tankt oder mit Raketen auf Anwohner ballert, den schmeiß’ ich aus 
der Demo raus!” Die Anweisungen werden beklatscht, die Autono- 
men möchten auf die rechtsradikalen Krawalle offenbar mit revolu- 
tionärer Disziplin antworten. Die meisten halten sich an den Kon- 
sens, der „Heute keine Gewalt“ heißt. Viele Demonstranten gehen 
entschlossen dazwischen, wenn es am Rande zu Rempeleien mit 
Einheimischen kommt. 

An der Spitze des Zuges laufen die Rostocker, 2.000 sind es, 


H eute wird Inga zum ersten Mal seiteiner Woche wieder pünkt- 


here Weisung sofort wieder laufengelassen werden? Wenn die 
verantwortlichen Politiker, quer durch alle Parteien, immer wie- 
der ihr Verständnis für die Angreifer artikulieren und das „eigent- 
liche Problem“ nicht in der Gewalt, sondern im „unkontrollierten 
Zuzug von Ausländern” sehen? 


Die am gleichen Wochenende von der SPD-Führung be- 
schlossene Zustimmung zur Änderung des Artikels 16 GG isteine 
Kapitulation — des Rechtsstaates, der Demokratie —, die ledig- 
lich die Rechtsunsicherheit und die Gewaltbereitschaft in der Be- 
völkerung begünstigt und fördern wird — an dem Problem, das 
sie zu lösen verspricht, wird sie nichts ändern. Wir appellieren an 
alle menschlich empfindenden BürgerInnen — es hat auch in Ro- 
stock solche gegeben, die den Bedrohten Zuflucht geboten ha- 
ben —, sich an der Arbeitsniederlegung zu beteiligen, um so ihrer 
Weigerung Ausdruck zu geben, das „Ausländerproblem” — wie 
auch immer man im einzelnen darüber denken mag— aufsolche 
Art „lösen“ zu lassen, die jene das Leben kostet — und uns die 
Freiheit und die Selbstachtung. Gewinner wird es nicht geben. 
Alisa Fuss (taz v. 10.9.92) 


An der Spitze des Zuges laufen die Rostocker, 2.000 sind es, mehr 
nicht. Die Lokalpresse und der Senat haben davor gewarnt, nach Lich- 
tenhagen zu kommen; bis heute ist in den Rostocker Zeitungen von 
„ausländerfeindlichen Krawallen von rechts und links“ zu lesen.gend- 
club nach dem anderen schließen würden“. 

Um sich zu amüsieren, muß sie in die zehn Kilometer entfernte 
Innenstadt — im Zentrum ist das Vergnügen dazu noch teurer, als 
es früher im Viertel war. Auch heute abend will Inga mit ihrer 
Freundin Anja noch mal in die Disco, deshalb haben die Mädchen 
mit Wimperntusche und Lidschatten auch nicht gespart. Anja ist 
„gegen alle Ausländer“, hört am liebsten „rechte Musik”. Die wird 
in den Rostocker Discos aber nicht gespielt, weil „die Skins sonst 
ausflippen“. Klassik findet Anja auch ganz gut. Und die Euryth- 
mics. Und Erasure. Und Spanien. Und Frankreich. Und die USA. 
Da waren ja auch Krawalle. Eine Sauerei war das. Was? Daß nur 
weiße Geschworene den Schwarzen Rodney King verurteilt ha- 
ben. Das hätte sie sich auch nicht gefallen lassen. Anja möchte 
gerne mal nach Kalifornien. „Da wäre ich natürlich Ausländerin“, 
sagt sie in nachdenklichem Ton. 


Zwischen ”rechter Musik”, Klassik 
und Eurythmics 
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„Bürger laßt das Glotzen sein, kommt herunter, reiht euch ein 
skandieren die Demonstranten. „Ihr glotzt doch auch!” ruft eine 
Anwohnerin empört zurück. Es bleibt beim gegenseitigen Glotzen. 
Die Demonstranten möchten demonstrieren, daß sie ganz schön 
viele sind. Wie sie mit den in den Hauseingängen stehenden Be- 
wohnern umgehen sollen, wissen sie nicht so genau. Ein Dialog 
findet nicht statt. In der Karl Zylla Straße winkt im dritten Stock ei- 
nes Vorderhauses ein Bürger vom Balkon herunter. Die Demon- 
stranten winken begeistert zurück: Endlich ein aufrechter Mensch, 
Beifallsstürme, Hochdieinternationalesolidarität. Der Bürger winkt 
etwa eine viertel Stunde, immer mehr Balkonier schließen sich an. 
Dauerwinken ist anstrengend, die Arme werden müde. Der Bürger 
hört einen Moment lang auf — Sekunden später skandieren De- 
monstranten, die um die Ecke biegen, wieder „Schämt euch! 
Schämt euch!“. 

So enden Dialogversuche immer wieder als Strafexpedition. Im 
dreizehnten Stock eines anderen Hochhauses streckt ein Bürger 
den Demonstranten den rechten Arm zum Hitlergruß entgegen. 
Ruckzuck fliegt eine Leuchtrakete durch das geöffnete Fenster. 
„Hört sofort auf mit der Scheiße!” empört sich ein Demonstrant. 
„Wer so was macht, ist für mich ein linker Fascho.” Ein paar Journa- 
listen haben die Szene beobachtet und das Streitgespräch mitno- 
tiert. „Es gibt keine linken Faschos, das brauchen Sie gar nicht auf- 
zuschreiben”, meint ein Autonomer und baut sich in wichtiger 
Pose vor den Presseleuten auf. 

Eine Rednerin hat das Erscheinen der „über-600 Journalisten aus 
aller Welt” zu Beginn der Demo „ausdrücklich“ begrüßt. Das Kabi- 
nett in Bonn habe Angst vor den internationalen Reaktionen. Zehn 
Minuten später springt ein Vermummter einem Kameramann mit 
gestrecktem Bein in den Rücken, weil der eine Rangelei filmen 
wollte. ‚Verdammte Scheiße! In der Woche drohen mir die Rech- 
ten Prügel an und jetzt ihr!” brüllt er zurück. 


Die Abfahrt der Demonstrationsteilnehmer läuft generalstabs- 


mäßig ab. Keiner bleibt alleine zurück, die Rückreise nach Ham- 
burg, Berlin, Nürnberg, Dresden oder Bremen erfolgt im Konvoi. 
Fünf Antifas schützen einen Imbiß vor Plünderung, den linke Ju- 
gendliche aufgebrochen haben. Einigen wenigen ist in Lichtenha- 
gen nicht genug passiert. Auf dem Weg zum Auto verprügeln sie ei- 
nen 16jährigen Rostocker Schüler, angeblich, weil er ein Eisernes 
Kreuz besitzen würde. Es stellt sich heraus, daß er gar keines bei 
sich trägt. „Wieso hast du Arschloch den geschlagen?“ fragt ein Au- 
tonomer aus Dresden den Schläger. „Weil die Ossis hier alle 
Schuld haben!” ruft der zurück. „Du Rassist!“ erwidert der Dresd- 


ner, „du verdammter Rassist!” 
Claus Christian Malzahn (taz v. 31.8.92) 


Ausländer streikt! 


Alleine kommen die Deutschen nicht zur Besinnung 


Atze Brauner, der Berliner Filmproduzent, machte unlängst auf 
die Frage, ob er als Jude in der neuen deutschen Ausländerfeind- 
lichkeit eine Wiederkehr der alten Geschichte sähe, einen prakti- 
schen Vorschlag: Die fünf Millionen Ausländer in Deutschland, 
so Brauner, sollten doch einfach einmal streiken. Wir würden 
schon sehen, was passiert. Seit Jahren vergeht kein Fernsehabend 
ohne den deutlichen Hinweis, daß ohne ausländische Arbeits- 
kraft in Deutschland nichts läuft- wer da weiterhin „Deutschland 
den Deutschen“ blöktoder auch nur denkt, dem istmitguten Wor- 
ten nicht zu helfen. Erst wenn in seinem Spießeridyll der Müll zu 
stinken beginnt, wird er langsam zur Besinnung kommen, und 
wenn sein ausgelutschter Mercedes keine Käufer mehr findet, 
wenn fast alle Restaurants geschlossen sind und die Kinder unge- 
duldig nach Döner, Pizza und Rap-Musik verlangen, dann erst 
könnte endlich die Ahnung aufsteigen, daß er ohne Ausländer ja 
überhaupt nicht leben kann. - 

Ein Ausländer-Streik könnte also nicht nur der nationalisti- 
schen Spießerseele, sondernauch manchem Politiker zu Erkennt- 
nissen verhelfen: Ohne einen beständigen Zustrom von Einwan- 
derern wäre die Bundesrepublik nie zu dem geworden, was sie 
heute ist, undsiewird auch in Zukunftohnezuwandernde Auslän- 
der nicht existieren können. Ein Streik könnte auch ganz schnell 
klarmachen, daß die von der Regierung betriebene Verquickung 
der Einwanderungspolitik mit dem Asylrecht fatale Folgen hat. 
Die Tatsache, daß Ausländer bei uns leben und arbeiten, hat mit 
dem Recht von Flüchtlingen und Verfolgten auf Asyl überhaupt 
nichts zu tun - in der öffentlichen Debatte aber wird so getan, als 
ob miteinem Dreh am Asylrecht das gesamte Einwanderungspro- 
blem zuerledigen sei. Und was geschieht, wenn das Asylrecht ge- 
kappt ist, undeine Million Russen, die eine echt bayerische Groß- 
mutter nachweisen können, begehren Einlaß in die deutsche Hei- 
mat? Eine Streik würde sofort zeigen, daßes ohne Einwanderungs- 
quoten in Zukunft nicht geht. 

Wenn nach ein paar Tagen Streik das Chaos zu wachsen be- 
ginnt, werden die Streikenden den Volkszorn ebenso aufsich zie- 
hen wie streikende Busfahrer oder Stahlarbeiter - aber nicht, weil 
sie Ausländer, sondern weil sie einfach unentbehrlich sind. Sage 
niemand, einsolcher Ausländerstreik sei unrealistisch-die Streik- 
kassen der Gewerkschaften sind gefüllt, und da für die kommen- 
den Lohnrunden ohnehin Zurückhaltung angesagt ist, könnte das 
Geld investiert werden: Um den neuen nationalen Wahn gleich 
wieder zur Räson zu bringen. Allein, so zeigt die Geschichte, 
schaffen die Deutschen das nicht. Ä 

Mathias Bröckers (taz v. 20.10.92) 
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Brände löschen 
mit den 
Biedermännem? (|) 


Unter dem Motto „Die Würde des Menschen ist 
unantastbar” mobilisiert ein breites Bündnis zur 
Demonstration gegen Rassismus in Berlin, zu der auch 
von Weizsäcker und Kohl kommen wollen / Ein Teil der 
Linken ist davon überzeugt, daß die ”inszenierte” 
Empörung nur die ausländerfeindliche Regierungspolitik 
kaschiert / Micha Brumliks These: Die Demonstration 
wird in ihrer Wirkung verpuffen 


m 8. November will die politische Klasse, mit Ausnahme der CSU, 
Ni den von Teilen der CDU und SPD eingeschlagenen Rechtskurs 

konsequent befolgt, in Berlin für die Würde des Menschen demon- 
strieren. Diese Demonstration kommt, was die allgemeine Stimmung 
angeht, zu spät. Denn spontaner Antirassismus ist des politischen Esta- 
blishments Sache nicht. Die mühsam und langsam inszenierte Geste 
des guten Willens dürfte den Schaden, den die Asyldebatte angerichtet 
hat, kaum noch heilen. Die jüngsten Umfragen belegen, daß Auslän- 
derfeindlichkeit unter den Deutschen so stark verbreitet ist wie seit den 
vierziger Jahren nicht mehr. 

Demgemäß kommen bei dieser Demonstration konsequente Ver- 
fassungsfreunde nicht zu Wort. Der als kleinster gemeinsamer Nenner 
gekürte einzige Redner (der Bundespräsident) wird nichtfür den Erhalt 
des Artikels 16 GG in seiner jetzigen Form sprechen. Redner oder 
Rednerinnen, die dies täten, würden den mühsam geschmiedeten 
Minimalkonsens stören und sind deshalb gar nicht vorgesehen. 
Dieser Umstand allein belegt schon, daß in diesem Land keines- 
wegs nur linke oder radikaldemokratische, sondern schlicht rechts- 
staatliche Positionen in der Defensive sind. Angesichts eines in der 
gegenwärtigen Debatte zum „Souverän“ aufgeputzten „gesunden 
Volksempfindens” darf die bestehende Verfassung nicht einmal 
mehr genannt werden. 


Unterdessen bereitet der Kanzler, der ebenfalls für die Würde 


des Menschen demonstrieren möchte, den Verfassungsbruch vor. 


Sollte eine Änderung der Verfassung nicht zustande kommen, will 
er sich unter Berufung auf einen „Staatsnotstand“” über sie hinweg- 


setzen. 5o stehen Republik und Verfassung im Herbst 1992 unter 
Belagerungszustand. 


Die Debatte als Scheingefecht 
zugunsten der Rechtspopulisten 


Daß die Bastionen des bürgerlichen Staates durch die beratende 
Öffentlichkeit einer selbstbewußten Bürgergesellschaft in Schach 
gehalten würden - in einer Belagerung ohne Eroberungsabsicht — 
war dies nicht der Traum einer neuen Demokratietheorie? 

Vor den Flammen der Pogrome verkehrt sich diese Theorie. Be- 
drängt von einer rassistischen Rebellion, die an die Stelle symboli- 
scher Regelverletzungen die Verletzung von Menschen zu ihrem 
Symbol erhebt, steht das politische System der Bundesrepublik an 
der Grenze zur Selbstaufgabe. Der Anlaß zu diesem Belagerungs- 
zustand aber, die „Asylfrage”, ist hausgemacht. Mit dieser Debatte 
die als realen Hintergrund Unterbringungsengpässe der Kommu- 
nen aufweist, hat sich die Parteiendemokratie lahmgelegt und ih- 
ren Feinden Tür und Tor geöffnet. Warum? 


In einem nur auf dem Verhältniswahlrecht beruhenden parla- 
mentarischen System sind es nie mehr als fünf bis zehn Prozent der 
Wähler, die die Zusammensetzung von Regierungen bestimmen. 
Die Vorlieben und Abneigungen zumal rechts stehender Wähle- 
rInnen schienen in diesm Sinn gut kontrollierbar. Die Politikplaner 
der CDU haben sich deshalb stets um die Stimmen dieser Gruppen 
bemüht - Franz Josef Strauß sogar mit Erfolg. Freilich kann Politik- 
planung fehlendes Charisma nicht ersetzen. Als der vormalige Ge- 
neralsekretär der CDU, Rühe, die Mandatsträger seiner Partei auf- 
forderte, das „Asylthema” hochzuspielen, nahm der selbstzerstöre- 
rische Kurs der deutschen Innenpolitik seinen Lauf. Denn der 
Glaube, man könne in einem bürgerlich moderaten bis konservati- 
ven Milieu fremdenfeindliche Emotionen an- und ausknipsen wie 
eine Lampe, trog. 

Die Anstrengung der CDU, über die „Asylfrage“ Meinungsfüh- 
rerschaft zu erobern, bestärkt lediglich all jene, die das schon im- 
mer für das wichtigste Thema hielten, darin, einer hier glaubwürdi- 
gen rechtspopulistischen Partei die Stimme zu schenken. Die Ver- 
luste der CDU werden übrigens nicht dadurch ausgeglichen, daß 
auch Gruppen von SPD-Wählern, nämlich die vom sozialen Tod 
bedrohten Teile der alten Industriearbeiterschaft, von diesen Paro- 
len ergriffen werden. Auch sie rücken weiter nach rechts. 

Beeindruckt von der Schimäre, es könne ausgerechnet in der 
Zuwanderungsfrage noch jene entscheidungs- und handlungsfä- 
hige Politik geben, an die in Fragen des Wohnungsbaus und der Ar- 
beitsplätze ohnehin niemand mehr glaubt, fordern sie für die Rück- 
kehr zur Mutterpartei den symbolischen Liebesbeweis einer reak- 
tionären Verfassungsänderung. 

Hier mißt die Öffentlichkeit übrigens mit zweierlei Maß: was 
man den „Wertkonservativen” in der christdemokratischen Partei 
als Anbiedern beim Rechtspopulismus vorhält, wird Björn Eng- 
holm mit bedeutungsschwerem Unterton als „Zuwendung zu den 
Deklassierten” zugute gebracht. So dient die Debatte zwischen 
en Volksparteien nur als Scheingefecht zugunsten der Rechtspo- 
pulisten. 


Der Belagerungsring 
von rechts zieht sich zu 


Darüber hinaus haben sich die Volksparteien angestrengt, dem 
Wahlvolk die These von der „Unregierbarkeit” moderner Demo- 
kratien unwiderleglich zu beweisen. Der sichere Griff, mit dem sie 
die schwierigste aller Fragen, die Zuwanderungsproblematik, als 
lösbar suggerieren, beweist schlagend, daß Überlegungen zur 
„Unregierbarkeit” sogar dann nicht beherzigt werden könnten, 
wenn sie verstanden würden. Das kurzfristige Interesse, die näch- 
sten Wahlen zu bestehen, verbietet es, komplexe Problemlagen 
ehrlich zu erörtern. 

Die vor dieser Kulisse inszenierte Berliner Demonstration wird 
in ihrer Wirkung wahrscheinlich verpuffen, weil sie in Wahrheit 
ohne die Kommentare der New York Times und die Angst vor den 
Investitionsabsagen japanischer Firmen erst gar nicht zustande ge- 
kommen wäre. 

Bei alledem bringen Streibl und Waigel mit ihrer Weigerung 
teilzunehmen nur auf den Punkt, was an Sorgen in den Köpfen je- 
ner, die nun demonstrieren gehen müssen, ohnehin herumspukt. 
Das beifällige Lob, das Franz Schönhuber seinen bayerischen Ge- 
sinnungsfreunden zollt, ist übrigens nur ein Vorgeschmack. Der 
Bundestag kann sich bei einer Verfassungsänderung schon jetzt 
des gedämpften Beifalls der Rechtspopulisten sicher sein. Können 
sie doch darauf hinweisen, daß nun endlich jene Forderungen auf- 
genommen werden, für die sie noch vor zehn Jahren von den im 
Bundestag sitzenden Parteien geschmäht wurden. 

Es bleibt also dabei: ob sich der Belagerungsring von rechts um 
diese Republik weiter zuzieht, hängt von dem Verantwortungsbe- 
wußtsein, der Rechtsstaatlichkeit und der Standfestigkeit der SPD 
ab. Deshalb sollte die liberale Öffentlichkeit am 14.11. in Bonn je- 
nen Parteimitgliedern, die der Verfassung die Treue halten, demon- 
strieren, daß sie in diesem Lande nicht alleine sind. 

Micha Brumlik (taz vom 3.11.92) 


Brände löschen mit den Biedermännern? (Il) 


Bei der Berliner Demonstration geht es darum, den demokratischen Konsens so breit wie möglich zu gestalten, 
um das Grundrecht auf Asyl zu verteidigen — meint mit Christian Semler ein anderer Teil der Linken 


brannten, reagierte die demokratische Öffentlichkeit mit einer 

zweifachen Forderung: der Staat muß die ihm zu Gebote stehen- 
den Zwangsmittel rückhaltlos gegen den rechtsradikalen Mob einset- 
zen und die Bürger-Gesellschaft muß durch Massendemonstrationen 
wie durch couragiertes Auftreten jedes Demokraten gegenüber der 
„AsyIschwemme“-Hysterie die Initiative zurückgewinnen. Beide Ziele 
waren und sind nur zu erreichen, wenn sich zur Verteidigung des 
Rechtsstaats und der Demokratie Koalitionen bilden, die die politi- 
schen Lagergrenzen überschreiten. Unmittelbar nach Rostock wurde 
das Beispiel des französischen Präsidenten Mitterrand, der zwei Jahre 
vorher an der Spitze einer Hunderttausende zählenden Demonstration 
gegen die Schändung jüdischer Grabmäler marschiert war, ins Feld ge- 
führt, um gleiches von Weizsäcker zu fordern. Mit einiger Verspätung 
reagierte der Bundespräsident. Er übernahm die Schirmherrschaft für 
eine parteienübergreifende Demonstration gegen Ausländerhaß und 
Rassismus am 8. November in Berlin. | 

Gegen diese Demonstration werden moralische und politische Ein- 
wendungen geltend gemacht. Deren wichtigste lautet: Mit den Brand- 
stiftern ist keine erfolgreiche Löschaktion möglich. War es nicht Volker 
Rühe in seiner damaligen Funktion als Generalsekretär der CDU, der 
mit seiner Aufforderung, die „Asylantenflut” zum beherrschenden 
Thema der Innenpolitik zu machen, zum eigentliche Urheber des aus- 
länderfeindlichen Massenwahns wurde? Und, noch gravierender: ist 
es nicht der Bundeskanzler in Person, der, um eines angeblich drohen- 
den Staatsnotstandes Herr zu werden, das Grundgesetz dadurch bre- 
chen will, daß er verfassungsändernde Gesetze zum Asylrecht mitein- 
facher Mehrheit durchpeitschen will? Alles nur Lug und Trug? Die ein- 
zig mögliche Antwort auf diese Argumente lautet: Jetzt erst recht! 


Die Entlarvungsstrategie ist 
heute unnützer denn je 


S in Rostock-Lichtenhagen die Unterkünfte der Asylbewerber 


In der gegenwärtigen Situation ist die Entlarvungsstrategie noch 
hilfloser, noch unnützer, als sie es immer schon war. Es kommt 
. nicht darauf an, Kohl, dem Heuchler, die Maske des Biedermanns 
vom Gesicht zu reißen. Es kommt nicht darauf an, mit denjenigen 


allein zu bleiben, die durch ihr Denken wie durch ihre Praxis längst 


bewiesen haben, daß sie für eine menschenfreundliche Gesell- 
schaft eintreten. Ziel der Demonstration muß es sein, die an ihr teil- 
nehmenden Vertreter der politischen Klasse festzunageln. In dem 
Aufruf zur Demonstration, in den spät genug erfolgten politischen 
Erklärungen von Weizsäckers und anderer Demonstrationsunter- 
stützer findet sich schon jetzt genug Material für einen demokrati- 
schen Konsens, auf dessen Basis sowohl entschlossenes Handeln 
gegen den Mob als auch eine Verteidigung des Grundrechts auf 
Asyl eingefordert werden können. Daß dies so ist, beweist die Re- 
aktion der CSU. Wir werden Zeugen eines politischen Differenzie- 
rungsprozesses auf der Rechten, an dessen Ende die Abspaltung 
des nationalistisch-populistischen Flügels der Christdemokraten 
stehen könnte. Für die Verteidigung der Demokratie ist jeder 
Schritt, der eine solche Entwicklung befördert, nicht schädlich, 
sondern nützlich. 

Wer „beschmutzt” sich eigentlich durch die gleichzeitige Teil- 
nahme des politischen Gegners an der Demonstration? Die Vertre- 
ter der „politischen Klasse” oder die engagierten Demokraten und 
Ausländerfreunde? Das Führungspersonal der politischen Parteien 
verabscheut jeden plebeszitären, direkt-demokratischen Luftzug. 
Sich mit den Teilnehmern einer Massendemonstration gemein zu 
machen - und sei es auch in der ersten Reihe - beinhaltet das Ein- 
geständnis, daß die Verteidigung der Demokratie nicht von dem 
noch so transparenten gläsernen Neubau in Bonn am Rhein gelei- 


stet werden kann, daß der Souverän eben auf mehr Anspruch erhe- 
ben kann als auf das Kreuzlein alle vier Jahre. u 

Die Demonstranten, soviel ist sogar den Politikern klar, werden 
keine dumpfe, manipulierte Applausmaschine abgeben, obwohl 
manche, auch bei den Linken, das so sehen wollen. Sie werden zu- 
hören und urteilen. Sie werden auch den Mitdemonstranten zuhö- 
ren, die sich nicht in abweisenden, hermetischen Oppositions- 
blöcken verschanzen. Wo gibtes sonst die Gelegenheit, mit Leuten 
aus dem Haus, aus der Nachbarschaft zu sprechen, die niemals an 
einer Demo teilgenommen hätten, wären sie nicht vom Bundes- 
präsidenten dazu eingeladen worden? Und was kann aus einer sol- 
chen Teilnahme für ihr künftiges politisches Selbstbewußtsein fol- 
gern? Es wäre ein gefährlicher Fehler, aus den schäbigen Absichten 
eines Großteils der Veranstalter auf ebenso schäbige politische Fol- 
gen der Berliner Demonstration zu schließen. Eine Manifestation 
von 100.000 Menschen wird nicht nur diejenigen stärken, die sich 
an ihr beteiligen. Sie wird das politische Klima in diesem Land ver- 
ändern. Sie wird damit auch das Geschäft derer erschweren, die 
unter Hinweis auf den angeblich drohenden allgemeinen Volks- 
zorn behaupten, die Abschaffung des Artikels 16 dulde nicht mehr 
den geringsten Aufschub. 

Sicher haben die Veranstalter die Demonstration nicht zuletzt 
beschlossen, um kritische Stimmen des Auslands zu beruhigen. 
Aber weit davon entfernt, beruhigt zu sein, werden diese demokra- 
tischen Kräfte, diebisher mitangehaltenem Atem die gesellschaftli- 
che Tatenlosigkeit in Deutschland angesichts des Terrors verfolg- 
ten, sich zu kräftigeren Interventionen ermutigt fühlen. Und ihre 
Ansprechpartner werden, das lehrt die bisherige Erfahrung, nicht 
nur und nicht in erster Linie unter den Vertretern der politischen 
Klasse zu finden sein. 

Die Ausländer, vor allem die politisch: Engagierten, werden 
neuen Mut schöpfen, die jüdischen Mitbürger, deren Organisatio- 
nen übrigens ausnamslos zur Teilnahme an der Demonstration auf- 
gefordert haben, werden in den Demonstranten Menschen erken- 
nen, die, wenn nötig durch persönlichen Einsatz, für ihre Sicherheit 
eintreten werden. All diese positiven Wirkungen werden davon ab- 
hängen, daß an dieser Demonstration wirklich die Massen teilneh- 
men, auch die linken Massen. Wer für das Grundrecht auf Asyl, 
wer für eine humane Einwanderungspolitik, wer für gesellschaftli- 
che Mobilisierung gegen den Terror eintritt, der wird auch und ge- 
rade am 8. November eine politische Ausdrucksmöglichkeit fin- 
den. Ich plädiere für die Teilnahme. 

Christian Semler (taz vom 3.11.92) 
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58 Farbe bekennen 


Nachholbedorf 


Weihnachtliche Lichterketten allein überwinden nicht den Ausländerhaß, aber sie setzen Hoffnungszeichen 


Ganz klar, die moralischen Puristen argwöhnen, daß sich viele Teil- 

| nehmer an der Lichterkette vor allem ein gutes Gefühl und ein Alibi 
für das „schönste Fest des Jahres” verschaffen wollen. Das mag so 
sein. Es gehen ja auch manche zur Christvesper, weil sie sich einen 
Ablaß für nicht geleistete Taten der Nächstenliebe besorgen möch- 
ten. Immerhin, sie gehen, und vielleicht haben sie Glück und geraten 
aneinen Pfarrer, der die Botschaft der Hirten auf dem Felde nicht als 
ein fernes und abstraktes biblisches Ereignis kommentiert, sondern 
der seiner Gemeinde bewußtzumachen versteht, daß sich diese Bot- 
schaft, durch das Ereignis von Bethlehem veranlaßt, ganz entschei- 
dend auf das friedliche Zusammenleben der Menschen aller Rassen 
und Hautfarben bezieht. Weder die Kerzen in den Fenstern noch die 
Lichterketten-Demo sollten als ein Stück politisches Showbusineß 
denunziert werden. Wer da mitmacht, wer einen kleinen Verzicht 
auf weihnachtlichen Komfort leistet, ist ein Zeuge gegen den Ungeist 
des Rassismus und Antisemitismus und jeglicher Gewalt. 


Ganz klar, daß sich keiner, der mitmacht, von der Pflicht dispen- 


sieren kann, im eigenen Umfeld dabei zu helfen, daß anderen, die 
verstockt oder nur begriffsstutzig sind, ein Licht aufgesteckt wird. Die 
Frauen und Männer, die anderswo Lichterketten gebildet haben, 
müssen nicht gleich als deutsche Lichtgestalten idolisiert werden. 
Immerhin, sie haben ein gutes und wichtiges Signal gegeben. Berlin 
hat etwas nachzuholen. 


Von einem amerikanischen Freund aus Stanford bekam ich ge- 
stern einen Brief, in dem es heißt: „Die jüngsten Nachrichten aus 
Deutschland, die Massendemonstration in München und anderen 
Städten gegen die alarmierende Scheußlichkeit früherer Manifesta- 
tionen der rechten Irren lassen mich zum ersten Mal seit einigen Mo- 
naten Hoffnung schöpfen. Endlich machen auch anständige Deut- 
sche vonsich reden, und das ist beruhigend. Vielleicht bin ich zu op- 
timistisch. Ich hoffe nicht.” Ich würde diesem Freund gern berichten, 
daß die Stadt, von der so viele Male Zeichen des Horrors ausgegan- 
gen sind, den Ernst der Stunde erkannt hat. 

‘ Klaus Bölling (taz v. 22.12.92) 


- Legenden, Mythen und Lügen 


Im Getümmel von 350.000 auf der Berliner Demonstration gegen Fremdenhaß hat nicht nur die taz den Überblick 
verloren/ Auch bei anderen Medien stand nur eines im Vordergrund: die Randale auf der Abschlußkundgebung 


Berlins Regierender als Wortschöpfer: „Demonstrations-Terrori- 
sten” hätten es geschafft, das Bild Deutschlands im Ausland und in 
Berlin nachhaltig zu desavouieren. Statt einer Demonstration, mit 
der die Gemeinsamkeit der Demokraten für alle sichtbar unterstri- 
chen worden wäre, nun Bilder von Krawall und Farbeiern auf den 


Bundespräsidenten. Und der Hessische Landesverband der Grü- 


nen stößt mit seiner Stellungnahme in das gleiche Horn: Die links- 
radikalen Gruppen hätten „gezeigt, daß es bei ihrer Aktion nicht 
um Flüchtlinge oder Menschenrechte, sondern um einen Kampf 
gegen die Demokratie und den Rechtsstaat geht.” Konrad Weiß 
faxte aus Bonn gar, die „Linksradikalen haben ihr wahres Gesicht 
gezeigt. (...) Diese autonomen Faschisten sind nicht besser als ihre 
braunen Gesinnungsgenossen und feige Verbrecher wie diese.” 

Tatsächlich haben es die „Autonomen“ mit ihrer Störaktion ge- 
schafft, daß nun nicht mehr über die Demonstration selbst geredet 
wird, sondern die unterschiedlichen politischen Interessen die Ei- 
erwürfe instrumentalisieren. Fürwahr ein „voller Erfolg”, wie Auto- 
nomen-Vertreter erklärten - siehe unten —, und nur mit einem mini- 
malen Aufwand erzielt. Einzige Voraussetzung war, zur rechten 
Zeit am rechten Ort zu sein. | 

Im Lustgarten war wenig von den Aktionen mitzubekommen. 
Bevor die beiden Demonstrationszüge den Platz der Kundgebung 
im Lustgarten erreicht hatten, war bereits ein Teil des autonomen 
Bündnisses auf dem Platz präsent und hatte sich direkt an den Ab- 
sperrungen zur Bühne niedergelassen. Zahlreiche Transparente 
auf denen das politische Establishment als Heuchler denunziert 
wurde, prägten das Bild aus Sicht der Rednertribüne. 

Im Prominentenbereich machten sich Irritationen breit, weil 
Kohl und einen Teil der Autonomen nur noch ein kleines Absperr- 
gitter und eine dünne Polizeikette trennte. Wohl selten prallten so 
unterschiedliche Milieus so dicht aufeinander, sah diese Regierung 
diesem Teil der Regierten einmal so direkt ins Gesicht. Und dann 
kam die gegenseitige Bekundung heftigen Unwillens. Selbst wenn 
vereinzelt auch Steine geflogen sein sollten — kein Beobachter 
konnte die Geschosse genau ausmachen -, es ging um eine wü- 
tende, teilweiße auch haßerfüllte Bekundung des Unwillens gegen 


die politische Führung und nicht um einen gewaltsamen Angriff. 

» Als die Kundgebung begann, erhielten diejenigen, die sowieso 
nichts hören wollten, von diesen Politikern unerwartet technische 
Schützenhilfe. Die Lautsprecher fielen aus, Richard von Weizsäk- 
ker bewegte nur noch unhörbar die Lippen. Hinter der Bühne, rund 
um Helmut Kohl, wußte man gar nicht mehr, was vor sich ging, be- 
reits 200 Meter vor der Bühne auch nicht mehr, und die Fernsehka- 
meras fingen einen tonlosen Weizsäcker ein, der von Polizei mit 


'Plexiglasschildern gegen Eierwürfe abgedeckt wurde. Das Chaos, 


die wechselseitige Sprechlosigkeit, war perfekt und wurde noch 
gesteigert, als die Polizei über die Absperrungen sprang, um die po- 
tentiellen Eierwerfer außer Wurfweite zu drängen. 

Hinter dieser emotionalen Konfrontation zwischen Autonomen 
und Establishment verschwand in den Fernsehbildern die übrige 
Demonstration. Fast eine halbe Million Menschen, die, überwie- 
gend skeptisch, aber zum Zuhören bereit waren, gingen mit ihrem 
Anliegen unter. 

Als die Rede Weizsäckers wieder zu verstehen war, wurde vor 
allem geklatscht, als der Bundespräsident versicherte, mit der 
Würde des Menschen sei nicht die Würde des Deutschen, sondern 
aller Menschen gemeint. Es gab zwar Gruppen, die in Parteiblök- 
ken organisiert gekommen waren, aber ganz überwiegend hatten 
die Leute selbstfabrizierte Plakate in der Hand, waren nicht wegen, 
sondern trotz der Beteiligung des Bundeskanzlers zu der Demon- 
stration gekommen, um für das Recht auf Asyl und gegen Rassis- 
mus auf die Straße zu gehen. Das schließt ein „Ja zu diesem Staat“, 
wie Bundeskanzler Kohl die Motive am Montag zusammenfaßte, 
nicht aus, war aber ganz sicher vor allem die Sorge darum, was aus 
diesem Staat werden könnte. Zum Teil hatRichard von Weizsäcker 
diese Sorge zum Ausdruck gebracht, hat stellvertretend für viele, 
die im Lustgarten versammelt waren, beklagt, welchen Einfluß 
Rechtsradikale auf das innenpolitische Klima der Republik genom- 
men haben. Für Hans-Jochen Vogel, SPD, war wichtig, daß „so 
viele Menschen gegen Fremdenhaß auf die Straße gegangen sind”. 
Daran ändert auch das Pfeifkonzert einiger Autonomer nichts. 

Jürgen Gottschlich (taz vom 10.11.92) 


„Alsterleuchten“ am 13.12.92 
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Antitaschismus mit der Kerze 


Protest auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner als Pop: Even 2.000.000 Christenmenschen can be wrong 


Tausende, Hunderttausende waren dabei, aber die meisten haben’s 
mal wieder nur im Fernsehen gesehen: Kerzen, Lichter, massenweise 
und - telegen, ohne Zweifel. Ein Schelm, wer da noch Böses denkt. 
Hat es nicht schön gebrannt? Hat es dem späten Switcher nicht aufs 
wärmste heimgeleuchtet? Ist das am Ende „Utopie“? 

Zumindest war es „ästhetisch“. Doch daß die Lichterketten von 
München und Hamburg sich im Fernsehen so gut machten, liegt 
nicht zuletzt daran, daß sie im Grunde auch fürs Fernsehen gemeint 


waren. Erst in der Luftaufnahme, der Totalen von oben, wird klar, was 


der tiefe gemeinsame Wunsch hinter dem scheinbar so individuell 
leuchtenden Come Together war. Vor einem imaginären Auge, das 
alles sieht, sollte der Beweis erbracht werden, daß hier unten auch 
reine Seelen brennen: Gott ist nicht tot, und noch ist Deutschland 
nichtverloren. 


So verständlich und correct dieser Wunsch zunächst auch schei- 
nen mag, so zeigt er bei näherem Hinsehen doch zweierlei: Zum ei- 
nen wird nur allzu deutlich, daß es - dem egalitären Charakter des 
Spektakels zum Trotz - auch eine Sehnsucht nach Autorität ist, die 
hier ausagiert wurde; man glaubt, ein verzerrtes, ein ungerechtes Bild 
abgegeben zu haben vor der Welt und will sich nun vor einer überin- 
dividuellen Instanz ins richtige Licht rücken - eine profane Form der 
Absolution. Zum anderen, was gewichtiger ist: Die kollektive Mani- 
festation von Ausländerfreundlichkeit gilt gar nicht so sehr dem vor- 
geblichen Objekt und Gegenstand der Werbung — den Ausländern, 
die in Deutschland leben; vielmehr handelt es sich um eine Demon- 
stration im Wortsinn: In einer Variante des Zeigens feiert ein Kollektiv 
sich selbst. Die Botschaft dieses Massen-Menetekels soll lauten: Wir 
sind das (bessere) Volk. 


Sicher istes kein Zufall, daß im Zentrum solcher Psycho-Logik die 
Feuer-Symbolik steht. Das Feuer, das hierzulande real Menschenle- 
ben ausgelöscht hat, kehrt in einer symbolischen, sakralen Form zu- 
rück: als Gegenzauber, der das Böse auf handhabbare Formen zu- 
sammenbannt. Nazis, Fremdenhasser? | wo, wir doch nicht. Die As- 
soziation zum christlichen Purgatorium liegt mehr als nahe, aber es 
ist eine Billigversion. Licht an, Fackeln raus, Gesinnung rein — quod 
erat demonstrandum. So schnell geht das. Und kostet nur ein kleines 
Kerzlein. Der Soundtrack dazu wird gar gänzlich kostenfrei geliefert: 


von Pfefferminzprinzen, blauen Engeln, konvertierten Hardrockern, 
kölschen Dialektpoeten und anderen Menschen guten Willens. 


Unter dem Handlungsdruck, den der mörderische Rechtspopulis- 
mus ausgelöst hat, ist der Antifaschismus mit der Kerze offenbar der 
kleinste gemeinsame Nenner geworden, auf dem man sich noch gu- 
ten Gewissens zu treffen traut. Auch kein Zufall ist es sicherlich, daß 
die Aktionen von München und Hamburg von sogenannten Medien- 
menschen initiiert wurden (vom Frankfurter Protest der telegen ab- 
rockenden Pop-Profis ganz zu schweigen): Sie allein haben das rich- 
tige Gespür für die symbolische Ebene, auf der populäre Konflikte 
heutzutage verhandelt werden. Sie sind eine stille Form der Exeku- 
tive. Denn sie erst lenken den Massenwillen in die Bahnen, über die 
er sich selbst nicht so recht klarwerden will. In einer Situation, in der 
Politik sich in Public Relations aufgelöst hat, holen die Medienmen- 
schen, die „Macher“, die Defizite nach, die die offiziellen Volksver- 
treter auf dem Feld der Ersatzhandlungen hinterlassen haben. Sie 
schließen mit ihrer Form der Macht symbolische Lücken; und der Ju- 
bel ist dann um so größer, je mächtiger der überdimensionale Spiegel 
sich über den Köpfen wölbt. Wie klein das Lichtlein der Aufklärung 
dabei geworden ist. 


Aber, Hand aufs Herz: Ist das nicht der unhintergehbare Zustand 
in einem Zeitalter, das bis vor kurzem noch als Zeitalter der „Simula- 
tion“ bezeichnet wurde? Und überhaupt: Kann man das nicht ein- 
fach mal hinnehmen, dieses bißchen Kirchengemeinde, dieses biß- 
chen später Böll? 

Das schon. Popkultur hat immer ihr momentgebundenes Recht, 
und wenn der Lichterzauber schüchternen Protestlern zum Coming- 
out verholfen hat, ist das mehr als nichts. Bloß: Ein Kerzlein macht 
noch keineN AntifaschistIn, und eine Asthetisierung des guten Wil- 
lens noch lange keine Ästhetik des Widerstands. Even 2.000.000 
Christenmenschen can be wrong! Die Selbstinszenierung der schö- 
nen Deutschen als gute Masse wird auf die Dauer nicht von gewissen 
Analysen entbinden. Schon gar nicht wird er die Frage erübrigen, wo 
hinter dem schönen Schein viel weniger schöne Wirklichkeiten ver- 


(graben sind. Einen Gott der Geschichte gibt es zwar nicht mehr, aber 


vielleicht noch einen Engel. Und der steht, wie man weiß, mit dem 
Rücken zum Paradies. Thomas Groß (taz v. 16.12.92) 


60 Farbe bekennen 


Ganz Berlin war eine Kerze 


Über 200.000 nahmen am ersten Weihnachtsfeiertag an der stillen Demonstration gegen Fremdenfeindlichkeit teil 


Uhr - eine Staumeldung der besonderen Art. Die Lichterkette ist 

geschlossen. Über zwölf Kilometer stauen sich auf der gesamten 
nördlichen Fahrbahn - vom Lustgarten bis zum Theodor-Heuss-Platz — 
die Kerzenträger. Fast keine Taschenlampe ist zu sehen, nur lauter 
Christbaumkerzen, Haushalts-, Wind-, Tee-, und Grablichter, Fackeln, 
Wunderkerzen und windgeschützte Lichtchen in Gurken- und Mar- 
meladengläsern. 200.000, vielleicht aber auch 250.000 Menschen ha- 
ben sich an diesem kältesten Weihnachtstag seit 23 Jahren zur Ost- 
West-Achse aufgemacht, um zu zeigen, daß in dieser Stadt kein Platz 
ist für Rassisten und Fanatiker, für alte und neue Neonazis, für Antise- 
miten und Brandstifter. 


Alleine zwischen Brandenburger Tor und Lustgarten tanzen über 
50.000 Lichter und flackern gegen den Haß und die Gewalt. „Ich 
möchte nicht ins Theater”, jammert ein Steppke seine Eltern an, „son- 
dern bei der Lichterkette bleiben.“ Einerfranzösischen Touristin stehen 
die Tränen im Gesicht, eine amerikanische Besucherin verknipst mit 
Profi-Winder ganze Filme. Relativ unbeachtet stehen auch einige Poli- 
tiker herum. Der Regierende Bürgermeister, Eberhad Diepgen, be- 
zeichnet die Lichterkette als „Weihnachtsbotschaft ohne Worte, die 
beredt für Berlin und die Bundesrepublik Deutschland spricht“. 
„Wenn Lichter schreien könnten“, sagt Miriam Goldschmidt vom Jüdi- 
schen Kulturverein, ‚dann müßten den Bonner Politikern jetzt die Oh- 
ren klingen.“ 

Auf der Fahrbahn am Kaiserdamm schiebt sich ein rauschebärtiger 
Endvierziger durch die Menge. Hoch erhoben trägt er einen vierarmi- 
gen Leuchter, schwer verziertes Gründerzeitkupfer, die Kerzen flak- 
kern wie im Dracula-Film. Ihm begegnet eineschmale Frau, diemitder 
einen Hand ihre zu klein geratene Kunstpelzmütze auf dem Kopf fest- 
hält, mit der anderen ein Gurkenglas balanciert, worin das Kerzenlicht 
in schöner Ruhe glänzt. Diebeiden lachen sich an und sind schon wie- 
der weiter. Von fern klingen die Glocken der Lietzenseekirche. 

Der Einsatzleiter, Haupt- 
kommissar Drechsler, steht mit 
seinem Funkwagen eingekeilt 
am Lustgarten. Nur 250 Bereit- 
schaftspolizisten dirigiert er, 
„kein Eingreifen, auch wenn 
Querstraßen blockiert werden 
sollten”, heißt der Abendbefehl. 
Viele Querstraßen sind um halb 
sieben durch Kerzenreihen ge- 
sperrt. 


D: Nachricht geht durch die Reihen, etwa um viertel nach sechs 


Kerzen 
auf der 
Rollstuhllehne 


„Ihr seid die Nazis“, schreitein 
wütender Kombibesitzer an 
der Schloßstraße. „Halten Sie 
mal die Luft an“, entgegnet der 
Wachhabende, „das dient hier 
einem guten Zweck.“ Vor der 
Polizeiwache am Kaiserdamm 
1 stehen zwei junge Polizistin- 
nen mit selbstgebastelten Fak- 
keln.und lächeln glücklich. 
„50 schön war Weihnachten 
noch nie“, sagt eine. 

In Löchern eines Gullydek- 
kels haben ein paar junge 


Leute, denen die Finger kalt wurden, vorübergehend ihre Kinder- 
fackeln festgeklemmt, es sieht beinahe aus wie ein Lagerfeuer. 
Zwei Inderinnen, in ihre bunten Saris gehüllt, beugen sich vorsich- 
tig über die Lichter. Jemand möchte sie fotografieren. Sie blicken 
hinüber, halb amüsiert, halb furchtsam: „Aber bitte nicht in einer 
Zeitschrift veröffentlichen.” Man kann nicht wissen, wie lange der 
Schutz der Lichterkette anhält. 

„Auf morgen kommt es an“, sagt eine Frau im Rollstuhl, die 
gleich mehrere Kerzen auf der Armstütze festgewachst hat. Neben 
ihr steht ein Ghetto-Blaster im New Yorker Format. Sie legt eine 
Kassette ein. Mahalia Jacksons gewaltige Alt-Stimme klingt über 
die Bismarckstraße. An einer anderen Stelle singen Jugendliche 
„We shall overcome” und wieder anderswo „Das Licht ist aufge- 
gangen... So sind gar viele Sachen, die wir getrost belachen, weil 
unsere Augen sie nicht sehn“. bi 

Um sieben Uhr haben sich die vielen Familienpulks an die Kälte 
gewöhnt. Sie wollen nicht nur so einfach nach Hause gehen und 
fangen an zu basteln. Kinder, Mütter, Väter tröpfeln und kleben 
ihre Kerzen auf die Randsteine, auf Geländer, in Häusernischen. 
Im Nu entstehen Lichterbänder, formen sich zu Kringeln und 
Schlangen. Ein Windstoß bläst viele Kerzen aus, andere wirft er 
um. Helfer drängen heran, bilden einen lebendigen Windschutz, 
zapplige Kinderhände kleben die Lichter wieder fest, zünden ss 
neu an, arrangieren sie um. Am besten geht es auf den Metall- 
sockeln der Straßenlaternen. Da wachsen ganze Kerzenburgen. 

Stunden später, als alle Menschen längst wieder zu Hause sind, 
flackern immer noch zahlreiche Lichter am Straßenrand. Um die 
schlichten Holzkreuze am Ernst-Reuter-Platz, aufgestellt von Stu- 
denten für die Opfer der rassistischen Gewalt des Deutschlands 
von 1992, lodern die roten Grablichter morgens um zwei Uhr im- 
mer noch. 

Anita Kugler (taz vom 28.12.92) 


Foto: Andreas Schoelzel 
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Berlin, 20.4.92: Sharp-Skins auf der Antifa-Demonstration 


Skinheads als Antifaschisten 


Nicht alle Glatzen stehen rechts: Die „Skinheads Against Radial Prejudice” 
(S.H.A.R.P.) befürworten militante Aktionen gegen Rechtsradikale 


schichtsunterricht mit kurzgeschorenem Schädel, Jeans und ro- 

ten, schweren Stiefeln - ein 17jähriger Skinhead, eine Glatze wie 
aus dem Bilderbuch. Plötzlich fragte ihn seine Lehrerin: „Welches 
Wohnheim zündest du demnächst an?“ J.B., ein stämmiger Junge, war 
sprachlos. Wie konnte ihm seine Lehrerin mit solcher Ablehnung be- 
gegnen? Sie kannte ihn doch schon seit längerem und wußte um seine 
politische Einstellung, als er noch mit langen, verfilzten Haaren her- 
umlief. Vielleicht hätte die Lehrerin anders reagiert, wenn sie den Auf- 
näher auf seiner schwarzen Bomberjacke gesehen hätte. Da steht, 
deutlich sichtbar, in schwarzer Schrift „Skinheads Against Racial Pre- 
judice“ (S.H.A.R.P.), zu deutsch „Skinheads gegen rassistische Vorur- 
teile”. 

J.B. ließ sich vor knapp einem Jahr zum Skinhead umfrisieren. 
Warum? „Alle Jugendbewegungen sind doch mehr oder weniger ver- 
marktet, guck dir den Punk an. Selbst Garfield tritt mittlerweile als Punk 
auf. Skinhead hat etwas mit Rebellion zu tun. Als Skinhead schreckst 
du halt Leute ab, schaffst du Distanz.” Weil aber S.H.A.R.P.-Skins sich 
von ihren rechten Pendants bis auf den Aufnäher kaum unterscheiden, 
sind J.B. und seine drei S.H.A.R.P.-Freunde Bernd (20), Ollie (17) und 
Thomas (18) mißtrauische Blicke mittlerweile gewöhnt. Vor allem von 
jungen Türken, die ebensowenig wie die Lehrerin wissen, mit wem sie 
es zutun haben. Manchmal kommen die Skins dann schon in heikle Si- 
tuationen, werden mit Messer oder Pistole bedroht - passiert ist ihnen 
jedoch noch nichts. „Im allgemeinen kann man den Türken erklären, 
was ein S.H.A.R.P.-Skin ist, und manchmal kommt man sogar ins Plau- 
dern, sozusagen von Antifaschist zu Antifaschist”, erzählt Bernd. 

Skinheads, die sich als Antifaschisten begreifen? Das scheint nicht 
hineinzupassen in jenes Bild der dumpf gröhlenden Schlägerbanden, 
die vor Asylbewerberheime ziehen, Ausländer terrorisieren oder wie 
in Mölln ein Wohnhaus anzünden. Mit diesen „Nazi-Idioten, die mit 
einer Glatze herumlaufen und ‚Deutschland den Deutschen‘ 
schreien“, aber wollen J.B. und seine Freunde nichts zu tun haben. 
Auch nicht mit den Red-Skins, den „Roten“ in der Szene, die für J.B. in 
Berlin einfach nur „Stalinisten“ sind: „Von Marx und Lenin halte ich 
nicht viel. Diese ganzen -Ismen, die passen doch nicht mehr in unsere 
Zeit.” Für ihn und seine Freunde steht fest: Sie selbst sind die wahren 
Skins, die Gralshüter der ursprünglichen Skinhead-Szene. Sie entstand 


V: kurzem hat sich J.B. wieder einmal geärgert. Da saß er im Ge- 


in den sechziger Jahren als proletarische 
Subkultur gegen die Hippiebewegung der 
Mittelschichten in England und hatte ‚Ver- 
bindungen zur schwarzen Reggae-Bewe- 
gung. Als jedoch ein Teil der Szene sich 

- Mitte der siebziger Jahre faschistischen Or- 
ganisationen zuwandte, reagierten andere 
mit der Gründung der S.H.A.R.P.-Bewe- 
gung - und mit Losungen gegen den Rassis- 
mus. 

Für die Widersprüchlichkeit dieser Ju- 
gendkultur steht in der Gruppe Bernd. Mit 
13, so erzählt der Abiturient, habe er sich 
noch mit Türken geprügelt. Heute arbeitet er 
mit der „Antifasist Genclik“ zusammen, ei- 
ner autonomen antifaschistischen Gruppe 
junger Türken aus Kreuzberg: „Ich habe frü- 
her die ‚Böhsen Onkelz’ (Skinhead-Kult- 

a Band mit rechtem Hintergrund — d. Red. ) 
f’ gehört und fand das mit Hitler alles ganz gut 
in meiner kindlichen Unwissenheit. Türken 


Foto: David Baltzer/ Sequenz waren für mich Menschen, die irgendwie 


Arschlöcher waren. In was für einem rassi- 
stisches Umfeld ich mich damals bewegte — 
das war mir gar nicht bewußt. Wenn ich auf 
jemanden gestoßen;.wäre, der mich aufge- 
griffen und politisiert.hätte, wäre ich viel- 
leicht heute ein Nazi.“ So, als wolle er an 
seiner Bekehrung keinen Zweifel lassen, 
trägt Bernd mittlerweile ein schwarzes T- 
Shirt der britischen Ska-Band „Blaggers 
1.T.A“, auf dem ein Kurzgeschorener seinen 
Baseball-Schläger gegen das Keltenkreuz schwingt, das Symbol der 
rechten Skins in England. Darunter prangt der Schriftzug: „Fight fa- 
cism“. 

Politik spielt in der Gruppe - neben der Musik von Gruppen wie 
„Mothers Pride“, „The Butlers“ und „Blechreiz“ und den modischen 
Accessoires der schweren „Boots“, den Jeans, karierten Hemden und 
Hosenträgern - eine herausragende Rolle. Flugblätter schreiben oder 
wie Ollie auch schon einmal mit anderen ein Asylbewerberheim 
schützen - das hebt sie heraus, auch aus der Masse der Skins. Die 
Gruppe aus dem Südwesten Berlins, wo schmucke Reihenhäuser das 
Bild prägen, schweißt nicht nur die Ablehnung gegen die Rechten zu- 
sarnmen, sondern auch die gegen den Staat. Bernd, seit zwei Jahren ein 
S.H.A.R.P.-Skin, fühlt sich von „diesem System angegriffen und ange- 
wichst“. Er sei „gegen die Grundausrichtung, wo es nur um die Maxi- 
mierung des Gewinns geht. Die Eierwürfe auf den Bundespräsidenten 
finden daher ungeteilte Zustimmung. Der 18jährige Thomas, der eine 
US-Militärhose trägt, will sich von „einem wie Weizsäcker“, der in der 
Wehrmacht gedient hat und in einer Chemiefirma arbeitete, die an gif- 
tigem Entlaubungsmittel für den Vietnamkrieg verdiente, „nicht vor- 
schreiben lassen, daß ich keine Gewalt anzuwenden habe“. So hält er 
denn auch den Brandanschlag der Autonomen auf den unter rechten 
Skins und Neonazis beliebten Jugendclub „Judith Auer“ in Hohen- 
schönhausen für eine „gute Aktion“. Und Bernd, als Ältester in der 
Gruppe eine Art Meinungsführer, ergänzt: „Ich bin alles andere als ge- 
waltgeil. Wenn sie vermieden werden kann, soll sie vermieden wer- 
den. Ich lehne es auch ab, Bandenkriege unter einem politischen Ban- 
ner zu führen. Aber Militanz, wenn sie zielgerichtet ist, macht an der 
richtigen Stelle, zum richtigen Zeitpunkt Sinn.“ 

Ob sie immer Skinheads bleiben wollen? J.B. ist sich nicht ganz so 
sicher. Manchmal beschleichen ihn Zweifel. Etwa, als er auf einer S- 
Bahn-Station von einem deutschen Polizisten türkischer Abstammung 
angesprochen wurde: „Da höre ich hinter mir den Bullen sagen: ‚Hey, 
bist ein Nazi, bistein guter Deutsch-Mann, was.‘ Dieser Bulle, der die- 
ses System und diesen ganzen Staatsrassismus schützt, sagt zu mir 
‚Nazi‘. Das hat mich verdammt verwirrt. Ich bin in die S-Bahn einge- 
stiegen und habe mich den ganzen Tag geärgert“. | 

Severin Weiland (taz v. 14.12.92) 
Alle Namen wurden auf Wunsch der Betroffenen geändert. 
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62 Farbe bekennen 


Autonome als Demohelfer 


In Mölln demonstrieren mehr als zehntausend gegen Rassismus/ Autonome verhindern größere Krawalle 
zwischen türkischen Nationalisten und linksorientierten Türken und Kurden/ Möllns Bürgermeister bleibt zuhause 


der neben ihm läuft, am Arm, „das heißt nicht: ‚Wode Interna- 
Kr! er el, sondern ‚Hoch die Internationale Solidarität‘.“ Der 
so Aufgeklärte nickt eifrig, dann reihen sich die beiden Dreizehnjähri- 
gen wieder in den Chor der Demonstrantinnen ein und skandieren ge- 
meinsam: „Hoch die Internationale ...“, ; 
ur ea protestieren mehr als zehntausend Menschen gegen Ras- 
in ne en Samstag, an dem die Opfer der Brand 
ın ihrem türkischen Heimatort bei ird in 

I ur gesetzt werden, wi 
der schleswig-holsteinischen Kleinstadt ein besseres een 


Wi du“, sagt ein türkischer Jugendlicher und faßt den Jungen, 


‚ auf seinen Sto T 
ck estu ei 
Zen sgestutzt, allein nebe einem 
Block. „Nazis raus!” rufen f 4 | n eine schwar- 


es Ie Autonome j Ö 
brummt er iritfert und e’rcn dachte, das wäre Ein Schwegemasch” 
! | ndlere; varı weıgemarsch” 
die Nazis demonstriert h ee “ 
Aufgerufen zu der Protes 
amnesty international, 


deutsche und türkisch ürkische Orsganicat: 
Fast die eh ie! en. ganisationen und 


Noch einer fehlt, und das fi; 
Beginn der Kundgebung s im zur ersten Aus 


Ä einandersetzun 
Priester, sprechen. Doch nach er 


URRHIEE. u), 
un nel ein Hoca, ein türkischer 
migkeiten beiden Veranstaltern 


die diese nicht näher erläutern wollen, kommen auf dem Lautsprecher- 
wagen nur andere Redner zu Wort. Neben den türkischen auch ein 
kurdischer. Da schreien die ersten wütenden Stimmen, die ersten Fäu- 
ste fliegen in die Luft. Sofort versuchen türkische Ordner zu schlichten. 

Die Menge setzt sich in Bewegung. Diejenigen MöllnerInnen, die 


nicht auf der Straße sind, stehen am Rand oder an den Fenstern und. 


gucken zu. „Nee“, meint ein Berufsschullehrer, dessen SchülerInnen 
die ersten waren, die mit Protestkundgebungen auf das Attentat rea- 
giert hatten, „das ist ja jetzt eine politische Demonstration. Vor diesen 
Karren will ich mich nicht spannen lassen.” 
Fin Männerblock singt die türki- 
sche Nationalhymne, ruft „Türkiye, 
Türkiye” und schwenkt die Fahne mit 
dem Halbmond. Mittendrin ein paar 
türkische Jungmänner in Bomberjak- 
ken und schwarzen Baretts, mit 
Schlagstöcken und Tschakos in den 
Händen. „Graue Wölfe sind das, tür- 
kische Jungfaschisten“, behaupten 
Vertreter linksdemokratischer türki- 
scher Organisationen und auch Kur- 
den. 
Diese laufen direkt vor den Natio- 
nalisten her. Die rote Fahne mit Ham- 
mer und Sichel entrollt sich im Wind. 
Und dann dauert es nicht lange, bis 
die beiden Blöcke aneinandergera- 
ten. Erst wird die türkische Fahne zu 
Boden gerissen, dann dreschen die 
ersten mit Transparentstangen auf 
Köpfe ein, Steine fliegen. Die Polizei 
bleibt ruhig. Nach ein paar Minuten 
ist der Spuk vorbei. Autonome aus 
Hamburg haben Ketten gebildet und 
die rivalisierenden Gruppen ge- 
FotosArd trennt. 
‚ Andreas Herzau/ Signum Trotzdem gibt es zwei Verletzte: 
auf der einen Seite eine Türkin mit 
zerschlagenem Gesicht, auf der anderen Seite ihr Landsmann mit 
Wunden am Kopf und am Auge. „Wir wollen nicht mit Faschisten de- 
monstrieren“, hört man von den Linken. „Dies ist eine Demonstration 
ns Sssiemls in der ganzen Welt. Auch gegen den Rassismus in der 
„Diese PKK-Terroristen und Kommunisten”, meutern die Rechten. 
En können doch nicht gegen uns selbst demonstrieren.” Und ein 
a nenschwenker ergänzt: „Wir sind hier für die Opfer, wir sind die 
reinrassigen Türken.” Doch die meisten Demonstrantinnen verfluchen 
al „So eine Idiotie“, regen sie sich auf, „die machen alles 
nalen an ruhig weiter. Doch ein paar hundert wollen noch 
: andale. Wieder gibt es vier Verletzte, und wieder sind es die 

utonomen, die schnell reagieren. Sie stellen sich zwischen die aufge- 
brachten Gruppen, halten sie auseinander. Dann kommt auch die Poli- 
zei und trennt die Blöcke durch ein Doppelspalier. Möllner Türken ste- 
hen plötzlich auf unterschiedlichen Seiten. 

Die rund 100 Nationalisten, die sich die Türkenflagge um die 
Schultern gehängt haben, werden zur einen Seite des Platzes abge- 
drängt. Der Demonstrationszug läuft weiter zur Kundgebung. Am Ende 
bekommen die Autonomen ein ungewöhnliches Kompliment, noch 

' dazu von der „falschen“ Seite: „Die kennen wir sonst nur als Krawall- 
macher“, sagen Polizisten, „aber heute haben die uns wirklich gehol- 
fen. Bascha Mika (taz v. 30.11.92) 


Die Bedrohten 
unfworien 
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Samstag in Gelsenkirchen (1982) 


Der Riese ohne Stimme 


Der politische 
Türkische Unt 


Die BRD-Regierung förderte die Rüc 
mien“, erzählt Ahmet Güler, der Vorsitzen 
Unternehmervereins in Niedersachsen u 


chen, Seitdem investieren die Türken ihr 
gründen Geschäfte und Betriebe, kaufen F 
legen ihre Ersparnisse bei deutschen Bank 


Foto: Henning Christoph/Das Fotoarchiv 


Einfluß der Türkinnen in Deutschland steht in keinem Verhältnis zu ihrer wirtschaftlichen Macht / 
ernehmer fühlen sich vom Staat nicht geschützt und diskutieren deshalb einen Steuerboykoft 


in die Türkei gingen 1991 auf 1,9 Milliarden Dollar zurück. Das llag 
58° Sparvolumen schätzt man auf zwischen hundertzwanzig bis hun 
ertsiebzig Milliarden Mark. HE 

Von dh vierhunderttausend türkischen Haushalten sind inzwi- 
schen fünfunddreißigtausend Eigenheimbesitzer, dreiundachtzig Pro- 
zent aller Türken wollen hierbleiben. Das ist die Entwicklung der letz- 
ten fünf Jahre. Jedes Jahr werden von den ehemaligen Gastarbeitern 
tausendzweihundert neue Betriebe eröffnet. Nur noch fünfunddreißig 
Prozent der erwerbstätigen Türken sind einfache Fabrikarbeiter geblie- 
ben. Die Entwicklung verläuft rasant, die Döner-Zeiten sind längst 
passe. Dazu Güler: „Es fing alles ganz bescheiden in der Lebensmittel- 
branche an. Heute sind türkische Unternehmer vom Tourismus bis 
zum Transport, von Textilien bis zum Bausektor und dem Börsenge- 
schäft in hundertfünfzehn Branchen tätig. Sie beschäftigen viele deut- 
sche Arbeitnehmer. Das ist nur der Anfang. Von dem Riesenkapital, 
das noch schlummert, den Ersparnissen von bis zu hundertsiebzig Mil- 
liarden Mark, werden zur Zeit jährlich nur fünf bis sechs Prozent akti- 
viert. Wenn wir diesen Anteil auf dreißig bis vierzig Prozent erhöhen, 
kann man von einem Wirtschaftsriesen sprechen. Heute investieren 
türkische Unternehmer sechsmal soviel in Deutschland wie deutsche 
Unternehmer in der Türkei. Allein die Firma Tekfen beschäftigt viertau- 
send Deutsche in Halle.“ 
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Die Gründerzeit ist vorbei, eine Phase der Konsolidierung und Insti- 
tutionalisierung hat begonnen. Der Trend geht zu Großfirmen und Zu- 
sammenschlüssen. Der Türkisch-Deutsche Unternehmerverein in 
Niedersachsen und Bremen, der erste seiner Art, wurde erst vor zwei 
Jahren für Aus- und Weiterbildungszwecke, Beratung, Koordinierung 
und zum gegenseitigen Kennenlernen gegründet. „Am Anfang waren 
wir selbst überrascht, was es alles gab“, lacht Ahmet. „Es war span- 
nend, das herauszubekommen. Die Betriebe arbeiteten isoliert, 
kämpften mit Existenzsorgen und hatten keine Plattform. Mittlerweile 
gibt es in sechzehn Städten ähnliche Vereine, kürzlich haben wir einen 
bundesweiten Dachverband gegründet. Zu unseren Mitgliedern zäh- 
len deutsche Unternehmer.” 

Einfach war esnicht. Ähnlich wie die Juden in der Diaspora mußten 
Ahmet und seinesgleichen hart arbeiten und auf den Stabilitätsfaktor 
Großfamilie bauen, um sich behaupten zu können - und zwischen 
Welten vermitteln. Die Vermittlerrolle wurde nur durch die Kombina- 
tion zwischen Morgenland als Herkunft und Abendland als Standort 
möglich. 

Auf der einen Seite waren die deutschen Kunden, die pünktlich be- 
liefert werden wollten, auf der anderen Seite die türkischen Hersteller, 
die da nicht so penibel waren. Zu Anfang mußten Ahmet und andere 
Pioniere zwischen zwei Extremen lavieren. Auch heute tun sie das, 
wenn sie die Geschäftsinteressen ihrer Partner in Indien, Pakistan und 
Korea mit denen in Dänemark und Kanada auf einen gemeinsamen 
Nenner bringen. Das schafft kein Deutscher, da muß man in beiden 
Mentalitäten zu Hause sein. 

„Wir kurbeln die deutsche Wirtschaft an, zahlen Steuern, Solidari- 
tätsbeiträge und Sozialabgaben, und trotzdem werden wir gesondert 


behandelt“, sagt Ahmet energisch, und ich erkenne darin den Studen- 
ten von den Teach-ins an der Hacettepe-Universität. „Unsere wirt- 
schaftliche Potenz findet keine Entsprechung in der Politik, die Türken 
leben im politischen und sozialen Abseits. Wir haben keine Stimmen 
zu vergeben, daher wird unsere Stimme von niemandem gehört. Unser 
Verein sieht sich angehalten, verstärkt zu politischen Ereignissen Stel- 
lung zu nehmen, auf offensichtliche Mißstände hinzuweisen. Die Er- 
eignisse gehen nicht an uns vorbei, wir, unsere Investitionen sind di- 
rekt davon betroffen.” 

Vor kurzem hatte die türkische Baufirma Sitar die Koffer gepackt 
und war mit dreißig Fachleuten in die Türkei zurückgekehrt, nachdem 
ihre Mitarbeiter in Leipzig zwei Nächte hintereinander angegriffen 
worden waren. Die Firma stellt Schadenersatzansprüche an die Stadt. 
Ahmet Güler denkt an einen Steuerboykott. „In der Verfassung ist ver- 
ankert, daß jeder, Deutscher oder Nichtdeutscher, das Recht auf kör- 
perliche Unversehrtheit hat. Wenn der Staat nicht in der Lage ist, dies 
zu gewährleisten, dann hat er kein Recht, Steuern von uns einzutrei- 
ben. Wozu? Mit unseren Steuern erbringen wir eine Leistung und er- 
warten selbstverständlich eine Gegenleistung, nämlich Schutz vor Ge- 
walttätern. Das ist die Idee hinter unserem Aufruf zum Steuerboykott. 
Soll das Finanzamt das Geld einklagen. Uns geht es darum, unser An- 
liegen an die Öffentlichkeit zu tragen.“ | 

Er holtttief Luft: „Eins steht fest: Deutschland kommt nicht ohne uns 
aus. Wir müssen uns unserer Macht bewußt werden. Wir sind gegen 
Gewalt. Wir raten allen Ausländern davon ab, auf Gewalt mit Gegen- 
gewalt zu reagieren. Wir versuchen, mit wirtschaftlichem und politi- 
schem Druck die Verhältnisse zu ändern. So lange werden wir keine 
Ruhe geben.“ Kemal Kurt (taz vom 22.1.93) 


Vor Entsolidarisierung wird gewamt 


Es gibt sie aber nicht nur unter ImmigrantInnen, sondern bei allen sozial abgedrängten Gruppen 


ie kurz nach dem Einigungsprozeß begonnenen und mit Rostock 

und den nachfolgenden Ereignissen ihren — wie zu befürchten 

vorläufigen — Höhepunkt erreichende Entwicklung hat unter den 
EmigrantInnen einen Schock verursacht. Es sind aber nicht nur die 
Jagdszenen aus (Ost)-Deutschland alleine, es ist auch die sehr oft ge- 
machte Erfahrung, daß deutsche Kolleginnen, NachbarlInnen, mit de- 
nen bis jetzt ein — scheinbar — gutes Verhältnis gepflegt wurde, nun 
auch — zurückhaltend ausgedrückt — Vorbehalte gegen Immigrantln- 
nen äußern, es ist die doppelt so hohe Arbeitslosigkeit unter Immigran- 
{Innen im Vergleich zur allgemeinen Arbeitslosenquote, es ist die 
Angst der Eltern über eine Radikalisierung ihrer Töchter und Söhne, 
und die, je näher man sich damit befaßt, je offener erkannte Tatsache, 
daß die Heimat, in die man sich zurückziehen zu können glaubte, 
eben die ehemalige Heimat ist, welche in vielen Fällen nicht einmal 
eine Perspektive für den Lebensabend bietet. 

Wie gehen wir damit um? Wie weit gedeihen in einem solchen 
Klima Entsolidarisierungstendenzen? Entsolidarisierung als Reaktion 
auf Gruppendiskriminierung ist sicherlich eine Erscheinung, die in sol- 
chen Fällen zunimmt, dafür gibt es auch historische Beispiele. Unter 
ImmigrantiInnen gibt es sie auch, nicht erst seit Hoyerswerda oder Ro- 
stock. Ich kann mich an viele Gespräche erinnern, wo Immigrantin- 
nen, die aus türkischen Großstädten nach Berlin gekommen waren, 
sich über diejenigen ausließen, die aus ländlichen Gebieten gekom- 
men waren und hier durch ihr „bäuerliches“ Verhalten auch dem „An- 
sehen“ der anderen schadeten. 

Während meiner Tätigkeit in einer Beratungsstelle für Schulfragen 
erlebte ich ähnliches im Zusammenhang mit dem Paragraphen 35a 
des Berliner Schulgesetzes, der besagt, daß in einer Schulklasse höch- 
stens fünfzig Prozent ausländische SchülerInnen sein dürfen, der Rest 
in sogenannten Ausländerregelklassen unter sich zu sein hat Auch hier 
gab es unter den ImmigrantInnen Eltern, die sich massiv über diese Dis- 
kriminierung beschwerten, dann aber nachfragten, ob, wenn schon 
ihre Kinder von den deutschen getrennt werden, nicht die Kinder die- 


ser oder jener Nationalität aus den Klassen ihrer Kinder herausgenom- 
men werden könnten. 

Und auch die Diskussion über Flüchtlinge wird unter Immigrantin- 
nen seit Anfang der achtziger Jahre so geführt, wie die „deutsche“ Of- 
fentlichkeit sie führt, mit all den Ängsten, Anfeindungen und auch Wi- 
dersprüchen. Die Meinung, Flüchtlinge würden die Arbeitseinwande- 
rer gefährden, wird schon mal geäußert. Ob bei einer Abstimmung 
über seinen Erhalt der Artikel 16 des Grundgesetzes unter Immigrantin- 
nen mehr Chancen hätte als bei einer Abstimmung unter den wahlbe- 
rechtigten BürgerInnen dieses Landes, möchte ich bezweifeln. Es sollte 
aber nun nicht zur journalistischen oder sonstigen Gewohnheit wer- 
den, die vermeintlichen oder tatsächlichen Entsolidarisierungserschei- 
nungen unter Immigrantinnen zum Hauptdauerthema zu machen. (Ich 
befürchte bereits eine Projekt-, Untersuchungsberichte und Bücherflut 
zum Thema.) Warum sollen sich ImmigrantiInnen anders/besser ver- 
halten als andere Gruppen in ähnlicher Situation — und es ist ja nun 
nicht so, daß diese Tendenz zur Zeit das Verhalten der ImmigrantInnen 
prägt. Entsolidarisierung ist eine Erscheinung unter anderen. 

Und nicht jede Diskussion über Einwanderungsregelungen und 
-begrenzungen istein Ausdruck von Entsolidarisierung — genausowe- 
nig, wie sie ein Ausdruck von Ausländerfeindlichkeit ist. Auch der 
Bund der EinwanderlInnen aus der Türkei (BETB) plädiert für die Tren- 
nung der politisch Verfolgten von Bürgerkriegs- und Armutsflüchtlin- 
gen. Er fordert zeitweiliges Bleiberecht für Bürgerkriegsflüchtlinge und 
jährliche Einwanderungsquoten für Armutsflüchtlinge bei Erhalt des 
individuellen Rechts auf politisches Asyl. Ich meine, die eigentliche 
Gefahr ist nicht die Entsolidarisierung unter Immigrantinnen, sondern 
die Entsolidarisierung unter den von der sozialen und wirtschaftlichen 
Talfahrt Betroffenen — wie bereits in Rostock und anderswo. 

Safter Cinar (taz vom 7.9.92 
Der Autor ist Vorsitzender des Bundes der EinwanderInnen aus der 
Türkei (BETB), Dachverband von 16 Einzelorganisationen und 
zahlreichen Einzelpersonen in Berlin. 
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Seien wir Ausländer ehrlich 


Geben wir zu, daß nicht die Deutschen unmenschlich sind, 


sondern daß unser Aussehen provozierend wirkt! 
Warum weiß kein Asylant, daß der Deutsche eine hochem 


pfindliche Seele ist und Anbetteln ihn tief verletzt? 4 
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richtig, hinter denen unheimlicher Haß steckt. Menschen, dienicht 

in der Lage sind zu hassen, können selbstverständlich nicht beur. 
teilen, wie schwer es ist, einen Menschen zu hassen. Ichhabemir mein 
Leben lang Mühe gegeben, irgend jemanden ordentlich zu hassen. 
Und? Nichts. Dafür bin ich wohl zu doof, zu blöd, Haß erfordert Kraft, 
Energie, Anstrengung. Das sind alles Eigenschaften, die ein Orientale 
nicht haben kann, denn der ist schlampig, hinterlistig, feige, faul. Er 
kann mörderisch sein, aber er kann nicht Zivilisiert hassen. Fr kann 
morden, dann heulen, weil er bereut, der Zivilisierte Hasser aber haßt 
noch nach dem Tod. Ich schätze die Mühe, die zum Hassen gebraucht 
wird, daher gebe ich den deutschen Jungs recht. Ich weiß, was ich tue, 
sonst wäre ich nicht in Deutschland geblieben. In diesem Land weiß 
jeder, was er tut. Überhaupt haben die Deutschen immer gewußt, was 
sie getan haben. Aber dann haben sie vergessen, was sietaten, denn sie 
taten nichts, was sie nicht vergessen konnten, 

Seien wir, die Ausländer, ehrlich, wie eben ein De 
kann, und geben zu, daß wir immer partejisch undten 
wenn die Rede auf die Belange der Ausländer kam. 
gewesen, die diese Jungs daran erinnert haben, daß si 
Wissen wir denn nicht, daß die Arbeitslosigkeiteinen 
an die Weimarer Zeit und die nachfolgende Ära erinnert? Wie jeder 
Ausländer wissen muß, will kein Deutscher an dieses verdammte 
Reich erinnert werden. Viele Deutsche haben Brüder, Schwestern, 


Söhne und Schwiegersöhne verloren. Adolfwarein deutschfeindlicher 
Österreicher. 


Ich habe in Deutschland nur die Deutschen 
den geholfen haben. Und viele Deutsche haben selber Asyl gesucht im 
Ausland. Natürlich gibt es einen kleinen Unterschied zwischen dem 
deutschen Asylanten von damals und den Tumänischen von jetzt. Die 
deutschen Asylanten von ‚damals haben alle, ohne Ausnahme, 
Deutsch gekonnt. Die Rumänischen yon heuer dagegen kein Wort. 
Und die deutschen Asylanten von damals haben im Ausland Asyl ge- 
sucht, die Roma aber in Deutschland. Asyl sucht man im Ausland, 
nicht aber in Deutschland. 

Seien wir zivilisierte Menschen, wi 
ken wir objektiv, dann werden wir festste] len, daß wir, die Ausländer, 
schuldig sind. Im Fernsehen hatein Deutscher gesagt, daß das Anbet- 
teln der Asylanten ihn gestört habe. Warum weiß kein Asylant, daß das 
Anbetteln einen Deutschen tief verletzen würde, weil der Deutsche 
das Anbetteln als menschenunwürdig empfindet und sich selbstver- 
ständlich verletzt fühlt, wenn er einen anderen Menschen beim Anbet- 
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teln erwischt. Der Deutsche schämt sich nämlich, daß er trotz 5 | 


E ü e . ra- 
Arbeitslosigkeitmehr hat als der Asylant, er will sich in die ei 
ben. Da es aber in einer Stadt wie Rostock überall asphaltie 


ä N h Er 2 
hungsweise betoniert ist, findet der Deutsche keine weiche Erde 


i . N hst- 
wird wütend auf die Erde und auf die Stadt und BIEH! a ihm nac 
stehenden Menschen an, und der ist zufälligein Asylant. Bi 

Seien wir ehrlich, wie der Deutsche, und geben zu: Wie können WI! 


02 A j m e Solida- v2 
von den Jungs Verständnis erwarten, daß wir Ausländer unser 


2 oo I- 
ritätssteuer ohne Erklärung hinüberschmeißen, als gäben wir ihnen 
mosen. Warum weiß, verdammt noch mal, kein Asylant, daß de : 
sche eine hochempfindliche Seele ist? Warum erklärt den A. 
ben keine Sau, daß unsere Solidaritätssteuer kein Almosen, Jhistand 
ein Zeichen unserer Dankbarkeit ist, daß wir am deutschen Wo 


h n als 
früher teilgenommen haben als sie. Sie, die armen ee : 
reine Deutsche — nicht durchrasst und nicht durchmischt — 


ibitzen 

lang darauf gewartet, und wir kommen aus irgendwoher und stibitz 
ihnen das Geld weg! e di 

Seien wir anständig, wie der Deutsche, und erklären uns A: 
dafür, daß die Jungs ins Feuer der Heime gehen I. nt wäre? 
dann die Verantwortung, wenn ein deutscher Junge ver & el 
Die Polizei nicht, die da draußen stand, unschuldig und ve 
mit den Asylanten. Warum scheißt man, wenn ich TaBeT Büsche in 
den Busch? Wie ich gehört habe, haben die Asylanten 1 tun, aber 
Rostock vollgeschissen. So was kann man in der WA ” eTra- 
nichtineiner Hansestadt, in der die Ausländerfreundlichken Be sol- 
dition hat. Man hätte sein eigenes Klo aus Rumänien mit ee Rn 
len! Was deutsche Jungs besonders beleidigt, ist die Beschmu 
Vaterlandes. ir unS 

Seien wir gerecht, wie der Deutsche, und geben En da 
nicht mehr länger leisten dürfen, daß die Wessis uns Nasen ein Alss 
OÖssis nicht. Das ist undemokratisch, gemein, hinterlistig, wie tattfin- 
länder eben so ist. Die Einheit sollte auch auf der re... 
den. Jetzt kann man sagen, daß die Deutschen endgültig wie 
nigt sind. Das haben wir geschafft! 


m 
auf unsere Rechte, wie zum Beispiel an einem N. 
Rhein entlang Spazierenzugehen oder uns auf einem Sta 2, hören 
fen zu dürfen, wo die Deutschen am menschlichsten sind, R ji rthin 
wir auf damit, unsere Kinder in die Kindergärten zu schicken, dorthin, 
wo die Deutschen am frommsten sind. e 
Seien wir nicht selbstgefällig und rücken endlich Ba 
raus, daß nicht das Benehmen der Deutschen N ns man 
dern unser Aussehen provozierend wirkt. Nehmen wir en en 
schen Roma oder den Kurden aus Irak oder einen Tamilen o 2 Äs- 
aus Ghana. Alle sind schwarz, manche regelrechte De E Ein ae 
thetikverständnis eines deutschen Jungen nicht entsprechen. u eht 
lantmuß wie ein Deutscher aussehen, wenn das irgendwie alte De 
dann eben wie ein Europäer, wie zum Beispiel ein Norwege d.den 
Schwede oder Engländer oder ein Franzose. Was Ostsee ssen 
Rest der Welt angeht, sind die deutschen Jungs sehr gerecht: ‘ Be. 
alleundalles, was außerhalb von Europa wächst und ME" an zoseh 
außer meinetwegen die Bananen. Es gibrzwischen'einenniktein r der 
und einem Deutschen keinen sichtbaren Unterschied, wenn 3 .n 
Franzose seinen Mund nicht aufmacht und mit seinem bizarren Akz 
deutsch spricht. 


. ie , 
seien wir bescheiden und danken wir Allah oder Gott, daß wir di 


Deutschen haben. Sonst hätten wir nieerfahren, daß ein Volk so nn 
sein kann, daß ein Volk sowohl früher als auch in der Zukunft ae 
Lage (gewesen) ist und sein kann, anderen en Re Wr 3 
Angst und Schrecken einzujagen. Allah, ich danke ir dafür, a 
uns die Deutschen geschenkt hast. Sinasi Dikmen (taz vom 3.9. 

Der Autor ist Kabarettist und lebt in Ulm 


z : A ichten wir 
Seien wir nicht geizig, wie kein Deutscher ist, und verzicht 
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„Wenn mich einer angreift: Ich drücke ab” 


Die TürkInnen in Kreuzberg fühlen sich nach dem Brandanschlag von Mölln alleingelassen und bedroht / 
Die Bewegungsfreiheit ist längst eingeschärnkt: Ostberlin ist tabu 


n einen türkischen Haushalt gehört ein Seil. Darüber sind die Män- 

ner einig. In großer Runde diskutieren sie die Morde von Mölln. Im 

Fernsehen haben sie gesehen, daß ihre verzweifelten Landsleute 
Gardinen aneinandergeknotet haben, um den Flammen zu entkom- 
men. Aber Gardinen brennen leicht. Also Seile. Das werden sie auch 
ihren Frauen zu Hause sagen. Nach Mölln gehört ein Seil in jeden 
Haushalt. 

An zwei Tischen wendet man sich dem Kartenspiel zu, am dritten 
wird weitergeredet. Kein Cafe, keine türkische Kneipe in Berlin-Kreuz- 
berg, der heimlichen Hauptstadt der TürkInnen in Deutschland, in der 
am Montag abend der Brandanschlag nicht für Gesprächsstoff sorgte. 
Während draußen im Nieselregen Autonome mit den „Bullen“ Katz 
und Maus spielen, Blaulichter zucken und die Straßen rund um die U- 
Bahn-Station Görlitzer Bahnhof vom großen „Laalüü“ der Polizeisire- 
nen widerhallen, kneift drinnen, in der verrauchten Luft des Cafes, 
Mehmet G. die Augen zusammen und sagt ruhig: „Wir haben erwartet, 
daß es so kommt. Und da kommt noch mehr.“ 

Längst durchzieht die Bedrohung durch rassistische Gewalt den 
türkischen Alltag in Deutschland. Die Frau des Ältesten in der Runde, 
Osman K., arbeitet in einer Siemens-Zweigstelle in Ostberlin. Wenn 
sie Spätschicht hat, kommt sie mit S- und U-Bahnen erst um Mitter- 
nacht nach Hause. Osman K. erwartet sie stets in Angst. Wenn er früh 
zur Arbeit gehe, erzählt Mehmet G. und steckt sich die nächste Camel 
in seine Zigarettenspitze, bleibe er in Gedanken bei seiner Familie: 


„Passiert ihnen was?“ Ein Makler klagt, Wohnungen in Ostberlin 
könne er bei seinen Landsleuten nicht loswerden: „Nur welche, die 
sonst unter der Brücke schlafen müßten, nehmen eine Wohnung im 
Osten.” Und ein junger, arbeitsloser Maschinenführer und glühender 
Fan der Kreuzberger Fußballmannschaft Türkiyemspor wird „nur noch 
im Bus und in einer großen Gruppe“ zu Spielen seines Vereins außer- 
halb Berlins fahren. Vor zwei Wochen in Cottbus haben deutsche 
Hooligans die Scheiben seines Autos eingeworfen und türkische Fans 
mit Steinen und Messern angegriffen. Die Bewegungsfreiheit ist längst 
eingeschränkt. Touristische Ausflüge nach Ostberlin stehen nicht auf 
dem Programm. „Nur hier in Kreuzberg“, so die einhellige Meinung, 
„haben wir noch Ruhe.“ Denn „hier trauen die sich nicht hin, weil sie 
wissen, was dann passiert”. Würde die Gemeinschaft angegriffen, 
würde sie sich wehren. Und was für die Gruppe gilt, gilt auch für jeden 
Einzelnen. „Ich habe schwarze Haare, ich bin ein Türke“, sagt einer, 
der eine Jeansjacke trägt und bisher dem Gespräch der Älteren nur zu- 
gehört hat. „Wenn mich einer angreift, dann rede ich kein Wort mit 
dem. Ich drücke ab.“ 

Erhabesich eine Pistole beschafft und trage sie immer bei sich. Fünf 
Männer sitzen in der Runde. Zwei sind bewaffnet, Sie sagen es offen, 
und niemand ist schockiert. Die Frage der Bewaffnung, des Selbst- 
schutzes wird nicht erst seit Mölln und nicht nur unter den Männerniin 
den Cafes, sondern bis in die Familien hinein diskutiert. Er habe Streit 
mit seinem „ziemlich linken“ Schwiegersohn, berichtet Osman K, 
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Während er selbst mit dem Gedanken spiele, sich zu bewaffnen, 
meine der Mann seiner Tochter, „mit roher Gewalt” ließen sich die 
Probleme nicht lösen. „Aber was sollen wir denn tun?” fragt Mehmet 
G.: „Wir sind schließlich nicht aus Abenteuerlust hierher gekommen, 
wir wollen diese Eskalation nicht. Aber wenn es so weitergeht, dürfen 
sich die Deutschen nicht wundern, wenn demnächst Skins erschossen 
werden.“ 

Der Blick zurück gerät zornig. Zwanzig Jahre und länger habe man 
hier geschuftet, den deutschen Wohlstand vermehrt, Steuern und 
Rente gezahlt, kurz: „Unsere ganze Kraft haben wir hiergelassen.” Und 
nun würden sie, ihre Frauen und Kinder alleingelassen mit der Gewalt, 
dem Fremdenhaß in der Schule, der Verschärfung dieser immer schon 
vorhandenen Heimatlosigkeit zwischen der deutschen Gegenwart 
und der türkischen Herkunft. Die Polizei sei zwar, wie jeder sehen 
könne, gut organisiert, meint Osman K. und weistmitdem Daumen auf 
die Light-Show der Polizeiwagen vor der Tür, „doch uns schützen die 
nicht“. Und, wo nun schon Privatwohnungen in Brand gesteckt wür- 
den, „können sie ja auch nicht vor jedes türkische Haus einen Polizi- 
sten stellen“. Von der Polizei oder gar der Politik noch Schutz zu er- 
warten, halten die Kreuzberger TürkInnen für illusorisch. 

‚Die endlose Asyldebatte habe den Fremdenhaß geschürt, sagen die 
türkischen Männer, Rechtsradikale, die Brandsätze schmeißen, wür- 
der ee nasphenpische, „gleich wieder laufengelas- 
n“. > ‚ YIel hartere Strafen hätten verhängt werden 
müssen, schärfere Gesetze müßten her, „so wie in der Türkei“ Viel- 
leicht ist es aber jetzt zu spät.“ BE 

Die TürklInnen organisieren sich. Eigent|; | 
und wünsche sich, daß er friedlich Me a An a 
An m angegriffen wird, dann schlage ich zurück“, sagt 

er N er Jeansjacke, „da ist mir alles egal“. Und der Fan von 
Türkiyemspor, der den ganzen Abend die Perlen se 
seine linke Hand gleiten läßt 
schutz und Waffen für heute 


an N, um sich gezielt zu 
afür sein. Weil sie so ja auch mich 


. Bettina Markmeyer (taz vom 25.11.92) 


= uns zukommt 
Ä I Ich rüh # / 
einmal der Gipfel des Eisber un: ostock und Mölln sind erst 


sinnige Grenzziehung zwischen D 
meiden. Doch wir selbst müssen 


Foto: Stefan Husch/ Retro 


Initiative ergreifen. Wir könnten doch im Rahmen der bestehenden 
Gesetze und Möglichkeiten für gefährdete Siedlungen und Heime 
effektive Schutzmaßnahmen treffen, könnten einen bundesweiten 
Streik organisieren, damit diejenigen, die „Ausländer raus!“ rufen, 
endlich spüren, welche Konsequenzen ihre Aufforderung im Falle 
der Verwirklichung hätte. 

Wir könnten der zunehmenden Diskriminierung durch Inan- 
spruchnahme juristischer Möglichkeiten entgegenwirken, könnten 


. an verschiedenen Orten Beratungszentren einrichten, könnten ..., 


wenn wir wie Gewerkschaften und Interessenverbände organisiert 
wären. Würde von den sechs Millionen im Durchschnitt jeder nur 
eine Mark im Monat spenden, könnten wir auch das finanzielle 
Problem halbwegs lösen. Man müßte sich auch überlegen, ob es 
nicht Möglichkeiten gäbe, daß die Gelder zur Mitfinanzierung der 
deutschen Einheit, die Ausländer bezahlen, statt dessen zur finan- 
ziellen Selbsthilfe zur Verfügung stehen. Schließlich geht es hier 
um das nackte Leben, was wohl höher zu bewerten ist als die Lö- 
sung ökonomischer Probleme in den neuen Bundesländern. Sicher 
werden sich nicht alle in Deutschland lebenden Ausländerinnen 
und Ausländer an der Organisierung beteiligen. Doch nur ein 
Zehntel, ja selbst ein Hundertstel würde genügen, um eine hilfrei- 
che Organisation auf die Beine zu stellen. Wir sollten jetzt rasch 
handeln, ehe es zu spät ist. 

Bahman Nirumand (taz vom 27.11.92) 


Kommunizierende Ohnmächte 


Noch sind die Türken in Deutschland weit entfernt davon, sich als Minderheit zu begreifen und zu artikulieren / 
Die Organisationsstruktur ihrer Vereine gleicht einem Scherbenhaufen, es fehlt nicht nur an Geld 


tagelang auf die Tränendrüse gedrückt. Dann brach die Zeit 

der markigen Sprüche an: „Wir sind stark“, schrie das im 
Ausland auflagenstärkste Blatt Hürriyet von der Titelseite in die 
Welt hinaus. 


Die deutsche Presse - freilich sachlicher: im Stil — rechnete 
vor, wie stark die türkischen Firmen in Deutschland inzwischen 
geworden sind und wie groß der volkswirtschaftliche Nutzen 
türkischer Arbeitnehmer und Konsumenten für die deutsche 
Wirtschaft ist. Eben diese tür- 
kischen Unternehmer melde- 
ten sich zu Wort und drohten 
mit Steuerboykott, falls die Si- 
cherheit der Türken in 
Deutschland nicht mehr ge- 
währleistet sei. 

Zwischen den Polen des 
Klagens, des Selbstmitleids 
und des kräftemeiernden 
Prahlens schwankt das türki- 
sche Befinden in Deutschland 
schon seit Jahren hin und her. 
Man kann der deutschen Re- 


N: dem Anschlag in Mölln wurde in der türkischen Presse 


An den Herrn Bundeskanzler 
Helmut Kohl 

Adenauerallee 139-141 
5300 Bonn 


Herr Bundeskanzler! 


Selbstschutz, auch mit Waffen 


der Bundesrepublik Deutschland 


zwischen überlieferter Identität und weltbürgerlicher Offenheit 
kreativ zu gestalten. 

Es gibt in Deutschland zum Beispiel keine einzige türkische 
Kulturstiftung. Die wenigen von den Konsulaten verwalteten 
kulturellen Zentren sind Horte des Dilettantismus und des Pro- 
vinzialismus. 

Und was ist mit der jungen, hier aufgewachsenen Genera- 
tion? Den Tausenden von Studenten in den Universitäten? Den 
jungen erfolgreichen Unternehmern? Dort, wo die junge Gene- 
ration aktiv werden will, wird 
sie von niemandem unterstützt, 
ist völlig auf sich gestellt. Ob Ju- 
gendgruppen, Studentenver- 
eine oder Medienprojekte, sie 
alle sind mittellos, krebsen vor 
sich hin. Die Sprücheklopfer 
unter der Elterngeneration blei- 
ben da genauso passiv, wie die 
Wehklagenden, die im Nach- 
wuchs nur die ihnen entfrem- 
dete „verlorene Generation” se- 
hen. 

Alles, was die als „Gastarbei- 


gierung durchaus vorwerfen, 
für die Akzeptanz dieser größ- 
ten Minderheit in Deutsch- 
land bisher kaum etwas gelei- 
stet zu haben. Kann dieser 
Vorwurf aber nicht ebenso 
den Türken gemacht werden? 

Die Türken haben es bis 
jetzt nicht zuwegegebracht, 
eine überregionale Institution 
zur Vertretung ihrer Interessen 
zu formieren, die etwa mit 
dem Zentralrat der Juden in 
Deutschland vergleichbar 
wäre. Die Organisationsstruk- 
tur der Vereine gleicht einem 


DawirnachdenjüngstenMordfällendenGlauben unddieHoffnungverlo- 
ren haben, daß Sieund Ihre Regierungeinen wirksamen Schutz gegen den 
Rechtsextremismus und seine antisemitischen Gewalttäter bieten könn- 
ten, teileich Ihnen mit, daß nunmehrJuden in Deutschland, darunterauch 
ich, dazu übergegangen sind, die Abwehr von potentiellen Angriffen auf 
unsere Angehörigen und uns in die eigenen Hände zu nehmen, und zwar 
bisinden bewaffneten Selbstschutz hinein. Ichwarne Regierung, Bundes- 
tag, Länderparlamente, Verfassungsschutz und Polizei davor, die Ent- 
schlossenheit dazu zu unterschätzen. Nie wieder werden wir Überleben- 
den des Holocaust unseren Todfeinden wehrlos gegenüberstehen - nie- 
mals! 

WirmachenSieundihreRegierungfürallesverantwortlich, wasdaraus 
auf Grund der unentschuldbaren staatlichen Schwäche gegenüber den 
rechten Mördern entstehen könnte. 

SolltendieJuden Deutschlandsdas VertrauenindiedemokratischeRe- 
publikendgültigverlieren, sowäredasnichtalleindieNotwehrreaktionei- 
ner winzigen Gemeinschaftvon nur 35.000 Köpfen unter75 Millionen. Es 
wärevielmehrdieAnkündigungeinespolitischenBebens, vondemwieder 
dieganze deutsche Gesellschafterschüttertwerden würde. 

Ralph Giordano (tazvom 25.11.92) 


ter“ geholten Ausländer in die- 
sem Land betraf, fiel in den Zu- 
ständigkeitsbereich der Sozial- 
arbeit. 

Dies hat nur dazu gedient, 
das Helfersyndrom der „guten“ 
Deutschen zu stärken und die 
„sprachlosen“, bedürftigen 
Minderheiten einzuschläfern. 
In dieser Atmosphäre werden 
selbstverständliche Rechte ei- 
ner Minderheit, wie Wahlrecht, 
Recht auf zweisprachigen Un- 
terricht und so weiter so behan- 
delt, als ginge es dabei um 
Weihnachtsgeschenke einer 


Scherbenhaufen. Die Perso- 
nen, die in diesen Vereinen 
agieren, haben zumeist das Format von Provinzpolitikern, die 
sich höchstens für mittelmäßige Politpossen eignen. Zudem 
noch herrscht eine extreme politische Zersplitterung, für die so- 
wohl rechte religiöse Vereine als auch linke Organisationen 
verantwortlich sind. Den meisten politisch orientierten Verei- 
nen dient Deutschland nur als Spielwiese für ihre Pläne und 
Ambitionen in der Türkei. 

Sind also nur die Deutschen provinziell in Deutschland? Die 
Kontakte der Türken sind nicht nur zu den Deutschen, sondern 
auch zu anderen Nationalitäten in Deutschland unterentwik- 
kelt, von Kontakten zum übrigen Ausland außerhalb der Türkei 
ganz zu schweigen. Die Bezeichnung „Kosmopolit“ gilt selbst 
für viele türkische Intellektuelle noch als Schimpfwort. Eine na- 
tionale Minderheit aber - und das zeigt die Erfahrung der Ge- 
schichte - kann nirgendwo Fuß fassen, ohne das Spannungsfeld 


großzügigen Gsellschaft an die 
Armen. Rechte aber sind keine 
Geschenke und Geschenke keine Rechte. 

Noch sind die Türken in Deutschland weit davon entfernt, 
sich als Teil dieses Landes, als eine Minderheit in Deutschland 
zu begreifen und zu artikulieren. Den deutschen Politikern, die 
sich zur Zeit an Kurzsichtigkeit übertreffen, kommt die Ohn- 
macht der Türken gerade recht. Dies ist eine Hinhaltepolitik, 
die sich einmal ganz böse rächen könnte. Spätestens dann, 
wenn die Gewalt auf frustrierte türkische Jugendliche über- 
springt, wird man zusätzlich zum Problem der Deutschen mit 
sich selbst ein „Türkenproblem“ fabriziert haben. Spätestens 
dann nämlich wird deutlich werden, daß die Angelegenheit ei- 
ner Minderheit in einem demokratischen Staat weder von Sozi- 
alarbeitern noch von politisch machtlosen Alibi-,Ausländerbe- 
auftragten” geregelt werden kann. 

Zafer Senocak (taz vom 22.1.93) 
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Fünf nach zwölt— ein Aufruf 


Die Straße ist verloren - aber noch nicht das ganze Land / Wir erwarten von Bonn ein Signal 
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Es ist fünf nach zwölf. Nach den jüngsten Morden stehen die Tür- 
ken in Deutschland kurz davor, ernsthafte Konsequenzen zu zie- 
hen. Angst, Abwehr und nackte Selbstbehauptung beherrschen 
zunehmend das Handeln. So wie bisher kann es nicht weiterge- 
hen. 

Die Politiker in Bonn glauben wohl, sie könnten auch diesmal 
mit leeren Worten, Beileidsgesten und zur Schau getragener Be- 
troffenheit die Trauer, die Wut und Enttäuschung der Menschen 
besänftigen. Damit unterschätzen sie den Ernst der Lage. Sie sind 
mit dieser Fehleinschätzung nicht allein. Auch jene türkischen 
Verbände, die bisher wegen der Zerstrittenheit und der Allüren 
ihrer Agitatoren das Entstehen einer starken türkischen Stimme in 
Deutschland verhindert haben, sind dabei, jede Glaubwürdigkeit 
zu verlieren. 

Was müßte in dieser Stunde, die für ganz Deutschland tragi- 
sche Konsequenzen haben könnte, getan werden? 

Von Bonn wird jetzt ein Signal erwartet. Dieses Signal kann 
sich nicht in der Forderung nach polizeilichen Ermittlungen und 
Maßnahmen erschöpfen. Die sind selbstverständlich. Was jetzt 
not tut, ist die unverzügliche Anerkennung der doppelten Staats- 
bürgerschaft für türkische Bürgerinnen und Bürger, die in 
Deutschland leben und hier bleiben wollen. 

Die Türken können sich ein Leben ohne Selbstbestimmung in 
Deutschland nicht mehr vorstellen. Die überwiegende Mehrheit 
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Die politischen Ereignisse der letzten Wochen haben die Bundesrepubli i ; i 
Demokratie. Hoyerswerda, Rostock Mölln. Sol publik Deutschland zutiefst verändert. Ein 


genden Parteien und die Entscheidungen des B 


RESOLUTION gegen die Normalität der Gewalt 
verabschiedet auf der Mitgliederversammlung des BUNTSTIFT e.V. 


ingen sind offene anklagende Brandwunden. Ohnmächtige Wut 


von ihnen hat sich für Deutschland entschieden. Sie hat positive 
Gefühle für dieses Land entwickelt. Sie hat ihren Anteil am wirt- 
schaftlichen Erfolg dieses Landes und trägt heute seine Probleme 
und Nöte mit. Es ist eine Schande für alle Demokraten in 
Deutschland, daß siebisher nichts Entscheidendes unternommen 
haben, um ihnen dieses selbstverständlichste aller Rechte, näm- 
lich das Bürgerrecht, zu gewähren. E ’ 
Politiker in Bonn, Ihr habt die Straße schon längst an Bu" 
stige Brandstifter verloren. Wollt Ihr das Land endgültig an Ha 
und Gewalt verlieren, wollt Ihr endgültig jenes Ausländerpro- 
blem erst schaffen, von dem Ihr seitJahren redet - so macht we 
wie bisher. Wollt Ihr aber fünf nach zwölf den unhei vo 
der Zeit anhalten, den letzten Zipfel einer Chance für Verständi- 
gung ergreifen, so handelt, handelt schnell! 
Zafer Senocak r F We: 
(geb. 1961, Schriftsteller, deutscher und türkischer Bürger, sei 
Jahren in Deutschland) 
Bülent Tulay ’ 
(geb. 1961, Unternehmer, türkischer Bürger, seit 15 Jahren in 


ı Deutschland) 


Zafer Toker 


[geb. 1960, Verleger, türkischer Bürger, seit 16 Jahren in 
U (taz vom 1.6.93) 


Anzeige 


Be undesverfassungsgerichtes betreiben emsig den raschen A demokratischen Grundrechte: 
Die Änderung des Art. 16 des Grundgesetzes g bbau des Sozialstaates und der 


h das Urteil des Bundesverfassungsgerichts über den 8 218 StGB 
der sogenannte Solidarpakt 


I: “ die Einführung der Karenztage 
sind einige der Hiobsbotschaften, die uns täglich erreichen. 


| ü i talen Säulen der 
gewaltiger Rechtsruck erschüttert die fundamen k 
macht sich auf der Straße breit. Die große Koalition der staatstra 
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politische und moralische Konsens Ara Yan und Jung, Kranken und Gesunden, Arbeitslosen und Berufstätigen, Armen und Reichen sowie Arbeit u p 


N lie Mensanderstiftungen und Bildungswerke-BUNTSTIFT e.V. haben uns als Ziel gesetzt: Die gewaltfreie ökologische Umgestaltung dor GEN 
vielen anderen Organisationer und Gruppen den va demokratischen Grundrechten in Deutschland und weltweit. Seit unserer Gründung unternehmen wir gemein: 
strengungen nicht ausreichend. | 

Die globale Krise unseres Planeten und das 


sellschaft zu kämpfen, in der geschlechtiiche ac, che Wiederaufflackern des Faschismus in Deutschland verpflichten uns, unsere Anstrengungen zu verstärken, für eine Ge- 
sind. 


e Gleichberechtigung, Selbstbestimmung, kulturelle Vielfalt, Menschenrechte und demokratische Grundrechte selbstverständlich 
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Seit sie einmal überfallen wurde, hat diese Vietnamesin in Halle immer die Gaspistole griffbereit 


Giordano: „Noch einmal: Ausländer — wehrt euch 
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In Deutschland steht der Feind rechts, und wir werden unseren Todfeinden nie wieder wehrlos gegenüberstehen 


olingen und alles, was dieser Name heute symbolisiert und mate- 

rialisiert, hat uns bestätigt: die rassistische Bestie lebt im Deutsch- 

land des Jahres 1993 ungebrochen weiter! Wer geglaubt hatte, es 
träte, gemessen an den Jahren 1991/92, so etwas wie auch nur relative 
Ruhe ein, der muß sich spätestens jetzt seinen Irrtum eingestehen. Mit 
diesen fünf Morden hat es endgültig fünf Minuten nach zwölf geschla- 
gen. 

Und sie geschahen wenige Tage, nachdem der regierungsamtliche 
Beschwichtiger und staatsoffizielle Schönredner Helmut Kohl in Istan- 
bul die Stirn hatte zu erklären: „Türken sind in Deutschland beliebt!“ ... 
Da hatten die Mörder von Solingen schon ihre Brandkanister gefüllt 
und ihren Todesplan bis ins einzelne ausbaldowert. 

Während der unsägliche Herr Bossi, ohne jede Ehrfurcht vor den 
anwesenden Hinterbliebenen der drei ermordeten Türkinnen von 
Mölln, bei seiner „Verteidigung“ Täter zu Opfern und Opfer zu Tätern 
umfunktionieren durfte, waren die Toten und vielen Verletzten vom 
29. Mai 1993 schon im Visier einer neuen Täterschaft. 

Nun ist es genug, es ist übergenug! 

Deshalb: Schluß mit der Defensive gegenüber dem alten und neuen 
Braungesindel, Schluß mit der Leisetreterei gegenüber potentiellen 
und faktischen Mördern! Schluß mit jeglichem Vertrauensrest in Politi- 
ker, die auch nach 25 Toten immer noch nicht bereit sind, die volle 
Wucht der staatlichen Gewalt gegen die rechtsextremistischen Ge- 
walttäter zu kehren - so wie sie gegen die terroristische Linke gekehrt 
werden konnte: da ging’s! Lassen Sie uns mit ganzer Kraft aufstehen ge- 


gen alle, die privat oder von Amts oder Staats wegen die Bedrohung 
durch rassistische Deutsche verniedlichen wollen, sie immer noch zu 
bagatellisieren oder zu minimalisieren versuchen. Lassen Sie uns un- 
beeindruckt sagen, schreiben, schreien: im Deutschland des Jahres 
1993 steht der Feind rechts - rechts, rechts, rechts! Und da die Verant- 
wortlichen bis heute daraus die notwendigen Schlüsse nicht gezogen 
haben; da nach wie vor der Staatsapparat und die Sicherheitsorgane 
lendenlahm reagieren; die rechten Gewalttäter wie ungezogene Ver- 
wandte behandelt werden, und der Dschungel von fast hundert nazi- 
nahen oder nazi-identischen Organisationen mit ihren Print-Imperien 
und finanzstarken Förderern legal weiterexistieren dürfen — da all das 
geschieht, istes an uns, zu handeln. 

Verlassen wir uns also nicht mehr auf die Organe einer politischen 
Herrschaft, die offenbar unfähig und unwillens ist, sich von rechts be- 
droht zu fühlen. 

Darum noch einmal: heraus aus der Defensive! Die Lichterketten 
fortgesetzt mit unserer offensiven Reaktion gegen jedes Zeichen von 
Rassismus, Ausländerhaß, Antisemitismus und Behindertenfeindlich- 
keit, wo immer wir ihnen begegnen! Wo immer sich solche Stimmen 
vernehmen lassen, wir haben ihre energischen Widersacher zu sein! 

Stellen wir dem gewöhnlichen, dem schwelenden, zündelnden, 
dem mordenden Nazismus von heute unsere bürgerliche Courage ent- 
gegen, die wachsame Humanität des Alltags! Reißen wir den hirnlosen 
Schlagetots und ihren organisatorischen und finanziellen Hintermän- 
nern das Argument aus der Hand: „Wir sind das Volk“, schaffen wir Zu- 
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stände, die keinen Zweifel daran lassen: „Wir sind die Stärkeren“! 
Da in der Menschenfeindlichkeit des Ausländer- und Fremdenhas- 


ses stets auch Antisemitismus enthalten ist, hatte ich am Morgen nach 


Mölln, am 23. November 1992, an Kanzler Kohl geschrieben: Wenn 
der Staat uns seine Organe uns nicht schützen können, dann müssen 
wir unseren Schutz und den unserer Familien in. die eigenen Hände 
nehmen. 

Der Kanzler hat daraufhin zwei Tage später im Bundestag erklärt: 
Wer dieser Aufforderung folge, der werde „die volle Härte des Geset- 
zes zu spüren bekommen“. 

Also genau d i e Härte, die die rechtsextremistischen Gewalttäter 
bis heute nicht zu spüren bekommen haben. Diesem Manne ist nicht 
mehr zu helfen - er muß weg. 

Aber ich wiederhole: ich bin kein jüdischer Pistolero, es war kein 
allgemeiner Aufruf, zu den Waffen zu greifen. Ich habe, nach den Leh- 
ren der Geschichte, nichts anderes gesagt als: Wir Überlebenden des 
Holocaust und unsere Angehörigen, wir werden unseren Todfeinden 
nie wieder wehrlos gegenüberstehen - niemals! Und der Schwur 
bleibt, solange der Todfeind bleibt. 

Heute, wenige Tage nach Solingen, fordere ich d i e Ausländer in 
Deutschland auf, (ja, die- da es jeden und jede von ihnen treffen 
kann): Wehrt Euch, laßt Euch von deutschen Verbrechern nicht abfak- 
keln, duldet nicht, daß Sie Eure Mütter, Eure Väter, Brüder, Schwe- 
stern, Söhne und Töchter töten! Seid vorbereitet, wenn sie kommen 
erwartet, daß sie kommen könnten - heute Nacht, morgen Nacht Und 
lange noch! Empfangt sie, wie diese Nachtschatten es verdient haben 
und entlarvt sie dann durch Eure Gegenwehr als das, was sie sind: lauf- 
schnelle Feiglinge, denen nichts wichtiger ist als die Unversehrtheit 
des eigenen Leibes, Kreaturen einer anonymen Finsternis, der Ihr sie zu 
entreißen habt. Nehmt sie fest, auf die Polizei könnt Ihr nicht warten. 


Ausländer in Deutschland, wehrt Euch- endlich! Als es galt, Starke 


gegen die Mörder von der RAF zu schützen, Industriekapitäne, Mana- 


ger, Bankiers, Politprominenz, da gab es staatlicherseits Hunderte Ob- 


servationen von Personen und Gebäuden, da stand das Gewaltmono- 
pol Gewehr bei Fuß, da war nichts zu teuer, nichts zu kostspielig. Jetzt, 
da Schwache zu schützen wären, Menschen ohne Einfluß und Macht, 
da ist von solchem Schutz nichts zu spüren. 

Deshalb: bewacht Eure Heimstätten selbst und fordert Deutsche 
auf, mit Euch zu wachen - es werden sich ihrer, da bin ich sicher, ge- 
nug anfinden. Zeigt den Brandstiftern die Zähne, wenn sie kommen, 
und wenn sie Euch angreifen, dann verteidigt Euch und schlagt sie in 
die Flucht - denn Ihr handelt in Notwehr. 

Es ist Euer verdammtes Recht, Euren Schutz selbst zu besorgen, 
wenn der Staat Euch nicht schützen kann. Kein Gehör den Klugschei- 
Bern, die selbst unbedroht sind, aber weise Ratschläge erteilen wollen. 
Kein Gehör nach Solingen mehr denen, die uns weismachen wollen, 
im „Rechtsstaat“ habe man sich lieber von seinen Todfeinden ab- 
schlachten zu lassen, ehe man Überlegungen des Selbstschutzes an- 
stellen darf. 

Nicht diese Überlegungen sind das Delikt- das Delikt sind jene Zu- 
stände, die solche Gedanken hervorgerufen haben. 

Niemals hätte ich bei meiner Befreiung am 4. Mai 1945 in Ham- 
burg geglaubt, fast fünfzig Jahre später ein Deutschland vorzufinden, 
das jüdischen Selbstschutz erzwingt, und das mich veranlaßt, be- 
drohte Ausländer eben dazu zu ermutigen. Aber das Unglaubliche ist 
geschehen, und wir müssen uns ihm stellen. 

Das war es, was ich sagen wollte, in Trauer um fünf weitere Tote 
und in zorniger Bereitschaft, der braunen Alt- und Neupest in Deutsch- 
land solange Paroli zu bieten, bis s i e die endgültige Verliererin der 
Geschichte sein wird. Ralph Giordano (taz vom 1.6.93) 


Die Angst vor dem Spartukusaufstand 


Warum die Aufregung? Junge Deutsch 
Städten Skinheads in Schach gehalten 


DH NIEBS Deutsch-Türken ein Paar Fensterscheiben einge- 
ent En EE Scharmützel mit der Polizei geliefert, fährt 
er On! und dem nordrhein-westfälischen Innenminister 
chnoof die Angst in die Knochen. Im Bewußtsein der eigenen Verant- 


wortung für die aufflackernden U 
leni[gieshaltenermAnssngen nruhen und der berechtigten Wut un- 


und sie drohen: „Wir werden di = £ 
quentabschieben.“ Daß ac. ne Waftäter und Rädelsführer konse- 
wegen, fällt ihnen nicht einmal 


auf. Di i e R 
nicht hierher. Wenn sie stören: Kick em hr 5€ „Ausländer gehören 
. Warum diese Aufregung? Hat die Republ 


kriegsähnliche Auseinandersetz 
esnur „die anderen“ trifft? Bei Kohl 


K x Pa ‚ wenn sie fragt: 
RN len ie Bundesweit geilen sich Kchrichten. 
pushen a Be IE scher (gehllien au 
eine rellkughcch IChe und soziale Bewegungsabläufe zu 
Mit der Realität hat das ' 
Itaer alles ieEi 
der Türkei sind in ihrer überwältigerelen BE, wallerandts 
die seit mehr als Zwanzig Jahren behar 


nicht die modifizierte, zeitgemäße 
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-Türken wehren sich schon lange / Selbstschutzgruppen haben in mehreren 
/ Wer sie abschieben will, gehorcht der Logik der Brandstifter 


wurden in der Vergangenheit Vorschläge für die politische Ausge- 
staltung des Einwanderungslandes Deutschland ausgearbeitet - 
bislang vergebliche Liebesmüh. 7 

Wenn etwas verwundern sollte, dann nicht, daß türkische Ein- 
wanderer nach Solingen sich zaghaft an radikaldemokratischen 
Formen des bürgerlichen Ungehorsams versuchen, sondern die 
lange Zeitdauer, die seit Mitte der siebziger Jahre verging, als 5o- 
ziologen Unruhen prophezeiten, falls die Einwanderer dauerhaft 
von der vollen Teilnahme an der bürgerlichen Demokratie ausge- 
schlossen blieben. 

„Ausländer in Deutschland - wehrt Euch endlich!“ Ralph Gior- 
danos Aufruf zur Bildung von Selbstschutzgruppen hinterläßt den 
schalen Beigeschmack des Oberlehrerhaften. Denn türkische Ein- 
wanderer haben seit der „geistig-moralischen Wende” von 1982 
begriffen, daß sie sich nicht allein auf den Schutz durch staatliche 
Institutionen verlassen können. 

Bereits vor Jahren verortete sich Mehmed (20, deutscher Staats- 
bürger), Mitglied der Jugendgang „Alis“, illusionslos in der hiesigen 
Gesellschaft: „WirJugendlichen, die in so einem Land wie der Bun- 
desrepublik leben, merken, daß wir selber keine Regierung haben 
und uns mit diesem Staat nicht identifizieren können. Ich kann nie- 
mals eine Regierung akzeptieren, die generell gegen mich ist. 
Dann hole ich mir halt meine eigenen Leute und versuche, meine 
eigenen Regeln, unsere eigenen Gesetze zu machen.” 

Seit über zehn Jahren schließen sich in den klassischen Arbei- 
tervierteln bundesdeutscher Einwandererstädte vor allem türkische 
Jugendliche und Jungerwachsene zu Selbstschutzgruppen zusam- 
men. Schon 1983 vereinigten sich in Hamburg rivalisierende Ju- 
gendgangs zur „United Gang“, um sich gegen ausländerfeindliche 
Übergriffe zur Wehr zu setzen. 
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Unbemerkt von der Öffentlichkeit haben diese Gruppen das Er- 
starken der Boneheads (rassistischer Flügel der Skinheadbewegung 
und die Straßenkampfversion Zimmermannscher „Ausländerpoli- 
tik“) in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre verhindert. Mit ent- 
schlossener Militanz hielten sie den Borsigplatz in Dortmund, Ber- 
lin-Wedding oder das Frankfurter Gallusviertel, um nur einige we- 
nige Beispiele zu nennen, „skinhead- und nazifrei”. Ohne feste Or- 
ganisationsstruktur, ohne politisches Sprachrohr, nur lose mitein- 
ander verbunden, verhinderte die Wachsamkeit dieser Gruppen 
den Durchmarsch militanter rechter Szenen. In Einwandererstäd- 
ten können diese „autonomen“, überparteilichen Selbstschutz- 
gruppen innerhalb kürzester Zeit mühelos 500, 1.000 Streetfighter 
mobilisieren. Erste Demonstrationen ihrer Flexibilität und ihrer Be- 
reitschaft zur „direkten Aktion“ demonstrierten sie an symbolträch- 
tigen Tagen wie dem 20. April 1989 (100. Geburtstag Adolf Hit- 
lers), dem 3. Oktober 1990 (Tag der Wiedervereinigung) oder dem 
1. Mai. 

Aber alle, die in der „Wehrhaftigkeit“ der Kinder der Immigran- 
tInnen ein wie Phönix aus der Asche sich erhebendes neues revolu- 
tionäres Subjekt vermuten, sie auf die Streetfighterrolle reduzieren 
wollen, seien vor einer Idealisierung gewarnt. Nicht nur, weil split- 
ternde Knochen alles andere als heroisch sind, sondern weil die 
dritte Einwanderergeneration in der Zwischenzeit vielfältige, krea- 
tive Formen der Auseinandersetzung mit dieser Gesellschaft ent- 
wickelt hat, die allerdings nur (auch von taz-LeserInnen) rudimen- 
tär wahrgenommen werden. 

Obgleich viele Jugendliche Gewalt bislang sehr verantwor- 
tungsvoll einsetzten, diese nur für eine kleine Minderheit von Ram- 
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Nach den Morden von Solingen: Proteste in Kreuzberg 


bos zum Selbstzweck wurde, haben sie bereits einen hohen Preis 
für ihre spontaneistischen Widerstandsformen bezahlt. In Berlin 
und anderswo wird das Potential künftiger riots in „ordnungspoliti- 
scher Weitsicht” seit Ende der achtziger Jahre systematisch und flä- 
chendeckend überwacht. 

Ende 1990 war an der Spree bereits jeder zwanzigste männliche 
türkische, jugoslawische und arabische Jugendliche mit personen- 
bezogenen Daten unter der Rubrik „Jugendgruppengewalt“ in Poli- 
zeicomputern abgespeichert. Diese Sammelleidenschaft der Poli- 
zei ist die materielle Basis, den unkonventionellen Kampf der Ju- 
gendlichen um Bürgerrechte und Gleichstellung niederzuschla- 
gen. So kann nach Paragraph 45 Abs. 1 des Ausländergesetzes aus- 
gewiesen werden, wer „die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefähr- 
det oder sich bei der Verfolgung politischer Ziele an Gewalttätig- 
keiten beteiligt oder öffentlich zur Gewaltanwendung aufruft oder 
mit Gewaltanwendung droht“. Bei „schwerwiegenden Gründen 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung” können nach Paragraph 
48 des Ausländergesetzes auch Ausländer ausgewiesen werden, 
die „unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzen und im Bundesge- 
biet geboren sind oder als Minderjährige in das Bundesgebiet ein- 
gereist sind”. 

Solidarität deutscher Demokraten besteht in der nächsten Zu- 
kunft darin, die Anwendung dieser Paragraphen zu verhindern. 
Denn es ist zu befürchten, daß die Bundesregierung den von ihr 
produzierten politischen Giftmüll durch Deportation renitenter 
„ausländischer Jugendlicher“ in ihnen unbekannte homelands ele- 
gant entsorgen will. Eberhard Seidel-Pielen (taz vom 4.6.93) 
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Selbstverständlicher Umgang 
ist noch die Ausnahme 


Fast 12.000 türkische Studentinnen gibt es mittlerweile an 
deutschen Hochschulen / Wenig Kontakte zu Deutschen 


Während der Phase der Familienzusammenführung zwischen 1974 
und 1981 kam eine große Zahl ausländischer Kinder und Jugendli- 
cher in die Bundesrepublik. Ihr Zuzug veränderte nachhaltig den 
Charakter der Migrationsbewegung sowie deren Folgen und Rander- 
scheinungen. Ein neues Problemfeld der Migration stellte ihre schuli- 
sche und berufliche Integration dar. Im Gegensatz zu den Migranten 
der ersten Generation, die bei der Einreise in die Bundesrepublik be- 
reitseinen Arbeitsplatz hatten, findetdieberufliche Eingliederung der 
zweiten Generation unter anderen Bedingungen statt. Zwar hat die 


zunehmende Arbeitslosigkeit in Deutschland auch die Arbeitsplätze- 


der frühen Migranten bedroht, jedoch leidet die zweite Generation 
erheblich stärker unter der schwierigen Arbeitsmarktlage. Allgemein 
liegt die Quote von nicht vermittelten Lehrstellensuchenden bei aus- 
ländischen Jugendlichen, besonders bei den Mädchen, höher als bei 
den gleichaltrigen Deutschen. 

Als besonders problematische Gruppe gelten immer noch dietür- 
kischen Jugendlichen, unter ihnen vor allem die Mädchen. Von 1977 
bis 1989 hat sich die Zahl der unter 16jährigen türkischen Kinder in 
der Bundesrepublik um nahezu 50 Prozent erhöht. Mittlerweile sind 
fast drei Viertel auch hier geboren. 

Sozialarbeit und -pädagogik und seit neuerer Zeit auch türkische 
Selbstorganisationen und Elternvereine bemühen sich um eine Lö- 
sungihrer Probleme. Eine verbesserte schulische Situation in Verbin- 
dung mit steigender Absicht zu bleiben fördern das Interesse an einer 
fundierten beruflichen Ausbildung. Immer mehr türkische Jugendli- 
che verlassen die typischen „Gastarbeiterberufe” und streben eine 
Berufstätigkeit im Dienstleistungssektor an. 

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den steigenden Zahlen 
türkischer Studenten an deutschen Hochschulen wider. Von den 
11.674 türkischen Hochschulstudenten in Deutschland sind mittler- 
weile zwei Drittelsogenannte Bildungsinländer, das heißtStudenten, 
die bereits ihre Hochschulzugangsberechtigung an deutschen Schu- 
len erworben haben. Diese Kinder der ersten Migrantengeneration 
werden in Zukunft den Aufstieg der türkischen Minderheit in Mittel- 
und Oberschicht befördern. Ihre Verbleibeabsichten lassen sich da- 
beianden Veränderungen in der Fächerwahl ablesen: studiertefrüher 
die Mehrzahl der türkischen Studenten solche Fächer wie Ingenieur- 
oder Naturwissenschaften, dievor allem in der Türkei gute Berufsaus- 
sichten boten, so verlagern sie sich heute auf Fächer wie Jura oder 
Lehramt, deren Zukunftschancen in der Bundesrepublik liegen. 

Derartige Integrationsansätze, zeigen, daß die Eingliederung- 
sprobleme der zweiten Generation lösbar sind. Zwei grundsätzliche 
Probleme sollten jedoch im Blickfeld stehen: zum einen istdasdieso- 
ziale Integration der jungen Ausländerinnen und Ausländer. Selbst 
am Beispiel der Studenten, läßt sich zeigen, daß soziale und freund- 
schaftliche Kontakte zu Deutschen der gleichen Altersgruppe und in 
vergleichbarer Lebenssituation nicht selbstverständlich sind. Nach 
einer Untersuchung des Zentrums für Türkeistudien an deutschen 
Hochschulen haben die wenigsten dieser Studenten mehr als margi- 
nale Kontakte zu deutschen Kommilitonen. Dies hat sicher mit dem 
zweiten Hauptproblem zu tun: die rechtliche Situation der zweiten 
Generation. Auchhierwerden inZukunftvorallem die jungen Türken 
weiterhin Nachteilein Kaufnehmen müssen: rechtliche Erleichterun- 

gen für Einwanderer aus EG-Staaten betreffen sie nicht. Dieser Aus- 
schluß vom politischen Leben hat nicht nur konkrete Auswirkungen 
aufbestimmte Bereiche ihres Lebens wie Freizügigkeit, Berufswahl et 
cetera. Fastwichtiger istnoch, daß dadurch die Motivation vieler, ak- 
tiv am politischen Leben der Bundesrepublik teilzunehmen, behin- 
dert undbeschränkt wird. Solangesienichtals gleichberechtigte Bür- 
ger ihre Rechte und Chancen in dieser Gesellschaft wahrnehmen 
können, werden sie immer eine Randgruppe bleiben müssen. 
Faruk Sen (taz vom 5.2.93) 
Der Autor istProfessoram Zentrum für Türkeistudien inEssen 


Für den Brückenschlag 


Yilmaz Karahasan, Hauptvorstand der IG Metall 


taz: Herr Karahasan, seit Mölln 
hat es viele Übergriffe und An- 
schläge gegeben. Jetzt die fünf 
Toten von Solingen. Wäre nun 
nicht ein deutlicheres Zeichen 
seitens der Gewerkschaften er- 
forderlich? Von bundesweit or- 
ganisierten Arbeitsniederlegun- 
gen ist bei der IG Metall nicht die 
Rede. Warum nicht? 

Yilmaz Karahasan: Das 
stimmt ja nicht. Unser amtieren- 
der Vorsitzender, der Kollege 
Klaus Zwickel, hat schon am 
Mittwoch in einer Presseerklä- 
rung die Kolleginnen und Kolle- 
gen in den Betrieben aufgefor- 
dert, heute und morgen die Ar- 
beit niederzulegen und Mahn- wi 
minuten zu organisieren. Man | . 
kann nicht sagen, daß wir als 
Gewerkschaften zuwenig getan 
hätten. Wir haben nach den schlimmen Ereignissen von Mölln als 
IG Metall zusammen etwa mit antifaschistischen Gruppen, bei- 
spielsweise dem Forum „Buntes Deutschland”, die Aktion „Cou- 
rage” ins Leben gerufen und auch in die Betriebe hineingetragen. 
Da gab es viele Aktionen. 

Sowohl die IG Metall insgesamt wie auch ich persönlich als ge- 
schäftsführendes Vorstandsmitglied haben immer wieder deutlich 
gemacht, daß zwar die Lichterketten und vergleichbare antifaschi- 
stische Aktionen sehr wichtig und richtig sind, das Handeln der Po- 
litik in diesem Land aber nicht ersetzen können. Die Politik muß 
endlich Deutschland als ein faktisches Einwanderungsland aner- 
kennen und daraus die richtigen Konsequenzen ziehen. Als ersten 
Schritt fordert die IG Metall seit Jahren die Einführung des kommu- 
nalen Wahlrechtes, und ich sage seit Monaten, daß die doppelte 
Staatsbürgerschaft nicht irgendwann, sondern sofort verwirklicht 
werden muß. 

‚ Haben viele der nichtdeutschen Jugendlichen das Vertrauen in 
die deutsche Politik nicht längst verloren. Versuchen sie nicht ge- 
rade deshalb, die Probleme auf eigene Faust zu lösen? 

‚ Davor würde ich warnen. Die nichtdeutschen Jugendlichen 
sind eine gesellschaftliche Minderheit in diesem Land. Wenn sie 
die Diskriminierungen und Ausgrenzungen bewältigen wollen, 
dann können sie das nur in Zusammenarbeit mit den Deutschen. 
Deshalb darf hier keine Grenze zwischen Deutschen und Nicht- 
deutschen gezogen werden, sondern die Grenze verläuft. doch ei- 
gentlich zwischen Kapital und Arbeit, wenn ich das ein bißchen 
traditionell beschreiben darf. Deshalb müssen alle abhängig Be- 
schäftigten die Lösung der Probleme gemeinsam angehen. 

Gibt es ein neues Bedürfnis nach Abgrenzung? 

| Ich denke schon, daß die übergroße Mehrheit der Immigranten 
ein Zusammenleben, den Brückenschlag zwischen den Kulturen 
und gemeinsame Aktionen wünscht. Allerdings will ich nicht ver- 
schweigen, daß es auch unter türkischen Kolleginnen und Kolle- 
gen rechtsextremistische oder nationalistische Strömungen gibt. 
Aber man darf nicht Gewalt mit Gegengewalt, Nationalismus mit 
Gegennationalismus beantworten. Das eskaliert, würde allen 
rechtsextremistischen und konservativ-reaktionären Kräften in die 
Hände arbeiten. Jetz muß durch politische Initiativen ein neues 
Klima geschaffen und die Verbreitung der Sündenbocktheorie und 
der Ellenbogenideologie gestoppt werden. 

Interview: Walter Jakobs (taz vom 4.6.93) 


a 2 EN Ze 


Een aM 
+, 6 Mr Be” Ze, 


. 


Ä 


Y. Karahasan Foto: Bachmeier 


u 1 rd u er it pe 


| 


75 


„Der Mundgeruch der Ungläubigen” 


Das Deutschlandbild der türkischen Zeitungen: zwischen Trauer, Angst und Haß 


„Ich habe mein Taschenmesser aus der Kindheit herausgeholt und 
die Gravierung auf der Klinge gelesen: ‚Solingen-Zaza‘. Früher 
fragte man bei uns nicht nach einem Messer oder einer Schere, 
man sagte einfach: „Hast du einen Solinger?” Nun aber haben die 
dunklen Schatten der Nazis dieses Wort für immer befleckt. Ab 
jetzt meint Solingen eine Stadt, in der Türken verbrannt wurden.” 

Der Chefkommentator der linken Istanbuler Tageszeitung Cum- 
huriyet, IIhan Selcuk, spricht mit diesen Sätzen aus, was der größte 
Teil der türkischen Öffentlichkeit schon seit einigen Jahren denkt. 
Auf der einen Seite trägt für die Türken und ihre Medien Deutsch- 
land eine wesentliche Verantwortung für die Nichtakzeptanz des 
Landes im „Europäischen Haus“; deutschen Politikern wird zudem 
der Vorwurf gemacht, sich in die Innenpolitik der Türkei einzumi- 
schen und Partei für die kurdische Terrorgruppe PKK zu nehmen. 
Auf der anderen Seite werden die Ausschreitungen und die Ge- 
waltakte gegen Türken mit größter Aufmerksamkeit und Sorge ver- 
folgt. Das Deutschlandbild der sechziger und siebziger Jahre, das 
durch vorbildhaften Erfolg und Reichtum geprägt war, stimmt nicht 
mehr. Im Gegenteil: Nach Mölln und Solingen wechseln die Ge- 
fühle zwischen Trauer, Angst und Haß. 

"Die türkischen Medien, dabei vor allem die Zeitungen, sind ge- 
rade in dieser Situation für die Deutschlandtürken unverzichtbar 
geworden. Besonders für die älteren Türken sind sie noch immer 
ein Bindeglied zwischen der „neuen“ und der „alten“ Heimat. Die 
hart konkurrierenden Zeitungen machen sich diese Abhängigkeit 
zunutze und versuchen sehr oft durch übertriebene, spektakuläre 
oder emotionsgeladene Artikel und Kommentare die Leser auf ihre 
Seite zu ziehen. 

50 schreibt einer der Kolumnisten der konservativen Tercüman 
kurz nach Solingen: „... Alle Türken in Deutschland fragen sich 
Nun, wann sind wir an der Reihe. Ich appelliere an Euch, Ihr Türken 
In Deutschland: Unsere Heimat wartet wie ein Paradies auf Euch, 
hört auf, den Mundgeruch der Ungläubigen zu ertragen, kommt 
zurück. Vielleicht haben wir nur einen Happen Brot, einen durch- 
löcherten Pullover ... Aber wir teilen es mit Euch.“ 

Mit dieser Art der Berichterstattung und Kommentierung stand 
Tercüman in letzter Zeit nicht alleine. Deutschlandfeindliche, na- 
tionalistisch gefärbte Artikel überwiegen in der türkischen Presse- 
landschaft - quer durch alle politischen Richtungen. Ferit Ilsever 
von der sozialistischen Aydinlik schreibt: 

„Deutschland hat sich nie vom Nazismus gesäubert, jetzt zeigt 
es sein wahres Gesicht, die Skins vorschickend, untermauert die 
Regierung ihren Rassismus mit neuen rassistischen Gesetzen.” In 
diese Berichterstattung reiht sich auch die überparteiliche Hürriyet 
ein und sucht sogar Rechtfertigungsgründe für die Gegengewalt 
der Türken etwa mit einer Aufmachung wie „Unsere Geduld ist zu 
Ende“. Für sie und die anderen Zeitungen steht nach Solingen auch 
nicht die Gewaltfrage an sich im Mittelpunkt, sondern die Zersplit- 
terung der türkischen Gruppen. Die einflußreichen Kolumnisten 
rufen auch in den Tagen nach Solingen dazu auf, alte Feindschaf- 
ten untereinander zu begraben und die Reihen gegen die deutsche 
Politik zu schließen. 

Appelle wie nach Mölln, Ruhe zu bewahren und an den deut- 
schen Rechtsstaat zu glauben, verhallen immer mehr. Die Kom- 
mentatoren fordern die deutschen Politiker auf, statt leerer Worte 
Taten folgen zu lassen. 

Die Bundesregierung und insbesondere der Bundeskanzler sind 
dabei Hauptangriffspunkte der türkischen Zeitungen. Weil Helmut 
Kohl sich weder in Mölln noch in Solingen zeigte und sich auch in 
seiner Regierungserklärung nicht befriedigend äußerte, wird er in 
den Zeitungen als „Feigling, Handlanger und Lügner” bezeichnet. 

Die linksliberale Milliyetübertitelt eine Ausgabe mit der folgen- 
den Aufmachung: „Helmut Kohl und die anderen ... Schämen Sie 


sich, Sie haben den Rassismus wiederbelebt, Sie sind verantwort- 
lich für die Grausamkeiten. Wir wissen nicht, wie Sie sich vor der 
Geschichte verantworten werden, wir wissen nur, daß wir, solange 
die Welt existieren wird, an Ihrem Kragen hängen werden.“ 

Natürlich darf man nicht vergessen, daß diese manchmal un- 
sensibel oder zu dramatisch klingenden Überschriften, Artikel und 
Kommentare in den Redaktionsräumen in Istanbul entstanden 
sind. Dies ist auch eines der Probleme, die die türkische Offentlich- 
keit in diesem Kontext entzweien. Denn viele der hier lebenden 
Türken, dabei vor allem die Jüngeren, vermissen in dieser Art der 
Berichterstattung ihre eigene, spezifische Sichtweise. Sie haben 
nämlich zum größten Teil nicht vor, wie der Kolumnist von Tercü- 
man es sich wünscht, zurückzugehen, sondern sie halten ihre Exi- 
stenz hier in Deutschland für selbstverständlich und wollen sie 
auch hier verteidigen. 

Von den acht türkischen Zeitungen, die an deutschen Kiosken 
zu kaufen sind, ermöglicht nur Hürriyet hier ansässigen türkischen 
Journalisten, Kommentare zu schreiben, und dies auch nur zwei- 
bis dreimal die Woche. Bedenkt man, daß Hürriyet und die ande- 
ren Zeitungen hier an manchen Tagen insgesamt 200.000 ver- 
kaufte Exemplare vorweisen können, wird das konzeptionelle 
Manko der Zeitungen noch deutlicher. Sie haben genauso wie die 
Regierungen in Bonn und Ankara die Entwicklung der Türken vom 
„Gastarbeiter” zum „Emigranten“ verschlafen oder sie lange, viel 
zu lange nicht wahrgenommen. Cem Dalaman (Originalbeitrag) 
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Hasan Bayramı, Chef des 
BDı und BDA 


„Wir haben schon genug 
Türken hier” 


In Solingen haben die Türken schon immer 
mit dem Rassismus leben müssen 


Einen Monat nach dem Anschlag stehen wir vor dem verbrannten 
Haus.Wirsindnichtdieeinzigen.MenschenausanderenLändernund 
Städten besuchen die Stätte des Grauens. Verwelkte Blumen, dazwi- 
scheneinBlumenbandinSchwarz-rot-gold. Anden Wändentürkisch- 
deutsche Transparente, am Schutzzaun des ausgebrannten Hauses 
eineitalienischeFlaggeundder Spruch „Noisiamocon voi”-Wirsind 
miteuch. 

Zwischen den Erwachsenen, die nicht so recht wissen, was sie sa- 
gen sollen, zwei italienische Kinder. Jaqueline ist fünf und wohnt um » 
dieEcke.Daniela, ihreCousineerzähltuns: „DasverbrannteMädchen 
warihrebeste Freundin, siekommttäglich hierher und legt ihrer toten 
Freundin Spielzeughin.“ “JaquelinehatKuscheltiere vor das Hausge- 
legt. Siebleibtstill, beantwortet keine unserer Fragen, nur ihren Teddy 
dürfen wirkurzanfassen. 

Von den in Solingen lebenden Nicht-Deutschen möchten wir er- 
fahren, obundwiesichihr Verhältnis zuden Deutschen veränderthat. 
HerrTürkesist26Jahrealt. „UnsereKinderwollennichtmehralleinauf 
die Straße gehen. Auch wir haben Angst.“ Wie wird es weitergehen? 
„Wir haben eine Gruppe gegründet und diskutieren gemeinsam, was 
wirmachenkönnen. Manche sagen, Gegengewalt schadetunsselbst. 
Aberwirdürfendochnichtsowehrlosbleiben wiedieJuden im Dritten 
Reich.Wirprügelnunsuntereinander-stattdengemeinsamenFeind.” 
Kälte,meinter, seijetztzurückgeblieben unterden Ausländern von So- 
lingen. 

Ayse führt gemeinsam mit ihrem Sohn Sami ein Lebensmittelge- 
schäft. „Viele Ausländer, die Häuser besitzen, haben Drohungen er- 
halten, daß man auch bei ihnen Feuer legen wird.” Sami fügt hinzu: 
„Manchewolleneinen Waffenscheinhaben, aberdiePolizeisagt, holt 
eucheinen Hund. Denbekommtihrleichter. Eins stimmt: Wirmüssen 
auf uns selbst aufpassen und uns mit zugelassenen Waffen wehren.“ 
Die Muttererzählt, siehabe gehört, daß ein Deutscher 2.000 Mark ge- 
sammeltundder FamiliederOpferübergebenhat. Doich nachdembei 
der Demo Scheiben eingeworfen wurden, habe er gesagt: „Wenn ich 
dasgewußthätte...” Ayses Kommentar: „DieScheibensindschonwie- 
derdrin, dieTotenwerdennichtwieder lebendig.” 

Inder türkischen Teestube, im Stadtzentrum. Fast jeder der Gäste 
hat Demütigungen durch Deutsche am eigenen Leib erfahren. Beikir 
Car,60Jahrealtund Frührentner,warheutegeradebeimAusländeramt 
undwurdevon einemjungen Beamtenruntergeputzt. „Ichhabemeine 
FrauzweiJahre nichtgesehen. Siewar zur Pflege ihrer kranken Mutter 
inder Türkei und istnun selberkrank geworden. Jetzt darfsienicht zu- 
rück.Dem Ausländeramthabeich 30.000 Mark, meineganzenErspar- 
nisse, zur Sicherheit angeboten. Auch mein Sohn würde sich mit 700 
Mark monatlich verpfänden. Aber der Beamte sagte nur: „Wir haben 
schongenugTürkenhier.“ 

IsmetDemirhanbegleitenwirinseineWohnung. DieanderenMie- 
tersind Deutsche. Sein NamensschildhaternachdemBrandanschlag 
abgemacht. Aus Angst. Während der Ausbildung zum „10-c-Fräser“ 
hat er seine härtesten Erfahrungen mit dem täglichen Rassismus ge- 
macht. Einer der Meister begrüßte ihn manchmal mit dem Hitlergruß 
und sagte ganz offen: „Ich sehe es als meine Aufgabe an, dieseSchule 
türkenfrei zumachen.” Ohne Umschweife gaber sich als Mitglied der 
Naziorganisation „BergischeFront” zuerkennen. Undsein Hydraulik- 
lehrerfand es besonders lustig, ihn mit der Frage zu provozieren, „Rat 
mal, wievieleTürken wir hierschon ins Feuergeworfen haben?“ 

DenPreis,denIsmetgezahlthat,nenntseineFrauSaziye:Erhatteei- 
nen Nervenzusammenbruch und nahm ständig Beruhigungspillen, 
umdenKursnochdurchzustehen. Erhatdannbestanden, aberseitdem 
istereingebrochener Mann.” Arzu Toker/Günter Wallraff 
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Wider den apokalypfischen Reflex 


Sind die Brandpogrome das Gespenst von Weimar? Diese fast zwangsneurotische Deutung geht den Gewalttätern 
auf den Leim und ist gefährlich: Es geht um die Mörder von heute, nicht die von gestern 


icht nur die Rechtsterroristen und die kriminellen Vereinigungen, 
deren Unterstützer sie sind, auch viele Erschütterte und Besorgte 


im Lande hier und überall in der Welt möchten ein Stück von ge- ' 


stern spielen: Weimar 1992. Ich spiele da nicht mit. Ich halte für ge- 
fährlich, den Gewalttätern auf den dramaturgischen Leim zu gehen. 
Die Brandpogrome, die tägliche Gewalt, die unfaßbare Heimtücke des 
Terrors als Gespenst von gestern? Diese fast zwangsneurotische Deu- 
tung ist falsch und lebensgefährlich. Dafür gibt es Gründe: 

1. Es gibt das intellektuelle Faszinosum, das Monopoly vom Unter- 
gang. Wenn Weimar, dann auch 1933, wenn 1933, dann auch 1938, 
wenn Pogromnacht, dann auch Auschwitz. Wer Weimar zu Mölln 
sagt, denkt Mölln vom Ende her und hatsich fast schon verabschiedet. 
Der apokalyptische Reflex ist alt, viele von uns haben ihn bei der 
Nachrüstung ausgedrückt, er erreicht uns regelmäßig mit der neuesten 
Ozonstandsmeldung: Er hat uns geprägt in der Mauer-Epoche äußer- 
ster Stabilität. Die Gefahren, denen wir jetzt lernen müssen zu begeg- 
nen, sind nicht global, sondern real. Es sind nicht die Gefahren der 
halbindustriellen Gesellschaft der zwanziger Jahre, sondern der po- 
stindustriellen der neunziger. 

2. Wir wehren uns falsch. Wir schnüren das Weimarpaket und ge- 
ben der neuen Hitlerjugend mit ihren Bomberjacken und US-Baseball- 
schlägern, ihrem so urdeutschen Eigennamen „Skinheads“ bei ihrem 
Theaterstück recht. Sind Mölln oder Rostock nicht ebenso nahe bei Los 
Angeles wie bei Weimar? Ist Weimar die Kulisse für die neue äußerste 
physische Brutalität Jugendlicher gegen Schwache, mit ihren asiati- 
schen Brutalo-Schlägen, deren Vorspiel sie aus dem Fernsehen ken- 
nen? Hatte Weimar 1928 ein Jahrzehnt der „Winner-Loser-Kultur” hin- 
ter sich? Kannte Weimar das mörderische Spiel des „In-Out“ und die 
zynische Verächtlichmachung des „Gemeinsam?“ Ja, die Mörder sind 
unter uns, aber es sind Mörder von heute. 

3. Wir deuten unsere eigene Zeit falsch: Den Zeitbruch, den Verei- 
nigung, Mauerfall und Verschwinden des Eisernen Vorhangs bedeu- 
ten. Bei diesen Erschütterungen spielen die Neonazis eine mörderisch 
spektakuläre Rolle, aber es ist nur eine Rolle. Und das Stück ist von 


heute. Lethargie, Flucht in das Alleinsein, Angst vor Begegnungen, völ- 


lig neue Psychodramen in der Gesellschaft haben nichts mit Weimar 
zu tun. Denn nicht erst seit Hoyerswerda gab es den ersten Mordan- 
schlag gegen Ausländer, es gab ihn vor zwölf Jahren im August 1980, 
verübt an zwei Vietnamesen in Hamburg. Nicht erst seit der Öffnung 
der Mauer wurde Wahlkampf mit dem Asylrecht gemacht, wurden 
Millionen Bürger nichtdeutscher Herkunft zur populistischen Wahl- 
kampfdroge mißbraucht, sondern seit Ende der siebziger Jahre. 

4. Wir mißachten durch den starren Blick auf Weimar das Gewebe 


Anzeige 


2. Bundesweiter Kongreß 
"Wider den Niedergang 
linker Gegenöffentlichkeit" 


vom 3.-5. September 1993 
in Clausthal-Zellerfeld 


nicht- 


Fortsetzung des Treffens 
kommerzieller Stadtzeitungen, ausgerich- 


linker, 


tet von der "Harzer Landbotin". 
mebeitrag 60,- (Tagungshaus 
verpflegung) 


Teilnah- 
inel. Voll- 


Anmeldung und Informationen bei: 
Harzer Landbotin, 
W-3392 Clausthal-Zellerfeld, 


Erzstraße 41 
(05323/5951) 


des Alltäglichen. Tausende von Begegnungen jeden Tag, bei denen 


. sich Menschen freundlich treffen. Gab es in Weimar wirklich eine Ge- 


werkschaft der Polizei, in deren Mitgliedszeitschrift klügere Kommen- 
tare über Jugendgewalt und staatliches Handeln zu lesen sind als in 
vielen Zeitgeist- oder Massenblättern? Gab es in Weimar so viele Bür- 
ger, die sich spontan engagieren in der „Ausländerarbeit”, und nicht 
erst seit 1980, sondern seit den sechziger Jahren? 

5. Wir halten uns (und lähmen uns damit) mal wieder für die Neun- 
maltragischen. Welche Zukunftschancen sollen sich eigentlich die 
Menschen in den baltischen Staaten, in Rußland, in Polen geben, 
wenn wir leichtfertig unsere drohende Endzeit mit Weimar beschwö- 
ren? Haben wir schon vergessen, daß wir „zivile Gesellschaft” allüber- 
allhin exportieren wollten, erst nach Leipzig, dann aber nach Peters- 
burg und Bukarest? Wir taten so, als hätten wir sie, die bedingungslose 
Akzeptanz des Gewaltmonopols des demokratisch kontrollierten Staa- 
tes. Die Unabhängigkeit und absolute Gerechtigkeit strenger, seiten- 
blinder Richter. War das vor Jahrhunderten oder wann, daß wir an 
Runden Tischen in Budapest von unserer zivilen Gesellschaft 
schwärmten? Nein undnoch mal nein, gerade weil unsere Demokratie 
und unser Land mörderische Erschütterungen erfahren, gerade weil 
der Angriff der neuen kriminellen Vereinigungen auf den inneren Frie- 
den unseres Landes so zentral geführt wird, müssen wir auch für die 
Hoffnungsdiskussionen mit den Demokraten Osteuropas zivile Ge- 
sprächspartner bleiben. 


6. Das ist die vielleicht größte Gefahr: Der Terrormord in Mölln hat. 


ın Ralph Giordano eine furchtbare Weimarer Schrecksekunde ausge- 
löst, in der er den Frieden mit der zivilen Organisation unserer Gesell- 
schaft aufkündigt und an Helmut Kohl ein Freitelegramm zur Selbstbe- 
waffnung schickt. Am Montag in Mölln habe ich die Türken bewun- 
dert, die ihre Jungen, die Zorntränen in den Augen, in ziviler Tugend 
unterrichteten: Gegen kriminelle Vereinigungen und ihre Unterstützer 
gibt es staatliche und demokratische Mittel. Sie müssen angewendet 
werden. Die hilflose Schläfrigkeit Bonns in den letzten zwölf Monaten 
bleibt ein Skandal. Aber die Bürgerkriegsbegründung wäre die gefähr- 
lichste Weimar-Reaktion auf Mölln. 

7. Aber auch die Gefahr Nummer sieben des Weimartraumas muß 
beredet werden. ‚Weimar” ist die Kennung für das sehr reale Deutsch- 
landtrauma unserer Nachbarn. Und nicht nur der Europäer, sondern 
vieler Staaten dieser Welt. Unsere Signale dorthin müssen die Wirk- 
lichkeit Spiegeln, nicht unsere eigenen Alpträume. Das Gewebe unse- 
rer zivilen Gesellschaft ist brüchig geworden, in Ostdeutschland sind 
kaum die ersten Fäden verknüpft. Und vielleicht haben manche von 
dieser Zivilität allzusehr geschwärmt. Aber jetzt ist aus dem Schwar- 
men Entsetzen geworden. Beides ist falsch. Vielleicht hat die neue 
Weimarsucht etwas zu tun mit der (nachträglichen) Bonn-Sehnsucht 
mancher Linker, die wir grau gewordenen „Wanderer durch das 5y- 
stem erstaunt und erfreut vermerkten. So ideal war sie nun weiß Gott 
nicht, die Altbonner Republik. 

. Wir haben ein Jahrzehnt der Gewaltenthemmung im Massenme- 
dium Fernsehen hinter uns (Weimar kannte nicht einmal das Wort). 
Daß Gewalt, nicht Recht, einen voranbringt, ist tägliche Erkenntnis ei- 
ner fernsehreichen und erfahrungsarmen Jugend gewesen. Viele ha- 
ben sich beteiligt am Beschädigen der zivilen Kulturmuster, die Ver- 
ächtlichmachung der Solidarität, die Verherrlichung der Gewalt hat 
uns durch die ganzen achtziger Jahre begleitet. 

Weimar verstellt den präzisen Blick, Pogrom muß Pogrom, Terror 
muß Terror, Mordmuß Mord nicht nur genannt werden, sondern auch 
als Mord verfolgt werden. Hüten wir uns vor dem falschen Theater- 
stück. Die weimarkostümierten Täter haben echte Waffen, sie planen 
den heimlichen Anschlag auf unsere real existierende Demokratie. 
Das Weimartrauma ist Teil ihrer Ausrüstung, nicht das Ziel ihres An- 
griffs. Freimut Duve (taz vom 27.11.92) 


Mit Nazis reden? 


Gute pädagogische Absicht gehört zur demokratischen Kultur /Gläubiger Nazismus ist aber im Gespräch nicht zu 
korrigieren/ Politische Aufklärung bleibt sinnvoll bei der Masse der noch nicht Rechtsextremen 


aßt sich mit jungen Nazis reden? Schon die Frage führt zum Streit 
| enise ob diese Jungen Nazis sind oder nur Verführte, also Opfer. 
Fortbestand der DDR nicht offen nazistisch geworden. Die mißlun- 
gene Vereinigung erst brachte Arbeitslosigkeit, Verunsicherung, Per- 
spektivlosigkeit, Asozialität, politischen Rechtsschwenk mit sich. Weil 
dort links absolut pass& ist, ist rechts absolut Mode. Von rechts zu 
rechtsextrem ist es aber nur ein Schritt. Ein paar Biere zuviel, ein vom 
Westen zugereister Führer genügen, und der Molotowcocktail ist fer- 
tig. | 
Anders die Lage im Westen. Der Erfolg der neuen Rechtsparteien 
war sowieso im Gange. Der Extremismus wurde vom Staat, den Bon- 
ner Parteien und der Öffentlichkeit fahrlässig oder bewußt unter- 
schätzt. Insgesamt gesehen ist der West-Nazismus willentlicher und 
insofern schuldhafter als der Ost-Nazismus, der aus der Niederlage, 


der neuen sozialen Deklassierung und Kolonisierung folgt, denn der 


besiegte und deklassierte Deutsche antwortet darauf mit Resignation, 
die Jugend aber mit Wut und Haß. 

Deutschsein heißt in Krise und Not rechts sein. Der spezifische Aus- 
druck des östlichen Jugendprotestes ist unter reduzierten Lebensum- 
ständen der ungezügelte nazistische Rückfall. Was können Gespräche 
daran ändern? Wollen wir etwas gutmachen, einfach weil wir es 
schlecht machten und weil es sich unserer Meinung nach gehört, die 
Jungen durch Ablehnung oder Feindschaft nicht noch weiter in den Ex- 
tremismus zu treiben? Unsere gute pädagogische Absicht ist Teil de- 
mokratischer Kultur. Wir kennen unsere immense Sprachlosigkeit, die 
zu überwinden wir Psychologen, Priester, Gesprächskreise und Un- 
mengen von Talk-Shows aufbieten, welch unendliches ‘Gerede die 
Sprachlosigkeit noch vermehrt. Es gibt eine Grenze. Istsie erreicht, hilft 
Reden nicht weiter. Das Gespräch setzt die Bereitschaft dazu voraus. 
Und die Fähigkeit. Wo die Feindschaft zur Glaubenssache geworden 
ist, verlieren Argumente ihren Sinn. Nicht Logik und Fakten zählen, 
sondern der Glaube, die Wut und die Tat. Mit glaubenswütigen Funda- 
mentalisten reden zu wollen ist vergebliche Liebesmühe. 

Ich sage dies nicht gern. Es widerspricht unserer Achtung vor dem 
gesprochenen und geschriebenen Wort. Wir müssen jedoch umler- 
nen. Soweit es ideologisch verfestigte Faschos betrifft, blicken wir auf 
fast acht Jahrzehnte Erfahrung zurück. Ihr gläubiger Nazismus:ist ver- 
bal nicht korrigierbar. Oberst Rudel war bis zu seinem Tode Nazi, der 
Ppensionierte General Remer, der als Major den Offiziersaufstand vom 
20. Juli 1944 niederschlug, wird bis zu seinem letzten Atemzug Nazi 
bleiben. Unsere jungen Nazis teilen sich in zwei Gruppen. Die Intel- 
lektuellen verbreiten wie ihre Vorgänger ihre Glaubenssätze, an denen 
Argumente abprallen. Die Masse aber ist derart unintellektuell, wo 
nicht analphabetisch, daß sie weder Argumente besitzt noch von Ge- 
genargumenten angefochten werden kann. Hier herrscht ein Trieb der 
aufsässigen Zerstörung. 

Selbstverständlich versuchen es Pädagogen, Pastoren, Sozialhelfer 
immer wieder mit gutem Zureden. Am Ende steht das entmutigende 
Resultat der Erfolglosigkeit. Einmal Rostock oder Mölln und die Nach- 
richt davon vervielfältigt in den Medien, und zum Wochenende bre- 
chen ungezählte Gruppen junger, alkoholisierter, barbarisierter Ju- 
gendlicher auf zu Brand- und Mordtaten. Den Medien die Schuld 
daran zu geben ist so falsch, als wolle man dem Donner die Schuld am 
Blitz zuschreiben. IR 

Sollte man also mit Nazis reden? Soll man wenigstens mit Jungen 
Nazis sprechen? Wer es unternimmt, wird bald begreifen: Wo der Na- 
zismus zur Tat schreitet, hilft nur die staatliche Repression. Versagt sie, 
wird Widerstand Bürgerpflicht. Diese uns unliebe Erfahrung ist so neu 
nicht. Das Dritte Reich konnte auch nicht durch Vernunft, Logik und 
Sprache besiegt werden. Es bedurfte dazu der alliierten Armeen. Der 
tiefere Grund liegt in. der quasireligiösen nazistischen Mordbereit- 


schaft, im Fanatismus der Anhänger, die sich jeder Aufklärung entzie- 
hen, den Kompromiß ablehnen und jedes Anzeichen von Milde, Tole- 


Tatsächlich wäre ein Großteil der Jugend in den neuen Ländern bei * ranz, Entgegenkommen als Signal der Schwäche auslegen. 


Ich selbstbin Gesprächen nie ausgewichen und vor zwei Jahren mit 
Schönhuber und kürzlich mit Jungnazis in den Talk-Show-Ring gestie- 
gen. Mit dem Rep-Franz läßt sich noch streiten, wenn einer kein Gott- 
schalk ist. Die Jungnazis bleiben von vornherein unartikuliert. Schon 
die Sprachbrücke zu betreten verweigern sie. Das ist verheerend. 
Noch schlimmer isteine deutsche Tradition, die Augstein einmal „kon- 
stitutionellen Nazismus” nannte. Ich schrieb dagegen ein dickes Buch 
mit dem Tucholsky-Satz Soldaten sind Mörder als Titel. Das Buch 
brachte es auf 25 Ermittlungsverfahren und zwei Hauptverhand- 
lungen. VierJahre nach Erscheinen findet sich noch immer kein Ta- 
schenbuchverlag, der sich an eine verbilligte Ausgabe wagte. So 
erzwingt die staatliche Einschüchterung an der Kulturfront vorbeu- 
genden Gehorsam. Wer Ursachen des Nazismus aufdeckt, ist sel- 
ber schuld. 

Der Sprachlosigkeit unserer Jungnazis ging und geht die ihrer 
erwachsenen Vorbilder voraus, deren Anteil an der Macht so groß 
ist, daß sie selbst die Erörterung ihrer Schädlichkeit und Schänd- 
lichkeit verhindern können - mitten in der Demokratie und als Teil 
von ihr. Meine Erfahrung von. der Nutzlosigkeit des Gesprächs mit 
alten und jungen Nazis heißt nicht, daß politische Aufklärung 
überhaupt nutzlos bleiben müsse. Es’ gibt die graue Masse derer, 
die noch nicht am extremen Rand angekommen sind. Diese Stim- 
mungslage finden wir vor allem bei den Jugendlichen in den neuen 
Ländern. Spricht man mit ihnen, fällt neben der politischen Unwis- 
senheit die starke nationalistische Gefühlsbindung auf. Ihre Enttäu- 
schung äußert sich als Mißtrauen gegenüber allem und jedem. Ein- 
bezogen Eltern und Lehrer. Hinzu kommt die Analphabetisierung. 
Große Teile dieser Generationen greifen nicht mehr zum Buch. 
Der Leseunlust entspricht eine Lernschwäche, die teils Unwille ist, 
teils Resultat einer neuen, pränazistischen Trotzhaltung. Damit sin- 
ken die Aussichten, durch Gespräche aufklärend auf die Szene ein- 
wirken zu können. Es bedürfte dazu einer revolutionierenden Infra- 
struktur mit Jugendtreffs, Bildungswerken, arbeitsfördernden Maß- 
nahmen. Alles dies wird eher noch abgebaut statt gefördert. 

Fazit: Die Jugendbewegung hin zum rechten Extremismus ist in 
dieser umsichgreifenden Kulturwüste nicht aufzuhalten. Das 
Schlimmste steht erst noch bevor. Doch unser Staat wird die Ra- 
bauken schon noch einfangen und zu tüchtigen Soldaten machen. 
Denn was im Zivilleben Mord ist, kann in Uniform Pflicht sein. 

Gerhard Zwerenz (taz vom 15.12.92) 
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Eine Geburtsurkunde für das neue Deutschland 


Plädoyer für ein neues Staatsangehörigkeitsrecht /Ein Einwanderungsgesetz und Ergänzung des jus sanguinis 
durch das jus soli / Der europäische Wohlfahrtsstaat im Widerspruch zur Einwanderungsgesellschaft 
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scher im Sinne des Grundgesetzes wird sich jemals in die Lage versetzt 
sehen, in Deutschland Asyl zu begehren. Eine solche Schwäche des _ 
Asylinstituts mag man durchaus beklagen - an dieser Realität führt die 
Klage jedenfalls nicht vorbei. Daß diese Schwäche der Kompensation 
bedarf, versteht sich von selbst - doch darüber später. 

‚ Der unmittelbare politische Effekt der Asyldiskussion zieht zweier- 
lei nach sich. Zum einen die ganz praktische Aushöhlung des Asylge- 
dankens durch Ausführungsbestimmungen, die wesentlich dem Phä- 
nomen der Zuwanderung gelten. Zum anderen jene Mobilisierung 
nach rechts hin. Die Asyldebatte dient als Schmierstoff für die Ausbil- 


dung eines neuen Parteiensystems in Deutschland, das seinen Weg 


über die Zerstörung der rechten Mitte nehmen könnte. 

Der Vergleich mag überzogen anmuten: Aber wie in Weimar die 
Demokratie die Hypothek des verlorenen Krieges und der Kriegsfolgen 
zu tragen hatte, so steht das noch als Bonner Republik ausgewiesene 
politische Gemeinwesen vor einem in seiner Bedeutung nicht unähnli- 
chen Experiment: Wird das auf die Bedingungen des westlichen Teil- 
staates eingespielte politische System, werden die politischen Parteien 
sich als befähigt erweisen, das außerge- 
wöhnliche Wagnis der Vereinigung in 
einer völlig neuen Welt und angesichts 
neu-alter Konflikte zu bewältigen? 

Nun ist die Asyldebatte nicht der ein- 
zige Schmierstoff, der die Parteienland- 
schaft in eine höchst unwillkommene 
Richtung gleiten läßt. Aber wirkungsvoll 
istsie allemal. Insofern böte es sich gera- 
dewegs an, die Frage des Asylrechts und 
der Zuwanderung schon dieser Gründe 
wegen aus dem Fegefeuer moralischer 
Erhitzung zu nehmen - sie schlichtweg, 
wenn überhaupt noch möglich, zu neu- 
tralisieren. 

Kein Zweifel: Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein Einwanderungs- 
land. Ein Einwanderungsland freilich, 
soweit es sich um eine bloße Zustands- 
beschreibung handelt. Mental oder gar 
verfassungsrechtlich ist Deutschland al- 
les andere als ein Einwanderungsland. 
Bislang erfolgt die Immigration in Form 
eines Sickerprozesses, vor allem mittels 
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macht haben, die Realität der Zuwande- 
rung in die Bundesrepublik Deutsch- 
N anzuerkennen und das Land auch formell in ein Einwan- 
ee 6° AN zu verwandeln. Theoretisch ist dies ein durchaus löbli- 
Br A von seiner praktischen Umsetzung her fänden 
robleme nurn | jedi 5 
Telenkılaf och gesteigert, die dieser Vorschlag zu un 
a el erfolgt nämlich nicht qua Verwaltungsakt wohlwol- 
h er ah sondern bedarf einschlägiger Gesetze. Gesetze wie- 
eg en der Beratung und der Beschlußfassung in den Parla- 
en ie Frage der Kontingentierung, also wer und wie viele in das 
an er Verheißung immigrieren dürfen, wird so zu einem Gegen- 
stand stetiger politischer Diskussion. 

Nun zeigt schon die Asyl- und Zuwanderungsdebatte, wie und in 
welche Richtung dieses Thema zu mobilisieren vermag. Der politische 


Diskurs wird sich weiter ethnifizieren und gerade für die rechten und 
rechtspopulistischen Parteien gefundenes Fressen sein. Und dies nicht 
nur als einmaliges Ereignis, wie etwa im Falle einer Grundgesetzände- 
rung, sondern als ständige und stetige Begleitmusik der politischen 
Auseinandersetzung. Denn dabei wird es nicht nur um die „Kulturver- 
träglichkeit“ der Fremden gehen, sondern um die leidige Frage nach 
der eigenen „Identität“, was sich zu einem gefährlichen Dauerthema 
auszuweiten droht. Und dafür wird es voraussichtlich keine Mehrhei- 
ten geben - oder schlimmer: Damit werden Mehrheiten geschaffen, 
unter deren Herrschaft sich nicht gut wird leben lassen. 


Probleme eines 
Einwanderungsgesetzes 


Mehr noch: Einwanderergesellschaften sind höchst selbstbezo- 
gene Gemeinwesen. Sie regeln die Einwanderung nach ihren je- 
weils eigenen Bedürfnissen — nehmen sich jedenfalls nicht, wie 
etwa im Falle des Asyls, der Perspektive des Schutzsuchenden an. 
Eine solche völlige Verkehrung der Interessenskonstellation mutet 
die Vorstellung, Deutschland in ein kontingentierendes Einwande- 
rungsland zu verwandeln, höchst problematisch an. Außerdem fin- 
det sich die soziale Realität des hiesigen Gemeinwesens im Unter- 
schied zu wirklichen Einwanderungsländern, wie etwa den USA, 
wenig bedacht. 

Die Bundesrepublik ist ein europäischer Wohlfahrtsstaat. Kol- 
lektive wie individuelle Sicherungen des Besitzstands werden als 
hoher, über Jahrzehnte, ja über Generationen hinweg gewachse- 
ner Wert erachtet. Die Ansprüche, von Verbänden artikuliert und 
ständig neu gewichtet, fußen auf dem Prinzip der Anciennitat. 
Dauer von Anwesenheit und Anwartschaften sind wesentliches 
Motiv sowie soziales Ordnungsprinzip im Gemeinwesen. Dies för- 
dert Bewahrungsegoismen in wie immer als berechtigt erachteten 
Anwartschaften. Dies alles ist nicht neu — verhält sich aber zu den 
Prinzipien einer Einwanderungsgesellschaft durchaus antagoni- 
stisch: 

In den USA, einem „freien Land“, sind soziale Anwartschaften 
dünn gesät — und es mangelt außerdem an jenem sozialen Netz, 
das diese Bezeichnung verdient. Nicht zuletzt ist es die soziale 
Ausstattung der Bundesrepublik, die jenen Sog ausübt, für den die 
gegenwärtige Zuwanderung steht. Wäre Deutschland weniger sO- 
zialstaatlich ausgestattet, öffnete sich jener gesellschaftliche Raum, 
dessen eine Einwanderungsgesellschaft bedarf wie die Luft zum Ät- 
men. Preis hierfür hätten freilich Deregulierungen zu sein — und 
zwar für alle. 


Einwanderung zu regulieren, 
schafft Ungerechtigkeiten 


Von ihrer Sozialstruktur her ist die Bundesrepublik also keine Ein- 
wanderungsgesellschaft. Und dennoch weist sie Zuwanderung auf 
- wie sie der Zuwanderung bedarf. Sollte die Zu- und Einwande- 
rung sich über erklärte Politik und Gesetze reguliert finden, würden 
‚ Probleme aufgeworfen, die notwendigerweise massive Ungleich- 
behandlungen verrechtlichen. Um zwischen ansässiger und zuge- 
wanderter Bevölkerung ausgleichend zu wirken, müßte die Ver- 
gabe der deutschen Staatsangehörigkeit an den Zuwanderer abseh- 
bare Voraussetzung sein; die Einbindung in das soziale Netz eben- 
so. 

Daran schließen sich erhebliche Gerechtigkeitsprobleme an. 
Allein schon die Kontingentierung bei der Einwanderung stellt den 
Gesetzgeber vor ethische Probleme, die ihn ähnlich überfordern 
dürften wie das gegenwärtige Problem des Asyls; vor allem ange- 
sichts der Tatsache, daß das aktuell ventilierte Projekt einer Ein- 
wanderungsgesellschaft nicht zuletzt den Zustrom reguliert, der 
seinen Weg bislang über Artikel 16 nimmt, Wie wäre bei einer 
Quotierung etwa die Zurückweisung des — sagen wir — dreihun- 
derttausendundersten Zuwanderers ethisch zu rechtfertigen? Ein 
sinnvolles Einfallstor der Einwanderung kann nicht im Bereich des 
Artikel 16 und auch nicht bei einem Einwanderungsgesetz liegen, 
sondern läßt sich in einem zu erweiternden Geltungsumfeld des 
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„Skin“, die Geschichte von Wolf Schwarzer, setzt authentische 
Fälle rechtsradikaler Gewalt in eine aufrüttelnde Romanhand- 
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82 Bürgerrechte — und was noch? - 


Artikel 116 GG ansiedeln. Und dabei geht es auch um die Umfor- 
mung des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts als wirklichkeits- 
gerechte wie angemessene Verwandlung des Selbstverständnisses 
dieses Landes. 

Bislang ruht das Staatsangehörigkeitsgesetz der Bundesrepublik 
auf dem Prinzip eines ausgesprochenen jus sanguinis. Dies will 
heißen: „Deutscher” im Sinne des GG ist vornehmlich der- bezie- 
hungsweise-diejenige, der/die deutscher Herkunft ist. Nun mochte 
die Geltung dieses Prinzips bei einer fast 200 Jahre währenden 
Umwandlung Deutschlands von Reich in Staat seine Berechtigung 
gehabt haben. Spätestens jetzt, mit der endgültig erklärten territo- 
rialen Saturierung und Anerkennung seiner Grenzen, hat sich die- 
ses Prinzip gänzlich überholt. Deutschland will ein westliches Ge- 
meinwesen sein. Was ihm dazu allerdings fehlt, ist die Neudefini- 
tion seines Staatsangehörigkeitsrechtes auf der Grundlage eines jus 
soli. Gerade nach der Vereinigung stände es dem Gemeinwesen 
also gut an, dies auch verfassungsmäßig anzustreben. Das domi- 
nierende jus sanguinis hingegen mutet an sich wie ein Relikt aus 
wenig anheimelnder Vergangenheit an. 

Nun ist der Artikel 116 schon seit längerem im Gerede, wenn 
auch weniger seiner kompensatorischen Bedeutung für die gegen- 
wärtige Debatte um Zuwanderung als Einwanderung. Ansätze zu 
einer Veränderung fanden aus wiederum ganz anderen Gründen 
gewichtigen Einspruch. Ethnischen Deutschen - den Rußlanddeut- 
schen etwa - sollte die Zuwanderung als „Spätaussiedler” offen ge- 
halten werden. Allein schon der bloße Versuch einer einschrän- 
kenden Novellierung dieses Artikels würde einen Ansturm ethni- 
scher Deutscher in die Bundesrepublik nach sich ziehen - aus der 
Furcht heraus, die Chance des Zuzugs auf der Grundlage des 
Staatsbürgerrechtes nach jus sanguinis für immer zu vergeben. 
Darum kann es bei der erwogenen Ergänzung des Artikel 116 GG 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt jedenfalls nicht gehen. Nicht der 
Abschaffung des jus sanguinis wird das Wort geredet, sondern ei- 
ner Ergänzung des deutschen Staatsangehörigkeitsrechtes durch 


Wozu ein deutscher Paß? 


Was türkische Jugendliche dazu sagen 


FürtürkischeJugendliche inBerlingibteswenige TagenachSolin- 
gen attraktivere Vorstellungen als die, miteinem deutschen Paßin 
der Tasche herumzulaufen. „Auf die doppelte Staatsbürgerschaft 
scheiße ich”, erklärt ein junger Mann in einem Kreuzberger Im- 
portladen. „Warum soll ich zu den Deutschen gehören, die uns 
umbringen?“ Ä 

Mehr als die Hälfte aller Türken in Deutschland sind minder- 
jahrig. Die Jungen reagieren auf den jüngsten Mordanschlag oft 
emotionaler als ihre Eltern. „Die Stimmung ist jetzt umgeschla- 
gen“, beobachtet etwa Halil Can, Student der Politikwissenschaft 
in Berlin. Ergehört der zweiten Generation in Deutschland an. Im 
Rahmen einer Umfrage des Berliner Instituts für Arbeitsmigration 
und Minderheitenpolitik fand der 25jährige heraus, daß die mei- 
sten Türken die doppelte Staatsbürgerschaft begrüßen würden. 

„Eine Perspektive für die junge Generation der Türken“ fordert 
Ertekin Ozcan von der Türkischen Elternvertretung in Berlin. Die 
doppelte Staatsbürgerschaft wäre seiner Meinung nach ein sol- 
ches Ziel. Allerdings: „Die Jugendlichen wollen automatisch das 
Recht aufdie deutsche Staatsbürgerschaft, siewollen nicht vonei- 
nem Gnadenakt abhängig sein.” 

h Stolz istdenn aucheine Regung, die in der Reaktion der jungen 
Türkinnen und Türken eine große Rolle spielt. Und das nun disku- 
tterte Recht auf die deutsche Staatsbürgerschaft wird auch auf ih- 
ren praktischen Nutzen im gefährlich gewordenen Alltag geprüft. 
„Auch miteinem deutschen Paß in der Tasche werde ich in der U- 
Bahn angequatscht - weil ich eben aussehe wie ein Türke”, hört 
Erzieher Harald Kemppe im Jugendzentrum Naunynritze in 
Kreuzberg immer wieder. Hans Monath (taz vom 3.6.93) 


ein jus soli. Nicht durch deutsche Herkunft allein und von der 
quantitativ bedeutungslosen und gemeinhin quälenden Einbürge- 

rung abgesehen, sondern auch durch Geburt auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland fände sich der Anspruch auf die deut- 
sche Staatsangehörigkeit begründet. 

Durch ein solches, westlich-aufgeklärten Staaten angemesse- 
nes Prinzip ließe sich auch Einwanderung mittels eines sozialad- 
aquaten Sickerprozesses leichter erwirken. So würden bereits im 
Lande sich befindliche „Ausländer“ Familienangehörige den je- ° 
weiligen Umständen angemessen nachziehen. Immigration würde 
sich vornehmlich als erweiterte Arbeitsimmigration realisieren. 
Und ein solcher Sickerprozeß entspräche jener Zuwanderung, wie 
sie für Einwanderungsgesellschaften typisch ist, die sich als solche 
staatsrechtlich nicht erklären - Frankreich etwa. 

Nun ließe sich einwenden, eine derartige Ergänzung des 
Grundgesetzes sei für das deutsche Selbstverständnis derart ein- 
schneidend - zumal eine faktische de-Ethnisierung der Staatsbür- 
gerschaft die Folge wäre -, daß im Bundestag hierfür kaum Bereit- 
schaft vorauszusetzen sei. In der Tat wäre eine derartige Verände- 
rung für das Selbstverständnis Deutschlands fundamental. Aber sie 
wäre aufeinen einmaligen Akt im Parlament angelegt. Und dies im 
Unterschied zu den eventuell ständigen und immer wieder aufs 


neue zu bestimmenden Festlegungen in der Einwanderungsquotie- 
rung. 


Neues Deutschland — 
neues Selbstverständnis 


Die Folgen einer derartig naturwüchsigen Einwanderung schlügen 
nicht unmittelbar durch, sondern fänden sich gleichsam sozial ge- 
streckt. Und in der zeitlichen Anwartschaft auf Teilhaberechte liegt 
das Problem von Ein- und Zuwanderung letztendlich begründet. 
Außerdem: Ein Gemeinwesen ohne jus solikann sich schon im An- 
satz nicht zu einer Gesellschaft wandeln, die für Einwanderung of- 
fen sein will. Einwanderungsregulierung qua Gesetz zu fordern, 
ohne jus soli vorauszusetzen, bedeutet den zehnten Schritt vor 
dem ersten zu tun. Das politische Scheitern eines solchen Unter- 
nehmens ist vorauszusehen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist an einem Scheideweg an- 
gelangt. Nach der Vereinigung stünde es der Republik gut an, ihr 
Selbstverständnis neu zu bestimmen. Die Ergänzung des Artikel 
116 durch ein jus solj löste zwar nicht alle Probleme, die mit Zu- 
wanderung verbunden sind. Aber er eröffnet einen politischen 
Ausweg aus einer Polarisierung heraus, die nicht weiter führt, au- 
Ser Wasser auf die Mühlen einer sich parlamentarisierenden neuen 
Rechten zu sein. 

| Eine Novellierung des Artikel 116 läßt sich aller Wahrschein- 
lichkeit gerade noch und in allernächster Zukunft realisieren. Sollte 
sich über die unselige Asyldebatte auch noch das Parteiensystem 
verändern und inein völlig anders geartetes Gemeinwesen führen, 
fänden sich auch weitere Chancen auf Veränderung annulliert. 
Das Projekt der Veränderung des Artikel 116 könnte über seine 
neue Substanz hinaus auch die Bedeutung eines Fanals für die Par- 
teien der Bundesrepublik annehmen - daß sie nämlich keinerlei 
politische windfall-Profite aus einer in der Tat ethisch unzuträgli- 
chen Diskussion, wie die über das Asylrecht, zu realisieren beab- 
sichtigen. Hair 

Für eine derartig bundesrepublikanisch geformte Partei wie die 
CDU könnte sich eine Verfassungsänderung im Sinne eines jus soli 
wie ein letzter sinnvoller Versuch ausnehmen, ihren drohenden 
Zerlallsprozeß in einer Phase zu stoppen, in der dies noch möglich 
ist. Bislang stellt sich die Xenophobie noch als bloßes Polizeipro- 
blem, das eher schlecht denn recht bewältigt wird. In Zukunft droht 
es das politische System zu affizieren. Für die neue Bundesrepublik 
wiederum wäre eine Ergänzung des Artikel 116 GG so etwas wie 
die Ausstattung mit einer Geburtsurkunde, die ihr nach innen wie 
nach außen gut anstünde. Und dies nicht im Sinne politischer Äs- 
thetik, sondern als drängendes Gebot der Stunde. 

Dan Diner (taz vom 3.12.92 
Der Autor ist Professsor für Geschichte in Essen und Tel Aviv. 
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Die Integration ist steckengeblieben 


Um Abhilfe zu schaffen, bräuchte es Phantasie, Konzepte und Geld, doch die sind Mangelware / Die Mutation von 
Ausländern in Deutsche durch doppelte Staatsbürgerschaft kann nicht gelingen 


halm? Lieber nicht in diesen Zeiten, wo alles Brennbare schreck- 

liche Bilder weckt. Und trotzdem sucht man nach etwas Konkre- 
tem. Nicht schon wieder mit leeren Händen dastehen, mit nichts als 
Scham und Ratlosigkeit an den Fingern. Man möchte etwas anzubieten 
haben, was den Schmerz lindert und vor allem: die Gemüter besänf- 
tigt. Andere Völker hatten dafür eine Friedenspfeife. Wir Deutschen 
haben offenbar nur uns selbst. Unser Geschenk ist die deutsche Staats- 
bürgerschaft - das Recht, endlich so zu sein wie wir. 

Das Bedürfnis nach Wiedergutmachung zeugt von Anstand, aber 
die plötzlich so einmütige Wahl des Geschenks irritiert. Seit Jahren 
wird um eine erleichterte Einbürgerung mit der Möglichkeit zur dop- 
pelten Staatsbürgerschaft gestritten. Vergebens. Jetzt ist die Forderung 
in aller Munde, als ob man allenthalben schon immer überzeugt war, 
daß hier der Schlüssel zur Problemlösung liegt. Das macht die Forde- 
rung nach einer doppelten Staatsbürgerschaft nicht weniger vernünf- 
tig. Warum also nicht momentane Betroffenheit ausnutzen, um längst 
notwendige Pflöcke einzuschlagen, bevor das schlechte Gewissen 
wieder dem politischen Business weicht? Auch düstere Zeiten kennen 
die Gunst der Stunde. 

Sicher: Den ImmigrantInnen in Deutschland und ihren Kindern 
wird der Adler im Paß endlich die bisherige Rechtlosigkeit nehmen. 
Das ist nicht zu unterschätzen — auf der bürokratischen, politischen 
und auf der psychologischen Ebene nicht. Der neue Status verleiht 
mehr Spielraum, sich gegen Rassismus zu wehren, aber er berührt des- 
sen Wurzeln nicht. Die doppelte Staatsbürgerschaft ist der Versuch, 
gesellschaftliche Spannungen per Umtaufe zu entschärfen: Wo alle In- 
länder sind, gibt es kein „Ausländerproblem“”. Doch selbst wenn dieser 
Kunstgriff gelänge (was zu bezweifeln ist), wäre er ein Experiment mit 
fragwürdigen Nebenwirkungen: Fremdenfeindlichkeit wäre damit 
wieder einmal zu einem Problem der Fremden gemacht und könnte im 
Umkehrschluß dadurch sogar Bestätigung erfahren: Wenn die Einge- 
bürgerten die (scheinbare) Immunität des Deutschseins genießen, sind 
diejenigen, die den Schutz nicht beanspruchen können oder wollen, 
um so mehr als Ausländer stigmatisiert. | 

Die doppelte Staatsbürgerschaft ist Zugeständhnis an beide Seiten: 
Den Immigranten verleiht sie mehr Gleichberechtigung und Verant- 
wortung. Den Deutschen verheißt sie Beschwichtigung: Seht her, ei- 
gentlich sind sie wir wir, ihr müßt nicht mehr lange mit Unterschied- 
lichkeit und Fremdheit leben. Genau diese Andersartigkeit jedoch ist 
es, die die Deutschen (und nicht nur sie) endlich lernen müßten als Be- 
standteil ihres Alltags zu akzeptieren. 

Doch der Kunstgriff der Mutation per Definition wird ohnehin 
kaum gelingen. Auch mit deutschem Paß werden die jetzt schon bei 
uns lebenden Immigranten die nächsten Jahre noch als „Ausländer“ 
kenntlich sein - an ihrer Sprache, ihrem Aussehen, ihrer Kultur. Ge- 
rade die Morde von Mölln und Solingen haben deutlich gemacht, wie 
lückenhaft verzahnt die multikulturelle Gesellschaft tatsächlich ist. 
Dreißigjähriges Nebeneinanderleben hat nur in seltenen Fällen zum 
wirklichen Zusammmenleben geführt. Selbst große Teile der zweiten 
und dritten Immigrantengeneration leben privat in der eigenen Welt. 
Freundschaften und Ehen sind nach wie vor die Ausnahme. Eine Einla- 
dung in eine türkische Familie oder zu einer Hochzeitsfeier ist immer 
noch mehr exotisches Erlebnis als Selbstverständlichkeit. Wir klopfen 
dem türkischen Gemüsemann gern auf die Schulter aber beobachten 
mit gemischten Gefühlen die Trauben von bärtigen Männern vor den 
Moscheen und die Aggressivität ihrer Söhne, die sich mit BMWSs und 
Kampfhunden bewaffnen. 

Doch die Abschottung ist keineswegs nur einseitig. Die großen Im- 
migrantengruppen haben sich in ihren vier Wänden zwischen zwei 
Welten eingerichtet. Immense Sprachprobleme, die man auch nach 
zehn, fünfzehn Jahren besonders bei türkischen Frauen (aber auch bei 


\N: sich Abgründe öffnen, greift man nach jedem Strohhalm. Stroh- 


etlichen Jugendlichen) beobachten kann, sind der eine Ausdruck der 
inneren Abwehr gegen die deutsche Realität. Die doppelte Staats- 
bürgerschaft ist der andere. Sie istein Zugeständnis an den emotio- 
nalen Spagat vieler Immigrantinnen, aber sie ist auch ein Kompro- 
miß, der eine faule Realität besiegelt. Denn der Hauptgrund für die 
bisherige Weigerung, die alte Staatsbürgerschaft aufzugeben, ist 
nicht der damit verbundene bürokratische Hindernislauf, sondern 
diese Ambivalenz. Sie ist verständlich, heute mehr denn je. Aber 
sie macht die Forderung, sich zu entscheiden, noch lange nicht zu 
einer Zumutung. 

Schließlich muß man einen Staat nicht mit Haut und Haaren lie- 
ben und mit Fähnchen und Kanonen verteidigen, wenn man seinen 
Paß trägt. Viele Türken leben aber offenbar in einer so übersteiger- 
ten Loyalität zu Heimatstaat und Nation, daß sie sich weder eine 
ähnlich enge Beziehung zum bundesrepublikanischen Staat vor- 
stellen können noch eine schlicht pragmatische. 

Stand- und Spielbein in diesem Immigrantenspagat, das zeigen 
die niedrigen Einbürgerungszahlen, bewegen sich dabei genau sei- 
tenverkehrt zur Realität: Zu einer Entscheidung gezwungen, würde 
die Mehrheit kaum den tatsächlichen (und mehrheitlich auch zu- 
künftigen) Lebensmittelpunkt Deutschland zum Staat der Wahl kü- 
ren, sondern den, den viele nur aus sporadischen Urlaubsreisen 
kennen. 

Selbst in einer Stadt wie Berlin, die die dpppelte Staatsbürger- 
schaft toleriert, hat sich die Zahl der Einbürgerungswilligen weit 
weniger erhöht, als man hätte annehmen können. Die doppelte 
Staatsbürgerschaft ist daher eher kryptisches Produkteiner stecken- 
gebliebenen Integration. Doch gerade über die redet in den Tagen 
der schnellen Rezepte niemand mehr. Dabei müßte es darum vor- 
rangig und langfristiggehen, denn das Ausländerproblem wird uns 
erhalten bleiben - das Ausländerproblem, das wirklich die Auslän- 
der und nicht die Deutschen haben: Im Zuge weiterer Rationalisie- 
rung und Rezession werden Immigranten noch stärker als jetzt an 
den untersten Rand der Gesellschaft gedrängt werden. 

Die Eltern können nicht Schritt halten mit technischer Moderni- 
sierung und östlicher Konkurrenz. Die Kinder werden bei sprachli- 
chen Defiziten und familiären Spannungen in desolate Hauptschu- 
len abgeschoben. Schon jetzt ist die Arbeitslosigkeit unter Auslän- 
dern in Berlin mit über 20 Prozent höher als in den Krisenregionen 
Ostdeutschlands. Gegen berufliche und soziale Ausgrenzung hilft 
kein Paß. Hier braucht es Phantasie, Konzepte und Geld, doch die 
sind derzeit Mangelware. Staatsbürgerschaften dagegen gibt es un- 
begrenzt. Vera Gaserow (taz vom 7.6.93) 
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Medienwerkstatt Freiburg 
*** Videoverleih * * * 


Videos zum Thema Rechtsradikalismus und Faschismus in Deutsch- 
land - damals und heute: 


- Wahrheit macht frei (Michael Schmidt, 60 Min., Verkauf: 250.- DM) 

- Stau (Thomas Heise, 83 Min.) 

- Von Gewalt halt ich nicht viel, aber ... (G. Mauch, K. Redlich, 55 Min.) 
- Republikaner auf Zeit (Michael Schomers, 58 Min.) 


Ausführliche Angaben zu diesen und weiteren Videos zum Thema sind 
in unserer Broschüre "Rechtsradikalismus" enthalten. 


Bestellung der Videofilme (Verleihpreis: 50.- DM + Mwst. & Versand), 
der Auswahllisten (gegen 3.- DM in Briefmarken) und unseres Gesamit- 
katalogs (10.- DM) bei: 

Medienwerkstatt Freiburg e.V., Konradstraße 20, 
79100 Freiburg, Tel.: 0761 / 70 97 57 Fax: 70 17 96 
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Seitden 60er] ahren leben Amando und Joaquim Vercio in Deutsch- 
land. Sierestaurieren Nobelkarossen. 


„Mit Ausländerfeindlichkeit haben wir nie Probleme gehabt. 
Deutschland ist schon fast unser Zuhause. Aber hier arbeiten wir 


Anthony Yeboah ist vor 4 Jahren aus Ghana gekom- 
men und spielt in der Bundesliga bei Eintracht 
Frankfurt. 

„Wir in der Mannschaft machen alles zusammen. 
Manchmal vergesse ich, daß ich der schwarze 
Mann bin. Im Moment fühle ich mich sehr gut. 
Aber es kann sein, daß ich nach dem Fußball auch 
Probleme bekomme.” 


nur. Irge e 
einbi 2 u wollen wir zurücknach Italienunddannauchmal 


Arbeitistdas Wi; Er Eigentlich sind wir gar keine Italiener mehr, die 


Eee C ligste geworden und auch das Geld. Hoffentlich 
i wir, wenn wir nach Italien zurückkommen, das auch wie- 
er vergessen und wieder Italiener werden.“ 


Die Eltern von Inna Nitz waren 
‚Chinesen. Sie ist in Deutsch- 
land aufgewachsen, hat hier 
studiert. Heute ist sie Oberärz- 
tinan der Charite in Ost-Berlin. 
„Ich habe einmal in der S-Bahn 
mit Rechtsradikalen zusam- 
mengesessen. Die machten ge- 
genseitig Bemerkungen, einer 
rückte immer näher. Da habe 
ich gesagt: wie wär’s, wenn Sie 
sich ein bißchen weiter weg 
setzen würden? Da hat er mich 
angeguckt, er hat sich sogar 
entschuldigt. Da mußte ich 
auch wieder lachen. Das ist im- 
mer wieder die Sprache, die 
mir hilft, die mir Vorteile ge- 
bracht hat. Daß ich jemanden, 
der vielleicht etwas Böses will, 
durch Sprache zum Stutzen 

bringen kann.“ 


Shigenari Kito, Direktor der Japanischen Industrie- und Handels- 
kammer in Düsseldorf, ist seitsechs Jahren in Deutschland. 

„Gegenwärtig gibt es in der Japanischen Gemeinde noch keinerlei 
Anzeichen dafür, daß sich Japaner mit Investitionen in der Bundes- 
republik Deutschland zurückgehalten haben bzw. zurückhalten 
werden. Sollten sich allerdings die rechtsradikalen Aktivitäten ver- 
schärfen, ist nicht ausgeschlossen, daß auch die Investitionstätig- 
keiten ausländischer Unternehmen negativ beeinflußt werden 
könnten. Dies könnte dann auch für die japanischen Unternehmen 
zutreffen.” H 
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Die russische Kneipenwirtin Lucinka Wichmann ist 1945 
mit den deutschen Truppen in die DDR gekommen, 1951 j 
nach Westberlin. 

„Da habe ich einen deutschen Paß bekommen, wir wur- 
den als politische Flüchtlinge anerkannt. Danach wurde 
ich durch meine deutschen Ehemänner immer deutscher, 
eingebürgert sozusagen. Meine Seele bleibt russisch, 
aber meine Realität ist deutsch.“ 


Wenns. Werner rennen een nee een EN ee ern teens een ME En EEE 
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Das „deutsche Modell” ist passö 


Eine möglichst liberale Einwanderungspraxis ist kein Geschenk an die verfolgten Minderheiten, sondern ein 


®® 
ber drei Jahrzehnte enger 
l deutsch-französischer Zu- 
sammenarbeit haben soziale 
und politische Konvergenzen auf 
allen Ebenen herbeigeführt. Die 
Entscheidungen des vergangenen 
Monats Mai in Sachen Einwande- 
rung, Staatsangehörigkeit und 
Flüchtlingspolitik stellten dies un- 
ter Beweis: Die Schwelle für Im- 
migranten wurde hochgesetzt, 
das Asylrecht durch restriktive 
Verfahren faktisch außer Kraft ge- 
setzt, und in puncto Staatsange- 
hörigkeit setzt sich eine Misch- 
form aus ius sanguinis und ius 
soli als europäische Norm 
durch. Bu 
So entsteht europäische Im- 
. migrationspolitik — auf dem 
kleinsten gemeinsamen Nen- 
ner. Das „deutsche Modell” der 
ethnisch homogenen Gemein- 
schaft ist damit ebenso passe 
wie das „französische Exempel“ 
der republikanischen Integra- 
tion. Beide sind unter dem 
Druck der Konvergenz und der 
transnationalen Wanderungsströme zermalmt. 
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Schauen wir in die Geschichte beider Länder zurück: Während ' 


sich mit der Französischen Revolution, auf den Grundlagen einer 
fest etablierten Staats-Nation, das Muster einer politischen, also auf 
dem Bürgerstatus beruhenden Zugehörigkeit zur politischen Ge- 
meinschaft in Europa verbreitete, ging von der deutschen Romantik 
das Projekt einer vorpolitischen, kulturell oder „völkisch” begrün- 
deten Identität aus, das sich seine staatliche Gestalt erst noch su- 
chen mußte. Auf ein drittes Modell, die amerikanische Republik, 
bezogen, sind diese beiden Wege durch die Prinzipien von descent 
(Abstammung) und consent (Zustimmung) gekennzeichnet. Frank- 
reich verfolgte ein voluntaristisches Projekt, Deutschland verstand 
sich als kulturelle Schicksals- und Volksgemeinschaft. 

Die Fixierung auf vergangene Modelle trübt jedoch den illusi- 
onslosen Blick auf die Gegenwart. Diese ist eher dadurch gekenn- 
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demokratisch - humanistisch - international 
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Gegen alten und 
neuen Faschismus 


Gegen Fremdenhaß 


Für ein 
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Versuch, die bedrohte Demokratie zu retten, die nicht gedeihen kann mit politisch rechtlosen Metöken 
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zeichnet, daß beide Gesellschaften gleichermaßen der Verände- 
rung der Modalitäten der Immigration und der neu entstandenen 
Fluchtmotive zu wenig Rechnung tragen. Unter den Prämissen ei- 
ner hochmobilen Weltgesellschaft funktioniert weder das „franzö- 
sische Modell“ noch der „deutsche Weg” der Integration. Beide 
sind durchlöchert und zur puren Ideologie geworden, denn beide 
Gesellschaften verfolgen angesichts dieses Drucks eine protektio- 
nistische Linie — im Prinzip wenigstens. In Wirklichkeit aber müs- 
sen beide Länder sich doch auf massive Einwanderung - legal oder 
illegal - einstellen. Die Bundesrepublik hat sich wider alle Selbst- 
darstellung zum größten de-facto-Einwanderungsland Europas 


‚entwickelt, das im übrigen fast zwei Drittel aller Flüchtlinge auf- 


nimmt. 
Frankreichs neue Regierung hat _ 
Befürwortern des jus soli das Modell 
genommen 


Die französische Politik seit dem Regierungswechsel, die das libe- 
rale Staatsangehörigkeitsrecht mit seinen eingebauten Automatis- 
men der Naturalisierung und politischen Gleichstellung stück- 
weise revidiert und vollmundig verspricht, die Einwanderung „auf 
Null herunterzufahren“, erweckt in der Bundesrepublik natürlich 
große Aufmerksamkeit. Den Befürwortern des ius soli ist ein Mo- 
dell abhanden gekommen, und die Anwälte einer offenen Einwan- 
derungsgesetzgebung, die sich mittelfristig auf 200.000 bis 
300.000 legale Einwanderer pro Jahr einstellt, haben es noch 
schwerer. Angesichts der gewaltigen parlamentarischen Mehrheit 
des restriktiven Kurses und der Stimmung der Mehrheit der franzö- 
sischen Bevölkerung ist kaum anzunehmen, daß die Politik von 
Charles Pasqua nicht in die Tat umgesetzt wird. 

In Deutschland ist die Lage anders. Obwohl die parlamentari- 
sche Mehrheit, unter Einschluß vieler Sozialdemokraten, und ein 


großer Teil der Bevölkerung das neue französische Exempel be-- 


grüßt und als Maßstab eigennütziger Vernunft ansieht, ist durch die 
Mord- und Brandanschläge eine veränderte psychologische Lage 
eingetreten. Die Erleichterung der Einbürgerung, die bereits seit 
Beginn der achtziger Jahre feststellbar war und sich auch unter 
christdemokratischer Ägide fortsetzte, ist kaum noch aufzuhalten. 
Auch die Gewährung einer doppelten Staatsangehörigkeit - bisher 
das stärkste Tabu der deutschen Staatsrechtler und Innenpolitiker - 
liegt nunmehr im Bereich des Möglichen. Als symbolische Mor- 
gengabe an die Deutsch-Türken nach den Brandnächten gedacht, 
weil man zu ihrem Schutz nicht viel aufzubieten hat, bringt dieses 
Ast die Möglichkeit, eine Liberalisierung jetzt zu verwirkli- 
chen. 


Das ius soli kommt also auf leisen Sohlen durch die deutsche 
Hintertür. Es einzuführen, wird durch die Pogrome von Rostock, 
Mölln oder Solingen weder falscher noch richtiger. Aber die Idee 
ist jetzt politisch durchsetzbar, so zynisch dies angesichts von To- 
ten und Schwerverletzten auch wirken muß. Deshalb sollte die bis- 
her verpaßte Chance jetzt ergriffen werden, bevor Helmut Kohl 
seine vagen Versprechungen von Ankara zurücknehmen kann und 
die Betonköpfe in der Unionsfraktion wieder Oberwasser bekom- 
men. Dazu muß man noch einmal verdeutlichen, was eine liberale 
Einbürgerungspraxis bedeutet und bringt: Die Funktion der Einbür- 
gerung besteht nicht darin, fremde Bürger physisch zu schützen 
oder unmittelbar vor Diskriminierung im Alltag zu bewahren, und 
ebensowenig wird sie hinfällig, wenn beides nicht geleistet wird, 
wie es eine neunmalkluge Argumentation von rechts und links 
weismachen will. 


Die selbstverständliche Gewährung der Bürgerschaft, das Prin- 
zip der Inklusion, ist kein symbolischer Akt noch gar ein Element 
der „Stimmungsdemokratie”. Vielmehr hebt die Einbürgerung Ein- 
wanderer, bisher politisch weitgehend rechtlose und zweitklassige 
Objekte des Wohlfahrts- und Sicherheitsstaates, in den Rang 
gleichberechtigter Subjekte, die sich selbstbewußt politisch äußern 
und betätigen können. Dies ist in Frankreich von seiten der Beurs 
geschehen, und dies vollzieht sich jetzt bei den Deutsch-Türken, 
die sich nicht nur von den deutschen, sondern auch von türkischen 
Autoritäten emanzipieren. 


In ihrem bornierten Ethnozentrismus 
stehen sich viele Türken und viele 
Deutsche in nichts nach 


Erst Einbürgerung macht aus einem Land mit wilder oder kontrol- 
lierter Zuwanderung ein regelrechtes Einwanderungsland. Sie 
macht nämlich eine Denkfigur zur Wirklichkeit: den deutschen 
Staatsbürger z.B. türkischer Abstammung und moslemischen 
Glaubens, genau wie es die französische Staatsbürgerin algerischer 
Herkunft und islamischer Zivilisation gibt. Diese Lektion müssen ın 
Deutschland beide beteiligte Parteien noch lernen; denn in ihrem 
bornierten Ethnozentrismus stehen sich viele Türken und viele 
Deutsche in nichts nach. 

Bürgerschaft und Ethnizität müssen entkoppelt werden; zu- 
gleich kann ein ethnisch, kulturell oder religiös fundierter Multikul- 
turalismus die sozial-moralischen Grundlagen von Bürgerschaft 
garantieren. Da die Option für den deutschen Paß auch in Kreisen 
der Einwanderer (aus verständlichen Gefühlen und falschen Über- 
legungen heraus) abgelehnt wird, propagiert man nun die doppelte 
Staatsangehörigkeit. „Sauberer” wäre gewiß die amerikanische LÖ- 
sung, die Einwanderer nach einer Frist zu Amerikanern macht (und 
ihre Kinder von Geburt an), ohne sich auf „halbe Sachen” einzulas- 
sen. Aber Mehrstaatlichkeit ist in Europa längst nicht mehr der Aus- 
nahmefall. 

Es bleibt als Generalprinzip in allen europäischen Ländern das 
ius sanguinis unangetastet (auch Großbritannien hat sich dem Ab- 
stammungsrecht weitgehend zugeneigt). Es kommt jetzt darauf an, 
im Sinne republikanischer Prinzipien und des inneren Friedens des 
europäischen Einwanderungskontinents eine möglichst große Do- 
sis ius soli bzw. domicilii hinzuzufügen bzw. zu bewahren, um 


nicht länger politische Parias zu erzeugen. Auf dieser Basis kann 
auch besser für soziale Integration und kulturelle Autonomie ge- 
kämpft werden. Gesetze und Initiativen gegen Haßverbrechen, 
Rassendiskriminierung und religiöse Verfolgung können so eben- 
falls besser greifen. Schließlich eröffnet sich hier der Weg, aus der 
unverbindlichen Zugehörigkeit zur Europäischen Union eine zeit- 
gemäße Form der supranationalen Unionsangehörigkeit zu ma- 
chen. 


Vielleicht wird Europa 
in Zukunft froh sein, 
wenn Einwanderer kommen 


Nicht nur eine deutsch-französische, eine europäische Konver- 
genz ergibt sich hier: Während Frankreich die Einbürgerungsauto- 
matismen abbaut und von den fremden Bürgern eine bewußte Ent- 
scheidung für die Republik erwartet, gewährt Deutschland mehr 
automatische Ansprüche auf Einbürgerung. Eine solche Mischung 
wird wohl europäisches Maß werden und auch bleiben, solange 
das politische Gespenst des Nationalpopulismus umgeht und Ein- 
wanderung nicht aus demographischen Gründen eine absolute 
Notwendigkeit ist. 

Heute kann man sich kaum ausmalen, daß man einmal, in gar 
nicht so langer Zeit, vielleicht sogar froh sein wird, wenn Einwan- 
derer nach Europa kommen. Eine möglichst liberale Einbürgerung- 
spraxis, die eine geregelte und institutionalisierte Einwanderungs- 
politik begleitet, ist wahrlich kein „Geschenk“ an die verfolgten 
Minderheiten, sondern ein Rettungsversuch der bedrohten Demo- 
kratie, die, anders als ihr klassisches Vorbild der antiken Polis, 
nicht gedeihen kann mit einer riesigen Schar von unpolitischen 
und politisch rechtlosen Metöken. 

Claus Leggewie (taz vom 17.6.93) 
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Es gibt ein Leben nach dem Tag X 


88 Bürgerrechte — und was noch? 


Nach der Verabschiedung des „Asylkompromisses” gilt es, nicht den Mut zu verlieren/ Soziale Bewegungen werden manchmal 
auch zum Opfer ihres eigenen „worst case”-Denkens/ Jetzt muß den „Illegalen” politisch-pragmatisch geholfen werden 


„soziale Bewegungen kommen und gehen”, schrieb Ulrich Beck und 
fügte melancholisch hinzu: „hauptsächlich gehen sie”. Droht der demo- 
kratischen Bewegung zur Verteidigung des Art. 16 GG, die seit August 
letzten Jahres, seit Rostock und Mölln, Massencharakter anzunehmen 
begann, das von dem Münchner Soziologieprofessor prognostizierte 
Schicksal? Und wäre der Auseinanderfall dieser Bewegung nicht um so 
schwerwiegender, als mit der Abschaffung des Rechts auf Asyl ein weite- 
rer Katalysator der Entwicklung in Richtung autoritärer Staat, ein riesiger 
Kontroll- und Abschiebeapparat, in Aktion träte? 

Kein Zweifel, von den Angriffen auf den Abtreibungs-Kompromiß 
über den leichthändigen Umgang mit der Tarifautonomie bis zu der For- 
derung, deutsche Soldaten überall marschieren zu lassen, wo es das 
deutsche Sicherheitsbedürfnis für erforderlich hält: der rechte Wind pfeift 
uns um die Ohren. Aber hüten wir uns davor, den 26. Mai zu einem Tag 
zu proklamieren, der unwiderruflich „die Republik geändert hat“. Bereits 
zweimal, nach der Verabschiedung der Notstandsgesetze und nach der 
Stationierung der Pershing Il, schien vielen Demokraten der Weg in die 
Katastrophe vorgezeichnet. Wer hätte es sich damals träumen lassen, daß 


die Notstands-Einsatzpläne vermodern und es ausgerechnet die Regie- 


rung des Kanzlers Brandt sein würde, die die Grundrechte einschränkte? 
Wer hätte nach 1983 auch nur das Gedankenspiel erwogen, die Forde- 
rungen der Friedensbewegung würden schließlich durch die Staatschefs 
der beiden Supermächte erfüllt? 

Aufstieg und Niedergang sozialer Bewegungen folgen keinem zykli- 
schen Schema, keiner wie immer gearteten Gesetzmäßigkeit. Für die po- 
litischen Gebrechen, die zu ihrem vorzeitigen Ende führen, sind die Be- 
wegungs-Aktivisten selbst verantwortlich. Bei den Notstandsgesetzen 
war es die geradezu paranoide Fixierung auf die vorgegebenen Plan- 
spiele, bei der Friedensbewegung die ebenso sture Einengung des Blick- 
felds auf die Raketen, die in beiden Fällen zur politischen Impotenz der 
demokratischen Bewegung führte. Trieb viele von uns damals nicht die 
halbbewußte Sehnsucht nach dem worst case, der Wunsch nach Be- 
stätigung des vorgegebenen Weltbilds? 

Kein Mensch zwingt das buntscheckige Lager, das zur Vertei- 
digung von Demokratie und Zivilität angetreten ist, die gleichen 
Fehler ständig zu wiederholen. Die Auseinandersetzung um eine 
demokratische Lösung der Fragen, die mit der Migration und der 
Multikulturalität zusammenhängen, muß auf verschiedenen 
Bühnen simultan ausgefochten werden. Es geht darum, gleichzei- 
tig das Recht auf politisches Asyl zu verteidigen, ein Einwande- 


Berlin, 29.5.93, 
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rungsgesetz durchzubringen, den Status politischer Flüchtlinge 
zu sichern, die doppelte Staatsbürgerschaft zu erreichen und sich 
für eine Verbesserung der Wettbewerbschancen der Auswande- 
rer-Länder auf den EG-Märkten einzusetzen. Bei den Verhand- 
lungen mit der CDU hat die SPD nicht eine dieser Forderungen 
durchsetzen können. Aber bedeutet der Pseudo-Kompromiß, der 
gestern verabschiedet worden ist, das Ende des gesellschaftlichen 
Kampfs um die „Paketlösung”? 

Man wird einwenden, es ginge bei solchen Überlegungen in 
Wirklichkeit nur um einen Terrainwechsel nach verlorener 
Schlacht, um hohle Redensarten, die keinem Flüchtling nutzen 
werden, der künftig binnen Stundenfrist ins „Heimatland” abge- 
schoben wird. Eine nüchterne Analyse der Folgen des Asyl ‚kom- 
promisses” belehrt uns jedoch, daß die Zahl der Asylsuchenden 
abnehmen, die Zahl der illegal Einreisenden hingegen sprunghaft 
ansteigen wird. Jetztgiltes, sich für diese „Illegalen“ einzusetzen, 
jetzt gilt es außerdem, gegen die Polizeiaufrüstung an der Ost- 
grenze Front zu machen. Die „Paketlösung“”, bei deren Durchset- 
zung die SPD so schmählich versagte, muß von den Bündnis- 
Grünen als unverzichtbares Essential in mögliche rot-grüne Ver- 
handlungen eingebracht werden. 

Den Ausschlag wird geben, ob für eine demokratische Flücht- 
lings- und Einwanderungspolitik gesellschaftliche Mehrheiten zu 
gewinnen sind. Wer dies wirklich will, muß sich den objektiven 
Widersprüchen, den entgegengesetzten, jeweils legitimen Be- 
dürfnissen — z.B. dem Wunsch nach Erhöhung des Kontingents 
für Arbeitserlaubnisse von Nicht-EG-Ausländern einerseits, der 
Forderung nach erhöhter Beschäftigung von Deutschen, insbe- 
sondere in den neuen Bundesländern andererseits — stellen. Die 
von den Grünen .noch vor kurzem fast unisono intonierte Parole 
„Wer kommen will, soll kommen“ und „Bleiberecht für alle und 
auf Dauer” gibt jeden Versuch, für eine demokratische Einwan- 
derungs- und Flüchtlingspolitik Mehrheiten zu gewinnen, der Lä- 
cherlichkeit preis. Mit einer solchen politischen Linie gewappnet, 
läßt sich trefflich gegen das „nationalistische und rassistische Re- 
gime” (Ludger Volmer) wettern. Mehr wird dann allerdings nicht 
drin sein. Christian Semler (taz vom 27.5.93) 
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Rassistische Gewalt und ethnische Politik 


Für die Turko-Deutschen gibt es keine sicheren Lebensräume,/ Auf der Suche nach ihrer Identität fanden sie bisher 
nur die Negation/ Die deutsche Gesellschaft verkannte bisher die Chancen einer derartigen offenen Suche 


it der Welle der Gewalt, die 
Ne Woche gegen den turko- 

Deutschen Bevölkerungsteil 
ausbrach, ist eine neue Stufe der rassi- 
stiichen Ausschreitungen erreicht. 
Mölln war kein Einzelfall. Alle hier le- 
benden Turko-Deutschen sind mit der 
Tatsache konfrontiert, daß es in der 
Bundesrepublik keine sicheren 
Räume für sie gibt. Sie sind in Gefahr, 
nur aufgrund der Tatsache, daß sie tür- 
kischer Abstammung sind. Dies hat 
einschneidende Konsequenzen für ihr 
Selbstverständnis. 

Die zweite Generation der hier le- 
benden Türken sind die Kinder von 
Einwanderern gegen Willen. Die mei- 
sten von ihnen wuchsen in dem Wi- 
derspruch von Rückkehrorientierung 
der Eltern und faktischer Verankerung 
in die hiesige Gesellschaft auf. Bereits 
diese Konstellation sorgt für ein Span- 
nungsverhältnis. Dieser Konflikt wäre 
schon dann schwierig zu lösen gewe- 
sen, wenn für die jungen Immigranten 
die Möglichkeit bestanden hätte, ei- 
nen positiven Bezug zur deutschen 


Gesellschaft aufzubauen: Wenn sie 3.6.93, während der Trauerfeier in Köln Foto:Jürgen Siegmann/Signum 


sich hier hätten heimisch fühlen kön- 

nen, hätten sie unbefangener und offener in den Konflikt mit den Eltern 
gehen können. Die Unwirtlichkeit der deutschen Gesellschaft ließ dies 
aber nicht zu: Sie führte dazu, daß sich ein zweiter Widerspruch über 
den ersten legte: Einerseits war Deutschland der Ort, der sie geprägt 
hat, wo sie leben (und den sie auf eine verhaltene Art schätzen); zum 
anderen war Deutschland der Ort, an dem sie von der Majorität als 
Fremde, als Nichtzugehörige, behandelt wurden. 


Wenn die multikulturelle 
Gesellschaft zum Alptraum wird 


Auf diesem Hintergrund haben die meisten Angehörigen der zwei- 
ten Generation versucht, eine Perspektive für sich zu entwickeln, 
die man als Individuierung aus der Negatıon charakterisieren 
könnte. Damit meine ich eine tentative, vorsichtige Art der Selbst- 
verortung, die eher ausdrückt, was man nicht ist, als was man ist. 
Damit einher geht ein Insistieren auf einen individuellen Weg n 
schen diesen Widersprüchen. In diesem Feld wurde (und wird) 
jede positive Zuschreibung als eine unzumutbare Festlegung Sup. 
funden. Gleich empfindlich reagieren daher etwa viele Deutsche 
türkischer Herkunft, wenn man sie auf eine der Dimensionen fest- 
legt, sie entweder unter „Türken“ subsumiert („Du als Türke“) oder 
ihnen das „Türkisch-Sein“ abspricht („Du bist doch schon kein 
Türke mehr“): Sie sind beides und sie sind keines; und sowohl die 
Zuschreibung wie auch das Absprechen einer nationalen Identität 
wirkt daher gewaltsam - wie ein ungeduldiges Auflösen von Wi- 
dersprüchen, die nicht angenehm sind, die aber ausgehalten wer- 
den müssen, weil die Alternative Yenıs, Verdrängung und Abspal- 
des einen oder des anderen Teiles wäre. ; 
Winsen Prozeß der Suche spielt sich auf allen Ebenen ab. Er läßt 
sich erkennen in dem Verhalten junger Frauen, die sich durch ge- 
schickte Strategien zwischen den konfligierenden Rollenzuschrei- 
bungen durchlavieren; er zeigt sich ebenfalls in den sich herausbil- 


denden Jugendkulturen, die sowohl gegen die Elternhäuser, wie 
gegen die deutsche Mehrheitsgesellschaft rebellieren. Die turko- 
deutschen Autoren und Sozialwissenschaftler haben daran gear- 
beitet, diesen verschachtelten Prozeß zur Sprache zu bringen, ihn 
zu artikulieren. Bei ihnen lassen sich die Chancen, die ein derart of- 
fenes, die Festlegung vermeidendes und deshalb tastendes und su- 
chendes Verhältnis sowohl zur deutschen wie zur türkischen Kul- 
tur bietet, am deutlichsten ablesen — man lese nur Zafer Senocaks 
Essay'. Die deutsche Gesellschaft hat bislang die Chance nicht rea- 
lisiert, die eine derartige offene Suche bietet. Dabei ist der oft be- 
schworene kulturelle Gewinn nur die eine Seite. Wichtiger ist, daß 
die Haltung großer Teile der zweiten Generation die Chance bie- 
tet, ein offenes multikulturelles Zusammenleben zu realisieren 
bzw. zu vermeiden, daß aus der multikulturellen Gesellschaft ein 
Alptraum wird. 

Die deutsche Gesellschaft ist auf dem besten Weg, diese 
Chance ein für allemal zu verspielen. Alles läuft im Augenblick 
darauf hinaus, daß eine geschlossene multikulturelle Gesellschaft 
entsteht — eine Gesellschaft, in der Ethnizität zur entscheidenden 
Kategorie wird. Nichts wirkt so ethnisierend wie rassistische Ge- 
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walt. In der durch sie ausgelösten Angst erleben die Turko-Deut- 
schen auf eine existentielle Weise die Festlegung auf den türki- 
schen Aspekt ihrer Identität. Sie müssen Angst haben, weil sie Tür- 
ken sind — und nur weil sie Türke sind. Damit wird auf eine perfide 
Weise die Erfahrung der Festschreibung radikalisiert. Der schwie- 
rige, in sich widersprüchliche Prozeß des Aufbaus einer Perspek- 
tive in Deutschland droht damit gekippt zu werden. Das tentative 
Abwägen, das Suchen dürfte einer zunehmenden Zahl von Ange- 
hörigen der 2. Generation als vergeblich, sinnlos oder gar selbst- 
zerstörerisch erscheinen — weil ihm doch kein Erfolg beschieden 
ist. Als sicherer und erfolgversprechenderer Weg könnte nun die 
ethnische Politik wirken, nicht mehr die individuelle Suche son- 
dern die kollektive Forderung; nicht mehr die abwägende Distan- 
zierung zur ethnischen Herkunft, sondern die Identifikation mit ihr. 

Die Folge ist in der Regel eine symbolische Politik. In einer sol- 
chen Politik wird eine dialogische, an der Sache orientierte Ent- 
scheidungsfindung schwierig, wenn nicht unmöglich. Diese Ge- 
fahr, die daraus für die Kultur der civil society erwächst, läßt sich 
am besten in Bezug auf die Rechtsprechung verdeutlichen (ist aber 
nicht auf sie beschränkt). In einer durch ethnische Politik charakte- 
risierten Atmosphäre gibt es die Tendenz, Urteile als Zeichen zu 
bewerten - sie zu lösen von ihrem Sachverhalt und sie als Entschei- 
dungtfür oder gegen eine ethnische Gruppe zu werten. Als Beispiel 
mag der Prozeß gegen die vier Polizisten in Los Angeles dienen, bei 
dem das erste Urteil zum Ausbruch der Unruhen führte — und bei 


dem aus Staatsraison ein zweites, rechtsstaatlich problematisches 
Urteil durchgesetzt wurde. 

Joan Didion? hat in Bezug auf New York beschrieben, wie es in 
einer von ethnischer Gewalt charakterisierten Atmosphäre fast un- 
möglich wird, auch noch über die elementarsten Sachverhalte ei- 
nen Konsens zu erzielen. Über die Einschätzung einer grauenhaf- 
ten Massenvergewaltigung ließ sich keine Einhelligkeit zwischen 
den ethnischen Gruppen herstellen, weil sie von den unterschiedli- 
chen Gruppen sofort als Zeichen gewertet wurde. Für die afroame- 
rikanische Bevölkerung reihte sie sich ein in die traumatisierende 
Erfahrung der Lynchjustiz (immer, wenn eine weiße Frau vergewal- 
tigt wurde, war es ein Schwarzer, der bezichtigt wurde); für die 
weiße Bevölkerung in die Angst, daß die Afroamerikaner die Stadt 
übernehmen. Jedes Urteil birgt das Risiko der Gewalt. 

Wie nahe wir einer derartigen Situation gekommen sind, zeigt 
der Prozeß von Mölln. Ich bin mir nicht sicher, ob gegen die Ange- 
klagten ein fairer Prozeß möglich ist. Durch die erneut aufge- 
flammte rassistische Gewalt sind wir in eine Situation geraten, in 
der ein Freispruch (der unter Umständen auf Grund einer schlam- 
pigen, staatsanwaltlichen Ermittlung geboten sein könnte) als Ur- 
teil für den Rassismus verstanden werden wird. 

Werner Schiffauer (taz vom 30.6.93) 


3 senocak, Zafer, Atlas destropischen Deutschland, Berlin 1992 
Didion, J., Überfall im Central Park- Eine Reportage, München/Wien 1991 
Der Autor ist Ethnologe und Professor an der Humboldt-Universität Berlin 


„Wer macht es denn sonst?” 


Sozialarbeiter dürfen rechte oder gewaltgeneigte Jugendliche nicht sofort auf politisches oder abweichendes 
Verhalten reduzieren / Wohlfeile moralische Appelle helfen nicht, die Arbeit muß langfristig angelegt sein 


Helmut Heitmann, 36, wurde in den achtziger Jahren bekannt durch 
seine Arbeit mit Hooligans. Der Pädagoge leitet in Berlin den IFF} (In- 
formations-Forschungs- und Fortbildungsdienst Jugend, Gewalt und 
Prävention) und ist dort zuständig für die Aus- und Fortbildung von 
Jugend- und Sozialarbeitern in den östlichen Bundesländern. 

taz: Handelt es sich bei der rechten Szene um eine neue Jugendbe- 
wegung oder um eine besondere Form der „Neuen Intoleranz“? 
Helmut Heitmann: Sie hat den Charakter einer sozialen Bewegung 
im rechten Spektrum mit bestimmten Merkmalen: Die Leute wis- 
sen um die Symphathie von Kreisen in der Bevölkerung; man kann 
keinen regelrechten Kern ausmachen; die Szene tritt nicht unbe- 
dingt organisiert auf, ist impulsiv und versteht sich wohl als seine 
Art Opposition gegenüber dem, was als Parteienpolitik gilt. Viele 
haben die Vorstellung, daß Jugend im Prinzip immer fortschrittlich 
und politisch sein müßte. Von dieser Mystifizierung, sie ist ja auch 
eine Instrumentalisierung von Jugend, müssen wir uns trennen. 

‚ Der Soziologe Karl Mannheim hat gesagt: Jugend ist im Prinzip 
eine unausgeschöpfte Reserve von Gesellschaft, sie ist in ihrer Na- 
tur weder fortschrittlich noch konservativ, doch im Prinzip wegen 
der in ihnen schlummernden Kräften zu vielem Neuen bereit. 

Derzeit bewegt sie sich in eine undemokratische Richtung. 

Primär geht es mir nicht darum, Verhalten von Jugendlichen so- 
fort auf ein politisches oder abweichendes Verhalten zu reduzie- 
ren. Das machen wir aber leider gerade bei Jugendszenen, die sich 
gewalttätig gebärden oder rechts orientiert sind. — bei anderen Ju- 
gendlichen mit Problemen, etwa mit Drogen, nicht. Die reduzieren 
wir nicht auf ihre Beschaffungskriminalität. Wir können rechte Ju- 
gendliche nicht einfach auf ihr gewalttätiges Verhalten reduzieren 
zumal wenn es öffentlich aufgeladen wird. Täte ich das bekäme 
ich als Sozialarbeiter überhaupt keinen Zugang zu ihnen: 

Ich habe bei Recherchen in Ostdeutschland immer wieder die 
Erfahrung gemacht, daß Jugendclubs Anlaufstellen für rechte Agi- 
tatoren sind, daß dort Anwerbungen für neonazistische Gruppen 
laufen. Wie können Sozialarbeiter darauf reagieren? 

Einzelne Fälle sind wirklich nicht dazu geeignet, sie zu verallge- 


u meinern. Selbstredend kann es 
ei ; nicht sein, daß in Jugendein- 
richtungen Anwerbungsversu- 
che unternommen oder gedul- 
det werden, auch dürfen ent- 
sprechende Personen dort nicht 
verkehren. 

Für Sozialarbeiter stellen 
sich folgende Fragen: Wie 
kriege ich Zugang, wie gehe ich 
mit rechten Szenen um, insbe- 
sondere auch, weil ich eben an- 
derer politischer Meinung bin. 
Was kann ich mir zumuten, was 
muß ich mir da anhören? Wie- 
weit bin ich bereit, einen Rah- 
men zu stellen, wo auch Mei- 
nungen zunächst offen verbali- 
siert werden können - um mich 
dann damit auseinanderzuset- 
zen. Was mache ich, wenn Ju- 
gendliche ihre Räume mit Sym- 
bolen ausgestalten wollen, die 
hart an der Grenze liegen, wenn 
die Reichkriegsflagge gehißt 
werden soll oder rechte Skin- 
headmusik aufgelegt wird? Das sind die Knackpunkte im Alltag. 

Wie kann das funktionieren? Gegenbeispiele aus dem Alltag: 
In Hoyerswerda ziehen rechte Jugendliche aus ihrem Klub los und 
schlagen andere Jugendtreffs in Trümmer. Kürzlich gab es einen 
Toten dabei. In Berlin trifft sich die organisierte Neonaziszene 
freitags in einem Marzahner Skinheadclub. 

Ich will hier keine Ferndiagnosen anstellen. Das, was wir mit 
dieser Arbeit an Erfahrungen haben - in Ost wie West -- weist in 
eine andere Richtung. Nämlich daß bei entsprechender Einbin- 


H. Heitmann Foto: H. Floß 


dung von Jugendlichen in die Jugendarbeit sie immer schwerer für 
organisierte Gruppen erreichbar werden. Mehr noch, daß sie sel- 
ber die Organisierten aus den Klubs hinausdrängen. 

Wo sind die Grenzen dessen, was Sozialarbeiter akzeptieren 
können? 

Klar muß sein, daß Gewalt kein akzeptables Mittel der Konflikt- 


 regelung ist. daß keine militante Handlungen geduldet werden, 


keine Gewalthandlungen und keine rechtsextremen Gruppen oder 
sonstige Aktivitäten in den Clubs. Es darf auch selbstverständlich 
kein Zweifel bei den Mitarbeitern an der Ablehnung neonazisti- 
scher oder ausländerfeindlicher Positionen aufkommen. 

Was vermag Jugendarbeit denn überhaupt zu leisten? 

Die Arbeit mit rechten oder gewaltgeneigten Jugendlichen ist 
sehr sinnvoll. Sozialarbeiter sind schließlich diejenigen, die am 
nächsten an die Szene herankommen. Sie kennen die Jugendlichen 
am besten, sie bauen - im übertragenen Sinne — Brücken. Es wäre 
sehr fahrlässig, diese letzten Brücken aufzugeben. Als Jugendarbei- 
ter sollte man die Grenzen des Zumutbaren ziemlich weit hinaus- 
schieben. Aber dann auch wirklich Grenzen setzen, sowohl im 
Umgang mit den Jugendlichen, wie auch im Hinblick auf die ei- 
gene Arbeit. Aber Jugendarbeit ist grundsätzlich langfristig zu ver- 
stehen. Sie kann direkt vor Ort viel Zündstoff aus Konflikten neh- 
men, Dialoge initiieren, vermitteln, für Alternativen sorgen, sensi- 
bilisieren, objektiveren, deeskalieren, auflösen und eine Lobby be- 
treiben. Das ist doch nicht wenig. Und: Wer macht es sonst? 

Gehen wir davon aus, die Gewalt von rechts entspringt der 
Mitte der Gesellschaft. Unter diesem Aspekt betrachtet: Welchen 
Sinn machen dann Antigewaltprogramme, für die die Bundesju- 
gendministerin 20 Millionen in den neuen Ländern ausgibt? 

Jugendarbeit wird wohl nie das gesamte Spektrum von Jugendli- 
chen adäquat erreichen. Bezogen auf die Region, auf den Stadtteil 
gilt es, in gewissen Zeiträumen neu auszuhandeln, an welche Sze- 
nen und Gruppen, entsprechend der Lebenslagen und Chancen 
von Jugendlichen man sich wenden soll. Und es ist klar, das auch 
bedeutet immer die Entscheidung gegen andere Ziele, andere 
Gruppen. NH 

Gerade in den letzten Jahrzehnten haben wir immer wieder spe- 
zielle Jugendprogramme für spezifische Problemlagen in der Ju- 
gendarbeit gehabt. Außerdem wurde es Zeit, auch innerhalb der 
Sozialarbeit über den Umgang mit rechtsorientierten oder gewalt- 
bereiten Jugendszenen verstärkt nachzudenken und Modelle aus- 
zuprobieren. Zulange wurde dieses Feld tabuisiert oder man hielt 
es sich mit wohlfeilen moralischen Appellen vom Leib. Das Antige- 
waltprogramm stellt ja nicht nur auf die genannten Szenen ab, son- 
dern soll insgesamt jugendarbeiterische Infrastruktur in den neuen 
Bundesländern zu fördern. Kritisch wird es, wenn die Arbeit mit 
rechten Szenen ausgespielt wird gegen andere Formen der Jugend- 
arbeit oder etwa wenn Kommunen wegen des Bundesprogramms 
ihre eigenen Ausgaben für Jugendarbeit reduzieren. 

Welche Chancen hat ein Sozialarbeiter, Jugendliche von ihrer 
rassistischen Meinung abzubringen? 

Es muß um mehr gehen als darum, sie auf diese Facette zu redu- 
zieren. Dahinter verbergen sich Ängste, Brüche, Probleme, eigene 
Ausgrenzungserfahrungen. Da gilt es anzusetzen. Das ist ein offe- 
ner Prozeß. Ich habe es mit Fußballfans erlebt, daß die Ausländer- 
feindlichkeit und rechtsextremen Positionen ganz bewußt mir ge- 
genüber angesprochen haben. Sie wollten die Gegenmeinung hö- 
ren. Da ist vieles erreichbar, gerade bei Leuten bis 18, 19 Jahre. Sie 
benötigen jemanden, der dagegenhält, der den verbalen Konflikt 
nicht scheut, der Positionen bezieht. Das Andere suchen und fin- 
den ist in der Adoleszenzphase wichtig. 

Diese Erfahrung habe ich insbesondere dann gemacht, wenn 
ich mich in der Umgebung der Jugendlichen aufhielt, dort, wo ich 
keine Definitionsgewalt hatte, weder über die Situation noch über 
sie. Dann blieb der Ausgang der Diskussion offen, denn ich konnte 
ja nie einfach sagen: Deine Meinung paßt mir nicht, oder ich geb’ 
Dir Hausverbot. 

Mir fällt auf, daß kaum Täter mit Opfern zusammengebracht 
werden. Warum finden auch keine Begegnungen mit KZ-Überle- 
benden und rechten Jugendlichen statt, die glauben, Auschwitz 


sei eine ‘Lüge’ gewesen? 
Das ist nicht einfach. Solche Treffen müssen vorbereitet sein, 


man muß sie moderieren, auffangen können, wenn Verletzungen 


aufbrechen. 

Bildungsarbeit als solche braucht gerade in den neuen Bundes- 
ländern Unterstützung. Da mag man sich vielerorts nicht heran- 
trauen. Bildungsarbeit, die sich aber nicht nur mit der Aufarbeitung 
von Vergangenheit, der NS-Zeit befaßt, sondern beispielsweise 
auch mit dem Problem der Ethnisierung sozialer Probleme, also 
eine Beschäftigung mit den Problemen der Dritten Welt, mit 
Flüchtlingsbewegungen, mit Ausländerfeindlichkeit. 

Kontakte zu anderen Kulturen müssen sinnlich erfahrbar ge- 
macht werden. Das bedeutet Reisen, Begegnungen. Die müssen 
entsprechend vorbereitet sein. Sie sollten schließlich nicht zu Frei- 
landversuchen werden, die mit Exotik reizen und vielleicht Vorur- 
teilsstrukturen unter Umständen noch verfestigen. 

Was war falsch bei den herkömmlichen Antifa-Strategien? 

Das läßt sich nicht so definitiv beantworten. Antifa-Strategien 
sind hinsichtlich ihres Nutzens und ihrer Wirkung zu befragen, ge- 
rade auch in Bezug auf bereits rechtsorientierte Jugendliche. Wenn 
man sich nur zu bestimmten Jahrestagen mit dem Nationalsozialis- 
mus beschäftigt, oder wenn die Medien das Thema mal wieder 
hochbringen, dann helfen Antifa-Strategien nicht weiter, zumal sie 
sich oft erschöpfen in rittualisierten Belehrungen, in trivialisieren- 
den und vor allem alltagsfernen erklärungen der NS-Zeit. Wenn sie 
abschrecken oder ausgrenzen sind sie mehr als kontraproduktiv. 

Den Königsweg gibt es sicherlich nicht. Wichtig ist ein offener 
Umgang mit der Thematik, Zuhören, Geduld bei Nachfragen, ein 
Verzicht auf vordergründige Moralisierungen und immer wieder 
die Frage, was das Interesse an rechtsgewirkten Themen, an Aspek- 
ten und Ideologien hier und heute mit dem Alltag der Jugendlichen 
zu tun hat. Interview: Annette Rogalla (Originalbeitrag) 
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Eine Verlassenheit, die quttut 


Deutschlands türkischer Jugend sind die Augen geöffnet worden, jetzt wollen sie für ihre Rechte kämpfen 


Weit schlimmer als der Brandanschlag von Solingen sind die Spuren, 
die in den darauffolgenden Tagen öffentliche Reaktionen, Außerun- 
gen, Kommentare und Stellungnahmen gerade unter den türkischen 
Jugendlichen hinterlassen haben, aber auch unter einem Teil der deut- 
schen Bevölkerung. Lebte man bisher nebeneinander, so steht man 
sich heute mißtrauisch gegenüber. Istmein Nachbar ein Nazi? Sympa- 
tisiert er mit den Mordbrennern? Jemand, der eine Glatze trägt, wird 
bestimmte Viertel nicht mehr betreten. Haben denn deutsche und tür- 
kische Bürger, die in diesem Land leben, grundsätzlich verschiedene 
Interessen? Diejenigen, die ausschließlich in ethnischen Kategorien 
denken, drücken der laufenden öffentlichen Diskussion mehr und 
mehr ihren Stempel auf. Türken versammeln sich unter ihrer Fahne, 
und Deutsche fragen sich, ob dies noch ihr Land sei. 

Wie eigentlich war es möglich gewesen, daß die Anwesenheiteiner 
so zahlreichen Minderheit in Deutschland wie die der Türken so lange 
geheim gehalten werden konnte, fragt man sich. Da haben vor allem 
die Medien ganze Arbeit geleistet! Hatten Desinformation, Ausgren- 
zung und schlichtes Ignorieren System? Die Türken in Deutschland 
hatten ihrerseits versucht, nicht aufzufallen, man war unter sich geblie- 
ben - eine Minderheit, die es darauf angelegt hatte, unsichtbar zu blei- 
ben. Man hatte das Gefühl, sich in jenes Haus, in das man eingeladen 
worden war, eingeschlichen zu haben, deshalb entschuldigte man 
sich auch unentwegt für seine Anwesenheit, machte ab und an zag- 
hafte Versuche, ein Gespräch zu beginnen. Der Gastgeber hielt 
schließlich eine lange Rede, vor laufenden - vor allem ausländischen - 
Kameras und betonte immer wieder wie „gastfrei” er doch sei. Merk- 
würdig, daß kein Land so sehr Wert auf die Feststellung legt, daß es 
gast- und ausländerfreundlich ist wie Deutschland. 

Von fast allen wird die Lage falsch eingeschätzt außer von den tür- 
kischen Jugendlichen. Sie sind nicht willens Opfer einer Pogromstim- 
mung zu werden, die von bürgerlichen Schreibtischtätern über Jahre 
geschürt worden ist und nun von rechtsradikalen Außenseitern ausge- 
führt wird. Sie suchen die geeigneten Mittel, sich zu wehren. Nicht im- 
mer und überall wird man die geeigneten Mittel von den ungeeigneten 

heiden können. 
De cin vereint alle: Es ist das Gefühl des Alleinseins, des Auf- 
sich-selbst-gestellt-Seins. Von der deutschen Politik erwartet kaum 
noch jemand entscheidende Schritte. Das Vertrauen ın Polizei und Ju- 
stiz ist auf den Nullpunkt gesunken. Vollends enttäuscht ist man von 
den türkischen Politikern, denen die deutsch-türkischen Beziehungen, 
das heißt Erhaltung des Status quo, über alles gehen. Die Türkei meint, 
jetzt in der Pose des betroffenen Opfers in Deutschland etwas Unbe- 
zahlbares einkaufen zu können: Sti IIschweigen gegenüber der eigenen 
menschenrechtsverachtenden Politik, vor allem gegenüber der kurdi- 
schen Minderheit im eigenen Lande. Wer ist der größere Menschen- 
rechtsverletzer? lautet jetzt die Preisfrage. Ein Staat, dessen Armee ei- 
nen Teil der eigenen Bevölkerung bekriegt oder ein Staat, dessen Bür- 
ser nachts aus freien Stücken Feuer In die Wohnungen von Menschen, 
die mit ihnen leben, werfen, nur weil sie eine andere Nationalität besit- 
zen? So weit kommt es, wenn die Politik jeden normativen Grundsatz 
verliert und nur zum mehr oder weniger geschickten Organisieren des 
kommt. 
Beh Deutschl türkischer Jugend wird die Verlassenheit von 
allen Seiten letztendlich gut tun. Dieses Auf-sich-selbst-gestellt-Sein 
öffnet auch jenen die Augen, die blind auf die Zauberformel von der 
multikulturellen Gesellschaft gesetzt hatten. „Wir haben eine multikul- 
turelle Gesellschaft in Deutschland“, jubelten da schon einige. Andere 
ließen sich dafür Ämter einrichten. Nun herrscht allerorten Ratlosigkeit 
und vielleicht die Erkenntnis, daß Deutschland weit entfernt davon ist, 
eine multikulturelle Gesellschaft zu sein. Wenn sie tolerant ist, wird sie 
die Minderheiten als Ghettos in sich tragen und dulden. Zu mehr reicht 
es nicht. Und eine Gesellschaft, in der Integration stillschweigend als 
Assimilation verstanden wird, wird jeden Ansatz des Fremden, jede 


DEsDz auf Dauer bekämpfen - in letzter Konsequenz auch mit Ge- 
wailt. 

Die Türken in Deutschland haben sich entschieden: nach Jahren 
des Schweigens und Duckens wollen sie für ihre Rechte kämpfen. Sie 
wollen nicht länger Bürger zweiter Klasse in Deutschland sein. Jetzt ist 
die deutsche Gesellschaft an der Reihe: Wird sie sich den Veränderun- 
gen, die die Einwanderung in Deutschland geschaffen hat, weiterhin 
verweigern? Soll deutsche Identität als Fiktion ungebrochen weiterexi- 
sitieren? Weder die deutsche Gesellschaft noch das deutsche Selbst- 
verständnis wird von der Tatsache der Einwanderung, das heißt von 
der Existenz nationaler Minderheiten in Deutschland, die mit der 
Mehrheit gleichberechtigt und friedlich zusammenleben wollen, un- 
betroffen bleiben können. Das Festhalten an der Fiktion eines mono- 
kulturellen Deutschlands gebiert eine gefährliche national-konserva- 
tive Ideologie, die die pluralistischen und demokratischen Funda- 
mente dieses Staates immer dreister in Frage stellt. Es ist höchste Zeit 
anzuerkennen, daß Deutschland eine nationale Minderheit von fast 
zwei Millionen Menschen aus der Türkei aufgenommen hat und infol- 
gedessen sich in den nächsten Jahren kulturell und gesellschaftspoli- 
tisch erheblich und vor allem sichtbarer als bis jetzt verändern wird. Es 
wäre die Aufgabe nicht nur der Politik, sondern auch der Intelligenz 
dieses Landes gewesen, die Deutschen auf eine solche Veränderung 
auch geistig vorzubereiten. Jetzt rächt es sich, dem Gerede vom „Tür- 
kenproblem” und der „Überfremdung“ Deutschlands nichts Substanti- 
elles entgegengesetzt zu haben. Zafer Senocak 


Anzeige 


Etienne Balibar 
Immanuel Wallerstein 
Rasse Klasse Nation 
Ambivalente Identitäten 


Rassismus ! 
und | 

Migration 
in Europa 


Argument Sonderband 

Neue Folge, Band 201 

2. Aufl., br., 556 S., DM 38,- 
Insgesamt 40 Beiträge von z.T. in- 
ternational renommierten Forsche- 
rInnen zur Theorie und Praxis von 
Migrations- und Antirassismus-Po- 
litik liefern einen fundierten Über- 
blick über eines der brennendsten 
europäischen Probleme. 

»... bietet der Band in seiner Hete- 


rogenität dem interessierten Leser 
viele Informationen und einige an- 


2. Auflage, 279 S., br., DM 28,- 


Für die Autoren zeigt sich die Wi- 
dersprüchlichkeit des Rassismus in 
der Formierung nationaler und eth- 
nischer Identitäten ebenso wie in 
derzweideutigen Wirksamkeitherr- 
schender Ideologien. 


»Diese Sammlung ist so konkur- 
renzlos wie zukunftsweisend.« 
Itteratur konkret 

»Eine umfassende und solid belegte 
Analyse, so notwendig wie nütz- 


regende theoretische Änsätze.« lich.« Die Aktion 
Badische Zeitung 
»Pflichtlektüre!« Der Standard, Wien MN 
Argument Verlag 


Rentzelstraße | : 20146 Hamburg - Tei 040 45 36 80 - Fax 040 44 51 89 


Das ist unsere Debatte! 


Es muß einen neuen öffentlichen Bildungsratschlag aller Reformkräfte geben/ Derzeit versuchen Konservative, die 
kritische Pädagogik und die 68er zum Sündenbock für die Jugendgewalt zu stempeln 


ben unsere Erziehungsziele in weiten Teilen nicht erreicht.” So lau- 

tete meine These im Dezember 1992, geschrieben in der Absicht, 
über die Praxis von Erziehung kritisch nachzudenken, die sich dem 
mündigen Menschen verpflichtet weiß. Dabei ging es mir nicht um 
eine Generalabrechnung mit den 68ern. Seitdem werde ich aber im- 
mer wieder von Konservativen als Kronzeugin gegen alle emanzipato- 
rischen Bemühungen zitiert. Nun hat auch der Kanzler zum Angriff auf 
die Kritische Pädagogik geblasen, als er bei seiner Regierungserklärung 
im Bundestag die Ursachen für die rechtsradikalen Gewalttaten direkt 
aus den „Reformversuchen im Bildungswesen” herleitete. 


F: geht um die Generation unserer Kinder und SchülerInnen. Wir ha- 


Kinder müssen erleben, 
was sie lernen sollen 


Gleiches Thema — gleicher Sinn? Umgekehrt steht für mich fest: 
Gerade auch nach den rechtsradikalen Untaten der letzten Zeit ist 
der fundamentale Anspruch einer emanzipatorischen Erziehung 
notwendiger denn je. Dazu gehören die Ermöglichung eines selbst- 
bestimmten Lebens des und der einzelnen in Rücksicht auf die 
Selbstbestimmung anderer, eine umfassende Aufklärung aller, Be- 
fähigung zu Kritik und zur Konfliktlösung, die Sensibilisierung für 
soziale Ungerechtigkeit und ökologische Probleme sowie die Stär- 
kung zu aufrechtem Gang und Zivilcourage. Genau daran aber 
mangelt es! 

Meine zentrale Frage lautet deshalb: Wie können wir in dieser 
Gesellschaft, die durch „Desintegration, soziale Auflösungspro- 
zesse und einen utilitaristischen Gebrauch von Werten” (W. Heit- 
meyer) gekennzeichnet ist, den hohen Anspruch einer emanzipa- 
torischen Erziehung umsetzen? Dabei stellen uns die gegenüber 
den siebziger Jahren veränderten gesellschaftlichen Umstände vor 
neue pädagogische Aufgaben, müssen heute andere Erziehungs- 
maßstäbe gelten als vor zwanzig Jahren. 

Nun kann man zum Schluß kommen, in dieser Gesellschaft sei 
Emanzipation ohnehin nicht möglich. Zu viele strukturelle und po- 
litische Bedingungen stünden dem entgegen. Ich halte nicht viel 
von derlei Pessimismus. Emanzipatorische Erziehung darf gewiß 
nicht mit Erwartungen überfrachtet werden. Aber sie ist eine wich- 
tige Grundlage für ein weitgehend selbstbestimmtes Leben. Eine 
selbstkritische Reflexion der bisherigen Praxis ist dafür allerdings 
unerläßlich. In der Absicht, emanzipatorisch zu erziehen, sind 
Fehler gemacht worden: Das notwendige Gleichgewicht von Frei- 
heit des einzelnen und Bindung zu anderen ist häufig einseitig zu- 
gunsten der Freiheit verschoben worden. Erwachsene haben sich 
in guter Absicht zu stark zurückgenommen, Kinder gewähren las- 
sen, zu wenig Grenzen und Regeln aufgezeigt. Individualität bildet 
sich aber auch und gerade im Widerspruch. 

Kinder brauchen Erwachsene, die Zeit für sie haben und von de- 
nen „jenes Zutrauen kommt, das Voraussetzung einer optimisti- 
schen Lebenseinstellung ist” (R. Winkel). Sie brauchen Halt, Ver- 
bindlichkeiten und glaubwürdige Vorbilder, authentische Persön- 
lichkeiten als positive Autorität. Sie müssen Selbstbestimmung 
ebenso lernen wie Selbstbeschränkung. In einem solchen Zusam- 
menhang macht es auch durchaus Sinn, über „Tugenden wie Rück- 
sichtnahme und Hilfsbereitschaft, Dankbarkeit und Höflichkeit, 
Anstand und Würde” (Kohl) zu reden, wenn auch der Kanzler da- 
mit in Wirklichkeit etwas ganz anderes gemeint hat. Eine Beleh- 
rung über Werte, wie sie jetzt lautstark gefordert wird, bleibt aller- 
dings wirkungslos — vor allem, wenn.sie so drastisch im Wider- 
spruch stehen zu dem, was Kinder erfahren. Kinder müssen erle- 
ben, was sie lernen sollen. Konnten wir vor der Vereinigung und 
dem Zusammenbruch des Sozialismus im Osten Europas noch da- 


von ausgehen, „daß konservative Durchmärsche in dieser Gesell- 
schaft keine Chance mehr haben” (Th. Schmid 1990), so hat nun 
auch der Kanzler ganz offen zum Kulturkampf von Rechts aufgeru- 
fen. Dies ausgerechnet aus einem Anlaß, der für die Finke den Nerv 
ihrer Identität trifft: War der Kampf gegen Rassismus doch in den 
letzten Monaten das zentrale zusammenführende Moment ihres 
Handelns. Die Diskussion um die Ursachen der rechtsradikalen 
Gewalttaten versprach der Kanzler „ehrlich“ aufzuarbeiten. Doch 
nicht die fremdenfeindlichen und diskriminierenden Äußerungen 
aus seinem und vieler anderer Politiker Mund, nicht die unsägliche 
Debatte und schließlich die Abschaffung des Asylrechts haben ihm 
zufolge den Brandstiftern von Solingen und anderswo die Opfer 
gezeigt, sondern eine (von wem eigentlich?) „leichtfertig geäußerte 
Staatsverachtung“ und mangelnde Werte, die „einer Form von 
Selbstverwirklichung zum Opfer gefallen (sind), die in Wahrheit 
nichts anderes ist als kalter Egoistenkult”. 

Dies klingt nicht nur hohl, sondern ist der Versuch, neue Sün- 
denböcke zu finden. Kein Wort über die Verantwortung der Regie- 
rungskoalition für die gnadenlose Konkurrenz um Abschlüsse und 
Arbeitsplätze, für die Marginalisierung der sozial Schwachen, die 
Diskriminierung von ausländischen BürgerInnen, von Behinderten 
und anderen Minderheiten, für hemmungslose Mobilität. „Leistung 
muß sich lohnen!“ — „Nur wer arbeitet, soll auch verdienen!” — 
„Wer nichts hat, der ist auch nichts!” Diese Sätze prägen sich ein. 
Kein Mangel an Werten also: Die Richtung wird klar aufgezeigt. 
Wer Ellenbogen hat, benutze sie; Solidarität bringt’s nicht. 


Eine emanzipatorische Erziehung 
Ist notwendiger denn je 


Diese Gesellschaft droht an ihrem grenzenlosen Konsumismus und 
dem Unvermögen zur Selbstbeschränkung zu ersticken. Welch ein 
Begriff von „Freiheit“ und „Mündigkeit” steckt dahinter, wenn die 
Mehrheit in der Verfassungskommission jeden Antrag zur Auf- 
nahme Partizipatorischer Elemente in der Verfassung rigoros zZu- 
rückweist! Grund genug also für den Regierungschef in Bonn, vor 
der eigenen Haustür zu kehren! 

Statt dessen nun aber ein erneuter Angriff auf die Zivilität unse- 
rer Gesellschaft. Auf allen politischen Ebenen will die CDU jetzt 
den Kampf gegen die emanzipatorische Erziehung führen, will 
endlich vollziehen, was 1978 ein Kongreß mit seinen Thesen „Mut 
zur Erziehung“ nicht geschafft hat. Dabei geht es um mehr als „nur“ 
um Fragen der Erziehung und Bildung. Es geht um die Hegemonie 
eines rückwärtsgewandten Gesellschaftsentwurfs gegen die Vision 
einer offenen, zivilen, demokratischen und multikulturellen Ge- 
sellschaft. Das beharrliche Leugnen der Realität von Einwande- 
rung, die Weigerung, „Würde“ nicht nur als Würde der Deutschen, 
sondern aller BürgerInnen dieses Staates zu verstehen, und allen 
entsprechend den Postulaten der Aufklärung die gleichen Rechte 
zu verleihen, macht die Richtung deutlich: Reaktion statt Reform! 

Es ist an der Zeit, daß Linke und reformorientierte Menschen 
den Ball, den uns die Konservativen zuwerfen, zurückspielen. Die 
Erziehungsdiskussion ist unsere Debatte, in der wir den zukunfts- 
weisenden Anspruch haben. Wir sollten die Chance ergreifen und 
mit SchülerInnen und Eltern, LehrerInnen und ErzieherInnen, Ge- 
werkschafterInnen und WissenschaftlerInnen dem Konzept der 
Wendezeit einen öffentlichen Bildungsratschlag entgegensetzen, 
der auch denen wieder Mut machen könnte, die sich resigniert zu- 
rückgezogen haben. Beate Scheffler (taz vom 22.6.93) 
Die Autorin ist Lehrerin und Landtagsabgeordnete der Grünen in 
NRW; ihre Ende Januar im „Spiegel“ abgedruckte Selbstkritik hatte 
die Debatte über die 68er und Kritische Pädagogik angefacht. 
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Deutsche Identität und Gewalt 


Eine Diskussion zwischen Antje Vollmer (Publizistin und Politikerin), Zafer Senocak (Schriftsteller), Bodo 
Morshäuser (Schriftsteller) sowie Werner Schiffauer (Ethnosoziologe) 


Im Moment herrscht Ratlosigkeit. Die Erklärungsmuster für Brand- 
morde wie in Solingen pendeln zwischen den extremen Polen „Neo- 
nazismus“ und „Jugendprotestkultur von rechts“. Was genau ist los? 

Bodo Morshäuser: Ich glaube, daß wir es mit einer Bewegung 
der Gegenmoderne zu tun haben. Im Gegensatz zur Moderne setzt 
die Vormoderne auf Gemeinschaft statt Gesellschaft, auf Nation 
und auf kulturelle Identität. Das läßt sich seit Anfang der 80er Jahre 
beobachten. Zur Gegenmoderne gehört, daß man die einfache Lö- 
sung gegen die Komplexität setzt. Aus Fragwürdigkeit entsteht 
Fraglosigkeit, dann heißen die Parolen: Ausländer raus, aber auch 
Nazis raus. 

Werner Schiffauer: Meine Formel hieße eher Sehnsucht nach 
Anarchie, eine pädagogisierte, verwaltete Welt zu durchbrechen. 
Die Faszination der Explosion, auch der Selbstzerstörung, der Ge- 
walt, ein Moment des Sichselbstspürens, das sehr viel älter ist, das 
man im Expressionismus und Futurismus angelegt hatte und das 
eher eine Begleiterscheinung der Moderne zu sein scheint als der 
explizite Entwurf einer Gegenmoderne. ? | 

Antje Vollmer: Es existieren mehrere Erklärungsansätze: einmal 
die These vom langsamen Rechtsruck der Gesellschaft. Ihnen zu- 
folge, Herr Schiffauer, ist das anarchische Gewaltpotential insge- 
samt gestiegen und sprang über in die politische Symbolik: Man 
müßte dann sehen, an welchem Punkt es vom Fußballstadion in 
den Ausländerhaß wechselt. Eine dritte Möglichkeit wäre, das alte 
Rechts-Links-Muster heranzuziehen: Zwar existiert es nicht mehr 
richtig, überhöht sich aber gerade deswegen symbolisch in den 
Auseinandersetzungen. | 

Viertens, und der Meinungbin ich, gibt es rundum ein wachsen- 
des unklares Gewaltpotential, das durch die große Angst der pax 
atomica gebändigt worden war. Das ıst freigesetzt, und der kultu- 
relle Konsens, Gewalt zu zügeln, stimmt nicht mehr. Es gibt keine 
Instanz mehr, dies zu bändigen, was traditionellerweise religiös, 
kulturell oder durch ein hohes Staatsverständnis gebunden war. 
Zumindest scheinen all diese Instanzen momentan gleichzeitig ge- 
schwächt, was die anarchische Freisetzung der Gewalt bewirkt. 

Wenn man wie Sie, Herr Morshäuser, das Konzept Gegenmo- 
derne vertritt, stelltsich die Frage, ob es sich dabei um eine gezielte 
Aktion der politischen Rechten handelt. Oder wächst das Bedürfnis 
in der Gesellschaft, sich vom Konzept der Kpagıne zu verabschie- 
den, und darauf antwortet die politische Rechte? 

Bodo Morshäuser: Es ist ein breiter Wunsch, keine Bewegung, 
aber es ist ein Sound, hinter dem zweistellige Prozentzahlen lau- 
= r Schiffauer: Ich empfinde Unbehagen bei der These von 

& ir oderne, es ist eine vereinfachende Kategorie von 
gel nn kenne das aus der Debatte über den Fundamentalismus. 
oben: Bu Dick eher nottut, ist doch der Schritt, den Sie, Herr 
N er 2 in Ihrem Buch taten: vor Ort zu gehen und in qualitati- 
EN chungen sich ein realistisches Bild zu erarbeiten, was 


wirklich los ist. | 
Wir merken bei unseren 


Wer 


globalen Erklärungsversuchen, daß wir 
von den Ereignissen überrollt werden. Wie schnell waren wir mit 
den Klischees über die Ossis in Rostock bei der Hand und m 
Ableitungen über die ostdeutsche Kultur. Ich möchte genau auf die 
Texte hören und auf den Hintergrund schauen. 
Antje Vollmer: Daß die Gewalt allüberall zu lauern scheint, 
könnte auch daran liegen, daß es so lange keinen Krieg gegeben 
hat, der diese Gewalt aus der Gesellschaft herausholte. Offensicht- 
lich sind die friedlichsten Zeiten die Nachkriegszeiten. Fast ähnelt 
unsere Situation jener vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges. Alle 
waren schließlich froh, inklusive der intellektuellen Eliten, mit 
Hurra in den Krieg zu marschieren. Als würde der irgend etwas lö- 


sen! 

Wenn es denn so wäre, wäre dies eine abgrundtiefe Bankrott- 
erklärung intellektueller Vernunft. 

Bodo Morshäuser: Da Sie sich für die These über die Gewaltzu- 
nahme entschieden, haben wir nicht darüber geredet, welchen An- 
teil die Linke in den Achtzigern am verschärfenden Unverständnis 
gegenüber „diesen reaktionären Arschlöchern” hatte. Weil sie an 
dieser Konfliktunwilligkeit, aber Denunzierwilligkeit festhielt. 

Werner Schiffauer: Versagen der Linken ist mir fast zu kurz ge- 
griffen. Es ging um deutsche Identität. Auschwitz machte einen 
ähnlichen Diskurs wie nach dem Ersten Weltkrieg unmöglich. Man 
konnte über Deutschland und deutsche Identität nicht mehr wie 
etwa ein Thomas Mann reden. 

Zafer Senocak: Mit welcher Naivität man dann Hunderttau- 
sende Ausländer nach Deutschland holte! Die Folgen interessier- 
ten niemanden. Erst jetzt merkt man, daß hier sechs Millionen 
fremder Herkunft leben, zu denen man sich irgendwie verhalten 
muß: Erst jetzt eigentlich entdeckt man die Gegenwart. 

Antje Vollmer: In den Fünfzigern war das liberale Spektrum 
nicht selbstbewußt, diese Fragen zu formulieren. Die Tragik der 
68er aber ist, daß wir um 1989 in der Lage waren, neue Identität zu 
formulieren. Wir hatten eine Diskussion über die multikulturelle 
Gesellschaft als Errungenschaft, die neuen sozialen Bewegungen, 
die außerparlamentarische Konfrontation war abgeschlossen. 

Es gehört zu den Dilemmata, daß die deutsche Einheit tatsäch- 
lich um einige Monate zu früh gekommen ist, um diese Identität 
machtpolitisch festzuhalten. Bevor die eine formuliert worden war, 
wurde man dann in eine andere Identität gezwungen, die auch auf 
die politischen Eliten polarisierend wirkte. 

Zafer Senocak: 68 schuf eine diffuse Internationalität, man be- 
schäftigte sich mit Vietnam, Nicaragua. Aber mit dem, was in 
Deutschland geschah, mit der Einwanderung, doch überhaupt 
nicht, oder? 

Antje Vollmer: 1988/89 gab es eine Debatte, an der Willy 
Brandt, Lafontaine und die Grünen beteiligt waren, die forderte: 
wir müssen uns als Einwanderungsland definieren, Regeln schaffen 
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Der Nazismus bestätigte vollständig und aufs schrecklichste die Regel, 
da/s religiös oder politisch begründeter Haß nicht an der Haustür 


der Opfer endet, sondern wie ein Bumerang zurückschlägt.« 
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96 Bürgerrechte — und was noch? 


und verbindlich politisch planen. An- 
satzpunkt der Debatte damals war die 
Welle der Aussiedler, die genau solche 
Kulturdifferenz schufen, die allerdings 
geleugnet wurde, weil sie ja als Deutsche 
galten. Damals hätte man die Lösung in 
einem Kompromiß zwischen den politi- 
schen Lagern suchen müssen. Es gehört 
zu diesem merkwürdigen Zu-Spät oder 
Zu-Früh, daß dieser Versuch weder bei 
der SPD noch bei den Grünen durchkam 
— die Grünen z.B. mußten die offenen 
Grenzen verteidigen. Später dann bei der 
Asylfrage spätzten die Konservativen al- 
lein die Frage im Sinne der Polarisierung 
zu. 
Werner Schiffauer: Ein Satz, hier un- 
denkbar, der auf einer Diskussion in den 
USA über Rassismus fiel: „That’s not, 
what this country was made for.“ Eine Vision zwar, die immer wie- 
der verletzt und hintergangen wurde, eines Staates aber, der durch 
Revolution entstand und ein verbindliches Programm für Einwan- 
derer wie Einheimische hat. Dieser Code existiert in Deutschland 
vielleicht sogar implizit, wurde aber nie explizit gemacht. 

Wie würde er aussehen, wenn wir ihn versuchten? 

Werner Schiffauer: Wir haben eine politische Kultur, die sehr 
stark Freiheit mit Verantwortung verknüpft. Die Identität mit dem 

Ganzen wird zur Vor- 
aussetzung für politi- 
sche Partizipation ge- 
macht. Wir haben ein 
Unbehagen am freien 
Spiel der Kräfte insti- 
tutionalisiert. Die 
Folge ist eine ziem- 
lich starke pädagogi- 
sche Kultur. Das alles 
will den Einzelnen zu 
einem „verantwortli- 
chen Mitglied der 
Gesellschaft” ma- 
chen. Nachteil dieser 
politischen Kultur 
könnte ein extremer 
Schuldkomplex sein, 
“ denn das System for- 
dert viel vom Einzel- 
nen ab, erlaubt ihm aber nicht, eigene Wege zu gehen. 

Zafer Senogak: Gesellschaft als permanente Schule. Vielleicht, 
weil der Ursprung der deutschen Demokratie ja auch in der Erzie- 
hung liegt, dem Zeigefinger von außen. Jetzt konstituiert sich etwas 
Neues, weil es von innen kommen muß. Die Gesellschaft selbst 
muß definieren, wer sie ist, was sie will und wie sie auch zu den 
letzten vierzig Jahren steht. Ist das ein Modell für heute und morgen 
oder nicht? Für mich noch keine klar entschiedene Sache. 

Antje Vollmer: Die Identitätsfrage wird vergangenheitsbezogen 


Werner Schiffauer 


Bodo Morshäuser 


- diskutiert, und deswegen wird es nie einen Konsens geben können. 


Das war schon so bei der Historiker-Debatte. Von der politischen 
Linken wird dies als Versuch der Normalisierung und Nivellierung 
historischer Verbrechen gesehen. Die andere Seite wittert vater- 
landslose Gesellen. Müßten die Deutschen nicht einen Identitäts- 
versuch starten, der sich in der Zukunft verankert? 

Werner Schiffauer: Ich bin skeptisch bei solch einem idealisti- 
schen Identitätsversuch. Ist es nicht sinnvoller, der Geschichte der 
politischen Ideologie folgend, nicht die verlorenen Kriege und ihre 
Auswirkungen auf das Bevölkerungsbewußtsein zu betrachten, 
sondern die Genese des Sozialstaats samt seiner Institutionen, im 
Bismarckreich etwa. Alle diese Selbstverständlichkeiten der sozia- 
len Sicherheit, die uns bestimmen, die wir bejahen könnten. Sie 
müssen ja nicht wilhelminisch-autoritär eingefaßt sein. 


Antje Vollmer: Sie meinen, Deutsch- 
land sei etwa so wie die Stadt Bielefeld, 
von der alle denken, sie sei der Ausbund 
an Langeweile. Subjektiv ist es die Stadt, 
in der sich die meisten wohl fühlen. 
Niedriges Image, aber hohe subjektive 
Zufriedenheit. Da muß doch etwas 
schiefgelaufen sein! 

Bodo Morshäuser: Ich glaube, es ist 
fast zu spät, die deutsche Frage allein zu 
stellen. Ich jedenfalls habe dazu kaum 
noch Lust. Die deutsche Definition steht 
auf der Seite der Gegenmoderne, und die 
europäisch-internationale steht auf der 
Seite der Moderne. 

Zafer Senocgak: Das bezweifle ich 
sehr stark. Auch die westliche Gemein- 
schaft hat noch längst nicht für sich ent- 
schieden, in der Moderne zu sein. Die 
Gegenmoderne steckt in der Moderne, sie sind nicht getrennt. Was 
etwa in Jugoslawien geschieht, hat sehr viel damit zu tun. Und wie 
man damit umgeht. 

Bodo Morshäuser: Zur Gegenmoderne zählt jetzt, kraß gesagt, 
nationale Identitäten hochzuformulieren. Heute werden die Gren- 
zen mit Blut geschrieben. 

Antje Vollmer: Unterschwellig haben Sie recht. Wir suggerie- 
ren doch in unserem Gespräch, hätten wir die Frage, wer oder was 
Deutschland sei, geklärt, dann sei einem Teil des Gewaltpotentials, 
dieser wild um sich schlagenden Nicht-Identität, ein Riegel vorge- 
schoben. Ich erinnere mich an einen Aufsatz von Karl-Heinz Boh- 
rer, der besagt, eine tolerante Identität sei immer auch eine ironi- 
sche, die in sich selbst die Möglichkeit der Distanz habe. Eine, die 
sich selbst in den Arm fällt. Da sehe ich bei den Deutschen aller- 
dings eine sehr unterentwickelte Kulturtradition. 

Werner Schiffauer: Den Intellektuellen fällt es nicht schwer, 
ausländerfreundlich und tolerant zu sein, die Vielfalt zu goutieren. 
Ich habe hier das gleiche Unbehagen wie mit dem Verfassungspa- 
(rıotismus a la Habermas: er ist zugeschnitten auf eine bestimmte 
Gruppe der Bevölkerung und läßt gerade identifizierende Ange- 
bote an andere wegfallen. 

„ Antje Vollmer: Das Wort Ironie soll ja auch ein bißchen weg- 
führen von dieser Pädagogisierung. Es gibteine doppelte Pädagogi- 
sierung: Stolz auf dieses Land zu predigen, oder, wenn etwas pas- 
siert, Zu sagen, dieses Land kippe wieder in die Nähe von Ausch- 
witz. Alles isttiefernst und im Grunde genommen deswegen immer 
panikgefesselt. Man kann natürlich nicht auf ausländerfeindliche 
Ausschreitungen mit Ironie reagieren, das ist absurd! Die Panikre- 
aktion aber ist eine unglaubliche Anerkennung der Gewalttäter. 

‚ Werner Schiffauer: Wir müssen andere Wege finden zwischen 
diesem „Ich bin stolz, Deutscher zu sein“ und jener Inversion: „Ich 
schäme mich, Deutscher zu sein“. 

Antje Vollmer: 

Einfaches Beispiel: VERRRERR 
Wenn dieses Land AM 
einen Jens Reich 
zum Bundespräsi- 
denten wählen 
könnte, dann würde 
es knistern. 

Dann würde ich 
sagen: Hier ist noch 
etwas Neues mög- 
lich, was das Inter- 
esse breiterer 
Schichten, auch der 
Intellektuellen, wek- 
ken könnte. 

Zafer Senocak: 
Es gibt einen türki- 
schen Spruch, der Antje Vollmer 
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immer falsch übersetzt wird mit: „Ich bin stolz, Türke zu sein.“ 
Stimmt aber nicht. Es muß heißen: „Ich bin froh, Türke zu sein”, 
also froh und glücklich mit meiner Identität. 

Antje Vollmer: Das ist auch dichter an der Ironie. 

Werner Schiffauer: De facto existiert dieses Gefühl. Wenn man 
mit deutschen Linken im Ausland spricht, dann artikuliert sich das. 
Es ist nur uneingestanden, verschämt, man darf es nicht so empfin- 
den. 

Bodo Morshäuser: Wenn ich unterwegs bin, höre ich von allen 
Seiten nur, was alles falsch läuft in der Gesellschaft. Ich bin nur um- 
geben von Leuten, die sagen: Die machen es nicht richtig, jetzt ha- 
ben die uns wieder übers Ohr gehauen. Hier leben 95 Prozent Ge- 
sellschaftskritiker. | 

Zafer Senogak: Und deswegen braucht Deutschland die Ein- 
wanderer! Das sind doch die Leute, die sich im Grunde genommen 
hier wohl fühlen! Sie könnten ein Moment der Entkrampfung sein. 
Vielleicht verändert sich ja durch die Einwanderung etwas an die- 
sen deutschen Konstanten. Br pe 

Zu Beginn unseres Gespräches sahen wir die allgegenwärtige 
Gewalt ja fast schon im Enzensbergerschen Sinne als etwas, das 
lauert und gegen das man schon nichts mehr tun kann. Und dann 
die geradezu utopisch anmutende Perspektivdiskussion ... 

Antje Vollmer: Am Anfang rutschten wir in den Bauch der Ge- 
sellschaft. Dann sind wir aus dem 
Bauch ausgestiegen in den Kopf, und 
mit dem Gefühl der intellektuellen 
Eliten glauben wir nun, es sei doch 
gar nicht so schlecht, alles scheine 
noch beherrschbar. Aber wie kom- 
men Kopf und Bauch zusammen? 

Werner Schiffauer: Ich habe die 
Angst, daß die Gewaltwelle sich re- 
produziert, daß sie sich hochschau- 
keln könnte, habe Angst, daß es einen 
qualitativen Sprung gibt. Nichts wirkt 
so ethnisierend wie Gewalt, nichts 
zerstört so sehr individuelle Lösungs- 
und Suchprozesse wie Gewalt, auf 
die man zurückgeworfen wird, nur 
weil man Türke ist, Ausländer ist, In 
eine Schublade gesteckt wird. 

Antje Vollmer: Der erste Versuch, 
die Gewalt mit den Lichterketten zu 
marginalisieren, kulturell zu ächten, 
hatte eine Zeit gehalten, ist aber auch } 
durch ein CH EDEN wieder zerbrochen. Der nächste Ver- 

sthafter sein. 
N Die Reaktionen sind so dürftig auf seiten der 
olitisch Verantwortlichen. Sie müssen endlich weg von dieser 


Zafer Senocak 


"Rhetorik, weg von der „Heimsuchung“ und dem „Verhängnis“. Es 


muß konstruktive Zeichen geben und nicht nur solche der Nega- 
tion, wie etwa die Strafrechtsverschärfungen. | 

Ich glaube aber auch, daß schon eine Ethnisierung eingetreten 
.+ Die Türken nehmen sich selbst wieder viel stärker wahr. Ich 
Ir dabei an all die türkischen Fahnen. Sie kommen von den 
dene hi - Geborenen, die nicht einmal extremistisch orientiert 
En Man sucht nach Symbolen, um hier zu überleben. Das ver- 
härtet die eigene Identität. In dieser Spirale sind wir schon. 

Antje Vollmer: Der Vorschlag der doppelten Staatsbü ee 
heißt ja, diese Ethnisierung abzufedern und das Moment der a 
gration ins größere Ganze zu stärken. Das reicht im a a e 
nicht. Es gilt auch zu erinnern, daß das staatliche Gewaltmonopo 
ein unglaublicher Kulturfortschritt war, der auch von den Eliten ei- 
nes Landes mitgetragen werden muß, die sich nicht einfach ne 
lerisch davon verabschieden können. Das wußte ich auch nicht 
immer so klar wie heute. . 

Bodo Morshäuser: Wenn wir über Gewalt reden, reden wir im- 
mer über die anderen. Die Gewaltspirale wird sich hochdrehen. 
Diese Gewaltjugend artikuliert aber auch unsere Gewalt. Die 14- 
bis 16jährigen, das sind wir doch selber, unser Abziehbild, „unsere 
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starken Leute”. 

Werner Schiffauer: Manchmal habe ich auch den gegenteiligen 
Eindruck. Je stärker unsere Entfaltung der Lebenswelt voranschrei- 
tet, desto empfindlicher werden wir gegen Gewalt. Es gibt eine zu- 
nehmende Schwierigkeit, mit Gewalt umzugehen und geordnete 
alltägliche Gewaltverhältnisse zuzulassen. Ich bin mir über das 
reale Ausmaß der Jugendgewalt nicht ganz im klaren. Manches er- 
setzt doch nur die Schlägerei auf der Kirmes, das körperliche Ge- 
rangel. 

Antje Vollmer: Das wäre die These, wonach sich die Ventileän- 
dern können. Was früher das Schützenfest, ist heute das Fußballsta- 
dion oder die Sexualität. Dann wäre aber immer noch zu fragen, ob 
nicht durch die Art und Weise des Ventils Gewalt auch erst erzeugt 
wird oder Wege sich erst neu eröffnen. Wir haben im Grunde ge- 
nommen nicht erklärt, woher die Gewalt kommt. 

Zafer Senocak: In Jugoslawien existierte sehr wohl eine reale 
multikulturelle Gesellschaft, die wir hier utopisch diskutieren. Und 
dies ist voller Wucht und Aggression zerstört worden. Es ist gera- 
dezu paradigmatisch für das, was hier und bald überall geschehen 
könnte. | 

Bodo Morshäuser: Wenn rechte Jugendliche in den Achtzigern 
mit linken Intellektuellen konfrontiert waren, merkten sie irgend- 
wann, daß die es eigentlich gar nicht richtig ernst meinten mit dem 
Multikulturellen, jedenfalls in der 
Praxis. 

Antje Vollmer: Es klang wie ein 
Eliteprogramm, und sie fühlten sich 
ausgegrenzt. Es war auch teilweise 
verlogen: in der Sprache, in der gefor- 
derten Kultur fühlten sie sich ausge- 
schlossen. 

Werner Schiffauer: Es waren nicht 
nur die rechten Jugendlichen, die 
vom Multikulturellen ziemlich ge- 
nervt waren, sondern auch die Ein- 
wanderer der ersten Generation. Die 
Emphase auf Multikulturalität war 
bürgerlicher Zuckerguß. Er wurde so 
positiv aufgeheizt, statt von pragmati- 
schen Notwendigkeiten auszugehen, 
um mit einer Bevölkerung, die zum 
Teil gegen ihren Willen hängenge- 
blieben war, einen demokratischen 
Konsens zu finden. 

Zafer Senocak: Durch die Ein- 
wanderung hat sich in Deutschland viel verändert. Erst jetzt macht 
sich das bemerkbar. Vielleicht gäbe es mit den eingebürgerten 
Fremden die gleichen Probleme, aber wir hätten dann eine ge- 
meinsame, eine innergesellschaftliche Diskussion darüber. Dafür 
aber müßten sie gleichberechtigter Teil sein. 

Antje Vollmer: Stimmt genau, deswegen ist es ja fast schon zu 
spät dafür. Es müßte nämlich die Mehrheit der zunehmend auslän- 
derkritischen Deutschen diesen demokratischen Konsens mit den 
Ausländern freiwillig wollen und dies Stückchen Macht freiwillig 
abgeben. 

In etwa sind wir in der Frage der gleichen Bürgerrechte in einer 
Situation wie bei der Einführung des Frauenwahlrechts. | 

Moderation; Andrea Seibel 
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98 Bürgerrechte — und was noch? | 
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Wanted: eine Bürgerrechtsbewegung!| 


Warum die Gesellschaft nicht darauf warten kann und soll, daß Emanzipation obrigkeitsstaatlich gewährt wird 


seit der friedlichen Revolution in der ehemaligen DDR im Herbst 

1989. Damals klagte ein nennenswerter Teil der Opposition vom 
Regime keineswegs die Wiedervereinigung mit der Bundesrepublik, 
sondern eine Verfassung ein, die dem Volk der DDR den Genuß der 
Bürger- und Menschenrechte bescheren sollte. Die kurzlebige gesamt- 
deutsche Verfassungsbewegung nach der Vereinigung mit ihren Run- 
den Tischen und Verfassungsentwürfen übernahm diesen Impuls, ver- 
rannte sich freilich in Details und münzte legitime sozialstaatliche und 


Bet meacnee — so scheint es — gibt es in Deutschland 


ökologische Ansprüche wie das Recht auf Arbeit, Wohnung oder den | 


Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in Verfassungsprinzipien 
um. 

Leider bedurfte es der Morde von Solingen, um das zentrale verfas- 
sungspolitische Defizit der Demokratie in Deutschland zu offenbaren: 
In ihrem Rahmen leben rund acht Prozent der Wohnbevölkerung, die 
zwar (bisweilen begrenzt) im Genuß der allgemeinen Menschen- 
rechte, aber nicht der Bürgerrechte sind. 

So sehr nun situationsgebundenes, pragmatisches Herangehen in 
den meisten Feldern sachlicher politischer Auseinandersetzung sinn- 
voll sein kann, so unangemessen ist es bei den Grundlagen politischen 
Zusammenlebens - eben bei den Verfassungsprinzipien. 


Die Frage der Ablösung des ius sanguinis durch das ius soli ist eine 
Prinzipienfrage. Bei ihr geht es nicht nur um das Überwinden der 
letzten Rückstände deutschnationaler oder nationalsozialistischer 
Ideologie im Grundgesetz, sondern vor allem darum, ob Deutsch- 
land sich politisch der Moderne wirklich rückhaltlos öffnen wird. 
Bei der Auseinandersetzung um ius sanguinis oder ius soli geht es 
zwar auch darum, die hier lebende Wohnbevölkerung ohne deut- 
schen Paß - soweit sie volljährig ist- in die Lage zu versetzen, über 
das Verwenden ihrer Steuergelder mitzubestimmen (No taxation 
without representation!) und rassistischen Politikern über Wahlen 
einen Denkzettel zu verpassen. 

Es geht vor allem aber um die moderne Gestalt der Freiheit. An- 
dere Menschen unter dem Vorwand, sie seien „Gäste“, über Jahr- 
zehnte ökonomisch und sozial auszubeuten, ohne daß sie — wie 
das im demokratischen Kapitalismus prinzipiell der Fall sein sollte 


IMPRESSUM 


Verlag: Tageszeitungsverlagsgesellschaft „dietaz”mbH, 
Mainzer Landstraße 147, W-6000 Frankfurtam Main 90 


Redaktion:MichaelRediske(v.i.S.d.P.), AndreaSeibel, ThomasWorm 
Fotoredaktion: PetraSchrott 

Gestaltung + Layout: ChristEngel, JörgKohn, Michael Uszinski 
Bildverarbeitung: Claudia Benders, MariaJessel 

Titelfoto: JörgLange 


Kapitelfotos: Nordlicht (S.7), Dietmar Gust/Zenit(S.27), 
Martin Wissen ($.39), Paul Langrock/Zenit(S.53), Paul Glaser ($.63), 
Ursula Weise/Phönix($.77) 


Dokumentation: Sigrid Deitelhoff, Mario Hentschel 


Anzeigen: scala media Gesellschaft für Werbung, Anzeigenverkauf 
und Marktforschung GmbH, Lützowstraße 102-104, 1000 Berlin 30 


Druck: Henke Pressedruck GmbH, 
Ullsteinstraße 69, W-1000 Berlin 42 


— in der politischen Sphäre über gleiche Rechte verfügen, heißt 
nichts anderes als die eigene politische Freiheit auf der Knecht- 
schaft anderer zu behaupten. 

Das Ergebnis jeder Parlamentswahl ist eine Lüge, weil es den 
politischen Willen einer starken Minderheit vernachlässigt. Dieser 
Auschluß von der politischen Willensbildung verfälscht das Reprä- 
sentationsprinzip schon im Ansatz. Damit beruht demokratische 
Herrschaft auf praktischer Unwahrheit. Bei alledem kann es übri- 
gens nicht um das Schielen auf Mehrheiten gehen. Die Linke hat, 
wie etwa die USA zeigen, nicht den geringsten Anlaß, sich für die 
Einbürgerung von Immigrantinnen nur deshalb stark zu machen, 
weil ihr später womöglich deren Stimmen zufallen. Dankbarkeit ist 
keine Kategorie politischer Interessenwahrnehmung. 

Für das ius soli und die ihm korrespondierende Regelung, dop- 
pelte Staatsangehörigkeiten zuzulassen, spricht alleine der Um- 
stand, daß durch dieses Recht alle Bürgerinnen und Bürger, zumal 
jene mit deutschem Paß, emanzipiert werden. 

Schließlich besagt das ius soli lediglich, daß Bürgerrechte kein 


‚persönlicher Besitz sind, der von den Eltern als Pflichtteil vererbt 


wird, sondern unbedingte Ansprüche, die allen Menschen von An- 
beginn zukommen. 


Dieser normative Sinn des Bürgerrechts wird in der aktuellen De- 
batte in zwei Hinsichten verfälscht. Wird es einerseits aus Oppor- 
tunitatsgründen im Rahmen einer pragmatischen Nichteinwande- 
rungspolitik zur Bewahrung des sozialen Friedens erwogen, SO er- 
scheint es andererseits als etwas, das gleichsam obrigkeitsstaatlich 


gewährt wird. Eine von oben gewährte Emanzipation aber stelltim- 


mer nur eine halbierte und damit überhaupt keine Emanzipation 
dar. Bürgerrechte bedürfen, gerade dann, wenn sie das soziale 
Fundament eines politischen Gemeinwesens stärken sollen, des 
gemeinsamen Kampfes, womöglich auch der gemeinsamen Nie- 
derlage, nicht aber eines dankbaren Entgegennehmens. 

Derzeit ist völlig unklar, ob die Reste der deutschen Linken, ob 
Menschen- und Bürgerrechtsgruppen, ob Liberale in allen etablier- 
ten Parteien, von der CDU bis zu Bündnis 90/Die Grünen, ob Kir- 
chen und Verbände, vor allem aber, ob die unterschiedlichen Im- 
migrantiInnenorganisationen selbst die Tragweite dieser Frage er- 
kannt haben und zu gemeinsamem Handeln bereitsind. 


IV. 


Sollte dem so sein, steht auch hierzulande - im scharfen Bewußt- 
sein der historischen, politischen und sozialen Unterschiede -eine 
in sich vielfältige, massenhafte Bewegung auf der Tagesordnung, 
die wie das ‚Civil Rights“-Movement in den USA der sechziger 
Jahre solange politisch kämpft, bis das ius soli von Geburt an zur 
zureichenden Bedingung der Staatsbürgerschaft wird. 

Über politische Formen — von echten und symbolischen Refe- 
renden über symbolische Bundestagswahlen für Menschen ohne 
deutschen Pal bis zu großen Demonstrationen in Bonn oder Berlin 
-wird dann zu sprechen sein, wenn sich eine entsprechende Koali- 
tion zusammenfindet. 

Eines freilich steht jetzt schon fest: Sollte auch diese grundsätzli- 
che Frage eines neuen Verfassungsverständnisses in den Mühlen 
und Kompromissen der Bonner Parteien, außenpolitischer Oppor- 
tunitatserwagungen, verfassungsrechtlicher Einlassungen und 
kleinster gemeinsamer Nenner zerrieben, um schließlich als Ge- 
schenk an ausgewählte ImmigrantInnengruppen präsentiert zu 
werden, so dürfte eine weitere Chance, der 1989 neugegründeten 
deutschen Nation eine liberale Verfassung zu verleihen, vertan 
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z „Nun haben wir in den letzten Tagen wieder eine 
| .. schreckliche Heimsuchung erlebt, wie Sie wissen: 
ın der Mordtat in Solingen. Das ist ein Vorgang, der 


g DV u 2 


no uns zutiefst bedrückt und erschüttert und für den 


Zwischenzeit | wi en, we nach allem. was zur 
E, Stunde feststeht, die Täterschaft im Bereich einer 


gewalttätig-asozialen Gewalttätigkeit zu aha ist, 


Landes bleibt.“ 


Helmut Kohl in der 'Tagesschau' vom 2. Juni 1993 
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hs wir uns auch schämen, obwohl wir in der 


ein Vorgang, den es leider überall gibt, aber das 
ändert nichts an der | Tatsache, daß dies eine | 
grauenvolle Tat war, die wir ' zutiefst bedauern, ‚aber 
das ander auch nichts an der Tatsache, daß, die _ 2 
Position Deutschlände die eines offenen, eines 


gastfreien und vor allem eines fremdenfreundlichen 


et 


